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Zu dieser Ausgabe / Dans ce numéro 

Editorial 
von ELISABETH KELLER 

Neue Perspektiven für die Gesundheits- und Sozialberufe 

Die Berufsbildung in der Schweiz ist im Wandel. Unter dem 
neuen Berufsbildungsgesetz werden erstmals sämtliche Berufe 
vereint. Während bisher nur die gewerblich-industriellen Be-
rufe in die Bundeskompetenz fielen, werden in naher Zukunft 
auch die Berufe in den Bereichen Gesundheit, Soziales und 
Kunst dem Bund unterstellt und einheitlich geregelt. Die ge-
plante Integration der Gesundheits- und Sozialberufe wird vor 
allem für die Frauen neue Chancen bieten, die in diesen Beru-
fen die Mehrheit ausmachen. Bis heute sind die Ausbildungen 
je nach ICanton und Region unterschiedlich. Berufliche Karrieren 
sind schwierig, da die Abschlüsse nicht allgemein anerkannt 
sind und es häufig keinen Zugang zu weiterführenden Aus-
und Weiterbildungen gibt. Die Löhne sind vergleichsweise tief 
und die Arbeitsbedingungen haben sich in den letzten Jahren 
- vor allem im Pflegebereich - eher verschlechtert. 

Welche umfassenden Aufgaben bei der Integration dieser Be-
rufe in die Bundeskompetenz zu bewältigen sind, welche 
Chancen und Risiken sie beinhaltet - dies zeigen die Artikel zu 
unserem aktuellen Schwerpunktthema. 

Schweizerische Strafprozessordnung und Opferschutz 

Das Strafprozessrecht soll vereinheitlicht werden. Während 
bisher jeder Kanton ein eigenes Strafverfahrensrecht hatte, 
soll neu für alle Kantone das gleiche Recht gelten. Die neue 
Strafprozessordnung soll nicht nur eine wirksame Strafverfol-
gung ermöglichen, sondem auch die Rechte der Beschuldigten 
und die Rechte der Opfer stärken. Die Eidgenössische Kom-
mission für Frauenfragen hat sich intensiv mit der Verbesse-
rung des Schutzes fiir Opfer von Straftaten befasst. In ihrer 
Stellungnahme, die wir in diesem Heft publizieren, weist sie 
darauf hin, dass die Opferschutz- und Beteiligungsrechte der 
Opfer am Strafverfahren im vorliegenden Entwurf ungenü-
gend sind, und beantragt eine Reihe von Verbesserungen. 

De nouvelles perspectives pour les professions de la santé 
et du social 

La formation professionnelle en Suisse est en mutation. Pour 
la première fois, toutes les professions sont soumises à la nou-
velle loi sur la formation professionnelle alors que, jusqu'ici, 
seules les professions artisanales et industrielles faisaient par-
tie des attributions fédérales. Les professions paramédicales, 
sociales et artistiques seront désormais également du ressort 
de la Confédération et réglementées de façon uniforme. L'in-
tégration prévue de ces professions offrira surtout de nouvelles 
chances aux femmes qui constituent la majorité des personnes 
travaillant dans les secteurs de la santé et du social. Pour l'heure, 
les formations varient d'un canton à l'autre et d'une région à 
l'autre. Les carrières professionnelles sont difficiles, car les 
diplômes ne sont pas unanimement recormus et, de surcroît, 
les possibilités de formation complémentaire et continue sont 
souvent inexistantes. Les salaires restent comparativement bas, 
et les conditions de travail se sont passablement détériorées au 
cours des dernières années - en particulier dans le domaine des 
soins infirmiers. 

Quels sont les grands problèmes à résoudre dès lors que ces 
professions entrent dans le domaine de compétence de la Con-
fédération, quels sont les chances et les risques qu'implique 
cette intégration - c'est ce que montrent les articles du thème 
principal d'aujourd'hui. 

Code suisse de procédure pénale et protection des victimes 

Le droit en matière de procédure pénale doit être uniformisé. 
Chaque canton disposait jusqu'à présent de son propre code de 
procédure, et il s'agit désormais d'appliquer le même droit 
dans tous les cantons. Le nouveau code de procédure pénale ne 
doit pas seulement permettre une poursuite judiciaire efficace, 
il doit renforcer les droits des inculpés et les droits des victimes. 
L'attention de la Commission fédérale pour les questions fé-
minines s'est particulièrement focalisée sur l'amélioration de 
la protection des victimes d'infiractions. Dans sa prise de posi-
tion, que nous pubhons dans ce numéro, la Commission insiste 
sur le fait que les droits de protection des victimes et leurs 
droits de participation à la procédure pénale ne sont pas suffi-
samment pris en compte dans le projet soumis et propose donc 
une série d'améliorations. 

Traduction: h/larie-Qaude Brulhardt 
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Vernehmlassungen 

Bundesgesetz überdie registrierte 
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare 
Stellungnahme der Eidgenössischen Kommission für Frauenfragen (Februar 2002) 

A. AllgeiTieines 
Die Eidgenössische Kommission für 

Frauenfragen (EICF) anerkennt den Vorent-
wurf eines Bundesgesetzes über die regis-
trierte Partnerschaft gleichgeschlechtli-
cher Paare als wichtigen Schritt, die recht-
liche Stellung gleichgeschlechtlicher Paa-
re zu verbessem. Die EKF hat bereits in 
ihrer Stellungnahme 1999 zum Bericht 
des Bundesamtes für Justiz ausführlich 
zu diesem Thema Stellung bezogen und 
die rechtlichen Bestrebungen zum Ab-
bau der Diskriminiemngen von homo-
sexuellen Partnerschaften unterstützt. 

Die EKF ist der Meinung, dass auch 
Konkubinatspaare die Möglichkeit erhal-
ten sollen, eine registrierte Partnerschaft 
einzugehen.' Damit würden sie einen an-
erkannten rechtlichen Status erlangen 
können, ohne dafür heiraten zu müssen. 
Eine solche Lösung würde den heutigen 
Lebensformen besser gerecht werden. 

Zum erläuternden Bericht ist folgendes 
zu bemerken: Während sich der deutsche 
Text des erläuternden Berichts um eine 
wertneutrale Beschreibung von Sachver-
halten bemüht, ist der französische Text 
teilweise problematisch formuliert (bei-
spielsweise Kapitel 1.7.3 Name und Bür-
gerrecht und Kapitel 1.7.8 Adoption und 
Fortpflanzungsmedizin). Im Bericht fehlt 
überdies der Hinweis auf die Bestrebun-
gen, das schweizerische Namensrecht dis-
kriminiemngsfrei zu gestalten. Die EKF 
hält deshalb eine entsprechende Überar-
beitung dieser Textstellen für sinnvoll. 

B. Zum Vorentwurf 
Die EKF begrüsst die im Sozialversiche-

rungsrecht, in der beruflichen Vorsorge, im 
Erb- sowie im Miet- und Steuerrecht vor-
gesehene Gleichstellung gleichgeschlecht-
licher Paare mit Ehepaaren. Ebenso be-
fürwortet sie die Beseitigung bestehen-
der Benachteiligungen beim Zeugnisver-
weigemngsrecht und beim Besuchsrecht 
in Spitälern und ähnlichen Institutionen. 

Verweigerung der Registrierung 

Art. 5 Abs. 2 und Art. 11 des Vorent-
wurfes sehen vor, dass der Zivilstands-
beamte oder die Zivilstandsbeamtin die Re-
gistriemng der Partnerschaft verweigern 

können, wenn Verdacht besteht, die re-
gistrierte Partnerschaft werde zur Umge-
hung des Ausländerrechts missbraucht. 
Eine analoge Vorschrift ist im Vernehm-
lassungsverfahren zum geplanten neuen 
Ausländergesetz (AuG) auch für Braut-
leute geplant. Es ist offensichtlich, dass 
«Scheinregistriemng» und «Scheinehe» 
gleich behandelt werden sollen. Es ist 
nicht einzusehen, weshalb dies in unter-
schiedlichen Gesetzen geregelt werden 
soll. Sollte die Vorschrift über Scheinehe 
im AuG vom Parlament nicht angenom-
men werden, wird die registrierte Part-
nerschaft strengeren Missbrauchsregeln 
unterstellt. Diese Missbrauchsbekämp-
fung erweckt den Eindmck, dass homo-
sexuelle Paare mehr zu Scheinregistrie-
mngen tendieren als heterosexuelle Paa-
re zu Scheinehen. Dies verstösst gegen 
Art. 8 BV. 

Die EKF l>eantragt die Streidiiuig von Ait 5 
Abs. 2 und Art. 11 des Vorentwuifs. Die be-
stehende Regelung in Art. 7 Abs. 2 ANAG 
genügt und ist entsprechend zu ergänzen: 
«Kein Anspruch besteht, wenn die Ehe bzw. 
die registrierte Partnerschajl eingegangen 
worden ist, um die Vorschriften über Auf-
entlialt und...» 

Erfordernis des Zusammenwohnens 

Art. 7b Abs. 1 des Entwurfes zum Bun-
desgesetz über Aufenthalt und Nieder-
lassung von Ausländem- sieht vor, dass 
die registrierte Partnerin einer Schwei-
zer Bürgerin oder der registrierte Partner 
eines Schweizer Bürgers mit ihr bzw. mit 
ihm zusammen wohnen müssen, um ei-
nen Anspmch auf eine Aufenthaltsbewil-
ligung begründen zu können. Ehepaare 
müssen nicht zusammen wohnen. Eine 
strengere Vorschrift als bei Ehepaaren ist 
nicht gerechtfertigt. Auf das Erfordemis 
des Zusammenlebens soll bei gleichge-
schlechtlichen Paaren verzichtet werden. 
Eine solche Einschränkung darf im übri-
gen auch nicht fiir Ehepaare neu einge-
führt werden. '• ' 

Auf Art. 7b des Entwurfes zum ANAG ist zu 
veizichten. Art. 7 Abs. 1 ANAG ist wie folgt zu 
ergänzen: «Der ausländische Ehegatte eines 
Schweizei Büigeis/einei Schweizer Bürgerin 
oder eine ausländische Person, die mit einem 
Schweizer Bürger oder einer Schweizer Bür-
gerin in registrierter Partnerschaft lebt, hat 
Anspruch auf...» 

Die einfachste Lösung wäre die Einfüh-
mng einer neuen Bestimmung im Aus-
länderrecht, die vorsieht, dass die Bestim-
mungen für Ehegatten mit ausländischen 
Parmem analog auf registrierte Paare 
mit einer ausländischen Partnerin/einem 
ausländischen Partner anwendbar sind. 

Ordentliche Einbürgerung 

Art. 15 Abs. 3 des Bürgerrechtsgesetzes 
(BüG) sieht vor, dass bei ausländischen 
Ehegatten, die gemeinsam ein Einbürge-
mngsgesuch stellen, und bei denen nur 
der eine die vom Bund vorgeschriebene 
Wohnsitzdauer erfüllt, der andere trotz-
dem miteingebürgert werden kann, wenn 
er insgesamt seit fünf Jahren in der 
Schweiz Wohnsitz hat und seit drei Jah-
ren in ehelicher Gemeinschaft mit dem 
anderen Ehegatten lebt. Die selben «Er-
leichtenmgen» werden in Art. 15 Abs. 5 BüG 
(Entwurf) nur für die registrierte Partne-
rin einer Schweizer Bürgerin oder für den 
registrierten Partner eines Schweizer Bür-
gers vorgesehen. Es ist nicht einzusehen, 
weshalb die erforderliche Wohnsitzdauer 
in der registrierten Partnerschaft nur ver-
kürzt wird, wenn ein Partner Schweizer 
ist. Ausländische registrierte Paare mit 
Wohnsitz in der Schweiz könnten damit 
kein gemeinsames Gesuch um Bewilli-
gung der Einbürgemng stellen. 

Dieser Aitilcel muss gestrichen und Art. 1S 
Abs. 3 wie folgt ergänzt weiden: «... mit dem 
anderen Ehegatten lebt. Dasselbe gilt füi 
gleichgeschlechtliche Paare, welche mitein-
andei seit drei Jahren in registrierter Part-
nerschaft leben.» 

Erleichterte Einbürgerung 

Den homosexuellen registrierten Paa-
ren steht der Weg der erleichterten Ein-
bürgemng (wie Eheleuten) nicht offen. 
Begründet wird dies damit, dass Art. 38 
Abs. 1 der Bundesverfassung (BV) besagt, 
dass der Bund abschliessend zuständig 
ist den Erwerb und Verlust der Bürger-
rechte durch Abstammung, Heirat oder 
Adoption zu regeln. Der in Art. 38 Abs. 1 
BV verwendete Begriff der Heirat wird zu 
eng angesehen. Die tatsächlichen Gegeben-
heiten und die heute herrschenden Wert-
vorstellungen lassen den Einbezug des 
familienrechtlichen Instituts einer regis-
trierten Partnerschaft gleichgeschlechtli-
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Bundesgesetz über die registrierte Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare 

eher Paare unter den Begriff «Ehe» im 
Sinne einer zeitgemässen Auslegung 
durchaus zu. 

Alt. 27 BÜG ist durch die notwendigen 
Begriffe für die registrierte Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare zu ergänzen. 

Personenstand 

Art. 3 des Vorentwurfs besagt, dass der 
Personenstand «registrierte Partnerschaft» 
lauten soll. Den Vemehmlassungsergeb-
nissen zum Bericht über die rechtliche 
Situation gleichgeschlechtlicher Paare 
(1999) ist zu entnehmen, dass dieser Be-
griff" nicht diskutiert worden ist. 

Die EKF beantragt, den Begriff nochmals 
zu übeidenken. Sie ist dei Meinung, dass ei 
abweitend ist. Die EKF bevoizugt den in 
Deutschland verwendeten Begriff «eingetra-
gene Pârtnerschaftu. 
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Consultations 

Loi fédérale sur le partenariat enregistré 
entre personnes du même sexe 
Prise de position de ia Commission fédérale pour ies questions féminines (février 2002) 

A. Généralités 
La Commission fédérale pour les ques-

tions féminines (CFQF) considère que 
l'avant-projet d'une loi fédérale sur le 
partenariat enregistré entre personnes 
du même sexe est un pas important vers 
une amélioration de la situation juri-
dique des couples homosexuels. Dans 
son préavis de 1999 concemant le rap-
port de l'Office fédéral de la justice, la 
Commission s'est déjà amplement expri-
mée à ce sujet et a soutenu les efforts en-
trepris au plan juridique en vue de sup-
primer les discriminations subies par les 
couples homosexuels. 

La CFQF est d'avis que les couples hété-
rosexuels vivant en concubinage devraient 
également avoir la possibihté d'officia-
liser leur relation. Cela leur conférerait 
un stamt reconnu par la loi sans avoir à 
se marier pour autant. Une telle solution 
tiendrait mieux compte des modes de vie 
actuels. 

(Quelques remarques préliminaires s'im-
posent au sujet du rapport explicatif 
Alors que le texte allemand du rapport 
explicatif s'efforce d'exposer les faits en 
termes neutres, la formulation de certains 
passages de la version française est quelque 
peu problématique (par exemple le cha-
pitre 1.7.3 «Nom et droit de cité» et le 
chapitre 1.7.8 «Adoption et procréation 
médicalement assistée»). Il manque par 
ailleurs dans ce rapport une indication 
sur les efforts visant à adapter les règles 
du droit suisse relatives au nom de ma-
nière non discrinünatoire. La CFQF estime 
donc qu'il serait judicieux de remanier 
en conséquence les passages incriminés. 

B. A propos de l'avant-projet 
La CFQF salue l'égalité de traitement 

prévue entre partenariats enregistrés de 
personnes du même sexe et couples ma-
riés en matière de droit des assurances 
sociales, de prévoyance professionnelle, 
de droit successoral, de droit de bail et de 
droit fiscal. Elle approuve également la 
suppression des désavantages existant 
dans le domaine du droit d'être dispensé 
de témoigner et du droit de visite dans les 
hôpitaux et institutions similaires. 

Refus d'enregistrement 

L'art. 5, al. 2, et l'art. 11 de l'avant-pro-
jet prévoient que l'ofïîcier d'état civil 
peut refuser d'enregistrer le partenariat 
s'il existe de sérieuses présomptions que 
cet enregistrement vise à éluder les dis-
positions du droit des étrangers. Une 
prescription analogue est aussi proposée 
pour les conjoints dans la nouvelle loi sur 
les étrangers mise en consultation. Il est 
évident que le «mariage fictif» et le «par-
tenariat fictif» doivent être traités de la 
même manière. La CFQF ne voit pas pour-
quoi ceci doit être réglé dans des lois dif-
férentes. Si la prescription relative au ma-
riage fictif dans le projet de loi sur les 
étrangers ne devait pas être approuvée 
par le Parlement, le partenariat enregis-
tré serait soumis à des règles plus strictes. 
Cette lutte contre les abus de droit donne 
l'impression que les couples homo-
sexuels sont plus enclins à conclure des 
partenariats enregistrés de complaisance 
que les couples hétérosexuels à contrac-
ter des mariages blancs. Ceci contrevient 
à l'art. 8 Cst. 

La CFQF demande que l'ait. S, aL 2, et l'ait. 
11 de l'avant-projet soient biffés. La disposi-
tion existante de l'art 7, aL 2. LSEE est sulB-
sante et est à compléter en conséquence: «Ce 
droit n'existe pas loisquë le mariage ou le 
partenariat enregistre' a été conclu dans le but 
d'éluder les dispositions sur le séjour et...». 

Exigence de la demeure commune 

Le nouvel art. 7b, 1er al., de la loi fédé-
rale sur le séjour et l'établissement des 
étrangers prévoit que la partenaire enre-
gistrée étrangère d'une ressortissante 
suisse ou le partenaire enregistré étran-
ger d'un ressortissant suisse doit cohabi-
ter avec elle resp. avec lui pour pouvoir 
faire valoir le droit à une autorisation de 
séjour. Les couples mariés n'ont pas 
l'obligation d'avoir une demeure com-
mune. Une prescription plus sévère que 
celle valant pour les couples mariés ne se 
justifie pas. Il convient donc de renoncer 
à l'exigence de la vie commune pour les 
partenaires du même sexe. Par ailleurs, 
une telle restriction ne doit pas non plus 
être envisagée pour les couples mariés. 

Il convient de renoncer au nouvel article 
7b LSEE. L'article 7,1er al., LSEE est à com-
pléter conune suit: «Le conjoint étranger 

d'un ressortissant suisse ou d'une ressortis-
sante suisse ou une personne étrangère vi-
vant en partenariat enregistré avec un res-
sortissant suisse ou une ressortissante suisse 
a droit à l'octroi...». 

La solution la plus simple consisterait 
à introduire une nouvelle disposition dans 
la loi sur les étrangers prévoyant que les 
règles concemant les couples mariés avec 
des partenaires étrangers s'appliquent par 
analogie aux partenaires enregistrés dont 
l'un des deux est étranger. 

Naturalisation ordinaire 

L'art. 15, al. 3, de la loi sur la nationali-
té (LN) prévoit que lorsque des époux 
étrangers déposent ensemble une de-
mande de naturalisation et que seul l'un 
des deux remplit les prescriptions de la 
Confédération en matière de durée du sé-
jour en Suisse, l'autre époux peut néan-
moins être naturalisé en même temps s'il 
est domicilié en Suisse depuis 5 ans et s'il 
fait depuis 3 ans ménage commun avec 
son époux. Les mêmes «facilités» ne sont 
prévues à l'art. 15, al. 5, LN (projet) uni-
quement pour la partenaire enregistrée 
d'une ressortissante suisse ou le parte-
naire enregistré d'un ressortissant suisse. 
On ne voit pas pourquoi la durée néces-
saire de résidence n'est raccourcie pour 
le partenariat enregistré que si l'un des 
partenaires est de nationalité suisse. Les 
partenaires étrangers enregistrés domici-
liés en Suisse ne pourraient ainsi pas dé-
poser une demande commune de nam-
ralisation. 

Cet article doit être biffé et l'ait. 15. al. 3. 
complété comme suit: ii...fait depuis 3 ans 
ménage commun avec son époux. Cette ré-
glementation vaut également pour les per-
sonnes du même sexe vivant ensemble en 
paitenaiiat enregistré depuis trois ans.» 

Naturalisation facilitée 

La voie de la naturalisation facilitée 
n'est pas ouverte aux couples homose-
xuels enregistrés (comme elle l'est aux 
couples mariés). Ceci est justifié en vertu 
de l'art. 38,1er al., de la Constitution fé-
dérale (Cst.) qui stipule que la Confédéra-
tion a la compétence exclusive de régler 
l'acquisition et la perte de la nationalité 
et des droits de cité par filiation, mariage 
ou adoption. La notion de mariage utili-
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sée à l'art. 38,1er al., Cst. est interprétée 
dans un sens trop restrictif Les réalités et 
les systèmes de valeurs d'aujourd'hui 
permettent tout à fait d'intégrer dans la 
notion de «mariage» l'institution juridi-
que familiale d'un partenariat enregistré 
entre personnes du même sexe, dans le 
sens d'une interprétation plus actuelle et 
opportune. 

L'art. 27 LN est à compléter par les notions 
nécessaires pour le partenariat enregistré 
entre personnes du même sexe. 

Etat civil 

L'art. 3 de l'avant-projet stipule que 
l'état civil doit s'intituler «lié par un par-
tenariat enregistré». Les résultats de la 
procédure de consultation concemant le 
rapport sur la situation juridique des 
couples homosexuels (1999) monttent 
que cette notion n'a pas été discutée. 

La CFQF demande une nouvelle fois que la 
notion soit revue, cai elle est d'avis que celle-
ci a une connotation dévalorisante. La CFQF 
préfère l'expression de «paitenariat inscrito 
(«eingetragene PaitneTschaftn), telle qu'elle 
est utilisée en Allemagne. 

Traduction: Marie-CIoude Brulhardt 
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Vemehmlassungen 

Vorentwürfe zu einer Schweizerischen 
Strafprozessordnung (StPO) und einem 
Schweizerischen Jugendstrafverfahren 
Stellungnahme der Eidgenössischen Kommission für Frauenfragen (Februar 2002) 

A. Vorbemerkung 
Die vorliegende Stellungnahme wurde 

unter Beizug von Gmndlagenarbeiten 
EKF-extemer Expertinnen' erarbeitet. 
Die EKF verzichtet darauf, zu allen Berei-
chen umfassend Stellung zu nehmen. Sie 
konzentriert sich auf ihr besonders wich-
tige Anliegen aus Frauen- und Opfer-
schutzsicht. Eine kurze Stellungnahme 
zum Jugendstrafverfahren findet sich am 
Schluss. 

B. Grundsätzliches 
1. Die EKF begrüsst die Wahl des Staats-

anwaltschaftsmodells und die Einführung 
des Zwangsmassnahmengerichts (Art. 22). 
Hingegen sind die Einbrüche ins Unmittel-
barkeitsprinzip (Alt. 374 ff) zu weitgehend 
imd von der schon gnmdsätzlich problema-
tischen Einführung des Opportunitätsprin-
zips (Alt. 8) sollte jedenfalls für Delikte gegen 
Leib und Leben imd die sexuelle Integrität 
unbedingt abgesehen werden. 

2. Die Polizei sollte auf ihre Akut- und 
Hilfsfunktion beschränkt bleiben (Anhal-
tung von Tatverdächtigen, Sicherstellen 
von Beweismitteln und Deliktsgut, Fest-
stellen von Zeugen; die Kompetenzen in 
Alt 327, 333fr gehen zu weit). Die Kompe-
tenz, über alle rechtlichen Belange zu 
entscheiden (Vorliegen genügenden Tat-
verdachts, Abgrenzung Antrags- Offizial-
delikte etc.) sollte ausschliesslich bei der 
Staatsanwaltschaft liegen. 

3. Die EKF beantragt die Ergänzung von 
Art. 15 mit einer Verpflichtung dei Kantone, 
dafüi zu soigen. dass in den Strafbehöiden 
beide Geschlechtei angemessen verrieten 
sind. 

4. Wie in der Vemehmiassung der Eid-
genössischen Kommission fiir Frauenfra-
gen zum Entwurf des Allgemeinen Teils 
des StGB ausführlich erläutert (Frauen-
fragen 1/94), ergeben sich fiir Frauen im 
Strafvollzug besondere Probleme. Auch 
im Strafprozess sind besondere Bedürf-
nisse zu berücksichtigen: fiir weibliche 
Verhaftete sind getrennte Unterbringungs-
möglichkeiten vorzusehen (Ergänzimg des 
Art. 247 VE: Abs. la: «Die Kantone sehen für 
weibliche Verhaftete besondere Unterbrin-
gungsräumlichkeiten vor») und es bedarf ei-

ner klaren Regelung für die mit der Mutter-
schaft verbundenen besonderen Probleme 
von inhaftierten Flauen (Einrichtung von be-
sonderen Räumlichkeiten usw.). 

5. Die Kommission ist weiter der Mei-
nung, dass auch beschuldigte Frauen, gleich 
wie weibliche Opfer, das Recht haben sollen, 
von Personen des gleichen Geschlechts be-
fragt zu werden (Ergänzung Art. 166, 170 
VE). Dies ist namentlich dann besonders 
wichtig, wenn Täterinnen möglicherweise 
auch Opfer von Gewalt sind (bei Gewalt 
im sozialen Nahraum ist dies der Regel-
fall). 

6. Die EKF stellt fest, dass in Zusam-
menhang mit Frauen- und Menschenhandel 
wichtige Massnahmen im VE gänzlich feh-
len: Die strafprozessuale Verankerung eines 
Zeuginnenschutzprogrammes für Betroffene, 
welches den Opfem Schutz und Aufent-
halts- und Arbeitsrecht für die Dauer des 
Prozesses garantiert sowie ihnen und Zeug-
innen, zusichert, dass sie von der Straf-
verfolgung wegen illegalen Aufenthalts 
oder Erleichtemng illegalen Aufenthalts 
befreit sind (Kronzeuglnnenregelung, be-
trifft Art. 160 ff). 

7. Die Opferschutz- imd Beteiligungsrechte 
sind noch ungenügend ausgestaltet. Darauf 
wird nachfolgend näher eingegangen. 

C. Opferschutz- und 
Beteiligungsrechte der Opfer 
(Dieser Teil folgt der Artikel-Nummerierung 
des Vorentwur/sj 

Art. 74 Die Erfahmng zeigt, dass der 
Schutzgedanke nur konsequent umge-
setzt werden kann, wenn auch die Über-
setzerin oder der Übersetzer dem glei-
chen Geschlecht angehört. Art. 74 ist mit 
Abs. 5 zu eigänzen: »Das Opfei einei Straftat 
gegen die sexuelle Integrität kann verlan-
gen, dass eine dem gleichen Geschlecht an-
gehörende Person für die Übetsetzung sei-
ner Befragung beizuziehen ist.» 

Art. 78 Absatz 2 VE sieht als Kann-Vor-
schrift die Möglichkeit vor, die Öffent-
lichkeit durch das Gericht ausschliessen 
zu lassen, wenn eine Person in ihrer kör-
perlichen, sexuellen oder seelischen Integ-
rität'unmittelbar beeinträchtigt ist. Die-
se Ausdehnung auf alle Opfer begrüssen 
wir. Ebenfalls begrüssen wir die Beibe-

halmng des Anspmches eines Opfers ei-
ner Straftat gegen die sexuelle Integrität 
auf Ausschluss der Öffentlichkeit. Wir 
schliessen uns zudem dem Vorschlag der 
OHG-Expertenkommission zu einem er-
gänzten Absatz 4 an: «... Zutritt zu nicht öf-
fentlichen Veihandlungen gestattet. Wiid 
die Öffentlichkeit aufgrund des Antrages ei-
nes Opfers einer Straftat gegen die sexueUe 
Integrität ausgeschlossen, setzt die Zulas-
sung von Gerichtsberichterstattem und wei-
teren Personen die Zustimmung des Opfeis 
voraus.» 

Art. 81 Wir begrüssen die Möglichkeit 
einer Sanktion auch für Private. Zudem 
schliessen wir uns den Vorschlägen der 
OHG-Expertenkommission an, wonach 
nicht nur die Identität sondem alle An-
gaben, die Rückschlüsse auf die Identität 
von Opfem geben können, nicht veröf-
fentlicht werden dürfen (Fotografien 
von Wohnhaus, des Tatortes, etc.). Abs. 5 
ist entsprechend zu ergänzen mit: «Behör-
den und Private dürfen ausserhalb eines öf-
fentlichen Gerichtsverfahrens die Identität 
des Opfeis odei Infonnationen. die eine 
Identifizienmg des Opfers erlauben, nur ver-
öffentlichea wenn eine Mitwirkung der Be-
völkerung bei dei Aufklärung von Verbre-
chen oder bei der Fahndung nach Verdäch-
tigen notwendig ist oder wenn das Opfer 
oder seine hinteibliebenen Angehörigen 
dem zustimmen. Private können bei Nicht-
beachtung mit Ordnungsbusse nach Artikel 
70 Absatz 1 bestraft werden.» 

Art. 96 Nicht alle Opfer konstituieren 
sich als Partei. Trotzdem haben Opfer 
aufgmnd der grossen Bedeutung der 
Strafverfahren für sie persönlich in der 
Regel ein grosses Bedürfnis regelmässig 
über das Verfahren und dessen Ausgang 
informiert zu werden. Weiter ist nicht 
einzusehen, weshalb Parteien und Opfer 
ohne Parteistellung, nur Teile eines Ur-
teils erhalten sollen. Dies ist in der Praxis 
nur schwer praktikabel und gibt kein 
vollständiges Bild über das gefällte Urteil. 
Die Prüfüng eines Rechtsmittels wird er-
schwert. Entsprechend muss Abs. 2 er-
gänzt weiden mit: «...händigt den Parteien 
und Opfem ohne Parteistellung...... Abs. 4 
muss lauten: «Muss das Gericht das Urteil be-
gründen, so stellt es innert 60 Tagen dem Be-
schuldigten, der Staatsanwaltschaft und den 
Opfern das vollständige begründete Urteil 
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zu. den übrigen Parteien nur jene Teile des 
Urteils, in denen ihre Anträge behandelt 
werden.» 

Gemäss Art. 111 können Dritte mit ei-
nem schützenswerten Interesse Akten-
einsicht verlangen. Dieses Akteneinsichts-
recht soll auch Opfem ohne Parteistel-
lung zukommen. Dies ist notwendig, um 
einerseits das Prozessrisiko bei einer 
Konstimiemng als Partei abzuschätzen 
und anderseits, um dem Informationsbe-
dürfhis der Opfer nachzukommen. Abs. 1 
ist somit zu ergänzen mit: «.. .können Partei-
en und Opfer, die nicht Partei sind...... 

Da bei Befragungsvideos von Kindem, 
die Opfer von sexueller Ausbeutung wur-
den, die Gefahr besteht, dass sie als Han-
delsware in einschlägige Kreise gelan-
gen, sollte der Umgang sowie die Her-
ausgabe der Bänder gesetzlich geregelt 
werden. Wir schlagen einen zusätzlichen 
Absatz 4 vor: «Die Ton-, Bild- oder Datenträ-
ger (Artikel 84 Absatz 3) weiden nicht zur An-
sicht herausgegeben. Sie kônnen im Rah-
men der Strafuntersuchung oder der Ge-
richtsverfahren durch die Verfahrensbetei-
ligten visioniert werden.» 

Art. 115 Abs. 1 Die Opfer, die sich nicht, 
als Privatklägerin konstituieren, sind als 
weitere Verfahrensbeteiligte aufzuführen; 
andemfalls besteht die Gefahr, dass de-
ren besondere Situation und spezifi-
schen Verfahrensrechte vergessen wer-
den. 

Art. 119 Über Anträge der Parteien soll-
te unverzüglich entschieden werden, da 
die Durchfühmng gewisser Beweismass-
nahmen in einem späteren Verfahrens-
stadium oft keinen Sinn mehr macht. Er-
gänzung mit Abs. 4: «Die Verfahrensleitung 
entscheidet über die Anträge sofort» 

Art. 124 ff Wir begrüssen das Anliegen 
der Expertenkommission für die Revision 
des Bundesgesetzes übei die Hilfe an Opfei 
von Straftaten vom S. Februar 2001 |im 
Folgenden kuiz: OHG-Expertenkommission), 
für Opfer einen eigenen Abschnitt mit den 
wichtigsten Regeln in die Strafprozessoid-
nung einzufügen. Unser Voischlag eifolgt in 
starker Anlehnung an ihre Vorschläge und 
übemimmt ihre Systematik. Für die Defini-
tion des Opfeibegiifî es schliessen wir uns 
dem Voischlag dei OHG-Expertenkommis-
sion zu Art. 124a WE vollständig an. Bezüg-
lich Peisönlichkeitsschutz |124c WE). Infoi-
mation |124d WE) und Befragung und Kon-
frontation |124e WE) schlagen wir hier die 
Aufnahme folgendei neuei Gesetzesartikel 
vor: 

Persönlichkeitsschutz 
Abs. 1 Die Strafbehörden wahren die 

Persönlichkeitsrechte des Opfers sowie 
der Angehörigen auf allen Stufen des Ver-
fahrens. Sie haben zudem dafür besorgt 
zu sein, dass auch der Beschuldigte oder 
allfällige Dritte im Rahmen des Strafver-

fahrens die Persönlichkeit des Opfers 
und der Angehörigen respektiert und 
nicht verletzt. Die Behörden haben die 
dazu geeigneten Massnahmen zu treffen, 
insbesondere sind sie berechtigt, Wei-
sungen zum Schutz der Opfer und der 
Angehörigen an den Beschuldigten sowie 
an weitere Verfahrensbeteiligte zu ertei-
len. 

Abs. 2 Bei Vorliegen besonderer Grün-
de werden die Personalien des Opfers 
dem Angeschuldigten nicht bekannt ge-
geben, sofem dies fiir die Strafuntersu-
chung nicht zwingend erforderlich ist. 
Die Personalien werden in diesem Fall in 
einem separaten Aktenstück vermerkt. 

Information 
Abs. 1 Zu Beginn jedes neuen Verfah-

rensabschnittes sowie auf Anfi-age jeder-
zeit informiert die zuständige Behörde in 
Ergänzung zu Artikel 334 das Opfer über 
den Stand des Verfahrens sowie über sei-
ne jeweiligen Rechte gemäss diesem Ge-
setz. Sie weisen die Opfer im Einzelnen 
darauf hin, wenn ihre Rechte tangiert 
sind. Zudem steht den Opfem gemäss Ar-
tikel I I I Absatz 1 ein Akteneinsichts-
recht zu. 

Abs. 2 Dem Opfer werden von den zu-
ständigen Behörden die vollständigen 
Entscheide und Urteile im Verfahren un-
entgeltlich mitgeteilt, falls es nicht dar-
auf verzichtet hat. 

Abs. 3 Die Opfer werden frühzeitig und 
umgehend über wesentliche Haftent-
scheide sowie Flucht etc. des Beschuldig-
ten informiert, falls es nicht darauf ver-
zichtet hat. 

Befragungen der Opfer und Begegnung 
mit der beschuldigten Person 

Abs. 1 Die Behörden vermeiden eine 
Begegnung des Opfers mit dem Beschul-
digten. Sie tragen dem Anspmch des Be-
schuldigten auf rechtliches Gehör in an-
derer Weise Rechnung. Eine Begegnung 
kann gegen den Willen eines Opfers nur 
angeordnet werden, wenn der Anspmch 
des Beschuldigten auf rechtliches Gehör 
dies zwingend erfordert. Bei Straftaten 
gegen die sexuelle Integrität dürfen die 
Behörden das Opfer dem Beschuldigten 
nicht gegenüberstellen. Dem Anspmch 
des Beschuldigten auf rechtliches Gehör 
ist in anderer Weise zu entsprechen, na-
mentlich durch Audioübertragung der 
Befiragung oder Ausübung des Frage-
rechts durch die Verteidigung oder durch 
die Möglichkeit nach Einsicht in die Be-
ftagungsprotokoUe schriftliche Ergän-
zungsfragen stellen zu können. Es kann 
diesbezüglich auch auf Art. 161 Abs. 2 
verwiesen werden. 

Abs. 2 Das Opfer kann sich bei allen 
Verfahrenshandlungen ausser von sei-
nem Rechtsbeistand oder Vertretung von 

einer Vertrauensperson begleiten lassen. 
Abs. 3 Opfer von Straftaten gegen die 

sexuelle Integrität können in allen Ver-
fahrensabschnitten verlangen, von einer 
Person des gleichen Geschlechts einver-
nommen zu werden. Dieses Recht steht 
ihnen nicht zu, wenn die Befragung 
durch ein Einzelgericht erfolgt und 
Straftaten gegen die sexuelle Integrität 
betrifft, welche zu Opfem beiderlei Ge-
schlechts geführt haben. Ebenso steht 
dem Opfer das Recht zu, eine Person des 
gleichen Geschlechts zur Übersetzung 
beizuziehen (Artikel 74 Absatz 5). 

Abs. 4 Bei der Einvernahme von Opfem 
ist auf ihre physische und psychische Si-
tuation gebührend Rücksicht zu neh-
men. Die zuständigen Behörden sind zu 
diesem Zwecke zu schulen. 

Abs. 5 Opfer haben das Recht, die Aus-
sage zu Fragen zu verweigem, die ihre In-
timsphäre betreffen oder die keinen Be-
zug zur Straftat aufweisen. Derartige Fra-
gen müssen als solche bezeichnet wer-
den. 

Abs. 6 Das Opfer ist in der Regel nicht 
mehr als zweimal zu befragen. 

Schutzmassnahmen für Minderjährige 
Schliesslich sind an dieser Stelle (z.B. 

neuer Artikel 124 f) auch die Schutzmass-
nahmen fiir Minderjährige, die Opfer ei-
ner Straftat gegen die körperliche, sexu-
elle oder psychische Integrität geworden 
sind, zu regeln. Es sind die neu im OHG 
aufgenommenen Schutzmassnahmen für 
alle Minderjährigen von Artikel 10 a-d 
OHG als Artikel 124f Absatz 1 ^ einzufü-
gen. 

Art. 127 und 128 Opfer entscheiden 
sich oft erst nach Abschluss der Vomn-
tersuchung, ob sie sich am Strafverfah-
ren als Straf- oder Zivilklägerin beteili-
gen wollen. Die in Art. 127 Abs. 3 vorge-
sehene Einschränkung, die Konstituie-
mng als Privatklägerin habe bis zum Ab-
schluss des Vorverfahrens zu erfolgen, 
setzt sie unnötig unter Dmck und dürfte 
dazu führen, dass sich weniger Opfer am 
Strafverfahren beteiligen. Die Regelun-
gen betreffend Privatklägerschaft sollten 
zudem möglichst einfach sein. Zusätzli-
che Erklämngen sollten nur da, wo un-
bedingt nötig, vorgesehen werden. Die 
Gleichstellung des Strafantrages mit der 
Konstimiemng als Privatklägerin über-
zeugt aus Opfersicht nicht. Manche Op-
fer, die Strafantrag stellen, wollen ledig-
lich, dass sich der Staat um die Strafver-
folgung kümmert, ohne selber Position 
hinsichtlich Schuld und/oder Zivilan-
sprüchen ergreifen zu müssen. Folglich 
sollte die Stellung eines Strafantrages 
nicht automatisch die Konstituiemng als 
Privatklägerschaft bedeuten. Wir schla-
gen deshalb folgende Änderungen gegen-
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über dem VE vor: Art. 127 Abs. 3: «Die Er-
klärung ist spätestens bis zum Abschluss des 
Beweisverfahrens in der Hauptverhandlung 
abzugeben.» Abs. 4-6 streichen. Art. 128 
Abs. 2: «Wurde der Veizicht nicht ausdrück-
lich eingeschränkt, so umfasst die Er-
klärung der Geschädigten nach -Abs. 1 ihre 
Stellung als Strafkläger und als Zivilkläger.» 
(Rest streichen). 

Art. 129-132 In der Zivilklage sollten 
sämtliche zi'vilrechtlichen Ansprüche 
geltend gemacht werden können, die 
sich gegen die beschuldigte Person rich-
ten und sich aus der strafbaren Handlung 
ableiten. Also zum Beispiel auch vertrag-
liche Schadenersatzansprüche und An-
sprüche aus Persönlichkeitsschutz (Art. 
28 ZGB). Der Kanton St. Gallen kennt be-
reits eine entsprechende Regelung (Art. 
43 Strafprozessgesetz). Es wird deshalb 
vorgeschlagen, die Formulienmgdes Straf-
prozessgesetzes des Kantons St. Gallen zu 
übemehmen. 

Für die Rechtshängigkeit sollte aus Ver-
jähmngsgründen die Konstimiemng im 
Zivilpunkt genügen. Nach dem Prinzip 
der Waffengleichheit muss die Privatklä-
gerschaft bis zum gleichen Zeitpunkt Be-
weismittel einreichen oder benennen 
können wie die Beschuldigten. 

Der, Ausschluss von Rechtsmitteln in 
Art. 132 Abs. 2 lässt sich nicht rechtferti-
gen, besteht doch die Möglichkeit, dass 
das Gericht die Klage zu Unrecht als un-
genügend begründet oder beziffert be-
trachtet. Weiter sollte die Beurteilung 
von Zivilansprüchen von Opfem, sofem 
liquid, auch in Fällen möglich sein, die 
im Strafbefehlsverfahren oder im Über-
tremngsstrafverfahren entschieden wer-
den. 

Aus diesen Überlegungen ergeben sich 
folgende Änderungen: Art. 129 Abs. 1: Die 
Privatklägeischaft kann zivilrechtliche An-
sprüche geltend machen, die sich gegen die 
Beschuldigten richten und sich aus der straf-
baren Handlung ableiten. Abs. 4: Die Zivil-
klage im Strafverfahren wird durch die Er-
klärung, sich am Strafverfahren als Zivilklä-
gerin odei Zivilkläger zu beteiligen (Art. 125 
und 127). rechtshängig. Art. 130 Abs. 3: Will 
sich die Zivilklägeischaft auf Beweismittel 
beiufen. die sich noch nicht bei den Straf-
akten befinden, hat sie diese dem erstin-
stanzlichen Gericht vor Abschluss des Be-
weisverfahrens einzureichen oder zu benen-
nen. (Rest streichen). Art 132 Abs. 2: Hat die 
Zivilklägerschaft ihre Klage nicht hinrei-
chend begründet oder beziffert, so wird sie 
auf den Zivilweg verwiesen. Abs. 3: Bei der 
Einstellung entfällt die Behandlung der Zi-
vilklage. Abs. 6: Das Gericht kann in Fällen 
mit Opfem vorerst nur den Stra^unkt beur-
teilen und über die Zivilansprüche nach ei-
ner weiteren Parteiverhandlung entschei-
den. 

Art. 133 Im Interesse einer optimalen 
Opfervertretung sollte nicht nur die Ver-
teidigung, sondem auch die Vertretung 
von Opfem Anwältinnen und Anwälten 
vorbehalten sein. Ergänzung in Abs. 6: 
Sofem Bund und Kantone nichts Abwei-
chendes bestimmt haben, ist die Vertei-
digung sowie die Vertretung von Opfem 
den Anwältinnen und Anwälten vorbe-
halten, die nach Anwaltsrecht zur Ver-
tretung von Parteien vor Gerichtsbehör-
den berechtigt sind. 

Art. 143: Der Titel ist zu ergänzen, geht 
es doch einerseits um die unentgeltliche 
Verbeiständung und andererseits um die 
vollumfängliche unentgeltliche Rechts-
pflege. Die im Vorentwurf vorgesehen re-
striktive Formuliemng respektive die 
sehr einschränkenden Voraussetzungen 
fiir die Gewähmng der unentgeltlichen 
Rechtspflege und der unentgeltlichen 
Verbeiständung können nicht akzeptiert 
werden. Sie sind auch nicht mit dem ver-
fassungsrechtlichen Anspmch auf Ge-
wähmng der unentgeltlichen Rechtspfle-
ge vereinbar. Ein Opfer respektive eine 
Privatklägerin, die mittellos ist, hat ein 
Recht auf anwaltliche Vertretung respek-
tive Verbeiständung. Ohne diese Mög-
lichkeit besteht Gefahr, dass die mittel-
lose Person ihrer Rechte verlustig geht 
oder sie nicht wahmehmen kann. Zu-
dem dürfen einer mittellosen Person kei-
ne Verfahrenskosten auferlegt werden. 
Änderung Abs. 1: «Die Veifahrensleitung be-
willigt dem mittellosen Opfer und der mit-
tellosen Privatklägerschaft von Amtes we-
gen oder auf ihr Gesuch die unentgeltliche 
Rechtspflege und die unentgeltliche Verbei-
ständung. Sie darf in diesem Fall auch keine 
KostenvoTschüsse veilangen.» Abs. 2 ist zu 
streichen. 

Art. 153 und 154 Die Befragung von Op-
fem von Gewaltdelikten setzt eine hohe 
Professionalität voraus. Die Gefahr der 
sekundären Viktimisiemng durch allzu 
häufige und unprofessionelle Befragun-
gen ist sehr gross. Die Möglichkeit für das 
Opfer, von seinem Zeugnisverweige-
mngsrecht bei Fragen zur Intimsphäre 
Gebrauch zu machen, setzt voraus, dass 
das Opfer vor der jeweiligen Frage über 
dieses Recht informiert wird. Änderung 
Art. 153 Abs. 5: Füi die Einvemahme von Op-
fern wird auf die Bestimmungen von Art. 
124 a bis f veiwiesen, und Art. 154 Abs. 7: 
Für die Einvernahme von Opfem wird auf die 
Bestimmungen unter Art. 124 verwiesen. 

Art. 159 Die Teilnahme an Einvernah-
men der Beschuldigten in der Vomnter-
suchung ist insbesondere im Bereich der 
Straftaten gegen die sexuelle Integrität 
fiir eine gute Vertremng des Opfers zen-
tral. Beschuldigte und Privatklägerschaft 
sind bezüglich Teilnahmerechte (Einver-
nahmen, Augenschein, etc.) gleichzustel-
len. Änderung Art. 159 Abs. 1: «Die Veifah-

rensleitung gibt der Verteidigung sowie der 
Privatklägerschaft Gelegenheit, bei den Ein-
vemahmen der Beschuldigten dureh Staats-
anwaltschaft und Gerichte anwesend zu sein 
und ihnen Ergänzungsfragen zu stellen.» 
Abs. 2 streichen. 

Art. 163 Die diesbezüglichen Bestim-
mungen des Vorentwurfes sind zusam-
mengefasst und leicht abgeändert re-
spektive ergänzt neu in die Artikel 124a 
bis f aufzunehmen (vgl. oben zu Art. 124). 

Zentraler, belastender Umstand für das 
Opfer im Strafverfahren ist die mögliche 
Begegnung mit dem Beschuldigten. Eine 
solche Begegnung ist in jedem Fall zu 
vermeiden. Zu vermeiden respektive bei 
Sexualdelikten gänzlich auszuschUessen 
ist die Möglichkeit, dass ein Opfer in An-
wesenheit des Beschuldigten aussagen 
muss. Auch wenn gemäss Bundesverfas-
sung und Europäischer Menschenrechts-
konvention der Beschuldigte das Recht 
hat, mindestens einmal im Verfahren 
Fragen an die Belastungszeugin zu stel-
len, so darf einer Konfrontation gegen 
den Willen des betroffenen Opfers nicht 
stattgegeben werden. Dem Anspmch des 
Beschuldigten auf Gegenüberstellung ist, 
wie dies in der Praxis bereits praktiziert 
wird, anders Rechnung zu tragen. Dabei 
ist an die Möglichkeit zu denken, dass die 
Verteidigung bei der Befragung des Op-
fers anwesend ist, oder dass der Beschul-
digte Einsicht in das Protokoll erhält und 
schriftliche Ergänzungsfragen stellen 
kann oder dass die Befragung audiovi-
suell übertragen wird. Abzulehnen sind 
aber audiovisuelle Übertragungen, bei 
denen sich der Beschuldigte direkt in die 
Befragung einschalten kann. Für Art. 163 
ergibt sich unter der Voraussetzung, dass 
Art. 124 wie verlangt ergänzt wird: Abs. 1-6 
streichen und ersetzen durch: «Das Opfer 
kann verlangen, dass Schutzmassnahmen 
nach Art. 161 Abs. 2 getroffen werden. Im 
übrigen wird auch auf die Bestimmungen in 
Art. 124 a-f veiwiesen.» 

Art. 174 Die Aussagepsychologie geht 
heute bei der Beurteilung, ob eine Aussa-
ge wahr oder unwahr ist, nicht von einer 
allgemeinen Glaubwürdigkeit einer Zeu-
gin oder eines Zeugen aus. Es werden die 
einzelnen Aussagen auf ihre Glaubhaf-
tigkeit hin untersucht (sog. Realkennzei-
chen). Zur Wahrheitsfindung trägt diese 
Regelung demnach nichts bei. Eine Be-
gutachtung stellt einen Eingriff in die 
Persönlichkeit dar. Als solche darf sie bei 
einem Opfer nie gegen den Willen ange-
ordnet werden. Liegt das Einverständnis 
eines Opfers zur Begutachtung vor, be-
darf es auch keiner gesetzlichen Rege-
lung. Artikel 174 ist somit ersatzlos zu strei-
chen. 

Art. 176 Bei Tömngsdelikten, schwerer 
Körperverietzung, Raub, qualifizierter 
Freiheitsberaubung und Entfühmng, 
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Geiselnahme, sexuellen Handlungen mit 
Kindem, sexueller Nötigung, Vergewalti-
gung und Schändung sollen Opfer sich 
nicht auf ihr Aussageverweigemngsrecht 
auf Gmnd ihrer persönlichen Beziehung 
zum Beschuldigten bemfen können. Die-
se Bestimmung wird vorab Opfer, die in 
einem grossen Loyalitätsdmck stehen, in 
eine kaum lösbare Zwangslage bringen 
(Loyalität, Geheimhalmngsdmck versus 
Strafbarkeit einer Zeugnisverweigemng 
gemäss Artikel 183 VE). Die Intention des 
Gesetzes, die Opfer zum Sprechen zu 
bringen, muss auf anderem Wege umge-
setzt werden. Nur Opfer, die sich sicher 
fühlen (Kontaktsperren, Haft, keine di-
rekte Konfrontation etc.), werden zu Aus-
sagen zu bewegen sein. Das Recht auf 
Achtung des Familienlebens gemäss Ar-
tikel 8 EMRK scheint durch diese straf-
prozessuale Novität tangiert. Auch ein öf-
fentliches Interesse an einer Strafverfol-
gung kann den Kemgehalt dieser Be-
stimmung nicht ausser Kraft setzen. Abs. 
2 ist eisatzlos zu streichen. 

Gemäss Art. 181 Absatz 4 VE können 
Opfer von Straftaten gegen die sexuelle 
Integrität Aussagen zu Fragen über ihre 
Intimsphäre und solche, die keinen Be-
zug zur Straftat haben, verweigem. Wir 
sind der Meinung, dass die bestehende 
Regelung von Artikel 7 Absatz 2 OHG, die 
allen Opfem einer Straftat, durch welche 
die körperliche, sexuelle oder psychische 
Integrität des Opfers unmittelbar beein-
ttächtigt wurde, sich auf diese Zeugen-
schutzbestimmung bemfen können. 

Die Bestimmung betreffend der Intim-
sphäre ist in der Praxis nur schwer an-
wendbar. Zum einen wissen die Opfer 
mitten in einer Befragung im Einzelnen 
nicht, welche Fragen als solche zu be-
werten sind und zum Zweiten machen 
die andem Verfahrensbeteiligten gel-
tend, dass gerade in einem Strafverfah-
ren, das die Sexualität tangiert, solche 
Fragen zur Beurteilung der Glaubwür-
digkeit der Opfer unumgänglich seien. 
Das Opferhilfegesetz hat aber klar eine 
Güterabwägung zu Gunsten der Persön-
lichkeit eines Opfers vorgenommen, mit 
dem Risiko einer Beweislosigkeit, und 
diese sollte beibehalten werden. Bean-
tragte Änderung Art. 181 Abs. 4: «Opfer ha-
ben das Recht, die Aussage zu Fragen zu ver-
weigem. die ihre Intimsphäre betreffen odei 
die keinen Bezug zui Straftat aufweisen. Der-
artige Fragen müssen als solche bezeichnet 
werden.» 

Beantragte Änderung zu Art. 189 Abs. 3: 
«Bei Kindem unter 15 Jahren genügt eine Er-
mahnung zur Wahrheit in kindgerechter 
Art.» 

In Art. 225 Abs. 4 ist folgende Präzisierung 
nötig: «Opfer werden über wesentliche 
Haftentscheide, über die Flucht von Be-
schuldigten sowie übei die Enüassung aus 

dem Freiheitsentzug unverzüglich in geeig-
neter Weise orientiert, sofem sie auf diese 
Information nicht ausdrücklich verachtet 
haben.« 

Art. 237. 238 und 240 Bei der Anord-
nung von Zwangsmassnahmen ist die 
Sicht des Opfers von grosser Bedeumng. 
Es sollte deshalb die Möglichkeit erhal-
ten, sich zu entsprechenden Anträgen 
der Staatsanwaltschaft zu äussern und 
wie die Verteidigung in die Akten Ein-
sicht zu nehmen. Da sich Opfer in diesem 
Stadium meist noch nicht als Privatklä-
ger oder Privatklägerin konstituiert ha-
ben, müssen entsprechende Teilnahme-
rechte nicht nur der Privatklägeischaft. son-
dern allen Opfem eingeräumt weiden. 

Art. 250 Ersatzmassnahmen sind nicht 
nur für den Fall der Flucht- bzw. Kollu-
sionsgefahr, sondem auch ftir den Fall 
der Wiederholungsgefahr aufzuführen. 
Dabei ist insbesondere der Gewaltdro-
hung im sozialen Nahbereich Rechnung 
zu tragen. In Abs. 2 sind Quartieiveibot und 
Schlüsselabgabe explizit au&uführen. 

Art. 264 und 266 Das Opfer von Strafta-
ten gegen die sexuelle Integrität kann 
gemäss Art. 181 Abs. 4 Fragen verwei-
gem, die seine Intimsphäre betreffen. 
Gemäss Art. 163 Abs. 2 kann es überdies 
verlangen, dass es von einer Person glei-
chen Geschlechts einvemommen wird. 
Was ftir die Einvemahmen des Opfers 
von sexuellen Straftaten gilt, muss umso 
mehr fiir die wesentlich einschneidende-
re Massnahme einer körperlichen Unter-
suchung, insbesondere einer Untersu-
chung im Intimbereich gelten. Beantrag-
te Änderungen: Art. 264 Abs. 4: «Das Opfer 
einer Straftat gegen die sexuelle Integrität 
darf nicht gegen seinen Willen köipeilich 
unteisucht werden. Es muss vorab über 
Zweck, Umfang und Eingri£fsart informiert 
werden.» Art. 266 Abs. 1: «Köipeilicbe Un-
teisuchungen und Eingriffe werden von ei-
ner Äiztin oder einem Aizt odei anderem 
medizinischem Fachpeisonal voigenom-
men. Das Opfer kann verlangen, dass es von 
einer Person gleichen Geschlechts tmter-
sucht wird.» 

Art. 346,347 und 347a Dem vorgeschla-
genen Vergleichs- und Wiedergutmachungs-
verfahren kann so keinesfalls zugestimmt 
werden. Bei Delikten gegen die körperli-
che, sexuelle oder psychische Integrität 
geht es nicht an, das Opfer unter Dmck 
zu setzen (Art. 346 Abs. 2!) oder über-
haupt irgendwelchen Beinflussungsver-
suchen auszusetzen, sich mit dem Täter 
zu vergleichen. Gemäss Art. 163 Abs. 4 
kann das Opfer im übrigen verlangen, 
dass eine Begegnung zwischen ihm und 
dem Beschuldigten vermieden wird. Im 
Minimum ist klar ZU Stellen, dass bei Delik-
ten gegen die körperliche, sexuelle oder psy-
chische Integrität ein Vergleichsversuch 
oder Wiedergutmachung nur angeboten 

werden darf, das Verfahren aber nur mit Zu-
stimmung des Opfers durchgeführt werden 
darf. 

Art. 353 und 355 Der Vorentwurf hat 
sich zum Ziel gesetzt, die Bestimmungen 
des Opferhilfegesetzes als Mindeststan-
dard zu übemehmen. Gemäss Art. 8 Abs. 
1 lit. b OHG kann das Opfer den Ent-
scheid eines Gerichts verlangen, wenn 
das Verfahren nicht eingeleitet oder 
wenn es eingestellt wird. Da sich die Opfer 
in diesem Verfahrensstadium regelmässig 
noch nicht als Privatklägeiln konstituiert 
haben, genügt es nicht, die Einstellungs-
Verfügung nur den Parteien zu eröffnen 
und nur diesen die Anfechtung zu ermög-
lichen. 

Art. 360 Der Privatklägerschaft und den 
Opfem sollte die Anklageschrift automa-
tisch zugestellt werden. Gestützt darauf 
werden sie entscheiden können, ob sie 
vor oder in der Hauptverhandlung (doch 
noch) Straf- oder Zivilklage erheben wol-
len. 

Art. 386 Vor Durchführung des abgeküiz-
ten Verfahrens sollte das Opfei. das sich bis 
anhin nicht als Piivatklägerln konstituiert 
hat die Gelegenheit erhalten, dies noch zu 
tun und seine Zivilanspiüche und Prozess-
entschädigungen anzumelden. 

Art. 412 Die Anwendung des Strafbe-
fehlsverfahrens auf Fälle, wo Freiheits-
strafen von bis zu 6 Monaten ausgespro-
chen werden, und der gleichzeitige Aus-
schluss der Behandlung nicht anerkann-
ter Zivilklagen würde dazu führen, dass 
viele Opfer, insbesondere diejenigen von 
häuslicher Gewalt, ihre Zivilfordemngen 
nicht mehr im Strafverfahren geltend 
machen könnten. Zudem ist zu berück-
sichtigen, dass gerade bei Fällen häusli-
cher Gewalt der Umstand, dass sich der 
later persönlich vor einem Gericht er-
klären und verantworten muss, bei die-
sem einen oft grösseren Eindmck hinter-
lässt, als eine bedingt ausgesprochene 
Gefängnisstrafe. Die Anwendung des Straf-
befehlsverfahrens sollte deshalb auf Fälle 
beschränkt bleiben, bei denen wesentlich 
weniger weitgehende Sanktionen zur Dis-
kussion stehen. Zudem sollte über nicht an-
erkannte Zivilklagen entschieden werden, 
wenn sie liquid sind. 

Art. 418 Auch im Übertremngsstrafver-
fahren sollte die Beurteilung liquider Zi-
vilfordemngen möglich sein, wenn es 
sich um Straftaten gegen die körperliche, 
psychische oder sexuelle Integrität han-
delt (wie z.B. Tätlichkeiten oder sexuelle 
Belästigung). 

Art. 450-485 Die Rechtsmittelverfah-
ren sollen die Überprüfung eines erstin-
stanzlichen Entscheides ohne wesentli-
che Einschränkungen ermöglichen. Im 
VE sind Einschränkungen vorgesehen, die 
zu weit gehen und nicht befürwortet weiden 
können (Sicherheitsleistung. Fonn und Fris-
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ten. Beweisergänzungen). Die Bedürfnisse 
der Privatklägerschaft sind zu wenig berück-
sichtigt. Die Möglichkeit der Beweiser-
gänzung im Rechtsmittelverfahren wird 
z.B. sehr eingeschränkt, was eine gene-
relle Überprüfung des Entscheides ver-
unmöglicht. Demgegenüber sind vor 2. 
Instanz noch alle Beweisergänzungen zu-
zulassen. Diese Erweitemng ist umso 
mehr angezeigt, als der Entscheid darü-
ber, welche Beweise abgenommen wer-
den, nicht bei der Privatklägerschaft 
hegt, wiewohl sie das Risiko des Zivilver-
fahrens trägt. Oder ein anderes Beispiel: 
Erfahmngsgemäss wird im Vorverfahren 
sehr oft den Beweisanträgen der Privat-
klägerschaft nicht Folge geleistet. Der 
Entscheid hierüber liegt im alleinigen Er-
messen der Untersuchungsbehörde. Im 
Vorentwurf ist die Beschwerde gegen die 
Ablehnung von Beweisanträgen nicht 
vorgesehen, wenn der Antrag ohne 
Rechtsnachteil vor dem erstinstanzli-
chen Gericht wiederholt werden kann. 
Erfahmngsgemäss sind aber die Beweise 
im Vorverfahren abzunehmen, bevor die 
Untersuchung abgeschlossen wird, kön-
nen doch Ergebnisse der Beweisabnahme 
den Gang der Untersuchung wesentlich 
beeinflussen. Voraussetzung fiir die Mög-
lichkeit der Ergreifung der Beschwerde 
ist, dass der Verzicht auf Beweisabnahme 
zu verfügen ist. 

Art. 496 und 502 Es besteht keine Waf 
fengleichheit zwischen der Privatkläger-
schaft und dem Beschuldigten. Der 
Gmndsatz «im Zweifel zu Gunsten des 
Angeklagtens führt dazu, dass Verfah-
renseinstellungen oder Freisprüche er-
folgen, wiewohl nicht alle Zweifel über 
die Täterschaft ausgeräumt sind. Die Stel-
lung der Privatklägerschaft ist nicht mit 
jener einer Partei im Zivilprozess zu ver-
gleichen. Demgemäss ist es völlig unver-
hältnismässig, wenn eine Kostentra-
gungspflicht der Privatklägerschaft oder 
der Opfer stamiert wird. Die bereits ge-
ringe Zahl der Anzeigen werden sich 
diesfalls noch mehr verringem. Dasselbe 
gilt auch für die Auferlegung einer Ent-
schädigung zu Lasten der Privatkläger-
schaft. Vorschlag zur Änderung: Privatklä-
gerschaft oder Opfem werden, ausser bei 
Mutwilligkeit keine Kosten oder Entschädi-
gungen auferlegt. 

D. Jugendstrafverfahren 
Die EKF begrüsst, dass auch das Ju-

gendstrafverfahren in einem eigenen Ge-
setz geregelt wird. Im wesentlichen sind 
es zwei Problemkreise, die einer genaue-
ren Betrachmng bedürfen: die richterli-
che Unabhängigkeit und die Frage des 
Rechtschutzes bei Zwangsmassnahmen 
(Haftrichter). 

1. Das Jugendstrafverfahren lässt weiter-
hin die Personalunion von untersuchen-
der Behörde und entscheidender Behörde 
zu. Dies ist in der Tat sinnvoll und dient 
auch den Jugendlichen, soweit es um 
leichtere Sanktionen geht. Soweit nun je-
doch schwere Sanktionen verhängt wer-
den sollen (insbesondere Freiheitsstrafen 
und Unterbringungen), die in die Kom-
petenz des Jugendgerichts fallen und in-
tensiv in die Persönlichkeit des Jugend-
lichen eingreifen, sollte u.E. die unteisu-
chende Jugendrichteiin odei der untersu-
chende Jugendrichter nicht in der richterli-
chen Behöide Einsitz nehmen können: Das 
erkennende Gericht und die untersuchen-
de Behörde dürfen nicht m ^ r identisch 
sein. Gerade bei schwereren Delikten 
dürfte es während der Untersuchungs-
phase auch zu heftigeren Auseinander-
setzungen zwischen den Jugendlichen, 
dessen Verteidigerinnen und den unter-
suchenden Jugendrichterinnen kommeh, 
die ein unbefangenes Urteilen in einem 
späteren Zeitpunkt beeinträchtigen. 

2. Der Vorentwurf verzichtet darauf bei 
Zwangsmassnahmen (Untersuchimgshaft) 
den Haftrichter einzuführen. Die Gründe 
dafür sind, auch nach dem Smdium des 
Begleitberichts, nicht nachvollziehbar. 
Das rasche Haftrichterverfahren verlang-
samt den Entscheidprozess sicher nicht 
(vgl. demgegenüber das vorgesehene 
schriftliche Beschwerdeverfahren). Die 
in Art. 39 VE genannten Haftgründe sind 
praktisch identisch mit denjenigen des 
Erwachsenenrechts. Platziemngen zum 
Schutze vor unmittelbarer Gefahr oder 
zwecks Ab klämng der Persönlichkeit sind 
selbstverständlich nicht mit Untersu-
chungshaft gleichzusetzen. Diesbezüglich 
stehen die gesetzlich vorgesehenen Mass-
nahmen im Kindesschutzrecht zur Ver-
fügung, weshalb ihre Notwendigkeit 
nicht als Argument gegen den Haftrich-
ter in Untersuchungshaftfällen angem-
fen werden kann. Umgekehrt ist aner-
kannt, dass die Einfühmng des Haft-
richters im Erwachsenenstrafrecht eine 
präventive Funktion insofem erfüllt, als 
weniger und insbesondere weniger lang 
andauemde Haftfälle angeordnet wer-
den. Es muss in Erinnemng gemfen wer-
den, dass Untersuchungshaft eine der 
einschneidensten Eingriffe in die Persön-
lichkeit überhaupt ist, weshalb ein hoher 
Standard an Verfahrensrichtlinien auch bei 
Jugendlichen unabdingbar ist. 

3. Allgemein wäre zu begrüssen, dass 
sämtliche Personen, die im Jugendstrafver-
fahren involviert sind (Jugendrichterlnnenj 
Anwältlnnen/Staatsanwältlnnen und Polizei-
behörden) über eine spezifische Weiterbil-
dung verfügen müssten und dies bereits im 
Bundesrecht festgehalten würde. Es ist dar-
aufhinzuweisen, dass im Zusanmienhang 
mit den Kindesanhömngen und Kindes-

vertretungen im Scheidungsverfallren das 
Weiterbildungsbedürfhis (Kinderpsycho-
logie, Entwicklungslehre, Gesprächstech-
nik) anerkannt ist und entsprechende 
Weiterbildungslehrgänge derzeit aufge-
baut und angeboten werden. Diese wä-
ren auch für Personen, die im Jugend-
strafbereich tätig sind, sinnvoll. 

Anmerkung 
1 Jeanne Du Bois, Rechtsanwältin Züridi, Hannelore 
Fuchs, Rechtsanwältin SL Gallen. Carola Gmenberg, 
Rechtsanwältin Zürich, Beatrice Vogt, Rechtsan-
wältin Biel. Esther Wyss Sisti, Rechtsanwältin 
Basel, Dr. iur. Andrea Büchler, Universität Basel, 
lic. iur. Peter Moesch, Fachhochschule Luzem. 
und Dr. Jonas Schweighauser, Rechtsanwalt Ba-
sel/Binningen. 
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Consultations 

Avant-projets d'un code de procédure pénale 
suisse (CPP) et d'une loi fédérale sur la 
procédure pénale applicable aux mineurs 
Prise de position de ia Commission fédérale pour ies questions féminines (février 2002) 

A. Remarque préliminaire 
La présente prise de position a été éla-

borée sur la base de travaux d'expertes 
extérieures' à la CFQF. Dite CFQF renonce 
à se prononcer de façon détaillée dans tous 
les domaines. Elle tient à se concentrer 
sur les points qui présentent un intérêt 
particulier du point de vue des femmes et 
des victimes. Une brève détermination re-
lative à la procédure pénale des mineurs 
figure à la fin du présent document. 

B. Considérations générales 
1. La Commission salue le choix du mo-

dèle «ministère public» ainsi que la création 
d'un tribunal des mesures de contrainte (ar-
ticle 22). Par contre les atteintes au prindpe 
de l'immédiateté des preuves (articles 374ss) 
sont trop importantes et il conviendrait en 
tout cas de renoncer au principe de l'oppor-
tunité (article 8), dont l'application est déjà 
problématique, en présence de délits contre 
la vie. l'intégrité coiporelle et l'intégrité 
sexuelle. 

2. La police devrait se limiter à intervenir 
dans les cas d'urgence et à sa fonction de se-
cours (arrestation de suspects, conserva-
tion de moyens de preuve et de produits 
provenant de délits, recherche de témoins; 
les compétences prévues aux articles 327 et 
333SS sont trop larges). La compétence de 
se prononcer sur les questions juridiques 
(suspicion de commission d'infraction, dé-
limitation entre délits poursuivis d'office 
et sur plainte etc.) devrait exclusivement 
appartenir au Ministère public. 

3. La Commission propose un complément 
à l'article 15 avec l'obligation pour les can-
tons de prévoir une représentation égalitaire 
des deux sexes au sein des autorités pénales. 

4. Ainsi que cela ressort de façon dé-
taillée de la procédure de consultation de 
la Commission fédérale pour les questions 
féminines relative au projet de partie gé-
nérale du code pénal (questions fémi-
nines 1/94), des problèmes particuliers se 
posent pour les femmes en exécution de 
peine. Dans la procédure pénale il con-
vient également de prendre en compte 
certains besoins: il convient de prévoir 
des possibilités de détention séparées 
pour les femmes (complément à l'article 

247 de l'avant-projet: alinéa la: «Les cantons 
piévoient des espaces sépaiés pour les déte-
nues») et une réglementation claire pour les 
problèmes paiticulieis liés à la matemité 
des détenues (mise en place d'espaces paiti-
culieis, etc.). 

5. La Commission est par ailleurs d'avis 
que les accusées, tout conmie les femmes vic-
times doivent avoir le droit d'être audition-
nées par des personnes du même sexe (com-
plément aux articles 166 et 170 de l'avant-
projet). Ceci est particulièrement impor-
tant lorsque les prévenues sont probable-
ment également victimes de violence 
(c'est la règle en cas de violence commise 
dans l'environnement social immédiat de 
la victime). 

6. La Commission constate que dans 
l'avant-projet d'importantes mesures font 
défaut s'agissant de la traite d'être humains 
et de la traite des femmes: le principe de me-
sures de protection des témoins, ancré dans 
la procédure pénale procurant aux vic-
times protection, droit au séjour et droit 
à un travail pour la durée du procès et 
leur garantissant à elles ainsi qu'aux té-
moins qu'elles seront épargnées par toute 
poursuite pénale pour cause de séjour 
illégal ou de tolérance de leur séjour illé-
gal («institution du témoin de la Couronne», 
conceme les articles 160ss). 

7. Les droits de participation et les droits 
de protection des victimes sont encore in-
suffisamment développés. Il en sera ques-
tion ci-après. 

C. Droits de participation et 
protection des victimes 
(Ce titre reprend la numérotation de l'avant-
projetj 

Art 74. L'expérience démontre que 
r idée de protection n'est réalisée de fa-
çon conséquente que si la traductrice ou 
le traducteur sont également du même 
sexe. L'article 74 doit être complété par un 
alinéa 5: «La victime d'une infraction contre 
l'intégrité sexuelle peut exiger que la tra-
duction de l'inteirogatoire soit faite par une 
peisonne du même sexe.» 

L'article 78 al. 2 de l'avant-projet prévoit 
la possibilité pour le tribunal d'exclure la 
publicité des débats lorsqu'une personne 
est atteinte dans son intégrité corporelle. 

sexuelle ou psychique. Nous saluons cette 
extension à toutes les victimes. Nous 
saluons également le maintien du droit 
au huis-clos pour les victimes d'atteinte à 
l'intégrité sexuelle. Nous nous rallions 
par ailleurs à la proposition de la Com-
mision d'experts LAVI de compléter l'alinéa 
4 comme suit: «...accès autorisé à des séan-
ces non publiques. Si la pubUdté est exdue 
sur demande d'une victime d'atteinte à l'in-
tégrité sexuelle, la victime doit donner son 
accoid à la présence de chroniqueuis judi-
ciaires et d'autres peisonnes.» 

Art 81. Nous saluons la possibilité de 
sanctionner les particuliers. Par ailleurs 
nous nous rallions aux propositions de la 
Commission d'experts LAVI, selon les-
quelles ne doivent être publiées ni l'iden-
tité de la victime ni les données permet-
tant son identification (photos de la mai-
son, du lieu de l'infraction, etc.). L'alinéa 
5 doit être complété conmie suit: «Les auto-
rités et les particuliers ne sont habilités à di-
vulguer l'identité de la victime ou des infor-
mations propres à identifier la victime, en 
dehors d'une audience publique, que si une 
collaboration du public pour éludder un 
crime ou poui recheichei un suspect le com-
mande ou si la victime ou ses proches y con-
sentent Les particuliers qui enfreignent cette 
règle peuvent encourir une amende d'ordre 
conformément à l'aitide 70 alinéa 1.» 

Art 96. Toutes les victimes ne se consti-
ment pas partie. En raison de l'impor-
tance de la procédure pénale pour leur 
personne, les victimes ont cependant be-
soin d'être régulièrement informées sur 
la procédure et son déroulement. On ne 
verrait d'ailleurs pas pourquoi les parties 
et les victimes qui ne se sont pas consti-
tuées partie ne devraient recevoir que 
des extraits de jugement. Dans la pra-
tique ceci n'est guère praticable et ne 
reflète pas complètement le jugement 
rendu. L'examen en vue d'un recours en 
est rendu plus difficile. L'alinéa 2 doit dès 
lors être complété comme suit: o... remet aux 
parties et victimes qui ne se sont pas consti-
tuées partie L'alinéa 4 doit être libellé 
comme suit: «Si le tribunal doit motiver son 
jugement il notifie dans les 60 jouis au pré-
venu, au ministère public et aux victimes le 
jugement intégralement motivé; il ne notifie 
aux autres parties que les extraits de juge-
ment qui se réfèrent à leuis condusions.» 
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En verm de l'article I I I des tiers peu-
vent consulter le dossier s'ils font valoir 
un intérêt digne de protection. Ce droit à 
la consultation du dossier doit aussi 
appartenir aux victimes qui ne se sont 
pas constimées partie. Ceci est nécessaire, 
d'une part pour évaluer le risque du pro-
cès en cas de constitution de partie et 
d'autre part pour répondre au besoin 
d'information des •victimes. L'alinéa 1 doit 
ainsi être complété comme suit: «...les par-
ties et les victimes qui ne sont pas parties 
peuvent...». 

Le commerce et la distribution de cas-
settes vidéo devraient être réglementés, 
étant donné que pour les auditions (en-
registrées sur vidéo), d'enfants qui ont 
été victimes d'infractions sexuelles, le 
danger existe que les cassettes soient 
considérées comme un produit commer-
cial et aboutissent dans des cercles spé-
cialisés. Nous proposons un nouvel alinéa 
4: «Les supports de son, d'images ou de don-
nées (article 84 al. 3) ne sont pas destinés à 
être visionnés. Ils pouiront être visionnés 
dans le cadre de l'enquête pénale ou de la 
séance de tribunal par les parties à la procé-
dure.» 

Art 115 ai 1 Les victimes qui ne se consti-
ment pas partie plaignante doivent être 
considéiées comme des autres parties dans 
la procédure: dans le cas contraire on 
courrait le risque que leur situation par-
ticulière et les droits procéduraux spéci-
fiques ne soient pas pris en considéra-
tion. 

Art 119 On devrait statuer sans retard 
sur les requêtes des parties, étant donné 
que bien souvent l'administration des 
preuves à un stade ultérieur de la procé-
dure ne sert bien souvent plus à rien. 
Complément avec l'alinéa 4: «La direction de 
la procédure statue immédiatement sui les 
requêtes.» 

Art 124ss Nous saluons l'intérêt de la 
Commission d'experts pour la révision de la 
loi fédéiale sur l'aide aux victimes d'infrac-
tions du 5 février 2001 |d-aprés: Commis-
sion d'experts LAVI). d'inclure poui les vic-
times un paragraphe particuliei pour les vic-
times avec les régies les plus importantes en 
matière de procédure pénale. Notre proposi-
tion s'inspire laigeihent des leurs et reprend 
la même systématique. Pour la définition de 
la notion de victime nous nous rallions en-
tièrement à la proposition de la commission 
d'experts LAVI en rapport avec l'aitide 124a 
de l'avant-projet. En relation avec la protec-
tion de la peisonne (aitide 124c de l'avant-
projet). l'infoimation (article 124d de l'avant-
projet. l'audition et la confrontation (124e 
de l'avant-projet) nous proposons l'adoption 
des nouveaux artides suivants: 

Protection de ia personnalité 
Alinéa 1 Les autorités pénales sauve-

gardent les droits de la personne de la vic-

time ainsi que ceux de leurs proches, à 
tous les stades de la procédure. Ils doivent 
par ailleurs veiller à ce que le prévenu ou 
un éventuel tiers respecte également la 
personnalité de la victime et de leurs 
proches dans le cadre de la procédure pé-
nale et ne la blesse pas. Pour ce faire, les 
autorités doivent prendre les mesures 
adéquates et sont en particulier habili-
tées à donner des directives au prévenu 
et à d'autres participants à la procédure 
pour la protection de la victime et de 
leurs proches. 

Alinéa 2 En présence de motifs particu-
liers les données personnelles de la vic-
time ne sont pas communiquées à l'ac-
cusé, dans la mesure où ce n'est pas abso-
lument nécessaire pour l'enquête pénale. 
Les données personnelles sont alors 
conservées dans un dossier séparé. 

Information 
Alinéa 1 Au début de chaque stade de la 

procédure ainsi que sur demande, l'auto-
rité compétente informe la victime, en 
complément de l'article 334, sur l'avan-
cement de la procédure ainsi que sur ses 
droits en vertu de cette loi. Elle informe 
chaque victime séparément lorsque ses 
droits sont touchés. Les victimes ont par 
ailleurs un droit à consulter le dossier 
conformément à l'article 111 alinéa 1. 

Alinéa 2 Les autorités compétentes 
remettent gramitement l'intégralité des 
jugements et des décisions à la victime, 
pour autant qu'elle n'y ait pas renoncé. 

Alinéa 3 Les victimes doivent être in-
formées rapidement des décisions im-
portantes en matière d'arrestations et de 
fuite, pour autant qu'elles n'y ont pas 
renoncé. 

Audition des victimes et rencontre avec 
l'accusé 

Alinéa 1 Les autorités tentent d'éviter 
une rencontre entre la victime et l'accusé. 
Elles tiennent compte du droit du préve-
nu d'être entendu d'une autre façon. Une 
rencontre ne peut être ordonnée contre 
la volonté de la victime que si le droit du 
prévenu d'être entendu l'exige de ma-
nière impérieuse. En matière d'infrac-
tions contre l'intégrité sexuelle, les auto-
rités n'ont pas le droit de confronter la 
victime à l'accusé. Le droit d'être entendu 
de l'accusé doit lui être accordé d'une 
autre façon, notamment par la retrans-
mission de l'audition ou l'exercice du 
droit de la défense de poser des questions 
ou la possibilité donnée à l'accusé de 
prendre coimaissance des procès-verbaux 
d'audition et de poser des questions com-
plémentaires. Il peut à cet effet égale-
ment être fait référence à l'article 161 
alinéa 2. 

Alinéa 2 La victime peut se faire ac-
compagner à tous les stades de la procé-

dure par une personne de confiance, en 
plus de son conseil ou de son représen-
tant. 

Alinéa 3 Les victimes d'infractions 
contre l'intégrité sexuelle peuvent exiger 
à tous les stades de la procédure d'être en-
tendues par une personne du même sexe. 
Ce droit ne leur est pas accordé lorsque 
l'audition se fait par un Juge unique et 
conceme des infractions contre l'intégrité 
sexuelle dont les victimes sont à la fois 
des hommes et des femmes. La 'victime a 
également le droit d'exiger que la tra-
duction soit faite par une personne du 
même sexe (article 74 alinéa 5). 

Alinéa 4 Lors de l'audition des victimes 
il doit être convenablement tenu compte 
de leur état physique et psychique. Les 
autorités compétentes doivent dès lors 
être formées en conséquence. 

Alinéa 5 Les victimes ont le droit de 
renoncer à répondre aux questions qui 
touchent leur sphère intime ou ne dé-
montrent aucun lien avec l'infraction. De 
telles questions doivent être désignées 
comme telles. 

Alinéa 6 La victime ne doit en principe 
pas être auditionnée plus de deux fois. 

Mesures de protection pour les mineurs 
Il convient finalement également de 

régler (par ex. dans le nouvel article 124f) 
les mesures de protection pour les mi-
neurs qui ont été victimes d'une infrac-
tion contre l'intégrité corporelle, sexuelle 
ou psychique. Les nouvelles dispositions 
de l'article lOa-d LAVI en matière de me-
sures de protection pour tous les mineurs 
doivent dès lors être intégrées dans l'ar-
ticle 124 f alinéa 1 à 4. 

Art 127 et 128 Les victimes ne décident 
souvent qu'à la fin de l'enquête prélimi-
naire si elles veulent participer à la pro-
cédure pénale en qualité de partie pénale 
ou civile. La limitation prévue à l'article 
127 alinéa 3, selon laquelle la déclaration 
doit être faite au plus tard jusqu'à la clô-
ture de la procédure préliminaire met les 
victimes inutilement sous pression et ris-
que d'avoir pour conséquence que moins 
de victimes participent à la procédure pé-
nale. La réglementation qui conceme la 
partie plaignante devrait de surcroît être 
la plus simple possible. Des explications 
supplémentaires ne devraient être four-
nies que si elles sont absolument néces-
saires.. La constitution de partie pénale 
par le dépôt de la plainte pénale n'est pas 
satisfaisante pour les victimes. Bien des 
victimes qui déposent plainte pénale sou-
haitent uniquement que l'Etat se charge 
de la poursuite pénale et ne souhaitent 
pas devoir personnellement se prononcer 
sur la faute et/ou prendre des conclusions 
civiles. Par conséquent le dépôt d'une 
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plainte pénale ne devrait pas automati-
quement entraîner la constitution de 
partie plaignante. Nous proposons dès lors 
les modifications suivantes par rapport à 
l'avant-projet: artide 127 alinéa 3: «La dé-
claration doit être faite au plus tard jusqu'à 
la fin de la procédure probatoire des débats.» 
Les alinéas 4 à 6 sont à biffei. Article 128 ali-
néa 2: «Si la renonciation n'a pas été expres-
sément limitée, la déclaration du lésé au 
sens de l'alinéa 1 comprend son statut de 
plaignant et de partie dvile.» Le reste est à 
bifler. 

Art 129 à 132 Les conclusions civiles de-
vraient pouvoir englober l'ensemble des 
prétentions civiles dirigées contre le pré-
venu'et découlant de l'infraction pénale, 
par exemple des prétentions relatives à 
des dommages et intérêts contractuels et 
des prétentions découlant de la protec-
tion de la personnalité (art. 28 CCy. Le can-
ton de Saint-Gall cormaît déjà une telle 
réglementation (article 43 du code de 
procédure pénale). Nous proposons dès 
lors de reprendre la formulation du code 
de procédure pénale du canton de Saint-
Gall. 

La constitution de partie civile devrait 
suffire pour créer la litispendance, et ce 
pour des raisons de prescription. En ver-
tu du principe de l'égalité des armes, la 
partie plaignante doit pouvoir produire 
ou citer les moyens de preuves jusqu'au 
même stade que les prévenus. 

Les cas d'exclusion de recours, prévus 
à l'article 132 alinéa 2 ne se justifient pas, 
du moment qu'il peut arriver que le tribu-
nal déclare à tort que des conclusions sont 
insuffisamment motivées ou chiffrées. Par 
ailleurs les prétentions civiles des victimes 
devraient pouvoir être traitées, pour au-
tant qu'elles soient claires, également 
dans les procédures qui se règlent par 
voie d'ordonnance pénale ou par voie de 
contravention. 

Fort de ces réflexions noUs proposons les 
modifications suivantes: artide 129 alinéa 1: 
la partie plaignante peut faire valoir des pré-
tentions de droit privé déduites de l'infrac-
tion et qui sont dirigées contre le prévenu. 
Alinéa 4: la litispendance sur le plan dvil in-
tentent par la déclaration de volonté de par-
tidper à la procédure pénale conmie partie 
dvUe (aitide 125 et 127). Artide 130 alinéa 3: 
si la partie civile entend faire valoir des 
moyens de preuve qui ne se trouvent pas en-
core au dossier, elle doit les produire ou les 
dter au tribunal de première instance avant 
la clôture de la procédure probatoire (biffer 
le reste).,Artide 132 alinéa 2: si la partie d-
vile néglige de motiver et de chiffrer ses 
condusions dvUes, elle est renvoyée à agii 
pai la voie du procès dvil. Alinéa 3: si la pro-
cédure est dassée. il n'y a pas lieu de traitei 
les conclusions dviles. Alinéa 6: le tribunal 
peut juget dans les cas concemant des vic-
times, dans un premier temps l'aspect pé-

nal, puis aprés de nouveaux débats les 
condusions dviles. 

Art 133 Dans l'intérêt d'une défense 
optimale des intérêts des victimes, non 
seulement la défense mais aussi la repré-
sentation des victimes devraient être 
réservées aux avocates et avocats. Com-
plément à l'alinéa 6: pour autant que la 
Confédération et les cantons n'en dispo-
sent pas autrement, la défense ainsi que 
la représentation des victimes sont réser-
vées aux avocats et avocates, qui selon la 
législation sur les avocats sont habilités à 
représenter les parties devant les tribu-
naux. 

Art 143 Le titre doit être complété en ce 
sens qu'il s'agit d'une part de l'assistance 
d'un conseil gramite et d'autre part de 
l'assistance judiciaire gratuite. La formu-
lation restrictive de l'avant-projet, res-
pectivement les conditions très restric-
tives pour l'octroi de l'assistance judi-
ciaire gratuite et l'octroi de l'assistance 
d'un conseil gramite ne peuvent être ac-
ceptées. Elles ne sont pas non plus com-
patibles avec le droit constimtionnel à 
l'octroi de l'assistance judiciaire gramite. 
Une victime, respectivement une partie 
plaignante impécunieuse, a droit à être 
représentée, respectivement à être assis-
tée par un avocat. Sans cette faculté, le 
risque est grand qu'une personne sans 
moyens soit déchue de ses droits ou n'en 
réalise pas la portée. Il ne doit par ailleurs 
pas être possible de faire supporter des 
frais de procédure à une personne impé-
cunieuse. Modification de l'alinéa 1: «La dir 
rection de la procédure accorde, d'office ou 
sur requête, à la victime et à la partie plai-
gnante un conseil gratuit et l'assistance 
judiciaire gratuite. Dans ce cas elle ne peut 
pas non plus exiger une avance de frais.» 
L'alinéa 2 doit être biffé. 

Art 153 et 154 L'audition de victimes 
d'infractions contre l'intégrité corporelle 
implique un grand professionnalisme. Le 
danger de «victimisation secondaire» par 
des auditions trop fréquentes ou des audi-
tions menées de façon non profession-
nelle est très grand. La possibilité pour la 
victime de faire usage de son droit de re-
fuser de témoigner lorsque les questions 
touchent sa sphère intime suppose que la 
victime soit informée de son droit avant 
qu'on ne lui pose la question. Modifica-
tion de l'aitide 153 alinéa S: pour l'audition 
de victimes il est renvoyé aux artides 124 a 
à f et à l'artide 154 alinéa 7: pour l'audition 
de victimes il est fait référence à l'aitide 
124. 

Art 159 La participation aux auditions 
du prévenu dans la procédure prélimi-
naire est particulièrement importante 
pour les victimes d'infractions contre 
l'intégrité sexuelle. Le prévenu et la par-
tie plaignante sont à mettre sur pied 
d'égalité en ce qui conceme les droits de 

participation (auditions, vision locale, 
etc.). Modification de l'article 159 alinéa i: 
«La direction de la procédure donne au dé-
fenseui ainsi qu'à la partie plaignante la 
possibilité d'assister aux auditions du pré-
venu par le ministère pubUc et les tribunaux 
et de leur poser des questions complémen-
taires.» L'alinéa 2 doit êtie biffé. 

Art 163 Les dispositions de l'avant-pro-
jet doivent être reprises dans les nou-
veaux articles 124a à f (cf ci dessus ad 
article 124) de façon résumée et légère-
ment modifiée, respectivement complé-
tée. 

Le point central, qui représente une 
circonstance aggravante pour la victime 
dans la procédure pénale, est la ren-
contre éventuelle avec le prévenu. Une 
telle rencontre est à éviter à tout prix. Il 
convient d'éviter, voire d'exclure, le fait 
que la victime doive s'exprimer en pré-
sence du prévenu lorsqu'il s'agit de délits 
contre l'intégrité sexuelle. Même si en 
vertu de la Constitution fédérale et de la 
Convention des droits de l'homme, le 
prévenu a le droit, au moins une fois au 
cours de la procédure, de poser des ques-
tions aux témoins à charge, une confron-
tation ne peut pas être ordonnée contre 
la volonté de la victime. Le droit du pré-
venu à la confrontation doit dès lors, 
ainsi que c'est déjà admis dans la pra-
tique, être pris en considération d'une 
autre façon. On peut penser aux possibi-
lités d'autoriser la présence du défenseur 
lors de l'audition de la victime, d'accorder 
au prévenu l'accès au procès-verbal, à la 
possibilité de poser des questions com-
plémentaires par écrit ou de retrans-
mettre audiovisuellement l'audition. II 
convient par contre de refuser les re-
transmissions au cours desquelles le pré-
venu pourrait intervenir directement, en 
.cours d'audition. L'artide 163 aurait la te-
neur suivante, pour autant que l'artide 124 
soit complété comme souhaité: Biffer les ali-
néas 1 à 6 et les compléter comme suit: «La 
victime peut exiger que des mesures de pro-
tection soient prises, conformément à l'ar-
tide 161 alinéa 2. Pour le surplus il est éga-
lement fait référence aux artide 124 a à f.» 

Art 174 L'aspect psychologique de la 
déclaration ne s'évalue pas, pour savoir si 
une déclaration est conforme ou non à la 
réalité, par l'analyse toute générale de la 
crédibilité d'un témoin. Les différentes 
déclarations doivent être analysées quant 
à leur crédibilité (Realkennzeichen). Cette 
réglementation ne contribue dès lors pas 
à la recherche de la vérité. Une expertise 
représente une atteinte à la personnalité. 
Il en résulte qu'elle ne peut pàs être or-
donnée contre la volonté d'une victime. 
Une réglementation légale n'est par ail-
leurs par nécessaire en cas d'accord de la 
victime. L'article 174 peut ainsi être pure-
ment et simplement supprimé. 
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Art 176 En présence de délits contre la 
vie, lésions corporelles graves, brigandage, 
séquestre qualifié et enlèvement, prise 
d'otage, d'actes d'ordre sexuel sur des en-
fants, de contrainte sexuelle, de viol et 
d'actes d'ordre sexuel commis sur une 
personne incapable de discemement et 
de résistance, les victimes ne devraient 
pas pouvoir se prévaloir de leur droit de 
refuser de témoigner de par leurs rela-
tions personnelles avec le prévenu. Cette 
disposition va conduire avant tout les vic-
times, qui se trouvent dans un conflit de 
loyauté important, dans une simation in-
extricable (loyauté, pression de garder le 
secret face à la punissabilité du refiis de 
témoigner en vertu de l'article 183 de 
l'avant-projet). Le but de la loi d'amener 
les victimes à parler doit être atteint 
d'une autre façon. Seules les victimes qui 
se sentent en sécurité (interdiction de 
tout contact, détention, pas de confron-
tation directe, etc.) pourtont être ame-
nées à parler Le droit au respect de la vie 
privée au sens de l'article 8 CEDH semble 
quelque peu ébranlé par cette nouveauté 
en procédure pénale. Même un intérêt 
public à une poursuite pénale ne saurait 
affaiblir le but principal de cette disposi-
tion. L'alinéa 2 est à supprimer purement et 
simplement 

En verm de l'article 181 alinéa 4 de 
l'avant-projet, les victimes d'infractions 
contre l'intégrité sexuelle peuvent refüser 
de répondre aux questions qui touchent 
leur sphère intime ou ne présentent 
aucune relation avec les faits de la cause. 
Nous sommes d'avis que toutes les vic-
times d'une infraction qui porte une 
atteinte directe à leur intégrité corpo-
relle, sexuelle ou psychique, peuvent se 
fonder sur la disposition actuelle de l'ar-
ticle 7 alinéa 2 LAVI. 

La disposition relative à la sphère in-
time est difficilement praticable. D'une 
part, les victimes ignorent en pleine audi-
tion quelles questions peuvent être consi-
dérées comme telles et d'autre part, les 
autres parties à la procédure font valoir 
que justement dans une procédure pé-
nale qui touche à la sexualité, de telles 
questions sont inévitables pour juger de 
la crédibilité des victimes. La LAVI a ce-
pendant clairement opté pour une pon-
dération des intérêts en faveur des droits 
personnels de la victime, courant ainsi le 
risque d'une diminution de la force pro-
bante alors que celle-ci devrait être main-
tenue. Proposition de modification de l'ar-
tide 181 alinéa 4: «Les victimes ont le droit 
de renoncer à répondre aux questions qui 
touchent leur sphère intime ou qui ne pré-
sentent aucune relation avec les faits de la 
cause. De telles questions doivent être dési-
gnées comme telles.» 

proposition de modification de l'artide 
189 alinéa 3: «Pour les enfants de moins de 

15 ans. il suffit de les inviter à répondre 
conformément à la vérité, d'une façon qui 
soit adaptée aux enfants.» 

A l'artide 225 alinéa 4 la précision sui-
vante est nécessaire: «Les victimes sont in-
foimées de façon appropriée des dédsions 
essentielles en matière de détention, de la 
fuite du prévenu ainsi que de la libération 
du prévenu de la privation de liberté, poui 
autant que les victimes n'ont pas expressé-
ment renoncé à cette infonnation.» 

Art 237, 238 et 240 Lorsque des me-
sures de contrainte sont ordonnées, le 
point de vue de la victime est d'une grande 
importance. Elle devrait dès lors avoir la 
possibilité de s'exprimer sur les réquisi-
tions du ministère public et pouvoir 
prendre connaissance du dossier, tout 
comme la défense. Etant donné que bien 
souvent les victimes à ce stade ne se sont 
pas encore constituées parties plai-
gnantes, les droits de partidpation doivent 
être accordés non seulement aux parties 
plaignantes mais à toutes les victimes. 

Art 250 Des mesures de substimtion ne 
doivent pas seulement être admises pour 
les cas de fuite, respectivement de collu-
sion, mais aussi pour les cas de récidive. 
Il convient d'accorder plus particulière-
ment d'importance à la menace de vio-
lence dans l'environnement social im-
médiat. A l'alinéa 2 il convient de prévoii ex-
pressément l'interdiction de se rendre dans 
un quartier donné et la remise des dés. 

Art 264 et 266 La victime d'infractions 
contre l'intégrité sexuelle peut en vertu 
de l'article 181 alinéa 4 refuser de ré-
pondre aux questions qui touchent sa 
sphère intime. Conformément à l'article 
163 alinéa 2, elle peut par ailleurs exiger 
d'être entendue par une personne du 
même sexe. Ce qui vaut pour les audi-
tions de victimes d'infractions sexuelles 
doit d'autant plus valoir pour la mesure 
plus radicale que constime l'examen cor-
porel, plus particulièrement l'examen de 
la sphère intime. Modification proposée: 
Artide 264 alinéa 4: «La victime d'une infime-
tion contre l'intégrité sexueUe ne peut pas 
subir d'examen corporel contre sa volonté. 
Elle doit au préalable être informée sur le 
but l'étendue et le genre de l'inteivention.» 
Aitide 266 alinéa 1: «Les examens coiporels 
ét les inteiventions doivent être exécutés par 
un médecin ou par du personnel médical 
spécialisé. La victime peut exiger d'être exa-
minée par une personne du même sexe.» 

Art 346, 347 et 347a On ne peut pas ap-
prouver telle quelle la proposition de procé-
dure de conciliation et de réparation. Pour 
les délits contre l'intégrité corporelle, 
sexuelle ou psychique, le but n'est pas de 
mettre la victime sous pression (article 
346 alinéa 2!) ou de tenter de l'influencer 
d'une quelconque manière afin qu'elle se 
réconcilie avec l'auteur. Confonnément à 
l'article 163 alinéa 4, la victime peut par 

ailleurs exiger qu'une confrontation avec 
le prévenu soit évitée. U convient au moins 
de préciser clairement qu'en présence de 
délits contre l'intégrité corporelle, sexuelle 
ou psychique, une tentative de conciliation 
ou de réparation peut être proposée mais 
que la procédure ne peut être engagée 
qu'avec l'accord de la victime. 

Art 353 et 355 L'avant-projet s'est posé 
comme but de reprendre les dispositions 
de la LAVI comme exigence minimale. En 
vertu de l'article 8 alinéa 1 lettre b LAVI, 
la victime peut exiger qu'un tribunal sta-
me sur le refus d'ou'vrir l'action publique 
ou sur le non-lieu. Etant donné qu'à ce 
stade les victimes ne se sont bien souvent 
pas encore constituées comme partie plai-
gnante, U ne suffit pas de notifier l'ordon-
nance de non-lieu aux parties et de ne confé-
rer qu'à elles le droit de recourir. 

Art 360 L'acte d'accusation devrait être 
notifié automatiquement à la partie plai-
gnante et aux victimes. Sur cette base, elles 
pourtont décider si elles veulent se 
constituer partie civile ou pénale avant 
ou (tout de même encore) lors des débats. 

Art 386 Avant l'ouverture de la procédure 
simplifiée, la victime qui ne s'est jusque-là 
pas constituée partie dvile devrait avoir la 
possibilité de le faire encore et de faire va-
loir ses prétentions dvilés et les indemnités 
procédurales revendiquées. 

Art 412 L'application de la procédure 
de l'ordonnance pénale dans les cas où 
des peines privatives de liberté de six 
mois au plus sont prononcées et par 
conséquent l'exclusion du traitement des 
prétentions civiles non reconnues, aurait 
pour conséquence que beaucoup de vic-
times, en particulier celles qui sont vic-
times de violence conjugale, ne pour-
raient plus faire valoir leurs prétentions 
civiles dans la procédure pénale. Il con-
vient par ailleurs de tenir compte du fait 
que précisément dans les cas de violence 
conjugale, la circonstance selon laquelle 
l'auteur doit s'expliquer personnelle-
ment et répondre de ses actes devant un 
tribunal lui laisse bien souvent une plus 
grande impression qu'une peine de pri-
son prononcée avec sursis. L'application 
de )ß procédure de l'ordonnance pénale de-
vrait dës lors se limiter aux cas dans lesquels 
la peine à prononcer est considérablement 
plus légère, n devrait par ailleurs être pos-
sible de traiter les prétentions dviles non re-
connues, pour autant qu'elles soient claires. 

Art 418 Le traitement des prétentions 
civiles claires devrait également être pos-
sible dans la procédure en matière de 
contravention, lonqu'il s'agit d'infractions 
contre l'intégrité corporelle, psychique 
ou sexuelle (parex. lésions corporelles ou 
agression sexuelle). 

Art 450 à 485 Les procédures de recours 
doivent permettre le contrôle d'une dé-
cision de première instance, sans trop de 
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Code de procédure pénale suisse (CPP) et procédure pénale applicable aux mineurs 

limitations. L'avant-projet prévoit cepen-
dant des restrictions trop importantes, raison 
pour laquelle elles ne peuvent être admises 
(sûretés, forme et délais, complément de 
moyens de preuve). On ne tient pas assez 
compte des besoins de la pattie plaignante. 
Le contrôle de la décision est rendu très 
difficile par le fait que dans la procédure 
de recours la possibilité de compléter les 
moyens de preuve est très limitée. De-
vant la 2ème instance par contre les com-
pléments de moyens de preuve doivent 
tous être admis. Cet élargissement est 
d'autant plus souhaitable que la décision 
de savoir quelles preuves doivent être ad-
mises ou non n'appartient pas à la partie 
plaignante, bien qu'elle supporte le risque 
de la procédure civile. Autre exemple: 
l'expérience démontre que bien souvent, 
les réquisitions de preuves des parties 
plaignantes ne sont pas admises au cours 
de la procédure préliminaire. La décision 
y relative repose dans le seul pouvoir 
d'appréciation du juge d'instmction. 
L'avant-projet n'a pas pré'vu de voie de re-
cours contre la décision de refuser l'ad-
mission de réquisitions de preuves, 
lorsque la réquisition peut être renouve-
lée devant lé tribunal de première ins-
tance et qu'il n'en résulte aucun préju-
dice. Par expérience l'on devrait cepen-
dant admettre les moyens de preuve dans 
la procédure préliminaire, avant la clô-
ture de l'enquête, dès lors que les résul-
tats de l'admission des preuves peuvent 
sensiblement influencer le cours de l'ins-
tmction. Le recours n'est cependant pos-
sible que si une décision refusant l'ad-
mission de preuves a été rendue. 

Art 496 et 502 II n'y a pas d'égalité des 
armes entre la partie plaignante et le pré-
venu. Le principe selon lequel «le doute 
profite à l'accusé» conduit à ce que des or-
donnances de non-lieu ou des acquitte-
ments sont prononcés, bien que des 
doutes subsistent encore sur sa culpabili-
té. On ne peut pas comparer la position 
de la partie plaignante avec celle de la 
partie dans un procès civil. Par consé-
quent, il est tout à fait contraire au prin-
cipe de la proportionnalité de prévoir 
qu'une partie plaignante ou une victime 
puisse supporter les frais de la procédure. 
Cela conduirait sinon à diminuer encore 
plus le nombre déjà très faible de dénon-
ciations. Le même principe vaut pour la 
condamnation de la partie plaigpante au 
paiement d'une indemnité. Proposition 
de modification: Il n'est pas possible, sauf 
témérité, de mettre les frais à charge des par-
ties plaignantes ou des victimes, ni de les 
condamner à payer une indemnité. 

D. Procédure pénale des 
mineurs 

La Commission salue le fait que la pro-
cédure pénale des mineurs soit prévue 
dans une loi particulière. Pour l'essentiel 
il y a deux questions centrales qui méritent 
une considération particulière: l'indépen-
dance du juge et la question de la protec-
tion juridique en cas de mesures de 
contrainte (juge de la détention). 

1. La procédure des mineurs admet tou-
jours le principe selon lequel le même 
juge peut instmire l'enquête et rendre le 
jugement. Ce système est effectivement 
judicieux et rend service aux jeunes, 
pour autant qu'il s'agisse de sanctions 
légères. Pour le cas où de lourdes peines, 
qui relèvent de la compétence du juge 
des mineurs, doivent être prononcées (en 
particulier peines privatives de liberté et 
placements) constimant une atteinte im-
portante à la personne du jeune, le juge 
des mineurs chargé de l'enquête ne devrait 
à notre avis pas siéger comme autorité de ré-
pression: le cumul des fonctions ne doit 
plus être admis. Particulièrement en pré-
sence d'infractions graves, il peut arriver 
que durant l'enquête il y ait de graves 
tensions entre le jeune, son défenseur et 
le juge des mineurs, ce qui pourrait por-
ter préjudice à un jugement impartial. 

2. L'avant-projet renonce à faire inter-
venir le juge de détention pour les me-
sures de contrainte (détention préventive). 
Il est difficile d'en percevoir les raisons, 
même après lecture du rapport explica-
tif La procédure devant le juge de déten-
tion est rapideiet ne ralentirait certaine-
ment pas le processus de décision (cf par 
contre le projet de procédure de recours 
écrite). Les motifs de détention prévus à 
l'article 39 de l'avant-projet sont prati-
quement identiques à ceux prévus pour 
les adultes. Les placements ayant pour 
but la protection d'un péril immédiat ou 
la détermination de la stmcmre de la per-
sonnalité ne peuvent bien sûr pas être 
mettre sur pied d'égalité avec la déten-
tion préventive. A cet effet, les mesures 
légales prévues pour la protection des 
enfants seront applicables, raison pour 
laquelle leur nécessité ne peut être invo-
quée comme argument contre le fait que 
le juge de détention intervienne dans les 
cas de détention préventive. A l'inverse, 
il est reconnu que l'introduction du juge 
de détention dans le droit pénal des 
adultes remplit une fonction préventive, 
en tant qu'il y a moins de cas de déten-
tion et de moindre durée. Il convient de 
rappeler que la détention préventive 
constime une des atteinte à la personne 
les plus graves, raison pour laquelle les 
exigences piocéduiales doivent également 
être trés élevées pour les jeunes. 

3. De façon générale il serait souhai-
table que toutes les personnes qui ont à faire 
avec la procédure pénale des mineurs (juges 
des mineurs, avocats, représentants du Mi-
nistère public et autorités polidères) dispo-
sent d'une formation continue spécifique et 
que cela soit ancré dans le droit fédéral. Il 
convient de noter qu'en relation avec les 
auditions et la représentation des enfants 
dans la procédure de divorce, le besoin de 
formation continue (psychologie enfan-
tine, science du développement, tech-
nique de communication) est reconnu et 
que des cours de formation continue sont 
créés et proposés. Ceux-ci seraient égale-
ment indiqués pour des personnes qui 
sont actives dans le domaine du droit 
pénal des mineurs. 

Troduction; Manuela Bracher Edelmann 

Note 
1 Jeanne Du Bois, avocate. Zurich, Hannelore 
Fuchs, avocate, Saint-Gall, Carola Gmenberg, 
avocate. Zurich, Beatrice Vogt, avocate, Bienne. 
Esther Wyss Sisti, avocate, Bâle. Dr. iur. Andrea 
Büchler. Université de Bâle, lic.iur. Peter Moesch, 
Haute Ecole Spécialisée Luceme et Dr. Jonas 
Schweighauser. avocat. Bàle/Binningen. 
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Schwerpunkt: Die Gesundheits- und Sozialberufe und das neue Berufsbildungsgesetz 

Hegen und Pflegen - Frauenberufe 
im Gesundheits- und Sozialwesen 
von EvA NADAI 

Unsere Gesellschaft vertraut die Sorge für 
Arme. Hilflose und Kranke voizugsweise den 
kundigen Händen von Frauen an: wer so 
arm. hilflos oder krank wird, dass profes-
sionelle Hilfe vonnöten ist. wird in aller Re-
gel von Sozialarbeiterinnen beraten, von 
Aiztgehilfinnen in Empfang genommen und 
von Krankenschwestem gepflegt. Berufe des 
Gesundheits- und Sozialwesens sind ausge-
prägte Frauendomänen - mit männlichen 
Nischen - und daran hat sich in den letzten 
30 Jahren nur sehr wenig geändert. 

1990 waren gemäss Eidgenössischer 
Volkszählung in den Bemfen der Fürsor-
ge und Erziehung 71.7% der Erwerbstäti-
gen Frauen und in den Bemfen des Ge-
sundheitswesens gar 77.5 %. Männer sind 
dennoch nicht völlig abwesend. Bei nähe-
rem Hinsehen zeigen sich unter der 
Oberfläche charakteristische Muster der 
horizontalen und vertikalen Verteilung, 
wie sie für den geschlechtsspezifisch se-
gregierten Arbeitsmarkt insgesamt ty-
pisch sind: Männer sind öfter in den obe-
ren Rängen bemflicher Prestige- und Sta-
tushierarchien anzutreffen, und als Ge-
schlechtsminderheit in gegengeschlecht-
lichen Bemfen konzentrieren sie sich in 
der Regel auf spezielle Nischen, wo sie 
doch wieder eher unter ihresgleichen ar-
beiten.' 

Im Gesundheitswesen heisst das erstens, 
dass Männer «ganz oben» als Ärzte, 
Zahnärzte, Tierärzte weitgehend unter 
sich bleiben: nur miid ein Fünftel der 
Mediziner/innen sind weiblich. Assistiert 
werden sie fast ausschliesslich von Frau-
en, die ihnen als Zahnarztgehilfinnen 
(99% Frauenanteil), Arztgehilfinnen (99%), 
Laborantinnen (94%) oder Krankenschwes-
tem (90%) zuarbeiten. Zweitens finden 
sich Männer im Gesundheitswesen in 
nennenswerter Anzahl in denjenigen Be-
mfen, die einen überdurchschnittlichen 
Anteil an Selbständigerwerbenden auf-
weisen: sie sind Zahntechniker (76% Män-
neranteil), Optiker (62%), Apotheker (39%), 
Psychotherapeuten (35%), Masseure (31%) 
und Physiotherapeuten (25%).̂  Und wenn 
sie als Angestellte arbeiten, dann zumin-
dest in Tätigkeiten, die etwas mehr Auf-
stiegschancen bieten als die anderen Be-
mfe des Gesundheitswesens, d.h. einen 
überdurchschnittlichen Anteil an Posi-
tionen im unteren und mittleren Kader 
aufweisen - sie werden medizinisch-
technische Assistenten (20% Männeran-
teil) oder suchen sich selbst im archety-

pischen Frauenbemf der Pflege, eine 
männliche Nische wie die Psychiatrie-
pflege (32%). Und schliesslich bietep Spe-
zialgebiete innerhalb der Krankenpflege 
wie etwa Anästhesie-, Operations- oder 
Intensivpflege ein Arbeitsumfeld mit hö-
herem Männeranteil.^ 

Das Sozialwesen ist etwas weniger aus-
geprägt feminisiert. So beträgt der Män-
neranteil in der Sozialarbeit immerhin 
35%. Im übrigen sehen wir auch hier das 
vertraute Muster: «oben» ein höherer 
Männeranteil (38% bei den Heim- und 
Krippenleiter/innen), «unten» ein tieferer 
(29% bei den Erzieher/innen), und inner-
halb der Sozialarbeit sind die Männer in 
den Kaderpositionen deutlich überver-
treten. Die Sozialarbeit ist ein sprechen-
des Beispiel fiir den «Männerbonus» in 
der Arbeitswelt: kaum hatten die Männer 
in den 60er Jahren in grösserer Anzahl 
Zugang gefunden, besetzten sie auch 
schon die Kaderpositionen. Bereits 1971 
zeigte eine Mitgliederbefragung des 
Schweizerischen Bemfsverbands der So-
zialarbeiter, dass Männer in der ambu-
lanten Fürsorge in den Leimngspositio-
nen eklatant übervertreten waren, in der 
stationären Fürsorge (Heime) mehrheit-
lich als Heim- oder mindestens Gmppen-
leiter tätig waren und deutlich mehr ver-
dienten als Frauen mit gleicher Bemfser-
fahmng und in gleicher Funktion." 

Vor dem Hintergmnd einer gewissen 
Annähemng der Bildungs- und Erwerbs-
muster zwischen den Geschlechtern nei-
gen wir dazu, die Spaltung des Arbeits-
markts in Frauen- und Männerbemfe für 
ein Relikt einer unaufgeklärten Vergan-
genheit zu halten, das mit der Zeit von al-
leine verschwinden wird. Dem ist nicht 
so: zwar finden heute mehr Frauen Zu-
gang zu Männerbemfen, Männer können 
sich aber nicht für Frauenbemfe erwär-
men. Diese haben sich in den letzten 30 
Jahren sogar noch stärker feminisiert, 
wenn auch nicht durchwegs im gleichen 
Ausmass.5 In der Krankenpflege ist der 
Anteil der Männer zwischen 1970 und 
1990 leicht gestiegen'(von 6% auf 9.6%), in 
der Psychiatriepflege aber im gleichen 
Zeitraum massiv gesunken (von 41% auf 
32%). Ebenso wenig linear verläuft die 
Entwicklung im Sozialwesen, wo der Pro-
zentsatz der Männer nach einem Anstieg 
in den 60er und 70er Jahren zwischen 
1980 und 1990 wieder gesunken ist. 

Geistige Mütteriichkeit und weibliche 
Fürsorglichkeit 

Bemfe «haben» zwar im allgemeinen 
ein Geschlecht - dieses steht aber nicht 
ein- für allemal fest, sondem ist Ergebnis 
von sozialen Auseinandersetzungen. So 
war die Herausbildung der Krankenp/Iege 
als Bemf im 19. Jahrhundert eng ver-
knüpft mit dem gleichzeitig entstehen-
den dualen Geschlechtermodell und ging 
einher mit dem Ausschluss der Frauen 
aus der Medizin. Weibliche «Wesenseigen-
schaften» wie Fürsorglichkeit, Mütter-
lichkeit, Geduld und Aufopfemng im 
Dienste anderer wurden zu konstimtiven 
Merkmalen der Krankenpflege stilisiert -
eine Koppelung von Geschlecht und Be-
mf welche die Männer praktisch aus-
schloss. In dem Masse, wie sich die Kran-
kenpflege professionalisierte, wurde sie 
nicht nur symbolisch, sondem auch nu-
merisch feminisiert. Die unausgebilde-
ten «Wärter» wurden nach und nach ver-
drängt, in der Schweiz waren die Männer 
z.T. noch bis in die 1970er Jahre nicht zu 
den Pflegeschulen zugelassen.̂  

Sozialarbeit hat ihre Wurzeln in der bür-
gerlichen Frauenbewegung des ausge-
henden 19. Jahrhunderts, die sich mit Be-
mfüng auf das Konzept der «geistigen 
Mütterlichkeit» eine Legitimation für 
ausserhäusliche Betätigung verschaffte.' 
An Mütterlichkeit - verstanden als erzie-
herische, hegende und pflegende Potenz 
der Frauen schlechthin - sollte die kalte, 
nach männlichen Prinzipien organisierte 
Gesellschaft genesen. Soziale Arbeit wurde 
von ihren Gründerinnen primär als kul-
turelle Mission verstanden, erst in zwei-
ter Linie als Bemf Die Sozialen Frauen-
schulen bereiteten in ihren Anfängen so-
wohl für bemfliche wie fiir ehrenamtli-
che Arbeit vor: ihr Anliegen war die För-
demng von Fachlichkeit. Bemflichkeit 
war nachrangig. Männer erhielten zwar 
bald Zugang zu den Schulen. Der Ver-
such, den Bemf mit dem Konzept der 
«Ritterlichkeit» im «Wesen des Männli-
chen selbst» zu verankern und auf diese 
Weise kulturell zu maskulinisieren, 
schlug jedoch fehl. Ein eigenständiges 
«männliches» Modell der Sozialarbeit 
analog zu «wesensmässiger» Weiblich-
keit als Gmndlage von Professionalität 
hat sich nicht durchsetzen können. 
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Hegen und Pflegen - Frauenberufe im Gesundheits- und Sozialwesen 

Coole Pfleger 

Die heutigen prototypischen Frauen-
bemfe im Gesundheits- und Sozialwesen 
(Krankenpflege und Sozialarbeit) sind al-
so mit dem historischen Erbe einer gera-
dezu symbiotischen Verknüpfung des Be-
mfs mit Weiblichkeit belastet, was den 
Männern den Zugang nicht gerade er-
leichtert. Haben sie die Schwelle einmal 
überschritten, arrangieren sie sich je-
doch schnell mit dem Bemfsbild, indem 
sie es mit tatkräftiger Unterstützung ih-
rer Kolleginnen umdeuten und ver-
männlichen. So ist etwa der moderne 
Idealkrankenpfleger in den Augen von 
Männem und Frauen mhig, sachlich, 
überlegt, behält in Krisensimationen die 
Übersicht, verhandelt im Umgang mit 
Ärzten «von Mann zu Mann», bringt mit 
männlicher Autorität verwirrte Patien-
ten zur Räson und nutzt seine Körper-
kraft als «Abteilungskran» für schwere 
Hebearbeiten.' Eine solche Reinterpreta-
tion eines geschlechtlich konnotierten 
Bemfsbilds lässt sich überall da beobach-
ten, wo Männer oder Frauen im «fal-
schen» Bemf arbeiten. Während dieser 
Mechanismus den Männem in Frauenbe-
mfen nützt, indem er sie auf einem «glass 
escalator» nach oben befordert' und 
gleichzeitig die Geschlechterhierarchie 
stützt - im obigen Fall ist der Mann 
schlussendlich qua Geschlecht die bessere 
Krankenschwester -, zeigt die einschlä-
gige Forschung, dass der Rückgriff auf 
Geschlechterstereotypen fiir Frauen in 
Männerbemfen fatale Konsequenzen hat 
und in bemfliche Sackgassen führt. Dies 
weil Weiblichkeit und Bemflichkeit im-
mer noch als Gegensätze wahrgenom-
men werden. Vielleicht gerade deshalb 
führen Professionahsiemngsbestrebun-
gen in der Pflege (und in der Sozialarbeit) 
über den Weg einer Entgeschlechtli-
chung und Formalisiemng vormals ge-
schlechtsgebundener und häufig un-
sichtbarer Qualifikationen: soziale und 
kommunikative Kompetenzen werden 
jetzt als systematisch lehr- und lembares 
Wissen behandelt und vermittelt; emo-
tionale Komponenten sorgsam zurück-
gebunden - «engagierte Rollendistanz» 
anstelle von fürsorglicher Aufopfemng.'" 

Viei Aufwand - wenig Ertrag 

Die kulmrelle Weiblichkeit von Ge-
sundheits- und Sozialbemfen stellt eine 
nicht zu unterschätzende Zugangsbarriere 
für Männer dar. Daneben gibt es gewich-
tige stmkmrelle Gründe fiir den hohen 
Frauenanteil - zum einen Faktoren, wel-
che diese Bemfe für Frauen attraktiv, 
zum anderen solche, welche sie für Män-
ner unattraktiv machen. Frauenfreund-
lich - genauer: /amiJienfrauenfreundlich 

- sind diese Bemfe in erster Linie durch 
die Möglichkeit Teilzeit zu arbeiten. Das 
Gesundheits- und Sozialwesen hat eine 
weit überdurchschnittliche Rate an Teil-
zeitbeschäftigten: gut die Hälfte aller Er-
werbstätigen in diesem Sektor arbeitet 
nicht vollzeitlich. Vor allem scheint Teil-
zeitarbeit in diesen Bemfen weniger gra-
vierende Folgen bezüglich Dequalifizie-
mng, Weiterbildungs- und (in begrenz-
tem Ausmass) Aufstiegschancen zu ha-
ben als in Männerbemfen und dasselbe 
gilt fiir Erwerbsunterbrüche. In dieser 
Hinsicht sind die bemflichen Stmkmren 
den typischen Erwerbsbiographien von 
Frauen besser angepasst. 

Hingegen erfordert ein Teil der nicht-
akademischen Sozial- und Gesundheits-
bemfe eine relativ hohe Ausbildungsin-
vestition ohne einen adäquaten Ertrag 
abzuwerfen. Die Ausbildung kann bisher 
meist nicht unmittelbar im Anschluss an 
die obligatorische Schule absolviert wer-
den, sondem setzt ein Mindestalter von 
18 oder mehr Jahren und/oder Bemfs-
praktika voraus oder ist auf der Tertiär-
smfe angesiedelt." Bemfe wie Kranken-
pflege oder Sozialarbeit verlangen die 
Bereitschaft zu Zwischenlösungen und 
einen langen Atem, ohne dass diese Bil-
dungsbeflissenheit entsprechend hono-
riert wird: die Löhne sind vergleichswei-
se tief die meisten Frauenbemfe im Ge-
sundheits- und Sozialwesen haben Assis-
tenzcharakter und bieten folglich sehr 
begrenzte Kartieremöglichkeiten. Diese 
Frauenbemfe haben mit einem doppel-
ten Problem zu kämpfen: zum einen wer-
den gewisse notwendige Kompetenzen 
nicht als fachliche anerkannt, sondem 
gelten als Ausdmck naturwüchsiger 
Weiblichkeit. Zum andem sind die Gren-
zen zwischen bemflicher und nicht-be-
mflicher Arbeit oft fliessend: «Fürsorge» 
und «Pflege» finden auch in der Familie, 
in informellen Netzwerken oder in der 
Freiwilligenarbeit statt. Wenn anschei-
nend jede/r helfen kann und dies nicht 
selten ohne Bezahlung tut, verlieren die 
entsprechenden Bemfe an symbolischer 
und materieller Wertschätzung. Inwie-
fern die Akademisiemng dieser Bemfe 
durch die Schaffüng der Fachhochschu-
len zu mehr Anerkennung führt, bleibt 
abzuwarten. 

Anmerkungen 
1 Heintz, Bettina, Eva Nadai, Regula Fischer, 
Hannes Ummel (1997). Ungleich unter Gleichen. 
Studien zur geschlechtsspezifîschen Ségréga-
tion des Arbeitsmarkts, Frankfurt: Campus. 
2 Mit einem Anteil an Selbständigen zwischen 
24% und 65% im Vergléich zu einem Durch-
schnitt von 10.6% über alle Bemfe hinweg (eigene 
Berechnungen auf der Gmndlage der Eidgenös-
sischen Volkszählung 1990). 

3 Heintz et al. 1997, op.cit., Kap. 2. 
4 Schweizerischer Bemfsverband der Sozial-
arbeiter (1993). Bericht zu einer quantitativen 
Repräsentativerhebung des Aktivmitgliedeibe-
standes des Schweizerischen Bemfsverbandes 
der Sozialarbeiter, Bem. 
5 Charies, Maria (1995), Bemfliche Gleichstel-
lung - ein Mythos? Geschlechtersegregation in 
der schweizerischen Bemfswelt, Bem: Bundes-
amt für Statistik. 
6 Fritschi, Alfred (1990), Schwesfemmm: zur 
Sozialgeschichte der weiblichen Bemfskraii-
kenpflege in der Schweiz 1850-1930, Zürich: 
Chronos; Witz, Anne (1992), Professions and 
Patriarchy, London: Routledge. 
7 Sachsse, Christoph (1986), Mütterlichkeit als 
Bemf Sozialarbeit, Sozialreform und Frauen-
bewegung 1871-1929. Frankfurt: Suhrkamp. 
8 Heintz et al. 1997, op.cit., Kap. 2. 
9 Williams, Christine (1992). The Glass Escala-
tor; Hidden Advantages for Men in the «Female» 
Professions, in: Social Problems 39, S. 253-267. 
10 Nagel, Ulrike (1997), Engagierte Rollendis-
tanz. Professionalität in biographischer Perspek-
tive, Opladen: Leske + Budrich. 
11 Zu den geplanten Neuemngen bei den Aus-
bildungen siehe den Artikel von Petra Wittwer-
Bernhard in diesem Heft. 

Eva Nadai, Dr. phil., ist Professorin an der Fach-
hochschule Solothurn Nordwestschweiz. Sie leitet 
das Forschungsprojekt «(De-)Professionalisierung 
und Geschlecht. Soziale Arbeit zwischen Beruf 
und freiwil l igem Engagement». 

Frauenfragen 1.2002 1 
Questions au féminin | 
Questioni femminili I 24 



Thème principal: Les professions de la santé et du social et la nouvelle loi fédérale sur la formation professionnelle 

Être aux petits soins - les professions 
féminines dans les domaines de la santé 
et du social 
par EvA NADAI 

Notre sodété confie de préférence l'assis-
tance aux pauvres, aux nécessiteux et aux ma-
lades aux mains expertes des femmes: celui 
ou celle dont l'état de pauvreté, de détresse 
ou de maladie nécessite une aide profes-
sionnelle est en règle générale conseillé par 
une assistante sodale, reçu par une aide mé-
dicale et soigné par une infirmière. Les pro-
fessions de la santé et du sodal sont des do-
maines féminins par excellence - avec toute-
fois quelques niches masculines - et cela n'a 
que trés peu changé ces 30 dernières années. 

Selon le recensement fédéral de la popu-
lation de 1990, les femmes représen-
taient 71.7% des personnes actives occu-
pées dans les professions de l'aide sociale 
et de l'éducation et même 77.5% dans les 
professions de la santé. Les hommes ne 
sont toutefois pas complètement absents. 
Si l'on y regarde de plus près, on détecte 
au-delà des apparences des modèles ty-
piques de répartition horizontale et ver-
ticale qui reflètent la ségrégation sexuelle 
régnant sur l'ensemble du marché du 
travail: les hommes sont plus souvent pré-
sents aux niveaux supérieurs des hiérar-
chies de prestige et de statut professionnel 
et, en tant que minorité dans des profes-
sions atypiques pour leur sexe, ils se con-
centrent ordinairement dans des niches 
particuhères où ils ont à nouveau ten-
dance à travailler avec leurs semblables.' 

Dans le seaeur de !a santé, cela signifie 
tout d'abord que les hommes «tout au 
sommet» restent dans une large mesure 
entre eux comme médecins, dentistes ou 
vétérinaires: les femmes ne représentent 
qu'environ un cinquième du corps médi-
cal. Ils sont par contre assistés presque 
exclusivement par des femmes qui assu-
rent les menus travaux en tant qu'aides 
dentaires (99% de femmes), assistantes 
médicales (99%), laborantines (94%) ou in-
firmières (90%). D'autre part, les hommes 
dans ce secteur se retrouvent en nombre 
important dans les professions présentant 
un pourcentage supérieur à la moyenne 
d'indépendants: techniciens-dentistes (76% 
d'hommes), opticiens (62%), pharmaciens 
(39%), psychothérapeutes (35%), masseurs 
(31%) et physiothérapeutes (25%).̂  Et lors-
qu'ils ont un statut d'employé, c'est de 
préférence dans des activités qui offrent 
de meilleures perspectives de promotion 
que les autres professions de la santé. 

c'est-à-dire qui permettent plus souvent 
d'accéder à des postes de cadres inférieurs 
et moyens; ils deviennent ainsi assistants 
médico-techniques (20% d'hommes) ou se 
cherchent un créneau masculin même 
au cœur de la profession féminine arché-
typique du paramédical, comme les.soins 
psychiatriques par exemple (32%). Enfin, 
certains domaines spécialisés à l'intérieur 
des soins infirmiers, notamment l'anes-
thésie, les soins post-opératoires ou les 
soins intensifs, constituent des environ-
nements plus fortement masculinisés.^ 

La féminisation du secteur social est un 
peu moins marquée. Ici, la proportion de 
travailleurs sociaux masculins est tout de 
même de 35%. Nous y retrouvons en outre 
le modèle de répartition bien connu: une 
plus forte participation des hommes «en 
haut» (38% des directeurs/ trices d'insti-
tutions sociales), une plus faible participa-
tion «en bas» (29% des éducateurs/trices). 
A l'intérieur du secteur, les hommes sont 
nettement surreprésentés dans les posi-
tions de cadres. Le travail social est un 
exemple éloquent du «bonus masculin» 
dans le monde du travail: à peine les 
hommes y avaient-ils fait leur entrée en 
plus grand nombre dans les années 60 
qu'ils occupaient déjà les postes de cadres. 
Une enquête de l'Association suisse des 
travailleurs sociaux, effectuée auprès de 
ses membres, a montré en 1971 déjà que, 
dans les soins ambulatoires, les hommes 
étaient surreprésentés de façon éclatante 
dans les fonctions dirigeantes et que, dans 
les soins stationnaires (hommes), ils tra-
vaillaient majoritairement comme direc-
teurs ou au moins comme chefs d'équi-
pes et qu'ils gagnaient nettement plus 
que les femmes exerçant la même fonc-
tion et bénéficiant de la même expérience 
professionnelle.'* 

Face à un certain rajustement des mo-
dèles de formation et d'activité profes-
sionnelle entre les sexes, nous avons ten-
dance à penser que la division du marché 
du travail en professions féminines et 
masculines est le vestige d'un sombre 
passé qui disparaîtra de lui-même avec le 
temps. Or, il n'en est rien: s'il est vrai que 
les femmes sont aujourd'hui plus nom-
breuses à exercer des métiers dits mas-
culins, les hommes en revanche-ne sont 
guère disposés à opter pour une profes-

sion atypique pour leur sexe. Au cours 
des 30 dernières années, les professions 
féminines se sont même encore davan-
tage féminisées, bien que pas partout 
dans la même mesure.̂  Dans les soins in-
firmiers, la part des hommes a légère-
ment augmenté entte 1970 et 1990 (de 6% 
à 9.6%), mais elle a massivement diminué 
dans les soins psychiatriques durant cette 
même période (de 41% à 32%). L'évolution 
dans le domaine social est tout aussi peu 
linéaire: ici, après une hausse du pour-
centage des hommes dans les années 60 
et 70, celui-ci a à nouveau baissé entre 
1980 et 1990. 

Maternalisme et sollicitude féminine 

Les professions «ont» certes un sexe en 
général, mais cette sexuation est le pro-
duit d'un artangement social et n'est pas 
fixée une fois pour toutes. C'est ainsi que 
la professionnalisation des soins infirmiers 
au 19e siècle était étroitement liée au mo-
dèle sexuel dual qui émergea à cette 
époque et allait de pair avec l'exclusion 
des femmes de la médecine. Les «qualités 
intrinsèques» des femmes comme la solli-
cimde, le sentiment matemel, la patience 
et le dévouement à autmi fürent érigées 
en caractères constitutifs des soins aux ma-
lades - une alliance du sexe et de la pro-
fession qui excluait de facto les hommes. 
Au fur et à mesure qu'ils se profession-
nalisaient, les soins infirmiers furent fé-
minisés non seulement sur le plan sym-
bolique mais aussi sur le plan numérique. 
Les «gardes-malades» sans formation fiirent 
peu à peu évincés et, en Suisse, les hommes 
n'étaient pas admis dans les écoles d'in-
firmières, une simation qui perdura en 
partie jusque dans les années 1970.̂  

Le travail social plonge ses racines dans 
le mouvement féministe bourgeois de la 
fin du 19e siècle. Se réclamant du con-
cept de la «matemité spirimelle», celui-ci 
visait à obtenir une légitimité pour des 
activités extrafamiliales.' La société, froi-
dement organisée selon des principes 
masculins, devait se régénérer grâce aux 
qualités matemelles - entendues tout 
bonnement comme capacités des femmes 
à éduquer, à protéger et à soigner. Le tra-
vail social était considéré par ses fonda-
trices avant tout comme une mission cul-
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mrelle et seulement accessoirement com-
me une profession. A leurs débuts, les 
écoles sodales des femmes préparaient au 
travail tant professionnel que bénévole: 
leur préoccupation était la promotion des 
connaissances et des aptitudes, l'aspect pro-
fessionnel était secondaire. Les hommes 
eurent certes rapidement accès à ces écoles. 
Mais la tentative d'ancrer la profession 
dans la «namre même de l'homme» en ex-
hortant son caractère «chevaleresque» et 
donc de la masculiiuset symboliquement 
échoua. Un modèle «masculin» propre du 
travail social comme base du profession-
nalisme, qui serait analogue à la féminité 
«intrinsèque», ne parvint pas à s'imposer. 

Des soignants coois 

Les professions féminines archétypi-
ques d'aujourd'hui dans les secteurs de la 
santé et du social (soins infirmiers et tra-
vail social) sont donc grevées de l'héritage 
historique d'une assimilation quasi sym-
biotique de la profession à la féminité, ce 
qui ne facilite pas vraiment leur accès 
aux hommes. Une fois le seuil franchi, 
ces demiers s'accommodent cependant 
rapidement de l'image de la profession 
en la réinterprétant et en la masculini-
sant, ceci avec le soutien efficace de leurs 
collègues féminines. C'est ainsi qu'aux 
yeux des hommes et des femmes, l'infir-
mier moderne idéal est calme, objectif et 
réfléchi, maîtrise les simations de crise, 
traite avec les médecins «d'homme à 
homme», ramène des patients déboussolés 
à la raison avec une autorité toute mas-
culine et se sert de sa force musculaire 
comme «main-forte du service» pour les 
travaux lourds.' Une telle réinterpréta-
tion d'une image professionnelle ayant 
une connotation de genre peut s'observer 
partout où des hommes ou des femmes 
ttavaillent dans un «faux» métier. Tandis 
que ce mécanisme avantage les hommes 
dans des professions féminines en les 
conduisant vers le haut par un «ascenseur 
de verre»' et en consolidant simultané-
ment la hiérarchie des sexes - dans le cas 
d-dessus, tous genres confondus, l'homme 
est en fin de compte une meilleure infir-
mière -, les travaux de recherche sur 
ce sujet montrent que le recours à des sté-
réotypes liés au genre pour les femmes 
qui exercent des professions masculines 
a des conséquences fatales et mène à des 
impasses professionnelles. Ceci parce que 
féminité et professionnalisme sont encore 
perçus comme conttadictoires. C'est peut-
être précisément la raison pour laquelle 
les efforts de professionnalisation dans le 
domaine des soins (et du travail social) 
passent par une désexuation et une for-
malisation des qualifications autrefois 
liées au sexe et souvent invisibles: les 
compétences en matière de rapports so-

ciaux et de communication sont mainte-
nant considérées et transmises comme 
un savoir pouvant être enseigné et appris 
avec méthode, les composantes émotion-
nelles sont soigneusement jugulées - une 
«distance de rôle engagée» au lieu d'une 
abnégation charitable.'" 

Beaucoup d'investissement pour un 
maigre résultat 

La féminisation symbolique des pro-
fessions de la santé et du social constime 
une barrière d'accès non négligeable 
pour les hommes. Il existe en outre des 
raisons stmcmrelles de poids qui expli-
quent le fort pourcentage de femmes 
dans ces domaines d'activité - des facteurs 
qui rendent ces professions attrayantes 
pour les femmes mais peu attrayantes 
pour les hommes. Ces professions sont 
favorables aux femmes - ou plus exacte-
ment aux mères de famille - tout d'abord 
parce qu'elles permettent de travailler à 
temps partiel. Le secteur de la santé et du 
travail social présente un taux d'emplois 
à temps partiel très supérieur à la moyenne, 
une bonne moitié des personnes actives 
occupées dans ce domaine n'exercent pas 
leur métier à plein temps. U semble sur-
tout que le travail à temps partiel dans 
ces professions n'ait pas les mêmes graves 
conséquences du point de vue de la déqua-
lification, des possibilités de formation 
continue et (dans une moindre mesure) 
des perspectives d'avancement que dans 
les professions à dominance masculine. 
Cela vaut également pour ce qui est des 
intermptions temporaires d'activité. Vu 
sous cet angle, les stmcmres profession-
nelles sont mieux adaptées aux biographies 
professionnelles typiques des femmes. 

En revanche, une partie des profes-
sions sociales et paramédicales non uni-
versitaires exigent un investissement de 
formation relativement important sans 
pour autant aboutir à des résultats grati-
fiants. Jusqu'à ce jour, la formation ne 
peut en principe être entamée directe-
ment après la scolarité obligatoire mais 
présuppose un âge minimum de 18 ans ou 
plus et/ou l'accomplissement d'un stage 
professionnel ou alors s'effectue au de-
gré tertiaire." Des professions telles que 
les soins infirmiers ou le travail social 
exigent d'être disposé à accepter des so-
lutions intermédiaires et à envisager un 
cursus de longue haleine, sans que cette 
endurance dans la formation soit récom-

. pensée en conséquence: les salaires sont 
comparativement bas, la plupart des pro-
fessions féminines de la santé erdu social 
sont cantonnées à des fonctions d'assis-
tance et offrent par conséquent des pers-
pectives de carrière très limitées. Ces pro-
fessions féminines sont confrontées à un 
double problème. D'une part, certaines 

compétences nécessaires ne sont pas re-
connues comme des compétences pro-
fessionnelles mais comme inhérentes à 
la nature de la femme. D'autre part, les 
frontières entre travail professionnel et 
non professionnel sont souvent floues: 
«aide», «assistance» et «soins» se dispen-
sent aussi dans le cadre de la famille, des 
réseaux informels.ou du bénévolat. Si donc 
chacun ou chacune est apparemment en 
mesure d'aider autmi et qu'il/elle le fait 
fréquemment sans être rémunéré(e), les 
professions correspondantes perdent en 
valeur symbolique et matérielle. Il reste 
à voir dans quelle mesure la création des 
hautes écoles spécialisées contribuera à 
une meilleure reconnaissance de ces pro-
fessions. 

Traduction: Marie-ûaude Brulhardt 
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Schwerpunkt: Plc Gesundheits- und Sozialberufe und das neue Berufsbildungsgesetz 

Übergang der Berufsbildungen in den 
Bereichen Gesundheit, Soziales und Kunst 
in die Bundeskompetenz 
von PETRA WITTWER-BERNHARD 

Bis heute unterstehen die Ausbildungen 
in den Bereichen Gesundheit. Soziales und 
Kunst |GSK) nicht den geltenden Bimdesge 
setzen über die Berufsbildung und übei die 
Fachhochsdiulen. Für den Gesundheitsbe-
reich regelt das Schweizerische Rote Kreuz 
(SRKj im Auftrag der Sanitätsdirektorenkon-
ferenz |SDK| die Berufsbildungen für die ge-
samte Schweiz. Im Sozialbereich stehen his-
torisch gewachsene Ausbildungsstrukturen 
unterschiedlichster Art nebeneinander. Die 
Sonderstellung dieser Berufsausbildungen 
erschwert die Durchlässigkeit sowohl hori-
zontal (Umstieg) wie auch vertikal (Aufstieg) 
und schränkt die Möglichkelten zur konti-
nuierlichen Weiterbildung ein. Dies ist mit 
ein Grund, weshalb diese Berufsausbildun-
gen in Zukunft dem Bund unterstellt und 
einheitlich geregelt werden sollen. 

Mit der revidierten Bundesverfassung, 
die seit dem 1. Januar 2000 in Kraft ist, wird 
dem Bund neu die Kompetenz über die Be-
rufsbildung auch in den Bereichen Ge-
sundheit, Soziales und Kunst (GSK) über-
tragen. Die gesetzliche Gmndlage, um mit 
den betroffenen politischen und wirt-
schaftlichen Organisationen den Verfas-
sungsauftrag zu erfüllen, wird mit Inkraft-
treten des neuen Bemfsbildimgsgesetzes 
imd dem revidierten Fachhochschulgesetz 
- voraussichtlich im Jahr 2004 - geschaffen. 

Bemfsbildung ist eine gemeinsame Auf 
gäbe von Bund, Kantonen und Organisa-
tionen der Arbeitswelt. Dieser Gmndsatz, 
welcher im Entwurf für das neue Bemfs-
bildimgsgesetz (nßBG) verstärkt aufgenom-
men wird, erhält für die Überfühmng und 
Eingliedemng der GSK-Bemfsbereiche in 
die Bündeskompetenz eine besondere Be-
deumng. Innerhalb einer Übergangsfrist 
von fünf Jahren ist vorgesehen, die neuen 
Regelungen einzuführen und die Integra-
tion der Bereiche GSK in die Bundeskom-
petenz abzuschliessen. In der gegenwär-
tigen Übergangsphase geht es dämm, ge-
meinsam mit allen Partnern die Zukunft 
vorzubereiten. 

Getragen von Bund und Kantonen: 
das Projekt transition 

Transition ist der Name des Projekts, 
welches die Eingliedemng der GSK-Berei-
che in die Bundeskompetenz vorbereitet 

und die entsprechenden Prozesse beglei-
tet. Eingliedemng in die Bundeskompe-
tenz heisst auf dereinen Seite Einpassung 
in ein Bemfsbildungssystem, das in Bezug 
auf Qualifikationsniveaus und Durchläs-
sigkeit national und intemational trans-
parent und kohärent ist. Es bedeutet aber 
auch, bereits heute gestaltend^ mitzuar-
beiten in den Gesetzgebungsprozessen 
und die historisch gewachsenen Identitä-
ten und Eigenheiten einzubringen. Diese 
Arbeiten brauchen Zeit und müssen von 
den Betroffenen mitgettagen werden, 
wenn die Lösungsansätze auf breite Ak-
zeptanz stossen sollen. Deshalb sind das 
Bundesamt für Bemfsbildung und Tech-
nologie (BBT), die Erziehungsdirektoren-
konferenz (EDK) und die Sanitätsdirekto-
renkonferenz (SDK) übereingekommen, 
diese Übergangsphase gemeinsam zu ge-
stalten und sich dazu einen verbindli-
chen Rahmen zu geben. Auf der Basis ei-
ner Vereinbamng wurden Leitlinien ver-
abschiedet, welche die Gmndlage bilden 
fiir Planungsarbeiten und Prioritätenset-
zung sowie für die Erarbeimng von Lö-
sungsvorschlägen. 

Grundsätzliche Zielsetzungen und 
aktueller Stand der wichtigsten Arbeiten 

Gesetzliche Rahmenbedingungen 
Das neue Bemfsbildungsgesetz wurde 

vom Nationalrat im Winter 2001/02 be-
reits verabschiedet, der Ständerat wird es 
voraussichtlich im Sommer 2002 disku-
tieren. Die Erarbeitung der dazugehöri-
gen Verordnungen wird sobald wie mög-
lich in Angriff genomnien und die Ergeb-
nisse werden anschliessend in eine breite 
Vemehmiassung geschickt. Die Arbeiten 
fiir die Revision des Fachhochschulgeset-
zes wurden im Januar 2002 von einer Ex-
pertengmppe aufgenommen. 

Übergang ohne Brüche 
Zu den Hauptzielsetzungen des Projek-

tes transition gehören die Gestalmng eines 
Übergangs ohne Brüche und die Sicher-
stellung des bestehenden Know-hows. 
Dem gegenüber steht die juristische Un-
terteilung des Integrationsprozesses in 
zwei Etappen: 1. Etappe bis zur Inkraft-
setzung des nBBG, 2. Etappe die Ein-

fühmngsphase von voraussichtlich 5 Jah-
ren. Während der ersten Phase liegt die 
Federfühmng für die Umsetzung der In-
tegrationsarbeiten bei den jetzt noch zu-
ständigen Instanzen (EDK, SDK/SRK), für 
die zweite Phase beim Bund. Um eine 
möglichst grosse Kontinuität und die 
notwendige Planungssicherheit zu ge-
währleisten hat die Steuergmppe in 
ihren Leitlinien die Möglichkeit eröffnet, 
punkmelle Vereinbamngen abschliessen 
zu können. Ein solcher Handlungsbedarf 
ergibt sich zurzeit etwa in folgenden Be-
reichen der Sekundarsmfe l l : neue Be-
mfslehre «Gesundheitsangestellte» der 
SDK, Bemfsmaturität Gesundheit und 
Soziales sowie die Weiterentwicklung 
der Diplommittelschulen. 

Das Reglement «Gesundheitsangestellte» 
wird vom Departement Bemfsbildung 
des Schweizerischen Roten Kreuzes (BB 
SRK) in enger Zusammenarbeit mit dem 
BBT und weiteren interessierten Kreisen 
erarbeitet und von der Sanitätsdirekto-
renkonferenz (SDK) erlassen. Die ersten 
Pilotprojekte beginnen im Sommer 2002 
und dauem bis 2005. Zu diesem Zeit-
punkt wird bereits das BBT für diesen Be-
mf zuständig sein. Um den Auszubilden-
den die Sicherheit zu geben, dass sie ei-
,nen eidgenössischen Abschluss erwer-
ben können, treffen die SDK und das BBT 
eine entsprechende Vereinbamng. 

Neben der Lehre «Gesundheitsange-
stellte» sind weitere Pilotprojekte in Pla-
nung, so etwa dasjenige der Conférence 
des offices cantonaux de la formation pro-
fessionnelle de la Suisse romande et du 
Tessin (CRFP) im Rahmen des Lehrstellen-
beschlusses 2.' Bereits gestartet wurde das 
Lehrstellenbeschluss-2-Projekt «Soziale 
Lehre». Alle diese Ausbildimgen bieten auf 
der Sekundarstufè 11 Angebote an, welche 
von Jugendlichen ab 16 genutzt werden 
können. Bestandteil dieser Ausbildungen 
ist die Möglichkeit, eine Bent/smaturität 
(BM) zu erlangen. Aus diesem Gmnd wur-
de die bestehende Bemfsmamrität wei-
terentwickelt und der Rahmenlehrplan 
für eine BM Gesundheit/Soziales erarbei-
tet. Damit diese Bemfsmamrität bereits 
zum heutigen Zeitpunkt von den Pilot-
projekten angeboten werden kann, ist 
ebenfalls eine Vereinbamng notwendig. 
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Berufsbildungen in den Bereichen Gesundheit, Soziales und Kunst 

DorsteUung 1 

Berufsbildung im Bereich der bisherigen BBT-Berufe 

• Die Berufsbildung ist eine Verbundaufgabe von Bimd, Kan-
tonen und Verbänden. Die Abläufe sind allen Beteiligten be-
kannt. 

Berufsbildung in den Bereichen Gesundheit, Soziales, Kunst 

• Die Bemfsbildungen sind im (Sesundheitsbereich zentral 
über das SRK organisiert, welches im Auftrag der SDK arbeitet. 
Das System ist von Grund auf anders aufeebaut als dos Ŝ rstem des 
Bundes, fn gemeinsamen Diskussionen muss die Zukun^ dejiniert wer-
den. 

• Die Bemfsbildungen im Sozialbereich sind kantonal und re-
gional unterschiedlich organisiert. És gibt eine Vielfalt von 
Rahmenbedingungen, Verfahren, Ausbildungsgängen und Zu-
ständigkeiten. 
Unter Berücksichtigung der Viel/öltigkeiten und Spezî tdten gilt es, die 
Berû WIdungen in ein einheitlich geregeltes ßerufsbtldungssystem 
überzuführen. Gewisse Anpassungen werden unumgänglich sein. 

• Die Akteure in der Bemfsbildung kennen einander und ar-
beiten z.T. seit Jahren zusammen. 

• In der Berufsbildimg werden neue Farmer aktiv: Bimd, Kan-
tone, Verbände aus den eigenen, teilweise auch aus angren-
zenden Bereichen. 
Erwartungen, Einstellungen und Gepflogenheiten müssen unter den 
neuen Partnern abgestimmt werden. Es ist wichtig, doss von allen Sei-
ten erste Schritte aufeinander zu unternommen werden und etne kri-
tische Offenheit die Basis ß r das gegenseitige Verständnis bildet. 

• Unter den betroffenen Parmem gibt es eine einheitliche 
Sprachregelung. Gmndlage dazu sind das Bemfsbildungsge-
setz und das Fachhochschulgesetz. 

• Die neuen Partner blicken auf eine historisch gewachsene 
unterschiedliche Geschichte zurück. Im jeweiligen Umfeld hat 
sich auch eine entsprechende Terminologie entwickelt. 
Der unterschiedliche Sprachgebrauch ist, ojt auch unbewusst, Grundßr 
Missverständnisse. Diesem Urnstand muss in der Zusammenarbeit mit 
grösster Sorgfalt begegnet werden. 

• Die Bildungssystematik ist durch das Bemfsbildungsgesetz 
gegeben; Es gibt die Qualifikationsniveaus: 
a) Sekundarstufe II: Attest, Lehre, Bemfsmaturität 
b) mchmniversitäre Tertiärstufe: Bemfsprüfung / Höhere Fach-

prüfüng, höhere Fachschulen 
c) Ein weiteres Qualifikationsniveau bildet der universitäre Be-

reich mit den Fachhochschulen. 

• Im Gesundheitsbereich würde im Mai 1999 eine Bildungssys-
tematik verabschiedet, welche der Bildungssystematik des 
Bundes éhtspricht. 
Dié konkreten Umsetzungsarbeiten sind im Gange. Die Fragen von 
Übergangsregelungen, welche sich im Zusammenhang mit diesen Ar-
beiten ergeben, werden in der ttransition>-Steuergruppe diskutiert und 
entsprechende Lösungsansötze initiiert. 

• Die Zuordnung der einzelnen gewachsenen Ausbildungen 
im Sozialbereich in eine einheitliche Bildungssystematik ist 
noch nicht in allen Fällen eindeutig geklärt. 
Diese Ausgangslagejuhrt zum heutigen.Zeitpunkt zu Verunstcherun-
gen. Ein kohärentes, durchlässiges Beni/sbildungssystem ist im Inter-
esse aller Betroffenen. Die notwendigen Anpassungen brauchen jedoch 
Zeit und müssen mit der notwendigen Sorgfalt durchge/uhrt werden. 

• Verordnungen, Réglemente, Mindestvorschriften etc. sind 
vorhanden und müssen ab Inkrafttreten des neuen Bemfsbil-
dimgsgesetzes an dieses angepasst werden. 

• Die Ausbildungsreglemente im Gesundheits- und Sozialbe-
reich müssen mit den neuen gesetzlichen Gmndlagen und den 
Verordnungen abgeglichen werden. Insbesondere für die Se-
kundarsmfe II gilt es ganz neue Ausbildungsgänge zu konzi-
pieren. Die entsprechenden Gmndlagen sind teilweise noch zu 
erarbeiten. 
Die Zeit des Übergongs soll genutzt werden, um, Entwürfe zu den not-
wendigen ßildungsverordnungen und Mindestvorschn/len zu erstel-
len. Damit wird ein Übergang möglichst ohne Brüche angestrebt. 

• Die Arbeitgeber- und Arbeimehmendenverbände sind in die 
Berufsbildung eingebunden und haben eine definierte Rolle. 
Sie sind stark im Bereich der Lehren und der Bemfsprüfungen 
und höheren Fachprüfungen engagiert. 

• Branchenverbände und Bemfsverbände erhalten mit der In-
tegration ihrer Berufsbildungen in die Bundeskompetenz eine 
neue Rolle. 
Die bestehenden Rollen und Au^aben der Verbände werden mit Blick 
auf die Berußbildung und den sich damit anbahnenden neuen Anga-
ben geprüft. Gemeinsam sollen Mossnohmen erarbeitet und allenfalls 
notwendige Entwicklungen eingeleitet werden. 
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Berufsbildungen in den Bereichen Gesundheit, Soziales und Kunst 

Die Dipiommittelschulen sind heute wich-
tige Zubringer für Bemfsbildungen auf 
der tertiären Smfe in den Bereichen Ge-
sundheit, Soziales, Kunst und Pädagogik. 
Obschon mit Blick auf die veränderte Bil-
dungslandschaft bestehende Stmkmren 
nicht einfach erhalten werden können, 
soll das Know-how gesichert und die Wei-
terentwicklung bestehender Schulen un-
terstützt werden. Zusammen mit der Er-
ziehungsdirektorenkonferenz (EDK) ha-
ben das BBT und die SDK Lösungen erar-
beitet und auch hier mittels einer Verein-
bamng die nächsten Schritte geregelt. 

Weitere Zielsetzungen des Projektes 
transition betreffen die tertiäre Smfe 
(Höhere Fachschulen, Bemfs- und höhe-
re Fachprüfungen sowie die Fachhoch-
schulen), Ausbildungen fiir die Bemfsbil-
dungsverantwortlichen, Ausbildungen im 
Kunstbereich, die Klämng der Frage, wie 
die Zukunft des Departementes Bemfs-
bildung SRK gestaltet werden könnte so-
wie Finanziemngsfragen. Es gilt mit den 
jeweils verantwortlichen Personen und 
Organisationen Kontakt aufzunehmen, 
die Ausgangslage zu klären und die not- ' 
wendigen Gmndlagen zu erstellen, damit 
der Übergang möglichst kontinuierlich 
erfolgen kann. 

Integration - Chancen und Probleme 
Das neue Bemfsbildungsgesetz ist ein 

offen gehaltenes Rahmengesetz, welches 
in zahlreichen Punkten den Bedürfhis-
sen weiblicher Bildungsbiographien ent-
gegenkommt. Frauen sind mit Fragen 
und Problemen konfrontiert, welche mit 
einer geradlinigen Karriereplanung oft 
in Konflikt geraten. Unterbrüche in Aus-
bildungen und Bemfstätigkeit sowie der 
Wiedereinstieg oder auch Umstieg gehö-
ren für viele Frauen zum selbstverständ-
lichen Bestandteil ihrer bemflichen Lauf-
bahn. Lemleismngen ausserhalb der for-
mal anerkannten Abschlüsse in der Fa-
milien- und der Freiwilligenarbeit fan-
den bisher meist wenig Beachmng und 
wurden nicht anerkannt. Das neue Ge-
setz bietet den Rahmen, um in wichtigen 
Aspekten dieser Tatsache mehr Rech-
nung zu tragen und Frauen damit bessere 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt einzu-
räumen. 

Mit der Eingliedemng der Bemfsbil-
dungen im Gesundheits- und Sozialbe-
reich in das Bemfsbildungssystem des 
Bundes wird eine eidgenössische Anerken-
nung der angebotenen Ausbildungsab-
schlüsse möglich. Die Bemfsbildungen 
werden den übrigen, gewerblich-in-
dustriellen Ausbildungen und den Aus-
bildungen im Dienstleismngsbereich 
gleichgestellt. Es stellt sich eine ver-
gleichbare Simation für alle Bemfe ein. 
Mit der Schaffung von neuen Ausbildun-
gen auf der Sekundarstufe II wird es in 

Zukunft für Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger möglich sein, direkt in ei-
ne Ausbildung im Gesundheits- und So-
zialbereich einzusteigen. Mit der Diskus-
sion zur Schaffung eines oder mehrerer 
Bemfsfelder wird angestrebt, den jungen 
Menschen eine möglichst breite Ausbil-
dung anzubieten und damit das Feld der 
weiterführenden bemflichen Entwick-
lung offen zu halten. Die entsprechende 
Bemfsmamrität ermöglicht zudem den 
Zugang zu den Fachhochschulen. Ausdrück-
lich im Gesetz aufgenommen ist die An-
erkennung anderer Lemleistungen. Mit die-
ser Möglichkeit wird dem Umstand Rech-
nung getragen, dass unterschiedlich er-
worbene Lemleistungen und Erfah-
mngswissen nutzbringend in eine Be-
mfsbildung und -ausübung eingebracht 
werden können und daher auch aner-
kannt sein müssen. Erwachsene sind ein 
wichtiges Rekmtiemngsfeld für Bemfe 
im GSK-Bereich. Auch die Förderung der 
beru/sorientierten Weiterbildung ist ein für 
Frauen bedeutsamer Aspekt im neuen 
Gesetz. 

Aus dem GSK-Bereich kommt nun sehr 
viel Erfahmng und Wissen in all diesen 
Fragen zusammen. Diesen Wissens- und 
Erfahmngsschatz gilt es zu nutzen und 
im Gesetzgebungsprozess einzubringen. 
Dass sich dieses Unterfangen nicht im-
mer einfach gestaltet, ergibt sich nicht 
zuletzt aus den unterschiedlichen Be-
mfsbildungstraditionen, die der Bund 
und die GSK-Bereiche mitbringen. In Dar-
stellung 1 werden einige wichtige Aspek-
te aufgezeigt, in denen sich heute die Be-
mfsbildungen im GSK-Bereich von den 
BBT-Bemfsbildungen unterscheiden. 

Seit mnd zwei Jahren laufen im Pro-
zess transition die Arbeiten zur Bewälti-
gung der aufgeführten Problemfelder 
und offenen Punkte (siehe Darstellung 1). 
Trotz aller anstehenden und teilweise 
noch ungelösten Fragen gilt es ein ge-
meinsames Ziel zu verfolgen: Bestehende 
Bemfsbildungen sind weiter und noch 
fehlende Ausbildungsangebote neu zu 
entwickeln, um jungen Frauen und Män-
nem eine vollwertige und interessante 
Ausbildung zu ermöglichen, den Arbeit-
geberinnen und Arbeitgebern qualifi-
ziertes Personal und den Klientinnen 
und Klienten kompetente und engagier-
te Bemfsleute zur Verfügung zu stellen. 

Anmerkung 
1 Website: www.lehrstellenbeschluss2.ch 

Petra Wittwer-Bernhard, lic. phil. I , ist Leiterin 
des Projektes transition im Bundesamt für Be-
rufsbildung und Technologie BBT. 

Kontakt 
Geschäftsstelle des Projektes transition, Petra 
Wittwer-Öemhard, BBT. Effingerstrasse 27, 3003 
Bem, Tel. 031 322 76 34, petra.wittwer-bemhard 
@bbt.admin.ch 
Website zum Projekt transition unter; 
www.bbt.admin.ch/dossiers/d/index.htm 
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Das Bildungssystem in der Schweiz / Le système d'enseignement en Suisse 

Das Bildungssystem in der Schweiz 
Le système d'enseignement en Suisse 

Die Artikel in diesem Heft nehmen Bezug auf das - relativ Les articles de ce numéro se réfèrent au système éducatif 
komplizierte - Schweizer Bildungssystem. Die folgende Grafik suisse qui est relativement compliqué. Le graphique ci-dessous 
ennöglicht eine Orientiemng über die unterschiedlichen Sm- permet de mieux comprendre les différents degrés de ce sys-
fen und das verwendete Fachvokabular. Vereinfachte Darstel- tème et la terminologie utilisée. Représentation simplifiée 
lung nach einer Grafik der EDK (www.edk.ch). d'après un graphique de la CDIP (www.cdip.ch). 
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Thème priniclpal: Les professions de la santé et du social et la nouvelle loi fédérale sur la formation professionnelle 

Passage des formations professionnelles 
de la santé, du social et des arts dans la 
compétence de la Confédération 
par PETRA WITTWER-BERNHARD 

A ce joui, les formations du secteur de la 
santé, du travail social et des arts ne tombent 
pas dans le champ d'application des lois fé-
dérales SUI la foimation professionnelle et 
sur les hautes écoles spécialisées. Dans le do-
maine non médical de la santé, c'est la Croix-
Rouge suisse |CRS) qui réglemente les fonna-
tions professionnelles poui l'ensemble de la 
Suisse. SUI mandat de la Conférence des di-
recteurs cantonaux des affaires sanitaires 
(CDS). Dans le domaine sodal se côtoient des 
structures de foimation de nature trés di-
veise qui ont des racines historiques propres. 
La situation particulière de ces formations 
professionnelles complique la perméabilité 
tant horizontalé (entre diff̂ érents domaines 
apparentés) que verticale (veis des forma-
tions supérieures) du système et restreint les 
possibilités de foimation continue. C'est l'une 
des raisons pour lesquelles ces formations 
relèveront désoimais du domaine de compé-
tence de la Confédération et seront régie 
mentées de manière unifoime. 

En verm de la nouvelle Constimtion fé-
dérale, en vigueur depuis le lerjanvier 
2000, la compétence de légiférer sur les 
formations non académiques dans les do-
maines de la santé, du social et des arts 
(SSA) - jusqu'ici réglementées au niveau 
cantonal - est transférée à la Confédéra-
tion. La base légale permettant de rem-
plir ce mandat constimtionnel avec les 
organisations politiques et économiques 
concemées sera créée par l'entrée en vi-
gueur, vraisemblablement début 2004, 
de la nouvelle loi sur la formation pro-
fessionnelle et de la loi révisée sur les 
hautes écoles spécialisées. 

La formation professionnelle est une 
tâche commune de la Confédération, des 
cantons et des organisations du monde du 
travail. Ce principe, qui est souligné avec 
insistance dans le projet de la nouvelle loi 
sur la formation professionnelle ̂ nLFPr), 
revêt une importance particulière pour le 
transfert et le rattachement des domaines 
professionnels SSA à l'échelon fédéral. Un 
délai de cinq ans est pré'vu pour intro-
duire les nouvelles réglementations et 
pour achever l'intégration des domaines 
SSA dans le régime de la Confédération. 
La période de transition acmelle est 
destinée à préparer l'avenir, de concert 
avec tous les partenaires impliqués. 

La Confédération et les cantons en 
charge du projet transition 

Transition - c'est ainsi que s'intimle le 
projet qui prépare le rattachement des 
professions de la santé, du social et des 
arts au régime des attributions fédérales 
et qui accompagne les processus y affé-
rents. Une intégration dans le domaine 
de compétence de la Confédération veut 
dire, d'une part, incorporation dans un 
système de formation professionnelle 
transparent et cohérent en matière de ni-
veaux de qualification et de perméabili-
té, tant sur le plan national qu'interna-
tional. Mais elle signifie aussi collaborer 
dès aujourd'hui à la mise en place des 
processus législatifs en tenant compte 
des identités et des particularités histo-
riques. Ces travaux demandent du temps 
et doivent être partagés par toutes les ins-
tances concemées si l'on entend que les 
propositions de solution soient large-
ment acceptées. L'Office fédéral de la for-
mation professionnelle et de la technolo-
gie (OFFT), la Conférence des directeurs 
cantonaux de l'instmction publique (CDIP) 
et la Conférence des directeurs cantonaux 
des affaires sanitaires (CDS) ont donc con-
venu de gérer ensemble cette phase de 
transition et de se donner un cadre con-
traignant dans ce but. Les lignes direc-
trices adoptées ont été fixées dans une 
convention d'organisation de projet: elles 
définissent le calendrier des travaux et 
les priorités et servent de base à l'élabo-
ration de propositions. 

Objectifs fondamentaux et état 
d'avancement des travaux 

Le cadre légal 
La nouvelle loi sur la formation profes-

sionnelle a déjà été adoptée par le Conseil 
national au cours de l'hiver 2001/02 et se-
ra probablement débatme au Conseil des 
Etats durant l'été 2002. Les ordonnances 
y relatives seront élaborées dès que pos-
sible et les résultats seront ensuite soumis 
à une large consultation. Quant à la révi-
sion de la loi sur les hautes écoles spécia-
lisées, un groupe d'experts s'y attèle de-
puis janvier 2002. 

Un passage sans accrocs 
Le projet transition vise principalement 

à aménager un passage sans heurts et à 
garantir le savoir-faire existant. L'orga-
nisation juridique du processus d'inté-
gration comprend deux étapes: 1ère étape 
jusqu'à l'entrée en vigueur de la nLFPr, 2e 
étape pour la phase d'introduction prévue 
sur cinq ans. Durant la première étape, la 
réalisation des travaux d'intégration est 
placée sous la responsabilité des ins-
tances encore compétentes pour l'heure 
(CDIP, CDS/CRS) et durant la seconde 
étape sous celle de la Confédération. Afin 
de garantir la meilleure continuité pos-
sible et le bon déroulement de la planifi-
cation, le groupe de pilotage a prévu dans 
ses lignes directrices la possibilité de 
conclure des accords de prestations ponc-
mels. Dans l'immédiat, de telles démar-
ches s'imposent notamment dans les 
domaines suivants du niveau secondaire 11: 
un nouvel apprentissage professionnel 
d'employé-e de santé de la CDS, une ma-
mrité professionnelle orientation santé-
social ainsi que le développement des 
écoles du degré diplôme. 

Le règlement «Employé' de santé'» est éla-
boré par le département de la formation 
professionnelle de la Croix-Rouge suisse 
(FP CRS) en étroite collaboration avec 
l'OFFT et d'autres milieux intéressés et 
édicté par la Conférence des directeurs 
cantonaux des affaires sanitaires (CDS). 
Les premiers projets pilotes débutent en 
été 2002 et durent jusqu'en 2005. A cette 
date-là, cette profession sera déjà du res-
sort de l'OFFT. Ce dernier et la CDS vont 
passer un accord afin que les personnes 
en formation soient assurées de pouvoir 
acquérir un titre fédéral. 

Outre l'apprentissage d'employé-e de 
santé, d'autres projets pilotes sont, en 
préparation, ainsi celui de la Conférence 
des offices cantonaux de la formation pro-
fessionnelle de la Suisse romande et du 
Tessin (CRFP) dans le cadre du 2e Arrêté 
fédéral sur les places d'apprentissage 
(APA2).' Le projet d'APA2 «Apprentissage 
dans le domaine social» a déjà démarré. 
Toutes ces formations offrent des possi-
bilités au degré secondaire II qui peuvent 
être utilisées par les jeunes à partir de 16 
ans, avec également la perspective d'ac-
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Formations professionnelles de la santé, du social et des arts 

Tableau 1 

La formation professionnelle dans les domaines réglementés 
jusqu'Ici par l'OFFT 

• La formation professionnelle est une tâche coordonnée de la 
Confédération, des cantons et des associations. Les processus 
sont connus de toutes les instances impliquées. 

La formation professionnelle dans ies domaines de ia santé, du 
social et des arts 

• Dans le domaine de la santé, la formation professionnelle est 
centralisée auprès de la CRS qui agit sur mandat de la CDS. 
Le système repose sur des boses différentes de celui de la Confédération. 
R s'agit de définir l'avenir dans des discussions communes. 

• L'organisation de la formation professionnelle dans le do-
maine sodal varie d'un canton et d'une région à l'autre. Il existe 
une multitude de conditions cadres, de procédures, de filières 
de formation et de compétences. 
Tout en tenant compte des diversités et des spédfidtés, il s'agit d'intégrer 
les apprentissages dans un système de/ormation professionnelle uni-
formément réglementé. Certaines adaptations seront inéluctables. 

• Les acteurs de la formation professionnelle se connaissent 
entre eux et collaborent en partie depuis des années. 

• De nouveaux partenaires actifs apparaissent dans le paysage: 
la Confédération, les cantons et les associations dès domaines 
propres mais parfois aussi des domaines apparentés. 
Les attentes, opinions et habitudes doivent être harmonisées entre les 
nouveaux partenaires. Il est important que chacun aille à la rencontre 
de l'autre et qu'une ouverture critique permette une compréhension 
réciproque. 

• Les partenaires impliqués ont une sémantique commune. La 
base en est la loi sur la formation professionnelle et la loi sur 
les hautes écoles spécialisées. 

• Les nouveaux partenaires se réfèrent à une histoire dont les 
racines sont différentes. Les contextes respectifs ont aussi 
engendré une terminologie spécifique. 
L'emploi différent du langage peut véhiculer, même inconsciemrhent, 
des malentendus. La collaboration doit prêter grande attention d cet 
état de fait. 

• Le système éducatif général est défini par la loi sur la for-
mation professionnelle. Il prévoit les niveaux de qualification 
suivants: 
a) Degré secondaire 11: attestation, certificat d'apprentissage, 

mamrité professionnelle; 
b) Degré tertiaire non universitaire: examen professionnel / 

examen professionnel supérieur, écoles professionnelles su-
périeures; 

c) Uir autre niveau de. qualification est celui du domaine uni-
versitaire avec les hautes écoles spécialisées. 

• Dans le domaine de la santé, un système éducatif cori-es-
pondant à celui dè la Confédération a été adopté en mai 1999. 
Les travaux concrets de mise en œuvre sont en cours. Les questions de 
réglementation transitoire que soulève cette mise en oeuvre sont discu-
tées par le groupe de pilotage «transition» et des suggestions de solu-
tion sont avancées. 

• L'intégration dans un système éducatif uniforme des forma-
tions du do'maine social, qui se sont développées indépendam-
ment les unes des autres, n'est pas encore entièrement clari-
fiée dans tous les cas. 
A l'heure actuelle, cette situation susdte des tnquie'tudes. Un système 
de forrriation professionnelle cohérent et perméable est dans l'intérêt 
de toutes les parties. Les adaptations ne'cessaires demandent cependant 
du temps et doivent être effectuées soigneusement. 

• Les ordonnances, règlements, prescriptions minimales, etc. 
existent déjà et doivent être adaptés à la nouvelle loi sur la for-
mation professioimelle dès l'entrée en vigueur de celle<:i. 

• Les règlements de formation dans le domaine de la santé et 
du travail social doivent être ajustés aux noüvelles bases légales 
et aux ordonnances. Il s'agit de concevoir de toutes nouvelles 
filières de formation, en particulier pour le degré secondaire II. 
Les bases y relatives sont en partie encore à élaborer. 
La période de transition doit être mise à profit pour établir des projets 
concemant les ordonnances et prescriptions minimales nécessaires, le 
but étant d'assurer un passage avec le moins de cassures possibles. 

• Les associations patronales et les associations d'employés 
sont incorporées à la formation professionnelle et y jouent un 
rôle bien défini. Elles sont fortement engagées dans le domaine 
des apprentissages et des examens professiormels. 

• Avec l'intégration de leurs formations professionnelles dans 
la compétence de la Confédération, les associations profes-
sionnelles et sectorielles se voient conférer un rôle nouveau. 
Les rôles et les tâches octuels des associations sont examinés sous l'angle 
de la réorganisation des /ormations et des nouvelles tâches qui en 
découlent. Iî convient d'élaborer des mesures en commun et, au besoin, 
d'introduire les changements nécessaires. 
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quérir une maturité professionnelle fMP). La 
maturité professionnelle existante a donc 
été développée et l'on a élaboré un pro-
gramme cadre d'études pour une MP 
dans les domaines de la santé et du tra-
vail social. Mais ici un accord doit égale-
ment intervenir pour que cette maturité 
professiormelle puisse être offerte aujour-
d'hui déjà dans le cadre des projets pi-
lotes. 

Les écoles du degré diplôme représentent 
à l'heure actuelle une importante filière 
vers des formations professionnelles du 
degré tertiaire dans les domaines de la 
santé, du social, des arts et de la pédago-
gie. Bien que, dans la perspective des 
changements qui vont intervenir dans le 
paysage éducatif il ne soit pas possible de 
maintenir purement et simplement les 
stmcmres existantes, il est important que 
la qualité des formations soit assurée et 
que le développement des écoles exis-
tantes soit soutenu. Conjointement avec 
la Conférence des directeurs cantonaux 
de l'instmction publique (CDIP), l'OFFT et 
la CDS ont élaboré des solutions et régle-
menté les étapes suivantes, ici aussi, sur 
la base d'un accord. 

D'autres objectifs du projet transition 
concernent le niveau tertiaire (écoles pro-
fessionnelles supérieures, examens pro-
fessionnels fédéraux et professionnels fé-
déraux supérieurs ainsi que hautes écoles 
spécialisées), les formations des ensei-
gnants, les formations dans le domaine 
artistique, la question du rôle fütur du 
département de la formation profession-
nelle de la CRS ainsi que les questions de 
financement. Il convient de prendre 
contact avec les personnes et les organi-
sations responsables respectives, de cla-
rifier les données du problème et d'éta-
blir les bases nécessaires, afin que la tran-
sition puisse se faire avec fluidité. 

L'intégration - ses aubaines et ses 
problèmes 

La nouvelle loi sur la formation profes-
sionnelle est une loi-cadre ouverte et 
souple qui, à de nombreux égards, fait 
bon accueil aux besoins particuUers des 
femmes et à leur parcours de fonnation. 
Comme on le sait, les femmes sont con-
frontées à des questions et à des problè-
mes qui sont souvent incompatibles avec 
une planification linéaire de leur car-
rière. Pour bon nombre d'entre elles, les 
intermptions du cursus de formation et 
de l'activité professiormelle, ainsi que la 
réinsertion ou le changement d'orienta-
tion, sont une évidence. Les connais-
sances acquises au travers de leurs activi-
tés familiales et bénévoles, c'est-à-dire 
en-dehors des filières formelles de for-
mation, n'étaient guère considérées jus-
qu'ici et surfout pas reconnues. La nou-
velle loi permet de mieux tenir compte 

de ces aspects importants et accorde de 
ce fait de meilleures chances aux femmes 
sur le marché du travail. 

L'intégration des domaines de la santé 
et du travail social dans le système de for-
mation professionnelle de la Confédéra-
tion permet une reconnaissance fédérale 
des titres acquis au terme d'une forma-
tion. Les formations professionnelles SSA 
sont mises sur un pied d'égalité avec les 
autres formations artisanales, industriel-
les et des services; la simation devient 
ainsi comparable pour l'ensemble des 
professions. Avec la création de nouveaux 
apprentissages au niveau secondaire II, 
les jeunes auront à l'avenir la possibilité 
d'entamer une formation dans le domaine 
de la santé et du travail social directement 
à la sortie de l'école obligatoire. La discus-
sion autour de la création d'un ou de plu-
sieurs domaines professionnels a pour 
but de leur offrir une formation aussi large 
que possible et de garder ainsi les portes 
ouvertes à une évolution continue dans 
la profession. La mamrité profession-
nelle correspondante permet aussi d'ac-
céder aux hautes écoles spécialisées. Par 
ailleurs, la reconnaissance d'autres acquis 
est explicitement inscrite dans la loi. 
Cette possibilité tient compte du fait que 
les connaissances et les expériences ac-
quises par des voies différentes sont aus-
si profitables à la formation et à l'exer-
cice d'une profession et doivent donc 
être reconnues. Les adultes qui se for-
ment sur le tard constiment un impor-
tant réservoir de recmtement pour les 
métiers de la santé et du social. La pro-
motion d'une formation professionnelle con-
tinue est un autre aspect important de 
la nouvelle loi qui est favorable aux 
femmes. 

Le domaine SSA fournit de nombreuses 
expériences et connaissances sur toutes 
ces questions. II s'agit maintenant de les 
mettre à profit et de les intégrer dans le 
processus législatif Les traditions diffé-
rentes en matière de formation qui ont 
prévalu jusqu'ici dans les professions ré-
glementées par la Confédération et dans 
celles de la santé et du social ne rendent 
cette entreprise pas toujours facile. Le ta-
bleau 1 (voir page précédente) met en lu-
mière certains aspects importants qui 
différencient aujourd'hui les formations 
professionnelles dans le domaine SSA et 
l'OFFT. 

Toutes les problématiques évoquées et 
les questions ouvertes (voir tableau 1) 
sont traitées depuis en-viron deux ans 
dans le cadre du projet transition. La maî-
trise des problèmes à venir et dont la so-
lution n'est parfois pas évidente vise à at-
teindre un but commun: continuer à dé-
velopper les formations professionnelles 
existantes et créer de nouvelles offi-es de 
fonnation, afin que les jeunes bénéfi-

cient d'une formation gratifiante et inté-
ressante, que les employeurs disposent 
d'un personnel qualifié et que la clientèle 
puisse compter sur des personnes com-
pétentes et engagées. 

Traduction: Marie-Qaude Brulhardt 

Note 
1 Site web: www.lehrstellenbeschluss2.ch 

Petra Wittwer-Bernhard, licenciée en sciences 
de l'éducation, est co-responsable du projet 
transition à l'Office fédéral de la formation pro-
fessionnelle et de la technologie OFFT. 

Adresse de contact 
Secrétariat transition. 
Petra Wittwer-Bernhard. OFFT, 
Effingerstrasse 27,3003 Beme, tél. 031 322 76 34, 
petra.wittwer-bemhard@bbt.admin.ch 
Site web du projet transition sous 
www.bbt.admin.ch/dossiers/f/index.htm 
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Tema principale: Le professioni sanitarie e sociali e la nuova legge sulla formazione professionale 

Le formazioni professionali nei settori 
salute, servizi sociali e arte passano nelle 
mani della Confederazione 
di PETRA WITTWER-BERNHARD 

Fino ad oggi le formazioni nei settori della 
salute, dei servizi sodaU e dell'arte (SSA) non 
soggiacevano aile leggi federali sulla fonna-
zione professionale e sulle scuoie univeisi-
tarie professionali. Pei quanto attiene al set-
tore sanitario, la Croce Rossa Svizzera (CRS) 
disdplina. su mandato della Conferenza 
svizzera dei diiettori cantonali della sanità 
(CDS), le foimazioni professionali per Tinte-
ra Svizzera. Nell'ambito dei seivizi sodali 
coesistono strutture formative di diverse ge-
nere. sorte nell'arco degli annL La spedale 
posizione occupata da queste formazioni 
professionali rende più difftdle attuare la 
permeabilità sia in senso orizzontale (riqua-
lifica professionale) sia verticale (avanza-
mento professionale) e limita le possibilità 
di assohrere un perfezionamento permanen-
te. Ecco una della ragioni per cui in futuro 
queste formadoni professionali dovranno 
essere di competenza della Confederazione e 
lifarsi ad una regolamentazione unificata. 

La rimaneggiata Costituzione federale, 
in vigore dal 1° gennaio 2000, delega alla 
Confederazione la competenza in mate-
ria di formazione professionale nei setto-
ri della sanità, dei servizi sociali e del-
l'arte (SSA). La base legale per assolvere il 
mandato costituzionale in collaborazio-
ne con le organizzazioni politiche e eco-
nomiche interessate sarà creata, proba-
bilmente nei 2004, con l'entrata in vigo-
re della nuova legge sulla formazione 
professionale e la revisione della legge 
sulle scuoie universitarie professionali. 

La formazione professionale è un com-
pito collettivo che Confederazione, can-
toni e organizzazioni del mondo del la-
voro sono chiamati ad assolvere inter-
agendo fra loro. Questo precetto, consoli-
dato nei disegno per una nuova legge sul-
la formazione professionale (nLFPr), rive-
ste un particolare significato nei trasferi-
mento e nell'integrazione delle profes-
sioni SSA nella sfera di competenza della 
Confederazione. Si prevede di introdurre 
le nuove normative e di concludere il pas-
saggio di competenze alla Confederazio-
ne entto un periodo di transizione di cin-
que anni. Durante la fase di transizione 
atmalmente in corso occone preparare il 
terreno per un fumro concertato fra i va-
ri partner 

Confederazione e cantoni sostengono 
il progetto transition 

Il progetto a cui è stato affidato il com-
pito di preparare l'incorporamento dei 
settori SSA nella sfera di competenza del-
la Confederazione e di accompagnare le 
relative fasi porta il nome di transition. 
L'inserimento nei campo d'azione della 
Confederazione équivale da un lato al-
l'inglobamento in un sistema formativo 
che in termini di livelli di qualificazione 
e di permeabilità vanta trasparenza e co-
erenza su base nazionale e intemazionale; 
dall'altro significa perô anche cooperare 
già oggi in maniera attiva ai processi le-
gislativi tenendo conto delle identità e 
delle peculiarità che si sono sviluppate 
nell'arco degli anni. Queste operazioni ri-
chiedono tempo e il contributo di tutti gli 
interessati, affinché le proposte di solu-
zione possano riscuotere ampio favore. 
In quest'ottica l'Ufficio federale della for-
mazione professionale e della tecnica 
(UFFT), la Conferenza svizzera dei diret-
tori della pubblica educazione (CDPE) e la 
Conferenza svizzera dei direttori canto-
nali della sanità (CDS) si sono accordati 
per stmtmrare insieme questa fase di 
transizione e dotarsi di una piattaforma 
vincolante per mtte le parti in causa. Al-
la sottoscrizione di un accordo ha fatto 
seguito l'emanazione di direttive che 
fungono da base per i lavori pianificato-
ri, la determinazione delle priorità e la 
messa a punto di proposte di soluzione. 

Obiettivi di fondo e stato attuale 
dei lavori più importanti 

Condizioni giuridiche quadro 
La nuova legge sulla formazione profes-

sionale è già stata licenziata dal Consiglio 
nazionale nell'invemo 2001/02 mentre il 
Consiglio agli Stati la dibatterà probabil-
mente nell'estate 2002. Non appena pos-
sibile si metterà mano aile relative ordi-
nanze. l risultati di questo processo legis-
lativo saranno successivamente oggetto 
di una procedura di consultazione di am-
pio respire. I lavori per la revisione della 
legge sulle scuoie universitarie professio-
nali hanno preso awio nei gennaio 2002 
per mano di un gmppo di esperti. 

Trasferimento di competenze senza 
intermittenze 

Fra gli obiettivi precipui del progetto 
transition figurano un trasferimento di 
competenze all'insegna della continuità 
e il mantenimento del know-how finora 
acquisite. Per contro si procederà ad una 
suddivisione giuridica del processo d'in-
tegrazione in due tappe: la prima tappa 
si estende fino all'entrata in vigore della 
nLFPr, la seconda tappa coïncide con la 
fase d'introduzione che dovrebbe pro-
trarsi suU'arco di cinque anni. Durante la 
prima fase la guida dei lavori d'integra-
zione sarà affidata aile istanze attual-
mente competenti (CDPE, CDS/CRS), nel-
la seconda fase subentrerà la Confedera-
zione. Onde garantire la maggiore conti-
nuità possibile e la necessaria sicurezza 
pianificatoria, nelle sue linee di condotta 
il gmppo direttivo ha illustrato la possi-
bilità di stipulare accordi specifici. Un si-
mile bisogno d'intervento si delinea nei 
seguenti settori del grado secondario II: 
nuovo apprendistato professionale «im-
piegati in campo sanitario» della CDS, 
maturità professionale di indirizzo sani-
tario e sociale nonché ulteriore sviluppo 
delle scuoie medie di diploma. 

II regolamento «impiegati in campo sanita-
rio» sarà elaborato dalla Divisione della 
formazione professionale della Croce 
Rossa Svizzera (FP CRS) in stretta colla-
borazione con l'UFFT e con altri ambien-
ti interessati. In seguito il regolamento 
sarà emanato dalla Conferenza dei diret-
tori della sanità (CDS). I primi progetti pi-
lota prenderanno awio nell'estate 2002 e 
si protrarranno fino al 2005. A quel mo-
mento la competenza per queste profes-
sioni sarà già stata delegata aU'UFFT. Al fi-
ne di garantire a quanti intraprendono 
questa formazione che il diploma che 
conseguiranno avrà validità federale, la 
CDS e l'UFFT stipuleranno un accordo. 

Oltte all'apprendistato «impiegati in 
campo sanitario» sono in agenda altri 
progetti pilota come quelli suggeriti dal-
la «Conférence des offices cantonaux de 
la formation professionnelle de la Suisse 
romande et du Tessin (CRFP)» nell'ambi-
to del 2° decreto sui posti di tirocinio.' Ha 
già preso awio il progetto correlato al ci-
tato decreto «apprendistato in campo so-
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Tabella 1 

Formazione professionale nei settore delle professioni 
fînora di competenza deil'UFFT. 

• La fonnazione professionale è un compito collettivo nél qua-
le interagiscono Confederazione, cantoni e associazioni. 1 pro-
cessi sono noti a tutti gli interessati. 

Formazione professionale nei settori della sanità. del servizi 
sociali e dell'arte 

• Le formazioni professionali del settore sanitario sono organiz-
zate in chiave centrale dalla CRS che opéra per incarico della CDS. 
n sistema è strutturato in maniera rodicolmente diversa da quello dél-
ia Confederazione. iljùturo dev'essere definito nell'ambito dt dtbattiti 
collettivi. 

• Le formazioni professionali in campo sociale sono organizza-
te diversamente sul piano cantonale e regionale. Vi è pluralità 
di condizioni quadro, procédure, dcli formativi e competenze. 
Tenendo conto delle molteplidtd e delle spedficità occorre conglobare 
le/ormozioni projessionalt in un sistema de^nito da norme standard. 
DetermifUJti adeguamenti sono tnevitabili. 

• Gli attori attivi nella formazione professionale si conoscono 
e collaborano in parte da anni. 

• NeUa formazione professionale si attivano nuovi partner: 
Confederazione, cantoni, associazioni operative nei proprio 
settore o in parte anche in branche affîni. 
Le aspettative, gli atteggiamenti e le cotisuetudini devono essere ar-
nwnizzate frd i nuovi partner. È importante che tiitti gli attori in gio-
co intraprendano a loro voita il primo posso e che un atteggiamento di 
apertura accompagnato da spirito critico costituisca Id base per là corn-
prensione reciproca. 

• Fra i partner vige un regime linguistico uniformato. La legge 
sulla formazione professionale e la legge sulle scuoie universi-
tarie professionali ne costituiscono la base. 

• I nuovi parmer hanno aile spalle una storia sviluppatasi in 
modo diverso nei corso del tempo. In ogni ambito si è svilup-
pata anche una specifica terminologia. - c 
fl diverso uso linguistico è motivo, spesso anche a livello inconscio, di ma-
lintesi (Questo stato di cose vo aj^rontato con grandissitna accuratezza. 

• La sistefnàticà della formazione è data dalla legge sulla forma-
zione professionale: 1 livelli di qualificazione sono i seguenti: 
a) grado secondario U: patente, apprendistato. maturità profes-

sionale; • 
b) grado terziario non universitario: esame di professione/esame 

professionale superiore, scuoie spedalizzate superiori; 
c) un ulteriore livello di qualificazione è costimito dal settore 

universitario àrticolato in scuoie universitarie professionali. 

• Nei maggio 1999 per U settore sanitario è stata decretata una 
sisteinatica dellà formazione che corrisponde anche alla sistè-
matica della Confederazione. 
Sono in corso f lavori di attuazione. Le questioni delJe normative di 
transtztotie, che sot̂ ono neD'ambito di questi lavori, vetigono discusse 
in seno ol gruppo direttivo responsabile del progetto «trdnsttion»; ven-
gono ovanzote proposte di soluzione. 

• La classificazione delle singole formazioni del settore. socia-
le in tina sistematica unificata della fonnazione non è ancora 
stata chiarita per mtti i casi. 
Attualmente questo situöztone di partenza gênera insicurezza. Un si-
stemo/ormottvo coerente e permeable è nell'interesse di tutti glt in-
teressati. Tuttovio i necessori odeguomenti richiedono tempo e vanno 
attuott con la dovuta cura. • 

• Le ordinanze, i regolamenti, le prescrizioni minime ecc. sono 
disponibili e dopo l'entrata in vigore della nuova legge sulla for-
mazione professionale devono essere adeguati a quest'ultima. 

• l regolamenti sulla formazione in campo sanitario e sociale 
devonb essere armonizzati con le nuove basi legali e le ordi-
nanze. In particolare per il grado secondario II devono essere 
côncepiti nuovi dcli formativi. Le relative basi legali devono es-
sere, almeno in parte, ancora elaborate. 
n periodo transitorio deve essere utilizzato per mettere o punto, i di-
segni delle necessone ordinanze e prescrizioni minime. Operando in 
questo modo si miro ad un passaggio possiWImente non dissemirujto 
di césure. 

• Le associazioni dei lavoratori e le organizzazioni padronali 
sono strettamente legate alla formazione professionale e han-
no un molo ben definito. Sono molto irapegnate nei settore 
degli apprendistati; degli esami di professione e degli esami 
professionali superiori. 

• A seguito dell'integrazione delle loro formazioni professio-
nali nella sfera di competenza della Confederazione, le asso-
ciazioni di categoria e le organizzazioni professionali assumo-
no un nuovo molo. ' ^ 
Gli ottuoli ruoli e compiti delle ossodozioni vengono esominoti tenen-
do conto della formazione pro/esstonale e dei nuovi compiti che vonrw 
deltneandosi. Su bose comunitaria vanno elaborate nuove misure e se 
del caso ovWati i necessari sviluppi. 
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ciale». Tutte questa formazioni di grado 
secondario II si rivolgono a giovani dai 16 
anni in poi. Parte intégrante di queste for-
mazioni è la possibilità di conseguire una 
maturità professionale (MP). Per questa ra-
gione l'attuale mamrità professionale è 
stata ulteriormente sviluppata ed è stato 
allestito un programma didattico quadro 
per una MP in campo sanitario/sociale. 
Affinché questa maturità professionale 
possa essere proposta già oggi dai pro-
getti pilota, occorre stipulare un accordo 
anche a questo proposito. 

Le scuoie medie di diploma sono impor-
tanti fomitori di forza lavoro per forma-
zioni professionali di grado terziario nei 
settori della sanità, dei servizi sociali, del-
l'arte e della pedagogia. Benché in pro-
spettiva dei mutamenti che sono interve-
nuti e che interverranno nello scénario 
formativo non sia possibile conservare le 
stmtture esistenti. il know-how acquisito 
dev'essere assicurato cosi come dev'esse-
re sostenuto lo sviluppo delle scuoie esi-
stenti. L'UFFT e la CDS hanno elaborato, 
in collaborazione con Ia Conferenza dei 
direttori della pubblica educazione (CDPE), 
soluzioni e disciplinato le fasi successive 
siglando un accordo. 

Altri obiettivi del progetto transition con-
cemono il grado terziario (scuoie specia-
lizzate superiori, esami di professione e 
esami professionali superiori nonché 
scuoie universitarie professionali), l'istm-
zione per i résponsabili della formazione 

. professionale, le formazioni nei settore 
artistico. Ia definizione della fütura stmt-
turazione della Divisione della formazio-
ne professionale in seno alla CRS nonché 
le modalità di finanziamento. Occorre 
pertanto contattare le persone e le orga-
nizzazioni résponsabili, chiarire la sima-
zione di partenza, mettere a punto le ba-
si necessarie, affinché il trasferimento di 
competenze possa awenire all'insegna 
della continuità. 

Integrazione - opportunità e problemi 
La nuova legge sulla formazione pro-

fessionale è un atto normative impronta-
to all'apermra che in numerosi punti tie-
ne conto delle esigenze dei percorsi for-
mativi delle donne. Quest'ultime sono 
confrontate a questioni e problemi che 
spesso entrano in conflitto con una pia-
nificazione lineare della carriera. Per nu-
merose donne le intermzioni nell'iter 
formativo e nell'attività professionale co-
me pure il rientro nei mondo del lavoro 
o la riquahficazione in altri settori sono 
componenti namrali della loro carriera 
professionale. Le conoscenze apprese al 
di fuori dei diplomi formalmente ricono-
sciuti, nei lavoro in seno alla famiglia e 
nell'attività di volontariato, erano finora 
perlopiù neglette e non riconosciute. La 
nuova legge offre l'intelaiatura, bnde te-

nere in débita considerazione questa si-
mazione e accordare alle donne migliori 
oppormnità sul mercato del lavoro. 

L'integrazione delle formazioni profes-
sionali del settore sanitario e sociale nei 
sistema formativo della Confederazione 
rende possibile un riconoscimento/ederaie 
dei diplomi proposti. Le formazioni pro-
fessionali vengono parificate alle altre 
formazioni artigianali e industriali e alle 
formazioni nei settore dei servizi. Ne con-
segue una simazione equiparabile per 
tutte le professioni. Grazie alla ideazione 
di nuove formazioni di grado secondario 
11, in fümro chi avrà ultimato la scuola 
potrà accedere direttamente ad una for-
mazione di carattere sanitario o sociale. 
Con il dibattito sulla creazione di uno o 
più ambiti professionali si vuol offrire ai 
giovani una formazione con la più ampia 
angolazione possibile, onde mantenere 
aperta la scelta sui fumro campo di atti-
vità professionale. La relativa mamrità 
professionale permette inoltre l'accesso ai-
le scuoie universitorie professionali. Nella leg-
ge è espressamente ancorato il riconosri-
mento di altri percorsi di apprendimento. 
Grazie a questa possibilità si tiene conto 
del fatto che le conoscenze e le esperien-
ze acquisite percorrendo iter diversi pos-
sono essere di utilità nella formazione e 
nell'esercizio della professione e che per-
tanto meritano di essere riconosciute. Gli 
adulti sono un importante bacino di re-
clutamento per le professioni SSA. Anche 
l'incentivazione del perfezionamento oriento-
to alla professione, ancorata nella nuova 
legge, costituisce un importante stm-
mento a favore delle donne. 

II settore SSA è ricco di esperienze e co-
noscenze SU mtte queste tematiche. È be-
ne pertanto approfittare di questo pre-
zioso bagaglio di conoscenze ed espe-
rienze ed inglobarlo nei processo legisla-
tive. Che questa impresa non sia sempre 
di facile atmazione, lo confermano non 
da ultimo le diverse tradizioni che la Con-
federazione e i settori SSA hanno ali-
mentato nell'ambito della formazione 
professionale. Nella tabella 1 (v. pagina 
précédente) vengono illustrati alcuni as-
petti importanti nei quali oggigiomo le 
formazioni professionali nei settori SSA 
si differenziano dalle formazioni profes-
sionali dell'UFFT. 

Da circa due anni sono in corso nel-
l'ambito del progetto transition i lavori 
per risolvere le problematiche illustrate 
e gli interrogativi ancora senza risposta 
(v. tabella 1). Malgrado mtte le questioni 
che si pongono, in parte ancora irrisolte, 
bisogna perseguire un obiettivo comune: 
vanno ulteriormente sviluppate le for-
mazioni professionali esistenti e allestite 
nuove offerte formative onde permettere 
alle giovani donne e ai giovani uomini di 
assolvere una formazione interessante e 

di pari valore, alle datrici e ai datori di 
lavoro di disporte di personale qualifi-
cato e impegnato e di metterlo al servizio 
della clientela. 

Traduzione: RaĴ aella Adobatt 

Nota 
1 Cfr. sito Intemet: www.lehrsteUenbeschluss2.ch 

Petra Wittwer-Bernhard, lic. phil. I , dirige il pro-
getto transition in seno all'üfficio federale della 
formazione professionale e della tecnologia 
UFFT. 

Organo di contatto: 
Direzione del progetto transition. Petra Wittwer-
Bernhard. UFFT, Effingerstrasse 27, 3003 Bema, 
tel. 031 322 76 34, 
petra.wittwer-bernhard@bbt. admin.ch 
Per consultare il sito internet relativo al proget-
to (runsition digitale l'indirizzo 
www.bbt.admin.ch/dossiers/d/index.htm 
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< Schwerpunkt: Die Gesundheits- und Sozialberufe und das neue Berufsbildungsgesetz 

«Wir werden bei der Integration der 
Gesundheits- und Sozialberufe sehr 
pragmatisch vorgehen» 
Interview mit Ursula Renold, stellvertretende Direktorin des Bundesamtes für Berufsbildung und Technologie 

«Frauenfragen»: Was sind aus Ihrer Sicht 
die schwierigsten Punkte beim ganzen Prozess 
des Übergangs der Gesundheits- und Sozialbe-
ru/e in Bündeskompetenz? 

Die erste Schwierigkeit besteht darin, 
dass die beiden Gesetze, die den ganzen 
Bereich regeln, zurzeit in Revision sind: 
das Bemfsbildungsgesetz wird total revi-
diert und das Fachhochschulgesetz wird 
einer Teilrevision unterzogen. Das heisst 
für uns, dass wir keine definitiven Ent-
scheide fallen können, sondem uns lau-
fend nach den Entwicklungen in den 
beiden Gesetzgebungsprozessen ausrich-
ten müssen. Ein zweites Problem sind die 
Unterschiede zwischen den Kantonen bei 
den bisherigen Regelungen. Hier geht es 
dämm, miteinander auszuhandeln, auf 
welcher Smfe der Bildungssystematik be-
stimmte Bildungsgänge angesiedelt wer-
den und bekanntlich gibt es akmell gros-
se Unterschiede, insbesondere zwischen 
Deutschschweiz und Romandie. Viele Be-
mfsausbildungen sind in der Westschweiz 
zum Beispiel auf Fachhochschulsmfe an-
gesiedelt und in der Deutschschweiz auf 
Ebene höhere Fachschule. Nun stellt sich 
die Frage, wo eine Ausbildung in Zukunft 
eingestuft sein soll. Dazu müssen wir die 
Ausbildungscurricula prüfen. Es ist aber 
auch möglich, dass für bestimmte Bemfe 
unterschiedliche Ausbildungsniveaus an-
geboten werden. Idealerweise könnte je-
mand, die/der diesen Bemf ergreifen 
möchte, mit einer Bemfslehre einstei-
gen, dann eine Ausbildung in einer höhe-
ren Fachschule anhängen und allenfalls 
auch noch einen Fachhochschulabschluss 
machen. 

Wie gehen Sie dabei vor? 
Wir analysieren zunächst,' was heute 

vorhanden und geregelt ist, und danach, 
welche Anfordemngen sich aufgmnd der 
Bildungssystematik ergeben, ob zum Bei-
spiel etwas auf Tertiärsmfe fehlt oder ob 
bei der Gmndbildung eine Lücke besteht. 
Dann kommt die Frage, wie die Differenz 
zwischen Ist- und Sollzustand behoben 
werden kann. Das heisst, wir müssen uns 
zuerst einen Überblick verschaffen über 
die betroffenen Bemfe wie auch über die 
beteiligten Organisationen der Arbeits-
welt. Dazu gehören etwa die Arbeitgeber-

und Branchenverbände, die für die Bemfs-
bildung eine entscheidende Rolle spielen, 
u.a. weil sie die Abnehmer der Absolven-
ten von Bemfsausbildungen - also die Be-
triebe - repräsentieren und am besten 
wissen, welche Qualifikationen benötigt 
werden. Im GSK-Bereich (Gesundheit, So-
ziales, Kunst) ist das Ganze etwas anders 
organisiert. Im Gesundheitsbereich bei-
spielsweise sind die Arbeitgeber in der 
Regel Spitäler, welche direkt oder indi-
rekt von den Kantonen gesteuert wer-
den. Mit ihnen müssen wir in einen Dia-
log treten über die Anfordemngen an ihr 
Personal. Dazu kommt, dass die Ansied-
lung eines Bemfes auf einer bestimmten 
Smfe natürlich auch Auswirkungen auf 
die Löhne und damit auf die Kosten im 
Gesundheitswesen hat, was wir ebenfalls 
im Auge behalten müssen. 

Sind von dieser Umstrukturierung alle Be-
ru/e im G+S-Bereich betroffen? 

Unsere Liste umfasst bis jetzt viele, 
wenn auch nicht alle Bemfe in diesem 
Bereich. Ausschlaggebend ist, ob sie von 
den Kantonen, also von der Sanitätsdirek-
torinnenkonferenz bzw. der Erziehungs-
direktorlimenkonferenz, anerkannt sind. 
Daneben gibt es aber noch private Aus-
bildungen, die zum Teil nur lokal ange-
boten werden, von denen wir vielleicht 
gar nicht Kenntnis haben. Wenn die aber 
an uns gelangen und eine eidgenössische 
Anerkennung möchten, werden sie eben-
falls einbezogen. Das kann auch zu einem 
späteren Zeitpunkt noch erfolgen. Wie in 
den industriellen und gewerblichen Be-
reichen der Bemfsbildung können gmnd-
sätzlich immer wieder neue Bemfe ent-
stehen, die dann ins Bemfsbildungssys-
tem integriert werden. 

Für welche Berufe sind die grössten Verän-
derungen zu erwarten? 

Stmkturell und organisatorisch sind 
die Ändemngen für alle etwa gleich, weil 
sie ja neu nicht mehr vom Kanton oder 
vom Schweizerischen Roten Kreuz, son-
dem von Bund geregelt werden. Was die 
inhaltlichen, das Curriculum betreffen-
den Ändemngen anbelangt, ist es noch 
zu früh, um Aussagen zu machen. Vor-
aussichtlich werden bei jenen Bemfen, 

die heute auf unterschiedlichen Stufen 
ausgebildet werden, am meisten Anpas-
sungen nötig sein. Ich gehe aber davon 
aus, dass wir sehr pragmatisch vorgehen. 
Wir werden nicht einfach die heutigen 
Ausbildungen über den Haufen werfen 
und etwa Neues schaffen, sondem an das 
Vorhandene anknüpfen und nach und 
nach ergänzen, was fehlt, z. B. in der 
Westschweiz eine bestimmte Ausbildung 
auf Smfe höhere Fachschule und in der 
Deutschschweiz entsprechend eine auf 
Fachhochschulniveau. 

Ein anderes Problem sind die vielen 
«kleinen» Bemfe, v.a. im Sozialbereich, 
die z. B. nur von je einigen Hundert Per-
sonen ausgeübt werden und wo es dem-
entsprechend nur wenige Personen in 
Ausbildung gibt. 

Was passiert mit den Dipiommittelschulen 
(DMS), die ja bisher als Vorbereitung jiir ver-
schiedene Berufe im G+S-Bereich gelten? 

Wir haben die DMS vorgesehen als 
kantonale Zubringer zu höheren Fach-
schulen fiir den Fall, dass keine bemfliche 
Gmndausbildung auf Sekundarsmfe II 
für diesen Bemf existiert. In gewissen 
Bereichen wird dies auch in Zukunft so 
bleiben (z.B. künstlerische Bemfe). in an-
dem wird es vielleicht mit der Zeit eine 
bemfliche Gmndausbildung geben (so-
ziale Lehre, Gesundheitsangestellte). Die 
DMS werden voraussichtlich auch wei-
terhin ihre Existenzberechtigung haben, 
sofem sie ihr Angebot anpassen, d.h. ins-
besondere auch die Bedingungen für eine 
Bemfsmamrität erfüllen. Im Übrigen kön-
nen sie weiterhin als Vorsmfe zu kantonal 
geregelten Bemfsausbildungen auf Ter-
tiärsmfe (Lehrerinnenausbildung, Über-
setzerinnen und Dolmetscherinnen u.ä.) 
dienen. 

Bedeutet dasßr die Pflegeberufe, dass der 
Zugang in Zukunft über die neu entstehende 
Lehre «Gesundheitsangestellte» läuft und nicht 
mehr so offen ist wie bisher? 

Tendenziell streben wir an, dass der 
Zugang zu höheren Fachschulen nicht 
mehr nur über allgemein bildende Schu-
len erfolgt, sondem auch über die bemf-
liche Gmndausbildung und die Bemfs-
mamrität. Doch das hängt letztlich da-
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von ab, welche Zugangsbedingungen die 
höheren Fachschulen stellen. Dazu ge-
hört sicher ein bestimmtes Mass an be-
mflicher Praxis; und die fehlt den Absol-
ventinnen einer heutigen DMS. 

Generell spielt natürlich bei der Aus-
gestalmng der Ausbildungen und der Zu-
lassungsregelungen auch die Simation 
im europäischen Umfeld eine Rolle. Wir 
müssen uns - auch als nicht EU-Mitglied 
- bei der Bemfsbildung den einheitlichen 
Regeln in den EU-Ländem annähern, wo 
solche überhaupt existieren. Damit erleich-
tem wir auch die intemationale Mobi-
lität, die gerade in den Gesundheitsbem-
fen von grosser Bedeutung ist. Im Bereich 
der Fachhochschulen ist diese Annähe-
mng bereits weitgehend erfolgt. Schwie-
riger ist es bei den höheren Fachschulen, 
die sich zwischen den höheren Bemfs-
prüfüngen und den Fachhochschulen po-
sitionieren müssen. Meines Erachtens 
sind die höheren Fachschulen aber gera-
de für den G+S-Bereich ein Zukunftsmo-
dell. Die höheren Bemfs- und Fachprü-
fungen (Meisterlnnenprüfüngen) sind ja 
eher für den industriell-gewerblichen Be-
reich geeignet. 

Können Sie uns die Unterschiede 2wischen 
höherer FachpriiJüng, höherer Fachschule und 
Fachhochschule genauer eriäutem? 

Während höhere Fachschulen und Prü-
fungen in erster Linie Arbeitskräfte auf 
den Arbeitsmarkt vorbereiten und deren 
Karrieremöglichkeiten verbessem sollen,, 
haben Hochschulen in einer Gesellschaft 
die Funktion, Wissen zu generieren; da-
her sind sie verpflichtet, Forschung zu 
betreiben. Bei den Universitäten ist es 
vor allem Gmndlagenforschung, bei den 
Fachhochschulen angewandte Forschung, 
etwa zur Fördemng der Innovation der 
Wirtschaft und zur Erhaltung der Wett-
bewerbsfähigkeit. Im Gesundheitsbereich 
könnte der Forschungsauftrag z. B. lauten, 
Erkenntnisse zu gewinnen zur optima-
len Fühmng von Spitälern und zur Erfül-
lung des Gesundheitsauftrags. Die höhe-
ren Fachprüfungen sind eine schweizeri-
sche Spezialität. Bei ihnen wird eigent-
lich nur die Prüfüng reglementiert, die 
abgelegt werden muss. Das betrifft vor^l-
lem gewerbliche Bemfe mit einer Tradi-
tion, die auf dem Meisterinnenkonzept 
basiert. Nun gibt es aber Bemfe, bei de-
nen dies nicht möglich ist, weil der schu-
lische Anteil sehr •wichtig ist und wo es 
effizienter ist, die höhere Ausbildung in 
einer Schule zu mächen (z.B. in einer 
höheren Wirtschafts- und Verwalmngs-
schule). Wir müssen uns eigentlich bei je-
der Ausbildung überlegen, welche Lem-
art (betrieblich oder schulisch) für wel-
chen Anteil der Ausbildung besser ist. 
Und dort, wo es schwierig ist. die Kom-
petenzen im Betrieb systematisch zu for-

dern (etwa im Gesundheitsbereich), wird 
der schulische Anteil grösser sein müs-
sen. Das heisst, wir können dann auch in 
der Gmndausbildung ohne Weiteres von 
der bisherigen Aufteilung - drei Tage 
Ausbildung im Betrieb, zwei Tage Schule 
- abweichen. 

Was sagen Sie zum Vorwurf es finde mit der 
Einßhrung einer lehre im Sozial- und Ge-
sundheitsbereich eine L/nterschichtung und 
damit eine Abwertung der betreffende Berufs-
stände statt? 

Ich würde generell nicht von «Unter-
schichtung» sprechen. Das Problem, dass 
es Ausbildungen auf unterschiedlichem 
Niveau im selben Bemfsfeld gibt, kennen 
wir ja aus andem Bemfssparten auch 
(z.B. KV). Es ist nun einmal eine Realität, 
dass die intellekmellen Voraussetzungen, 
die die jungen Leute bei Eintritt in die Be-
mfsausbildung mitbringen, unterschied-
lich sind. Unser Ziel muss es sein, mög-
lichst allen eine angemessene Ausbil-
dung anzubieten. Wir können nicht im-
mer nur anspmchsvollere Bemfsausbil-
dungen schaffen und die schwächeren 
Schulabgängerinnen aussen vor lassen. 
Wir haben auch die Aufgabe, den 15 Pro-
zent Schulabgängerinnen, die heute oh-
ne Bemfsausbildung in den Arbeitsmarkt 
eintreten, in Zukunft eine Chance zu ei-
ner Ausbildung und damit zu qualifizier-
terer Arbeit zu bieten. Das sind zu einem 
grossen Teil Ausländerinnen und Auslän-
der, deren Anteil in nächster Zeit nicht 
abnehmen wird. Und gerade wenn Sie 
den Spitalbereich anschauen, haben Sie 
dort beim Hilfspersonal sehr viele aus-
ländische Arbeitskräfte, Frauen und Män-
ner. Für einen Teil von ihnen stellt eine 
solche Ausbildung auf Sekundarstufe II 
sicher auch eine Chance dar. Und für Leu-
te mit Sprachschwierigkeiten oder mit 
Mühe im schulischen Umfeld kann auch 
die zweijährige Gmndbildung mit bemfs-
praktischem Attest eine gute Möglich-
keit sein, bemfliche Qualifikationen zu 
erwerben. 

Ein Bereich, der weiterhin in kantonaler 
Kompetenz bleibt, ist die Lehrerlnnenausbil-
dung. Wird das auch in weiterer Zukunft so 
bleiben und gibt es noch andere Berufe, die von 
der Bundeskompetenz ausgenommen sind? 

Die pädagogischen Fachhochschulen, 
die fiir die Lehrerinnenausbildung zu-
ständig sind, bleiben auch nach der Revi-
sion des Fachhochschulgesetze? bei den 
Kantonen. Daneben gibt es eine separate 
Regelung für die Zollbemfe. Ansonsten 
aber wird gemäss Verfassung der Bund 
für alles zuständig sein, was äls Berufi-
bildung gilt. Und es werden auch immer 
wieder neue Bemfe entstehen. Wir ken-
nen das etwa aus dem Bereich Hauswirt-
schaft. Früher gab es eine klare Trennung 

zwischen Erwerbsbereich bzw. Arbeits-
markt und Haushalt. Und die Bemfswelt 
erstreckte sich nur auf den ausserhäusli-
chen Bereich. Inz'wischen gibt es aber ei-
nige Bemfe im Grenzbereich, denken Sie 
etwa an die Spitex, die Fanulienhilfe usw., 
die ebenfalls eine Qualifiziemng benöti-
gen. Hier ist es weniger der Arbeitsmarkt, 
sind es vielmehr die Träger und Anbieter 
dieser Dienste, die eine Bemfsausbildung 
verlangen. Oft führen auch technologi-
sche Entwicklungen zur Ausdifferenzie-
mng neuer Bemfe. Das ist im Gesundheits-
bereich sicher auch denkbar Vielleicht 
steht in einem bestimmten Bereich die 
Beherrschung von technischen Appara-
turen im Vordergmnd, dann muss die 
Ausbildung entsprechend angepasst wer-
den und kann allenfalls mit Bemfen. in 
denen ähnliche technische Kenntnisse 
wichtig sind, zusammengefasst werden. 

Was bringt die Unterstellung der Gesunti-
heits- und Sozia!beru/e unter Bundeskompe-
tenz aus Gleichsteilungssicht jîir Vorteile? 

Ganz gmndsätzlich haben eidgenös-
sisch anerkannte Ausbildungen in der 
Regel den höheren Stellenwert als kan-
tonal oder anderswie geregelte. Das be-
deutet sicher einen gewissen Prestigege-
winn. Ein anderer Bereich sind die Be-
mfsschullehrpersonen, die heute gerade 
im Gesundheitsbereich anders (schlech-
ter) eingesmft sind als andere Bemfs-
schullehrerlnnen. Mit dem neuen Gesetz 
werden sie dieselben Anfordemngen er-
füllen müssen wie andere Bemfsschul-
lehrpersonen, was sich aber auch auf 
ihren Status auswirken wird. Wir sind 
zurzeit gerade daran, die Anfordemngen 
an die Ausbildung der Bemfsschullehr-
personen zu definieren. Dabei versuchen 
wir, aus allen bestehenden Ausbildungen 
die Vorteile zu integrieren. Die Ausbil-
dung der BemfsschuUehrerlnnen soll 
gemäss Gesetz auf Hochschulebene an-
gesiedelt werden. Das bedeutet, dass das 
Schweizerische Instimt für Bemfspäda-
gogik, das bis jetzt die gewerblich-indus-
triellen BemfsschuUehrerlnnen ausbildet 
und unserem Amt angegliedert ist, sich 
auf Hochschulniveau begeben wird. In-
wieweit die übrigen Bemfsschullehrerln-
nenausbildungen integriert werden, müs-
sen wir noch prüfen. Harmonisiert werden 
müssen auch die Anfordemngen an die 
betrieblichen Bemfsbildnerinnen (Lehr-
meisterinnen) und die Prüfüngsexpert-
Innen. 

Wenn es gelingt, die Geschlechterdurch-
mischung in diesen Bemfen zu fordern, 
dann gewinnen sie ebenfalls an Prestige, 
wie wir ja aus andem Bemfen wissen. Auf 
diesem Weg könnten die bisherigen Be-
mühungen um bessere Anerkennung und 
Wertschätzung der früher dem Haus-
haltbereich zugeordneten Tätigkeiten 
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unterstützt werden. Im Ausland werden 
diese Ausbildungen teilweise bis auf 
Hochschulsmfe angeboten, was natür-
lich ebenfalls prestigefördemd wirkt. 
Übrigens verlangten die Frauen in der 
Schweiz bereits 1925 einen ETH-Lehr-
smhl für Hauswirtschaft und es gibt ei-
gentlich keinen Gmnd, weshalb dieses 
Fach nicht auch auf der Hochschule ge-
lehrt und darüber geforscht werden soll. 
Dasselbe gilt für die Pflegebemfe. Mit ei-
nem Ausbau der Ausbildung auf Hoch-
schulsmfe wird das Ansehen der in die-
sen Bemfen Tätigen zweifellos steigen. 
Nicht sinnvoll wäre es allerdings, wenn 
die Bemfsverbände versuchten, alles 
mögUchst hoch anzusiedeln. Es geht dar-
um, ein Gleichgewicht zu suchen zwi-
schen dem bemfsständischen Anliegen 
nach möglichst guter Qualifikation und 
hohem Stams, dem Bedarf der arbeitge-
benden Institutionen nach differenziert 
ausgebildeten Bemfsleuten und den un-
terschiedUchen Voraussetzungen der Aus-
zubildenden, die diese Curricula dann 
durchlaufen müssen. 

Werden auch die zahlreichen Frauen ohne 
geradlinige ßerujsiau/bahn vom neuen Gesetz 
prq/itieren? 

Ganz bestimmt. Durch die klare Bil-
dungssystematik, gegliedert nach ein-
heithchen Niveaus, wird die Anerken-
nung von ausserbemflichen Qualifika-
tionen erleichtert und damit die Durch-
lässigkeit erhöht. In diesem Zusammen-
hang werden wir die Entwicklung mo-
demer Qualifikationsverfahren speziell 
angehen müssen. Erstens bedeutet das, 
dass eine (namentlich höhere) Ausbil-
dung nicht erst mit einer Schlussprüfüng 
abgeschlossen wird, sondem dass die ein-
zelnen Module laufend abgeschlossen 
werden und dann auch als solche aner-
kannt werden. Zweitens werden die so 
genannten soft skills, also Methoden-, So-
zial- und Selbstkompetenz, Problemlöse-
fähigkeit usw. in Zukunft mehr Bedeu-
tung bekommen. Diese können jedoch 
kaum mit klassischen Formen geprüft 
werden. Drittens geht es um die Aner-
kennung nicht formell erworbener Lem-
leismngen. Dies wird oft im Zusammen-
hang mit Wiedereinsteigertnnen genannt, 
die ihre bei der Kindererziehung erwor-
benen Qualifikationen anerkennen lassen 
möchten. Es ist aber auch ein generelles 
volkswirtschaftliches Problem. In unserer 
Zeit des raschen wirtschaftlichen Wan-
dels und der vielen betrieblichen Um-
stmkmriemngen ist auch in klassischen 
Bemfen oft der Erwerb von neuem Wis-
sen nötig, ohne dass dafür eine Aus- oder 
Weiterbildung angeboten wird. Der Kom-
petenzerwerb erfolgt also on the job, und 
es braucht eine Form, wie diese neuen 
Kompetenzen anerkaimt werden können. 

Wir helfen nüt, Methoden für die Aner-
kennung solcherart erworbener Kompe-
tenzen zu entwickeln. 

Ein weiterer Punkt, der gerade auch 
Frauen mit nicht linearen Karrieren zu-
gute kommen könnte, sind die Verän-
demngen, die sich aus den neuen Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien ergeben. Die klare Trennung von Ar-
beitsplatz und Zuhause wird möglicher-
weise etwas aufgeweicht und auch für 
die Ausbildung werden neue Möglichkei-
ten wie virmelle Lemumgebungen ge-
schaffen werden. Hierzu laufen aber erst 
Pilotversuche. 

Was wir ebenfalls noch nicht ange-
sprochen haben, ist das lebenslange Ler-
nen. Nach Gesetz soll die Gmndausbil-
dung das selbstorganisierte Lemen for-
dern. Die Lehrlinge sollen sich bewusst 
werden, dass die Lehre erst der Anfang 
ihrer Ausbildung ist und dass sie sich lau-
fend formell oder informell weitere Qua-
lifikationen aneignen können. Für ge-
wisse Bemfe, etwa für die Bemfsschul-
lehrerlnnen, wird eine ständige Weiter-
bildung möglicherweise auch zur Bedin-
gung werden. Und gerade im Gesund-
heitsbereich könnte dies auch für andere 
Bemfe sinnvoll sein. 

Herzlichen Dank ßr das Gespräch! 
Interview: Katharina Belser 

Ursula Renold, Dr. phil., ist stellvertretende 
Direktorin des Bundesamtes für Berufsbildung 
und Technologie. Sie leitet den Bereich Berufsbil-
dung und ist verantwortl ich für die Integration 
der Gesundheits-, Sozial- und Kunstberufe in 
Bundeskompetenz. 
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Schwerpunkt: Die Gesundheits- und Soziatberufe und das neue Berufsbildungsgesetz 

Bedeutung der bildungspolitischen 
Veränderungen im Sozialbereich 
Fachhochschulen - Höhere Fachschulen / Berufs- und Höhere Fachprüfungen - Berufsausbildungen auf Sekundarstufe II 

von ANNEMARIE CEHRINC 

Ist-Zustand 

Bis zur Inkraftsetzung der neuen Bun-
desverfassung 2001 waren Bemfsausbil-
dungen im Sozialbereich explizit aus der 
eidgenössischen Bemfsbildungsregelung 
ausgeschlossen. Entsprechend der gesell-
schaftlichen Verankemng und Bedeu-
mng des Sozialbereiches und der Sozial-
tätigen entwickelten sich verschiedene 
Aus- und Weiterbildungen auf privater 
Basis (kirchliche Träger, Frauenvereine, 
Zusammenschlüsse von Arbeitgebern 
bzw. sozialen Institutionen wie etwa 
Heimverband, Krippenverband, Agogis 
etc.). Die Bildungsangebote waren (und 
sind) stark geprägt vom konkreten Be-
darf - das heisst den Handlungsfeldem -
und tmgen der Einordnung ins Bildungs-
system wenig Rechnung. So zählt das 
Bundesamt für Statistik im Bereich der 
Bemfe in Fürsorge und Erziehung insge-
samt 140 verschiedene Bemfe - von Ar-
beitserzieherin über Heilsarmeesoldat und 
Tagesmutter bis zu Wohngmppenleiter. 
Bemfliche Karrieren im Sozialbereich 
sind schwierig, da die Abschlüsse nicht 
allgemein anerkannt sind und sehr häu-
fig keinen Zugang zu weiterführenden 
Aus- und Weiterbildungen gewähren.' 
Ausser bei Fühmngspositionen (die häu-
fig von bemfsfremd Ausgebildeten be-
setzt sind) handelt es sich mehrheitlich 
um Tätigkeitsfelder von Frauen (je nach 
Bereich 50-95 Prozent Frauenanteil). 

Mit der zunehmenden Professionali-
siemng im Sozialbereich, aber auch auf 
Dmck von Ausbildungsanbietern und Be-
mfsverbänden sowie einzelner Kantone, 
wurde eine erste gesamtschweizerische 
Regelung bzw. Anerkennung der Diplo-
me in Sozialer Arbeit mit den Bereichen 
Sozialarbeit, Sozialpädagogik und sozio-
kulmrelle Animation auf der Ebene der 
Höheren Fachschulen durch die EDK 
(Schweiz. Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren) im Jahre 1997 er-
zielt. Dieser Schritt stand bereits im Zei-
chen der geplanten kantonalen Fach-
hochschulen im Sozialbereich. 

Mit der klaren Positioniemng der Be-
mfe Sozialarbeiterin/Sozialarbeiter, Sozial-
pädagogin/Sozialpädagoge, Soziokulmrel-
le Animatorin/Soziokultureller Animator 
auf Tertiärsmfe und der Vorbereimng der 

Fachhochschulen drängte sich die Frage 
nach einer Bemfsausbildung auf Sekun-
darstufe II auf Dies besonders deshalb, 
weil in den sozialen Instimtionen je nach 
Arbeitsfeld zwischen 30 Prozent (Kinder-
und Jugendheime) und 60-80 Prozent 
(Behinderten- und Betagtenheime) des 
Personals keine soziale Ausbildung hat. 
Auch hier handelt es sich mehrheitlich 
um Frauen. 

Auf Sekundarsmfe II bemühten sich ers-
te Bildungsanbieter um gesamtschweize-
rische Regelungen respektive Anerken-
nungen (etwa in Hauspflege, Betagten-
betreuung, Behindertenbetreuung, Klein-
kindererziehung). Im Bereich der Behin-
derten- und Betagtenbetreuung reicht 
das Altersspektmm der Ausbildungsin-
teressierten von 19 bis über 50 Jahre, der 
Durchschnitt liegt bei 27 Jahren und der 
Männeranteil bei den Interessentinnen 
für die Behindertenbetreuung bei 28 Pro-
zent. 

Für viele Ausbildungen wird ein Min-
destalter von 19 Jahren vorausgesetzt. 
Was junge Menschen, die sich für einen 
Bemf im Gesundheits- oder Sozialbe-
reich interessieren, zwischen 16 und 20 
arbeiten sollen, blieb bisher offen. Gera-
de Jugendliche, die keine Lust auf weite-
ren Schulbesuch haben, sondem prak-
tisch arbeiten wollen, werden so zu «Prak-
tikantinnen», warten an mehr oder we-
niger betreuten Arbeitsplätzen auf ihre 
Zutrittsberechtigung in die sozialen Be-
mfsausbildungen. Auf der andern Seite 
müssen Frauen und Männer mit Erfah-
mngen im Bemfs- und Familienleben, 
die sich später für eine qualifizierte Tätig-
keit im Sozialbereich entscheiden, häu-
fig dieselben Ausbildungsgänge durch-
laufen wie junge Menschen. Dies ist zwar 
ein Gewinn für Junge und Ältere, trägt 
aber den je spezifischen Bildungsbedürf-
nissen nicht Rechnung. 

Chancen der sozialen Berufe 
durch Integration ins neue Bemfs-
bildungsgesetz 

Die Integration der sozialen Bemfe in 
die Regelungskompetenz des Bundes res-
pektive in das neue Bemfsbildungsgesetz 
bringt klare Stmkmren der bemflichen 
Gmndausbildung, erleichterte Zugänge 

zum Bemfsabschluss für «Späteinstei-
gende», Möglichkeiten zur horizontalen 
Durchlässigkeit (in andere, verwandte Be-
mfsfelder) sowie eine vertikale Durchläs-
sigkeit (zu höheren Fachschulen, Fach-
hochschulen und qualifizierenden Weiter-
bildungen) und stellt damit einen gros-
sen Fortschritt dar Die'sozialen Bemfe 
werden gmndlegend aufgewertet und als 
Professionen mit allen sozialen Kriterien 
anerkannt. Im Sozialbereich tätig zu sein 
wird «normal», frau/man hat Interesse, 
Neigung und Fähigkeiten für diese Ar-
beit. Es gibt bemfliche Karrieremöglich-
keiten, wie dies seit Jahren in Technik, 
Wirtschaft und Dienstleistung selbstver-
ständlich ist. Eine Bemfsmaturität Gesund-
heit/Soziales macht die Bemfslehre in 
diesen Bereichen für Jugendliche attrak-
tiv. Aber es gibt auch bemfliche Anforde-
mngsprofile für Tätigkeiten im Sozialbe-
reich: Qualifikationen, die ausgewiesen 
und überprüfbar sind. Die personalen 
und sozialen Handlungskompetenzen, 
die den Frauen als naturgegeben zuge-
schrieben werden, müssen operationali-
siert und reflektiert werden. Betreuung 
von Menschen, die aus irgendeinem 
Gmnd auf Hilfe in der selbständigen Le-
bensgestalmng angewiesen sind, erfor-
dert neben den Handlungskompetenzen 
im eigentlichen Fördem und zuverlässi-
gen Begleiten im Alltag auch ganz be-
stimmtes Fachwissen (zum Beispiel über 
Entwicklungspsychologie, Kommunika-
tion, Kenntnisse des Sozialwesens, der 
sozialen Systeme) und fachtechnisches 
Können (zum Beispiel Gmndpflege, Er-
nähmng, Gesprächsfühmng). All diese 
Kompetenzen werden im Ausbildungsreg-
lement festgelegt und in den Abschluss-/ 
Diplomprüfiirigen standardisiert über-
prüft. Dabei werden auch die prakti-
schen Bemfsausbildungen (im Lehr-/Aus-
bildungsbetrieb, in Praktika) geregelt. 
Wie in anderen Bemfen muss die soziale 
Branche (und zwar die Arbeitgeber- und 
die Arbeitnehmerverbände) Verantwor-
mng für die Bemfsausbildung mitüber-
nehmen. Diese Entwicklung ist fiir die 
Professionalisiemng des gesamten Sozi-
albereiches sehr wichtig, denn bisher 
wurde die Entwicklung von Ausbildungs-
gängen zu sehr den Schulen überlassen. 
Umgekehrt wird der Sozialbereich aber 

Frauenfragen 1.2002 1 
Questions au féminin I 
Questioni femminili 140 



Bedeutung der bildungspolitischen Veränderungen im Sozialbereich 

auch ein transparenter Arbeitsbereich 
mit nachweisbaren Qualitätsanfordemn-
gen und begründbarem Tun. 

Zu dieser «Normalität» gehört auch, 
dass es soziale Bemfe auf allen Ausbil-
dungsebenen gibt, auch auf derjenigen 
der Fachhochschule. Fachhochschulen 
haben neben der Bemfsausbildung die 
Aufgabe, sich für die theoretische Veran-
kemng und Entwicklung der sozialen Ar-
beit einzusetzen, sich der wissenschaftli-
chen Erforschung der Sozialtätigen und 
des sozialen Arbeitsfeldes anzunehmen 
und daraus fündierte Dienstleistungen 
im Sozialbereich anzubieten. Soziale Ar-
beit im weitesten Sinne wird heute als 
Menschenrechtsdisziplin verstanden.̂  Da-
mit wird aus dem Undefinierten Raum 
der karitativen Hilfe und unreflektierten 
Betreuung eine eigentliche Profession 
entwickelt, was fiir alle Beteiligten und 
Betroffenen als Chance zu werten ist. 

Neben den bemflichen Gmndausbil-
dungen (auf Sekundarsmfe II und im 
nicht hochschulischen Tertiärbereich) 
werden im Bemfsbildungsgesetz auch 
qualifizierende Weiterbildungen ver-
bindlich geregelt: Höhere Fachprüfüng 
und Bemfsprüfung. Diese im techni-
schen und kaufinännischen Bereich 
schon lange etablierten und anerkann-
ten Zusatzqualifikationen (zum Beispiel 
eidg. dipl. Buchhalterin, Sozialversiche-
mngsfachmann mit eidg. Fachausweis, 
Hauswirtschaftliche Betriebsleiterin fnit 
eidg. Fachausweis) bieten auch im Sozial-
bereich neue Chancen zu anerkannten 
Qualifikationen und geregelten Zulas-
sungen zur selbständigen Bemfsaus-
übung (ich denke hier auch an die neuen 
Tätigkeitsfelder im Assistenzbereich von 
betagten und behinderten Menschen). 

Nicht zuletzt geben vergleichbare Be-
mfsausbildungen in den verschiedenen 
Arbeitsbereichen auch die Möglichkeit 
zu gerechten Entlöhnungen. Gerade im 
Sozialbereich mit teilweise privaten Trä-
gerschaften und vielen Teilzeitverträgen 
(besonders für Frauen) sind die Anstel-
lungsbedingungen sehr unterschiedlich 
und intransparent. 

Chancen für Frauen 

Viele der oben bereits genannten 
Chancen treffen in hohem Masse für 
Frauen zu. Spezielle Chancen bieten sich 
den Frauen in der Durchlässigkeit der 
Aus- und Weiterbildungen. Mit der ge-
planten Modularisiemng von Bemfsbil-
dungen unter Anrechnung von ausserbe-
mflichen Tätigkeiten und Erwachsenen-
bildung (zum Beispiel Familien- und Er-
ziehungstätigkeit, Kursbesuch in Psycho-
logie und freiwillige Sozialeinsätze) wer-
den künftig Bemfsbiografien von Frauen 
aufgewertet und anerkannt. Durch So-

zialausbildungen auf Tertiärsmfe (Höhe-
re Fachschulen HFS, Höhere Fachprüfün-
gen, Bemfsprüfüngen und Fachhoch-
schulen) kann der Anteil der Frauen mit 
Tertiärabschlüssen erhöht werden; heute 
verfügen insgesamt nur ca. 7 Prozent der 
Frauen gegenüber mnd 20 Prozent der 
Männer über eine höhere Bemfsbildung 
und 7.5 Prozent der Frauen, aber 13.5 
Prozent der Männer über einen Hoch-
schulabschluss. 

Chancen für die Zukunft der 
Sozialausbiidungen 

Wie aus den Prognosen zur Zukunft 
der Schweizerischen Bemfsbildung her-
vorgeht,' wird der dualen Bemfslehre 
auch in Zukunft grosse Bedeutung beige-
messen. Als wichtige Tendenzen für die 
Bemfsbildung werden unter anderem ge-
nannt: 
• Das lebenslange Lemen setzt sich durch. 
• Die Kompetenz zur Aneignung und Er-
schliessung von Wissen hat prioritäre Be-
deumng im Bildungssystem. 
• Problemlösungswissen wird zuneh-
mend wichtiger als Fachwissen. 
• Eigenverantwortung des Indi'viduums 
wird im Bildungssystem an Bedeumng 
gewinnen. 

Diese Trends sind bereits bestehender 
Teil der Bemfsbildungen im Sozialbe-
reich. Eine soziale bemfliche Gmndaus-
bildung, ein lebenslanger Lern- und Qua-
lifiziemngsprozess im sozialen Bemfs-
feld werden also künftig attraktiv sein 
fiir Frauen und fiir Männer. 

Mögliche Gefahren der Integration 
sozialer Berufsbildung ins Berufs-
biidungsgesetz 

Wo stmkmriert und reglementiert 
wird, besteht immer die Gefahr der Ein-
engung. Die sehr unterschiedlichen Bil-
dungsangebote im Sozialbereich zeich-
nen sich auch aus durch innovative, krea-
tive Bildungsinhalte, Lern- und Prüfungs-
formen (fächerübergreifender Themen-
unterricht, von verschiedenen Fachper-
sonen gemeinsam verantwortetes Team-
teaching, Projektarbeiten und Standort-
gespräche anstelle reiner Lemkontrollen 
etc.). Diese Lebendigkeit sollte im neuen 
System erhalten bleiben. 

Gefährdet ist die künftige Finanzie-
mng der vielen qualifizierten Ausbildun-
gen durch private Bildungsanbieter im 
Sozialbereich (zum Beispiel Betagtenbe-
treuung Verband christlicher Institutio-
nen vci und Verein Bemischer Altersein-
richmngen VBA, Behindertenbetreuung 
und Sozialpädagogik HFS Agogis, anthro-
posophische Sozialpädagogik, Kleinkin-
dererziehung des Schweizerischen Krip-
penverbandes). Diese Bemfsfachschulen 

haben in engem Kontakt zur Bemfspra-
xis ihre Ausbildungen entwickelt und 
realisiert. Sie haben zur Zeit sehr unter-
schiedliche Finanziemngen (unter ande-
rem auch Subventionen aus AHV und IV). 
Sie dürfen nicht aus finanziellen Grün-
den von den staatlichen Bemfsfachschu-
len verdrängt werden. Die langjährige, 
erfolgreiche Bildungsarbeit und Zusam-
menarbeit nüt den sozialen Instimtionen 
muss auch künftig erhalten bleiben. 

Gefährdet ist wohl auch der Sozialbe-
reich als eigenständiger, abgeschlossener 
Bemfs- und Arbeitsbereich. Besonders 
die Gesundheitsbemfe drängen auf der 
Sekundarsmfe II, vor allem in den Pilot-
projekten für Jugendliche, in die sozialen 
Tätigkeitsbereiche vor. Hier ist sicherzu-
stellen, dass es zwar Gemeinsamkeiten 
und Zusammenarbeit gibt, dass aber erst 
die spezifischen Wissens- und Handlungs-
kompetenzen fiir den Sozialbereich qua-
lifizieren. , 
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Thème priniclpal: les professions de la santé et du social et la nouvelle loi fédérale sur la formation professionnelle  

Importance des changements en matière de 
politique de formation dans le domaine social 
Hautes écoles spécialisées - écoles professionnelles supérieures / examens professionnels supérieurs -
formations professionnelles du degré secondaire II 

par ANNEMARIE CEHRINC 

Point de la situation 

Jusqu'à l'entrée en vigueur de la nou-
velle Constitution fédérale en 2001, les 
fonnations professionnelles dans le do-
maine social étaient explicitement exclues 
de la réglementation fédérale en matière 
de formation professionnelle. Différentes 
fonnations initiales et complémentaires 
ont été développées sur une base privée 
(organes ecclésiastiques, organisations fé-
minines, associations patronales ou insti-
mtions sociales, telles que groupements 
d'hébergements sociaux, de foyers ou de 
crèches, Agogis, etc.) suivant l'importance 
des œuvres sociales et des activités des 
travailleurs sociaux ainsi que leur an-
crage dans le tissu sociétal. Les offres de 
formation étaient (et sont) largement 
fonction des besoins concrets - c'est-à-
dire des domaines d'activités - et te-
naient, peu compte de l'insertion dans 
l'ensemble du système éducatif L'Office 
fédéral de la statistique recense ainsi au 
total 140 différentes professions dans le 
domaine de l'aide sociale et de l'éduca-
tion - de l'éducatrice du travail à l'ani-
mateur de quartier en passant par le sol-
dat de l'Armée du Salut et la mère de jour 
Les carrières professionnelles dans le do-
maine social sont difficiles, car les certi-
ficats ou diplômes délivrés au terme d'une 
formation ne sont pas unanimement re-
connus et ne permettent très souvent pas 
d'accéder à des formations supérieures et 
continues.' A l'exception des fonctions 
dirigeantes (fréquemment occupées par 
des personnes extérieures à la profes-
sion), ces activités sociales sont majori-
tairement exercées par des femmes -
entre 50 et 95% selon les domaines. 

La professionnalisation croissante des 
métiers du social, mais aussi la pression 
exercée par les prestataires de formation 
et les associations professionnelles ainsi 
que par certains cantons ont abouti en 
1997 à une première réglementation et 
donc à une reconnaissance des diplômes 
à l'échelon national dans les domaines 
du travail social, de la pédagogie sociale 
et de l'animation socio-culturelle au ni-
veau des écoles professionnelles supé-
rieures sous l'égide de la CDIP (Confé-
rence suisse des directeurs cantonaux de 
l'instmction pubhque). Cette étape s'ins-

crivait déjà dans la perspective du déve-
loppement des hautes écoles spécialisées 
cantonales dans le domaine social. 

Avec la clarification de la simation des 
professions de travailleuse sociale / tra-
vailleur social, de pédagogue social-e et 
d'animatrice socio<ulmrelle / animateur 
socio-culmrel au degré tertiaire et la pré-
paration des hautes écoles spécialisées se 
posait également la question d'une for-
mation professionnelle au degré secon-
daire II. Ceci notamment en raison du fait 
que le personnel travaillant dans les ins-
titutions sociales ne possède souvent pas 
de formation adéquate. Selon les dô  
maines d'activités, cette absence de quali-
fication appropriée peut varier entre 30% 
(foyers d'enfants et déjeunes) et 60-80% 
(foyers pour handicapés ou personnes 
âgées) et concerne, ici aussi, principale-
ment les femmes. 

Certains prestataires de formation se 
sont donc employés à ce que des régle-
mentations et des reconnaissances de di-
plômes soient établies sur le plan natio-
nal pour le degré secondaire 11 (notam-
ment en ce qui concerne l'économie do-
mestique, la prise en charge des per-
sonnes âgées, la prise en charge des han-
dicapés, l'éducation de la petite enfance). 
Dans le domaine de l'assistance aux han-
dicapés et aux personnes âgées, l'éventail 
d'âges des personnes intéressées par une 
telle formation va de 19 à plus de 50 ans 
- la moyenne se simant autour de 27 ans 
- et la proportion d'hommes désireux de 
s'occuper des handicapés est de l'ordre 
de 28%. 

De nombreuses formations exigent un 
âge riiinimum de 19.ans pour être enta-
mées. Et on ne s'est guère préoccupé jus-
qu'ici de ce que les jeunes intéressés par 
une profession de la santé ou du social 
peuvent bien faire entre 16 et. 20 ans. 
Ceux qui n'ont pas envie de poursuivre 
leur scolarisation mais veulent exercer 
une activité concrète deviennent en 
quelque sorte des «stagiaires» qui atten-
dent l'âge d'admission pour débuter dans 
ces filières de formation en occupant de 
petits emplois plus ou moins suivis. D'un 
autre côté, les femmes et les hommes bé-
néficiant déjà d'une expérience profes-
sionnelle et familiale et qui se destinent 
à terme à une activité qualifiée dans le 

domaine social doivent souvent parcou-
rir les mêmes filières que les jeunes gens. 
Ceci peut certes être bénéfique pour les 
jeunes et les plus âgés mais ne tient pas 
compte des besoins de formation spéci-
fiques à chaque catégorie de personnes. 

Leur passage dans ie champ d'applica-
tion de la nouvelle loi sur la formation 
professionnelle offre des chances aux 
professions sociales 

L'intégration des professions sociales 
dans le domaine de compétence de la 
Confédération et dans la nouvelle loi sur 
la formation professionnelle représen-
tent un important progrès en ce sens 
qu'elle clarifie les stmctures de la forma-
tion professionnelle de base, facilite l'ac-
cès au certificat professionnel pour les 
«candidats tardifs», crée des passerelles 
horizontales (entre domaines profession-
nels apparentés) et des passerelles verti-
cales (vers des écoles professionnelles su-
périeures, des hautes écoles spécialisées 
et des perfectionnements profession-
nels). Le travail social est fondamentale-
ment revalorisé et reconnu comme pro-
fession avec tous les critères sociaux que 
cela implique. Travailler dans le domaine 
social devient «normal», et l'intérêt, le 
goût et les capacités pour ce genre d'acti-
vité s'en trouvent renforcés. Les carrières 
professionnelles sont désormais pos-
sibles, comme cela va de soi depuis des 
années dans la technique, l'économie et 
les services. Une éventuelle mamrité pro-
fessionnelle rend l'apprentissage dans 
les métiers de la santé et du travail social 
plus attrayant pour les jeunes. Mais, en 
contrepartie, les activités dans le do-
maine social posent des exigences: il faut 
pouvoir justifier des qualifications pro-
fessionnelles requises. Les capacités per-
sonnelles et sociales d'exercer de telles 
activités, que l'on considère souvent 
comme inhérentes à la namre des 
femmes, doivent être opérationnalisées 
et objectivées. Hormis les aptimdes à 
l'encouragement et à l'accompagnement 
dans la vie quotidienne, la prise en charge 
de personnes qui, pour une raison ou une 
autre, sont tributaires d'une aide pour 
l'organisation de leur vie demande aussi 
un savoir spécifique (par exemple des 
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connaissances en matière de psychologie 
du développement, de communication, 
d'affaires sociales et de systèmes sociaux) 
ainsi qu'un savoir-faire technique (soins 
de base, nutrition, conduite d'entretien, 
etc.). Toutes ces compétences sont fixées 
dans le règlement de formation et éva-
luées de façon standard lors des examens 
de certificat et de diplôme. Les forma-
tions pratiques, acquises dans les établis-
sements d'apprentissage ou de formation 
ou dans le cadre de stages, sont égale-
ment réglementées. Comme dans d'auttes 
professions, le secteur social en tant que 
tel (c'est-à-dire les associations d'em-
ployeurs et les associations d'employés) 
doit également assumer la responsabihté 
de la formation professionnelle. Cette 
évolution est très importante pour la pro-
fessionnalisation de l'ensemble du sec-
teur, car jusqu'à présent, le développe-
ment des cursus de formation était par 
trop abandonné aux seules écoles. Mais,, 
à l'inverse, le domaine du social devient 
aussi un domaine d'activités transparent 
avec des exigences de qualité vérifiables 
et des actions justifiables. 

Cette «normalité» implique aussi que 
les professions sociales soient représen-
tées à tous les niveaux de formation, y 
compris à celui des hautes écoles spécia-
lisées. Ces dernières ont pour mission, 
outre de transmettre les connaissances 
professionnelles, de développer les as-
pects théoriques et d'encourager l'ancrage 
du travail social, de favoriser la recherche 
scientifique des et sur les travailleurs so-
ciaux et les domaines d'activités concer-
nés ainsi que d'en tirer des enseigne-
ments pour les prestations sociales of-
fertes. Le travail social au sens large est 
compris aujourd'hui comme une disci-
pline des droits humains.̂  C'est donc une 
véritable profession qui émerge de la né-
buleuse de l'aide caritative et de l'assis-
tance bénévole, ce qui représente une 
chance pour toutes les personnes inté-
ressées et concernées. 

Mises à part les formations profession-
nelles initiales (du degré secondaire II et 
du degré tertiaire non académique), la loi 
sur la formation professionnelle règle 
également avec effet obligatoire les for-
mations continues qui octroient des qua-
lifications supplémentaires, à savoir les 
examens professionnels et examens pro-
fessionnels supérieurs. Etablis et recon-
nus depuis longtemps dans les domaines 
technico-commerciaux (diplôme fédéral 
de comptable, certificat fédéral de capa-
cité d'agent-e d'assurances, de gestion-
naire en économie domestique, etc.), ces 
certificats offrent également de nouvelles 
perspectives dans le domaine social en 
matière de reconnaissance des qualifica-
tions et d'autorisations réglementées 
pour l'exercice d'une profession indé-

pendante (on peut songer ici aux nou-
veaux champs d'activités dans le domaine 
de l'assistance aux personnes âgées ou 
handicapées). 

Enfin, des formations professionnelles 
comparables dans les différents domai-
nes de la société permettent aussi des ré-
munérations équitables. Ceci est d'im-
portance, car dans les professions socia-
les précisément, qui relèvent souvent du 
secteur privé et où les contrats de temps 
partiel sont nombreux (en particulier 
pour les femmes), les conditions d'enga-
gement sont.très variées et peu transpa-
rentes. 

Des chances pour ies femmes 

Un grand nombre de ces améliorations 
évoquées touchent tout particulièrement 
les femmes. Notamment la perméabilité 
du système entre formations initiales et 
continues leur offrent de nouvelles pers-
pectives. De par la modularisation pré-
vue qui prend en compte les activités ex-
tra-professionnelles et la formation ac-
quise par les adultes (par exemple les 
tâches familiales et éducatrices, les cours 
suivis en psychologie ou les àttivités so-
ciales bénévoles), les parcours profes-
sionnels non linéaires des femmes seront 
mieux valorisés et reconnus à l'avenir. La 
proportion de femmes diplômées peut 
être augmentée par des formations so-
ciales du degré tertiaire (écoles profes-
sionnelles supérieures, examens profes-
sionnels supérieurs et hautes écoles spé-
cialisées). Aujourd'hui, seules quelque 7% 
des femmes contre environ 20% des 
hommes bénéficient d'une fonnation 
professionnelle supérieure et 7.5% des 
femmes, mais 13.5% des hommes, sont 
titulaires d'un diplôme universitaire. 

Des chances pour l'avenir des 
professions sociales 

Comme le laissent entrevoir les pro-
nostics sur l'avenir de la formation pro-
fessionnelle en Suisse,' le système dual 
de l'apprentissage professionnel conser-
vera toute son importance dans le fütur 
Mais de nouvelles tendances se dessinent 
dans l'évolution de la formation profes-
sionnelle: 
• La formation permanente est une con-
ception qui s'impose de plus en plus. 
• La capacité d'acquisition et de mise en 
valeur du savoir a une importance pri-
mordiale dans le système éducatif 
• Les connaissances axées sur la résolu-
tion des problèmes ont tendance à 
prendre le pas sur les connaissances spé-
cialisées. 
• La responsabilité individuelle va gagner 
en importance dans le système éducatif 

Ces tendances évolutives font déjà par-

tie des formations professionnelles dans 
le domaine social. Une formation initiale 
et un processus continu d'apprentissage 
et de qualification dans le champ social 
seront donc désormais attrayants pour 
les femmes et pour les hommes. 

Les risques inhérents à l'intégration des 
professions sociales dans la loi sur la 
formation professionnelle 

Là où il y a stmcmration et réglemen-
tation, il existe toujours un danger de 
standardisation. Or, les offres de forma-
tion très variées dans le domaine social se 
caractérisent aussi par des contenus et 
des formes d'enseignement et d'examen 
novateurs et créatifs (enseignement thé-
matique interdisciplinaire, enseignement 
en team assuré conjointement par diffé-
rents spécialistes, travaux par projets et 
entretiens en situation au lieu de purs 
contrôles des connaissances, etc.). Cette 
vivacité devrait être maintenue dans le 
nouveau système. 

Un autre risque est celui du fumr fi-
nancement des nombreuses fonnations 
qualifiées proposées par les prestataires 
privés (par exemple la formation de prise 
en charge des personnes âgées prodiguée 
par l'association des instimtions chré-
tiennes et l'union des établissements ber-
nois pour personnes âgées, la prise en 
charge des personnes handicapées et la 
pédagogie sociale d'Agogis, la pédagogie 
sociale anthroposophique, l'éducation 
de la petite enfance de l'association 
suisse des garderies, etc.). Ces écoles pro-
fessionnelles spécialisées ont réalisé et 
développé leurs formations en prise di-
recte avec la réalité, et leurs sources de 
financement sont pour l'heure très di-
verses (elles sont aussi parfois subven-
tionnées par l'AVS et l'Ai). Elles ne doi-
vent pas être évincées par les écoles pro-
fessionnelles publiques pour des raisons 
financières. Le travail de formation 
qu'elles assurent avec succès depuis de 
longues années et la collaboration avec 
les institutions sociales doivent être ga-
rantis. 

Enfin, le domaine social peut aussi être 
menacé en tant que champ professionnel 
autonome et délimité. Les professions de 
la santé, en particulier, ont tendance à 
empiéter sur les activités sociales au de-
gré secondaire 11, surtout en ce qui con-
ceme les projets pilotes pour les jeunes. 
11 convient de s'assurer ici qu'il existe 
certes des points communs et des inter-
faces de collaboration mais que l'action 
sociale exige un savoir et des compé-
tences qui lui sont spécifiques. 

Traduction; Marie-Qaude Brulhardt 
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Importanza che i cambiamenti intervenuti 
nella politica dell'istruzione rivestono per 
il settore sociale 
Scuoie universitarie professionali - scuoie specializzate superiori, esami professionali superiori e esami di professione -
formazioni professionali di grado secondario II 

di ANNEMARIE GEHRINC 

Situazione odierna 

Fino all'entrata in vigore della nuova 
Costimzione federale nei 2001 le forma-
zioni professionali in campo sociale erano 
esplicitamente escluse dall'ordinamento 
legislative federale in materia di forma-
zione professionale. A seguito del conso-
lidamento e dell'importanza del settore 
sociale e dei suoi operatori in seno alla so-
cietà, si sono sviluppate diverse forma-
zioni e diversi perfezionamenti profes-
sionali su base privata (organi ecclesiasti-
ci, associazioni femmiruli, unioni padro-
nali risp. istimzioni sociali quali la Fede-
razione degli istimti di cura, l'Associazio-
ne degli asili nido, l'Agogis ecc). Le offer-
te di formazione erano (e sono) fortemen-
te improntate al bisogno concreto, vale a 
dire agli ambiti di attività, e tenevano po-
co conto dell'inquadramento nei sistema 
formativo. Stando ai dati fomiti dall'Uffi-
cio federale di statistica esistono com-
plessivamente 140 diverse professioni in 
ambito assistenziale e éducative: si spa-
zia dall'educatrice al lavoro al soldato 
deU'esercito della salvezza, dalla madre 
diuma al responsabile di gmppi d'abita-
zione. Le carrière professionali nei setto-
re sociale non sono impresa facile, poi-
ché i diplomi non vengono universal-
mente riconosciuti e molto spesso non 
permettono l'accesso a formazioni supe-
riori e perfezionamenti professionali.' 
Fatta eccezione per le posizioni con fun-
zioni direttive (che spesso vengono rico-
perte da persone con hanno assolto una 
formazione estranea all'ambito profes-
sionale in cui esercitano), trattasi perlo-
più di campi di attività al femminile (con 
una quota di presenza femminile del 
50-95 per cento a dipendenza del settore). 

A seguito della crescente professiona-
lizzazione nei settore sociale, come pure 
dietto sollecitazione dei promotori di for-
mazioni, delle associazioni di categoria e 
di singoli cantoni, nei 1987 la CDPE (Con-
ferenza svizzera dei direttori cantonali 
della pubblica educazione) ha messo a 
punto a livello nazionale una prima re-
golamentazione che garantisce il ricono-

scimento dei diplomi di assistenza sociale, 
sociopedagogia, animazione sociocultura-
le conseguiti aile scuoie specializzate su-
periori. Questo passo anticipava già gli 
intenti successivamente concretizzatisi 
con l'istimzione delle scuoie universita-
rie professionali in campo sociale. 

Dal momento che le professioni di assi-
stente sociale, pedagoga/o sociale e anima-
trice/animatore sodoculmrale si erano chia-
ramente posizionate nei grado terziario 
della formazione e che si stava preparan-
do il terreno per le scuoie universitarie 
professionali, urgeva mettere a punto una 
formazione professionale di grado secon-
dario II. La necessità d'intervento si giu-
stifica soprattutto con il fatto che parte 
del personale operative nelle istituzioni 
sociali non dispone di alcuna formazione 
(il 30% del personale attivo negli istituti 
per bambini e adolescenti e il 60-80% di 
quello impiegato negli istituti per disabi-
li e anziani non ha aile spalle alcun iter 
formativo in ambitb sociale). Anche in 
questo caso si tratta perlopiù di donne. 

Nei grado secondario 11 i primi promo-
tori di formazioni si sono impegnati per 
allestire normative nazionali rispettiva-
mente riconoscimenti (per es. cura a do-
micilio, assistenza agli anziani e ai disa-
bili, educazione dei bambini in età pre-
scolare). Nei campo dell'assistenza ai por-
tatori di handicap e agli anziani l'età delle 
persone interessate a seguire la relativa 
formazione spazia fra i 19 e i 50 e oltre 
anni: l'età media si situa sui 27 anni. Gli 
uomini intenzionati a specializzarsi nell' 
assistenza ai disabili raggiungono la quo-
ta del 28%. 

Numerose formazioni presuppongono 
un'età minima di 19 anni. All'interroga-
tivo dove debbano lavorare i giovani fra i 
16 e i 20 anni che nutrono interesse per 
un'attività in campo sanitario e sociale 
non si è ancora riusciti a dare risposta. 
Questi giovani, che non hanno più voglia 
di proseguire la scuola e che desiderano 
lavorare sul terreno, stazionano in luoghi 
di lavoro, con lo stams di «stagiaire» e be-
neficiando di un accompagnamento pro-
fessionale più o meno buono, in attesa di 

poter accedere aile formazioni professio-
nali di carattere sociale. D'altro canto an-
che coloro che, pur avendo già esperien-
ze di vita familiäre e professionale, opta-
no solo jn un secondo tempo per un'atti-
vità qualificata in ambito sociale, devono 
assolvere i medesimi cicli formativi fre-
quentati dai giovani. Questa simazione 
va a bénéficie di giovani e meno giovani, 
ma non tiene in considerazione le esi-
genze formative specifiche dei singoli. 

Vantaggi che le professioni sociali 
possono trarre dal loro ingiobamento 
nella nuova legge sulla formazione 
professionale 

L'incorporamento delle professioni so-
ciali nella competenza normativa della 
Confederazione rispettivamente nella 
nuova legge sulla formazione professio-
nale permette una chiara stmtturazione 
della formazione professionale di base, 
agevola il conseguimento di diplomi pro-
fessionali a chi si accosta a queste forma-
zioni solo in un secondo tempo, consén-
te la permeabilità in senso orizzontale (in 
altri ambiti professionali affini) e verticale 
(accesso a scuoie specializzate superiori, 
scuoie universitarie professionali e perfe-
zionamenti che incrementano le qualifi-
che) e costituisce pertanto un grande pro-
gresse. Le professioni sociali vengono so-
stanzialmente rivalutate e riconosciute 
come professioni in grado di soddisfare 
tutti i criteri del settore sociale. L'atti'vità 
in campo sociale acquista «normalità»; 
anche in questo ambito diviene namrale 
parlare di interesse, inclinazione e capa-
cità professionali. Si delineano possibi-
lità di far carriera come da anni ve ne so-
no in maniera del tutto namrale nei set-
tore tecnico, nell'economia e nei servizi. 
Una mamrità professionale sanitaria/so-
ciale rende allettante i relativi apprendi-
stati professionali agli occhi degli adole-
scenti. Certo anche le attività sociali ri-
chiedono profili professionali confacen-
ti, vale a dire qualifiche comprovabili e 
documentabili. Le competenze personali 
e sociali attribuite aile donne come ele-
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menti del loro patrimonio genetico de-
vono essere attivate ed analizzate. L'assi-
stenza a persone, che per svariati motivi 
devono fare aflfidamento sull'aiuto altmi 
per riuscire ad organizzare la propria vi-
ta mantenendo la propria autonomia, ri-
chiede, oltre ad un'incentivazione effet-
tiva e ad un accompagnamento affidabi-
le nella quotidianità, anche conoscenze 
specialistiche (per esempio nozioni di 
psicologia dello s'viluppo, di comunica-
zione e conoscenza dei servizi e delle in-
frastmtmre sociali) e la padronanza di 
tecniche proprie del settore (per esempio 
cura di base, alimentazione, modalità di 
conversare). Tutte queste competenze 
vengono fissate in un regolamento for-
mativo e verificate applicando criteri 
Standard negli esami finali/esami di di-
ploma. Allo stesso modo vengono disci-
plinate le formazioni professionali prati-
che (nell'azienda di formazione/di tiroci-
nio, negü stage). Analogamente a quanto 
awiene in altre professioni, anche il set-
tore sociale (vale a dire le associazioni dei 
lavoratori e le organizzazioni padronali) 
deve assumersi la corresponsabilità della 
formazione professionale. Questo svilup-
po è di estrema importanza per Ia pro-
fessiohalizzazione dell'intero settore so-
ciale. Finora la dinamica dei percorsi for-
mativi era infatti delegata con eccessiva 
libertà alle scuoie. D'altro canto il setto-
re sociale acquista perô anche trasparen-
za dotandosi di requisiti qualitativi com-
provabili e dehmitando chiaramente i l 
proprio campo di azione. 

In questa «normalità» rientra anche il 
fatto che l'offerta di professioni sociali 
abbraccia mtti i livelli formativi, anche 
quello della scuola universitaria profes-
sionale. Oltre ad impartire la formazione 
professionale, le scuoie universitarie pro-
fessionaU hanno il compito di impegnar-
si a favore del consolidamento e dello svi-
luppo teorici del lavoro sociale, di occu-
parsi dell'indagine scientifica di chi è at-
tivo in ambito sociale e del relativo ramo 
di attività nonché di offrire validi servizi 
in campo sociale. L'attività sociale nei suo 
significato più ampio viene oggi intesa 
come parte intégrante dei diritti dell' 
uomo.̂  AI campo d'azione non ben defi-
nito dell'aiuto caritatevole e dell'assi-
stenza improwisata subentra quindi una 
professione vera e propria, la cui creazio-
ne va interpretata come oppormnità per 
tutti gli interessati. 

Parallelamente alle formazioni profes-
sionali di base (formazione di grado se-
condario 11 e formazione di grado terzia-
rio non universitario), nella legge sulla 
formazione professionale vengono disci-
plinati in maniera vincolante anche i per-
fezionamenti incrementanti le qualifi-
che: esami professionali superiori e esa-
mi di professione. Queste specializzazio-

ni supplementari, da tempo già consoli-
date e riconosciute nei settore tecnico e 
commerciale (per esempio diploma fede-
rale di contabile, attestato professionale 
federale di specialista di assicurazioni so-
ciali, attestato professionale federale di 
dirigente aziendale d'economia domesti-
ca) offrono, anche in ambito sociale, nuo-
ve oppormnità di conseguire titoli di sm-
dio riconosciuti e di ottenere regolari le-
gittimazioni all'esercizio free-lance della 
professione (a questo proposito penso an-
che ai campi di attività nell'assistenza ai 
disabili e agli anziani). 

Non da ultimo è possibile garantire 
eque retribuzioni per formazioni equipa-
rabili delle diverse branche professiona-
li. Proprio nei settore sociale, contraddi-
stinto da enti parzialmente privati e nu-
merosi contratti di lavoro a tempo par-
ziale (soprattutto per le donne), le condi-
zioni di assunzione si diversificano mol-
to e sono poco trasparenti. 

Buona congiuntura per ie donne 

Numerose delle già citate oppormnità 
riguardano perlopiù le donne. Le donne 
beneficiano di speciali chance grazie alla 
permeabilità delle formazioni e dei per-
fezionamenti. Con la prevista stmtmra-
zione modulare delle formazioni profes-
sionali e la presa in considerazione delle 
attività extraprofessionali e della forma-
. zione degli adulti (per esempio attività fa-
miliäre e educativa, frequenza di corsi di 
psicologia e impegno sociale volontario), 
le biografie professionali delle donne sa-
ranno rivalutate e riconosciute. L'offerta 
di formazioni professionali di stampo so-
ciale nei grado terziario (scuoie specializ-
zate superiori, esami professionali supe-
riori, esami di professione e scuoie univer-
sitarie professionali) potrà contribuiré ad 
incrementare la quota delle donne titolari 
di diplomi di grado terziario; atmalmen-
te solo il 7% circa delle donne contro il 
20% circa degli uomini dispone di una for-
mazione professionale superiore e il 7.5% 
delle donne contro il 13.5% degli uomini 
ha conseguito un titolo accademico. 

Opportunità per ii futuro delle forma-
zioni in campo sodale 

Come risulta dalle pre'visioni sul füm-
ro della formazione professionale svizze-
ra,' anche in awenire si attribuirà gran-
de importanza alla dualità dell'apprendi-
stato professionale. Alcune delle tenden-
ze per la formazione professionale sono 
cosi sintetizzabili: 
• prende piede l'apprendimento vita na-
tural durante; 
• la competenza nell'appropriarsi e hel-
l'utilizzare il sapere ha un molo primario 
nei sistema éducative. 

• l'abilità nei risolvere i problemi guada-
gna costantemente terreno rispetto aile 
conoscenze specialistiche; 
• la responsabilità individuale acquista 
importanza aU'inteme del sistema édu-
cative. 

Queste tendenze sono già parte inté-
grante delle formazioni professionali in 
ambito sociale ed è per questo che in fü-
mro donne e uomini saranno attratti dal-
l'istmziene di base per le formazioni so-
ciali e dal relativo costante processo di 
apprendimento e qualificazione. 

Potenzial! pericoli abbinati 
aii'integrazione della formazione 
per le professioni sociali nella legge 
sulla formazione professionale 

Il pericolo della limitazione è sempre 
in agguato laddove si stmtmra e si rego-
lamenta. Le assai diversificate offerte di 
formazione in campe. sociale si distin-
guene anche per i 1ère contenuti forma-
tivi e le loro modalità di apprendimento 
e d'esame all'insegna dell'innovazione e 
della creatività (insegnamento tematico in-
terdisciplinare, insegnamento ripartito 
fra più decenti meglio noto ceme «team-
teaching», lavoro a progetto e colloqui 
per fare il punto della simazione al peste 
di verifiche dell'apprendimento ecc). 
Questa vitalità dovrebbe essere mante-
nuta anche nei nuovo sistema formativo. 

Viene messe a repentaglio il fümro fi-
nanziamento delle numerose formazioni 
qualificate per mano di effejenti privati 
attivi in ambito sociale (per esempio 
l'Asseciaziene istimzioni cristiane VCl e 
la «Verein Bemischer Alterseinrichtun-
gen VBA» per l'assistenza agli anziani, la 
scuola professionale superiore Agogis 
per l'assistenza ai disabih e la sociopeda-
gogia, l'Associazione svizzera degli asili 
nide per la sociopedagogia antroposofica 
e l'educazione dei bambini in età presce-
lare). Queste scuoie professionali hanno 
sviluppate e realizzate le proprie forma-
zioni in stretto contatto con la pratica 
professionale. Atmalmente il loro finan-
ziamento ha fonti estremamente diverse 
(fra l'altre beneficiano anche di sewen-
zioni dell'AVS e dall'AI). Questi istimti di 
formazione non devono essere relegati in 
un angolo o soppiantati dalle scuoie pro-
fessionali statali perché gravati da pro-
blemi finanziari. L'efficace e plurienn;ile 
lavoro formativo e la valida cellabora:̂  io-
ne con le istituzioni sociaU devono esse-
re mantenuti anche in fumro. 

Ad essere messo in pericolo è pure i l 
settore sociale quale ambito professiona-
le autonomo e ben definito. Sono in par-
ticolar mode le professioni sanitarie a 
farsi largo nei grado secondario II, so-
pratmtto nei progetti pilota per adole-
scent! e nei campi. di attività di stampo 
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sodale. A questo proposito d si deve assicura-
re che vi siano si affinità e collaborazione, 
ma che siano in primo luogo le conoscenze 
specifiche e le competenze operative a fün-
gere da qualifiche per il settore sociale. 

Traduzione: Rajfaella Adobati 
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Note 
1 Cfr. Meyer et al. 1997. 
2 Cft-. Staub-Bemasconi 1997. 
3 Cft-. Dumont 2001. 

Annemarie Cehring è responsabile delle forma-
zioni di Agogis (scuola professionale superiore 
per la sociopedagogia, scuola professionale per 
l'assistenza ai disabili e progetto pilota «appren-
distato sociale»). Collabora in seno al gruppo di 
lavoro per le formazioni sociali, istituito dalla 
Conferenza svizzera dei direttori cantonali della 
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Das Ende des Sonderfalls? 
Veränderungen für die Cesundheitsberufe durch das neue Berufsblldungsgesetz (nBBG) 

von JOHANNES FLURY 

Bis anhin waren die Gesundheitsbemfe 
den Kantonen, das heisst der Sanitätsdirek-
torenkonferenz SDK, und dem beauftragten 
Schweizerischen Roten Kreuz (SRK) unter-
stellt und genossen dadurch eine Sondeibe-
handlung. Mit dei Unteisteliung imtei Bun-
deskompetenz weiden sie zu Berufen untei 
vielen. 

Im Jahre 1861 hat das Mutterhaus der 
barmherzigen Schwestern in Ingenbohl 
ein Lehrbuch herausgegeben: «Die Kran-
kenpflege». Im ersten Kapitel - «Über die 
Eigenschaften einer guten Krankenwär-. 
terin» - heisst es an erster Stelle, sie brau-
che Aufmerksamkeit in der Beobach-
mng, Geistesgegenwart, Kaltblütigkeit 
und Mut; erst an zehnter und letzter Stel-
le feigen: Geschicklichkeit der Hand und 
des Körpers, physische Kraft und Ge-
sundheit Sehen damals war also dieser 
Bemf wie die übrigen nichtärztlichen 
Gesundheitsbemfe, weit davon entfemt, 
ein rein handwerklicher, dem Arzt assis-
tierender Bemf zu sein. Bald 150 Jahre 
später sind dies noch keineswegs allge-
mein verbreitete Einsichten. 

Aus zahlreichen Biografien des 19. und 
20. Jahrhunderts geht hervor, dass das Er-
greifen selcher Bemfe für viele junge 
Frauen eine Möglichkeit war, einen an-
spmchsvollen Bemf zu eriemen, gerade 
wenn ihnen der Weg zum Studium aus 
was fiir Gründen auch immer verwehrt 
war. Mit der Geschichte dieser Bemfe ver-
binden sich also gelungene und misslun-
gene, vielfach auch gestoppte Emanzipa-
tionsbestrebungen. 

Es ist wichtig, sich diese, im Vorange-
gangenen schlagwortartig aufgeführten, 
Besonderheiten vor Augen zu führen, 
wenn nun im Felgenden die Integration 
dieser Bemfe ins Bemfsbildungssystem 
des Bundes' dargestellt werden soll: Die 
Entwicklung dieser Bemfe ist von der 
Frauenbewegung nicht zu trennen und 
zudem sind sie geprägt durch eine spezi-
fische Mittelstellung zwischen Bemfs-
ausbildung auf Sekundarsmfe 11 und aka-
demischer Bildung. 

Das nBBG und die neue Bildungs-
systematik 

Die neue Ausbildungsstmkmr in den 
Gesundheitsbemfen, von der Schweizeri-
schen Sanitätsdirekterenkenferenz im 
Frühjahr 1999 beschlossen, zurzeit in 
den Kantonen in der Einfühmng, ist 

durch den abzusehenden Übergang in 
die Bündeskompetenz und damit die Un-
terstellung unter das Bemfsbildungsge-
setz beschleunigt worden. Die wesentli-
chen Punkte wären aber auf jeden Fall 
verwirklicht werden: Die Tertiarisiemng^ 
der Ausbildung, faktisch in manchen 
Gesundheitsbemfen und Landesteilen 
schon vollzogen, die Schaffung einer Zu-
gangsmöglichkeit in dieses Bemfsfeld di-
rekt nach der obligatorischen Schulzeit 
(ohne «Zwischenjahre») und die Möglich-
keit, diese Ausbildung auf Sekundarstufe 
II mit einer Bemfsmamra abzuschlies-
sen. Bei der konkreten Ausgestaltung 
wurde selbstverständlich auf die Eckpfei-
ler der eidgenössischen Stmkmr und die 
Leitideen des nBBG geachtet. Das hatte 
zur. Folge, dass die Neuemngen gut mit 
dem kommenden nBBG übereinstim-
men und sich - zumindest nach den bis-
herigen Beratungen des Natienalrates -
keine grösseren Kerrekmren aufzudrän-
gen scheinen. 

Während der konkreten Umsetzung 
der neuen Bildungssystematik entstand 
eine Dynamik, die sich den Überlegun-
gen rings um das nBBG bestens einbe-
schreibt: Immer deutlicher ergibt sich -
besonders auf der Sekundarstufe II - die 
Unmöglichkeit, ganz klar voneinander 
abgettennte Bemfsbilder im Gesundheits-, 
im Sozial- und im Hauswirtschaftsbe-
reich zu gestalten. Das ursprünglich ins 
Auge gefasste Ziel einer einheitlichen 
Branchenlehre für den gesamten Bereich 
Gesundheit/Soziales scheint greifbar zu 
werden, eventuell sogar noch ergänzt 
durch den Bereich Hauswirtschaft. Der 
Vorteil wäre nicht nur die breitere Ein-
satzmöglichkeit der Ausgebildeten, son-
dem die viel breiteren Anschlussmög-
lichkeiten in die weiteren Ausbildungen 
im Tertiärbereich und in die Weiterbil-
dungen nach dem Fähigkeitszeugnis. 
Dieser Vorteil kann dämm kaum hoch 
genug eingeschätzt werden, weil bei die-
sen klassischen Frauenbemfen gebro-
chene Ausbildungsgänge sehr häufig an-
zutreffen sind. 

Im Laufe der Erarbeitung der neuen 
Bildungssystematik erwies sich der Aus-
gleich unter den verschiedenen Ausbil-
dungskulturen der lateinischen und der 
deutschen Schweiz als ein sehr mühsa-
mes und nur mit Kompromissen zu ver-
wirklichendes Geschäft. Der gefündene 
Ausweg, dass die Romandie die Ausbil-

dung der meisten Gesundheitsbemfe an 
der Fachhechschule, die deutsche Schweiz 
an (nichmniversitären) höheren Fach-
schulen durchführt, dass die engere Be-
mfsfähigkeit aber die gleiche sein muss, 
ist ein selcher Kompromiss. In diesen 
Verhandlungen war des öftem der Ruf 
nach dem Bund zu hören, der hier ein 
Machtwort sprechen möge. Dabei wiid 
übersehen, dass der Bund zur Zeit noch 
gar keine gesetzliche Gmndlage hat, hier 
einzugreifen, und dass auch er die ver-
schiedenen Beschulungsquoten' auf der 
Sekundarsmfe II und die dahinter ste-
henden Mentalitäten nicht einfach auf-
heben kann. 

Vor- und Nachteile der bisherigen 
Sondersteilung der Cesundheitsberufe 

Die Senderstellung ergibt sich in erster 
Linie aus der Tatsache, dass das Gesund-
heitswesen - und damit auch die Ausbil-
dung der Gesundheitsbemfe - in den 
Kompetenzbereich der Kantone fallt. Da-
zu kommen aber weitere Besonderhei-
ten: Es sind Bemfe, die mit einem be-
trächtlichen Fundus an Ideologie aufge-
laden sind und zwar einer Ideologie, die 
traditionell dem weiblichen Teil der Be-
völkemng zugeschrieben wird. Dienen 
statt verdienen, um diese Kürzel zu ver-
wenden, ist ein Teil davon. Unklar for-
mulierte und damit schlecht in Stams 
und Lohn umzuwandelnde Weiterbil-
dungs- und Aufstiegschancen ein weite-
rer Insofem können die Gesundheitsbe-
mfe gewinnen, wenn sie nun zu einem 
ganz selbstverständlichen Teil der Be-
mfsbildungswelt werden. Auch die SDK 
kann gewinnen, sie wird aus ihrer Dop-
pelstellung, Ausbildnerin und zugleich 
Hauptarbeitgeberin zu sein, herausge-
nommen und kann sich nun als Vertre-
terin der gesundheitspelitischen Anlie-
gen der Bevölkemng ein viel klareres 
Profil geben. 

Das heisst aber umgekehrt, dass sich 
die Gesundheitsbemfe daran gewöhnen 
müssen, Bemfe unter vielen zu sein. Bis 
anhin waren sie als einzige dort angesie-
delte Bemfe bei der SDK und beim be-
auftragten Schweizerischen Roten Kreuz 
(SRK) einer Vorzugsbehandlung gewiss, 
was sich hie und da negativ, hie und da 
aber sicher auch positiv ausgewirkt hat. 
Viele Tätigkeiten wie die Interessens-
wahmng der Bemfe, der Verkehr mit 
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dem Ausland, die Qualitätsüberprüfüng 
ausländischer Bewerberinnen, die Förde-
mng der Ausbildung wie der Bemfsiden-
tität, die Information etc. sind auf diesem 
Wege zentral erarbeitet und umgesetzt 
worden, ohne dass sich die auf dem Ge-
sundheitsgebiet recht zersplitterten Be-
mfsorganisationen damit befassen müss-
ten. Es ist noch ungeklärt, wer sich in Zu-
kunft dieser Aufgaben annehmen wird. 

Nicht zu verkennen ist auch, dass in 
den vergangenen Jahren die Senderstel-
lung oft bewusst betont und verstärkt 
wurde, immerhin waren diese Ausbil-
dungen über viele Jahre als komplexer 
und anspmchsveller eingesmft als ande-
re. Sie führten in ein Milieu, das durch 
Akademiker (weniger oft Akademikerin-
nen) bestimmt war, in eine oft sehr enge 
Teamarbeit mit diesen hinein, allerdings 
bei klarer hierarchischer Unterorclnung. 
Solange Frauen bereit waren, in dieser 
Konstellation einen Gewinn zu sehen 
und solange die angesichts dieser Stel-
lung bescheidene Entlöhnung hinge-
nommen wurde, war der Sonderfall posi-
tiv und wurde hochgehalten. 

Eine Win-Win-Situation? 

Mit den Gesundheitsbemfen - die So-
zialbemfe gehen hier mehrheitlich par-
allel - weitet sich die traditionell durch 
Gewerbe und Industrie bestimmte Be-
mfsbildungswelt aus, es gilt eine zum 
Teil andere Kultur zu integrieren. Da ist 
zum einen die Tatsache, dass die eigent-
liche Bemfsausbildung aus vielen Grün-
den, die ich hier nicht im einzelnen an-
führen will, die aber bekannt sind (siehe 
Einleimng), erst auf der Tertiärsmfe statt-
findet und in einigen Bemfen und beson-
ders in der ganzen lateinischen Schweiz 
traditionell an eine schulische Sekundar-
stufe ir anschliesst. Dann die Tatsache, 
dass der Markt im Gesundheitswesen 
kaum spielt, der Lohn ergibt sich für weit 
über 90 Prozent der Bemfstätigen aus der 
Einreihung in Lohnklassen des öffentli-
chen Dienstes und diese wiedemm aus 
der Ausbildung. Eine Self-Made-Karriere 
ist von vorneherein ausgeschlossen. Des 
weiteren hat die Ausbildung auch Funk-
tionen des Gesundheitsschutzes wahrzu-
nehmen: Sie muss garantieren, dass die 
Ausgebildeten ihre Tätigkeit (zum Bei-
spiel die Leimng einer Geburt) kompe-
tent und ohne Gesundheitsgefahrdung 
wahmehmen können. Dies kann nicht 
einfach dem Markt überlassen werden. 

Das neue Gesetz muss all diesen Gege-
benheiten Rechnung ttagen. Ich denke, 
dass dies aber zum Besten des Ganzen sein 
wird, denn in Zukunft wird das Bemfsbil-
dungssystem nicht mehr einfach geradli-
nig aufgebaut sein können. Die Zahlen -
zum Beispiel der hohe Anteil an Bemfs-

leuten, die schon nach wenigen Jahren 
nicht mehr im erlemten Bemf tätig sind -
mahnen zur Vorsicht bzw. dazu, das neue 
System möglichst breit und flexibel aus-
zugestalten. Insofem bringen die Gesund-
heits- und Sozialbemfe wichtige neue Ge-
sichtspunkte ins System hinein. 

Die Gesundheitsbemfe - und dies ist 
angesichts des hohen Frauenanteils kei-
ne Überraschung - sind gekennzeichnet 
durch einen hohen Anteil an Zweit- bzw. 
Späteinsteigerinnen. Die Entwicklung von 
auf sie zugeschnittenen Ausbildungsgän-
gen und Qualifikationsverfahren ist damit 
eine absolute Notwendigkeit (Reconnais-
sance des acquis, CH-Q). Dabei ist aller-
dings zu beachten, dass reine Prüfungs-
zugänge sich wegen der eben erwähnten 
Besonderheiten des Gesundheitsschutzes 
entweder verbieten eder gar nicht durch-
zuführen sind. Hier steht viel Arbeit an, 
die wegweisend sein könnte auch für an-
dere Bemfe, misst doch das nBBG den 
Verfahren grosse Bedeutung zu, welche 
sowohl bereits erworbene Fähigkeiten 
wie auch informelle Lemleismngen in 
die neue Ausbildung miteinbeziehen. 

Bei den Physiotherapeutinnen ist die 
Möglichkeit der Bemfsausübung jetzt 
schon an die Weiterbildung geknüpft. In 
Anlehnung an die Praxis beispielsweise 
in den USA und Grossbritannien dürfte 
dies auf dem Gebiet der Pflege in den 
nächsten Jahren ebenfalls wenn nicht ge-
setzlich vorgeschriebene, so zumindest 
durch die Qualitätssichemng posmlierte 
Praxis werden. Damit verstärken diese 
Bemfe den Gmndsatz des lebenslangen 
Lernens, was für die gesamte Bemfsbil-
dungswelt einen Gewinn darstellt. 

Die Eingliedemng in die vorgegebene 
Systematik des Bundes, der Zwang, sich 
in geeinigten Bemfsverbänden vermehrt 
um die Ausbildung zu kümmem, die fi-
nanzielle Unterstützung durch den Bund, 
die vermehrten Querverbindungen wie 
etwa die Öffnung auf den Sozial- und 
Hauswirtschaftsbereich hin - all dies 
kann für die Gesundheitsbemfe ein Ge-
winn sein. Wenn schliesslich die unter-
schiedlichen Kulmren gegenseitig aner-
kannt werden, dann kann hier eine Si-
mation entstehen, in der es nur Gewin-
nerinnen gibt. Gewiss sind einige lieb 
gewordene Gewohnheiten aufzugeben, 
doch wird der Verlust durch beträchtli-
che Vorteile mehr als aufgewogen. 

Frauenberufe - Männerberufe 

Der Bund hat in den letzten Jahren er-
freulich grosse Ansttengungen unter-
nommen, die klassische Bemfsbildungs-
welt, insbesondere die Bemfe der Technik 
und Informatienstechnologie auch für 
Mädchen attraktiv zu machen. Um hier 
das Gleichgewicht zu halten, müssen auch 

Ansttengungen gemacht werden, die Ge-
sundheitsbemfe für Knaben zu öffnen. 

Das Klischee, dass Pflegen etwas ist, das 
jeder kann (und dabei wird stillschweigend 
gedacht: «jede»), ist lücht nur von den Be-
mfsverbänden, sondem auch von den 
politischen und Verwalmngsinstanzen 
als Klischee zu entlarven und richtigzu-
stellen. Eine Unterschichmng* irüt Hin-
weis auf das nBBG wäre ein Missbrauch 
des letzteren und klar gegen die Interes-
sen der Frauen. Sie würde aber auch zu 
einem nicht hinzunehmenden Qualitäts-
verlust in der Pflege führen - angesichts 
der demographischen Entwicklung der 
Gesellschaft eine kurzsichtige Massnahme. 

Mit diesen Bemerkungen sind Entwick-
lungen angesprochen, die weit über die 
Welt der Bemfsbildung hinausführen. Es 
wäre schön, werm die Integration der Ge-
sundheits-, Sozial- und Kunstbemfe zum 
Auslöser würde, die Konsequenzen dieser 
gesellschaftlichen Entwicklungen für die 
Bemfsbildung wie auch umgekehrt den 
Einfluss der Bemfsbildung auf die gesell-
schaftlichen Entwicklungen vermehrt zu 
bedenken. Wie gesagt, angesichts der 
grossen Zahl von Umsteigerlnnen^ muss 
die Bedeumng der Bemfsbildung etwas 
relativiert werden; trotzdem werden dort 
immer noch wichtige Weichen gestellt. 

Anmerkungen 
1 Zur generellen Problematik der Integration 
der Gesundheits- und Sozialbemfe in das nBBG 
vgl. den Artikel von Petra Wittwer-Bernhard in 
diesem Heft. 
2 Unter Tertiarisiemng wird die Ansiedlung ei-
ner Ausbildung auf der sogenannten Tertiärstufe 
verstanden. Diese kann nach einer abgeschlosse-
nen Ausbildung auf der Sekundarstufe 11 an die 
Hand genommen werden. Zu letzterer gehören 
die Bemfslehre und allgemeinbildende Schulen 
wie Gymnasium und Diplommittelschule. 
3 In der Westschweiz ist der Anteil von Jugend-
lichen zwischen 16 und 20 Jahren, die eine all-
gemeinbildende Schule besuchen, deuthch 
höher als in der Deutschschweiz. 
4 Als Unterschichmng wird das Phänomen be-
zeichnet, dass einem auf höherer Stufe ausge-
bildeten Bemf aus Kostengründen ein weniger 
qualifizierter zur Seite gestellt wird und Arbei-
ten vom ersten auf den zweiten verlagert wer-
den, zum Beispiel von diplomierten Pflegenden 
auf angelerntes Hilfspersonal. 
5 Rund zwei Drittel aller 25-Jährigen arbeiten 
nicht mehr im ursprünglich erlemten Bemf 

Johannes Flury, Dr. theol., war bis Ende 2001 
Leiter des Departementes Berufsbildung des 
Schwelzerischen Roten Kreuzes und leitet nun zu-
sammen mit Petra Wittwer-Bernhard die Inte-
gration der CSK-Berufe (Gesundheit, Soziales, 
Kunst) ins Bundesamt für Berufsbildung und 
Technologie (Projekt Transition). 
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Nachhaltige Verbesserungen 
statt Pflästeriipolitik 
Der Arbeitskampf des Gesundheitspersonais 

von URS WÜTHRICH-PELLOLI 

Unter dem Motto «Mehi füi alle - Lohn und 
Qualitätn enüud sich am 14. Novembei 2001 
der jahrelange Fiust des Gesundheitspeiso-
nais. Über 20 000 Beschäftigte aus dem Ge-
sundheitsbereich haben am gesamtschwei-
zeiischen Streik- und Aktionstag gegen die 
prekäre Peisonalsituation in Spitälem. bei 
der Spitex. in Heimen und psychiatrischen 
Kliniken protestiert und längst fällige Vei-
bessemngen dei Anstellungs- und Aiheits-
bedingungen gefoidert. 

Personalnotstand im Gesundheitsbe-
reich ist keine einmalige Erscheinung 
und fiir die Gewerkschaft vped (Verband 
des Personals öffentlicher Dienste) keine 
neue Erfahmng. Offensichtlich ist der 
Widerspmch zwischen Anfordemngen 
und Belasmngen am Arbeitsplatz einer-
seits und Arbeits- und Anstellungsbedin-
gungen andererseits derart gravierend, 
dass praktisch nur in Zeiten grosser Be-
schäftigungskrisen und hoher Arbeitslo-
sigkeit ausreichend Personal rekmtiert 
werden kann. Das bedeutet aber auch, 
dass Personalengpässe hausgemacht und 
keine Naturereignisse sind. Ganz we-
sentlich zur Verschärfüng der akmellen 
Simation beigetragen haben die Abbau-
und Sparmassnahmen der letzten Jahre. 
Heute sind wir mit deren Konsequenzen, 
das heisst mit Reallohnkürzungen, Kauf-
kraftverlust, diskriminierenden Löhnen 
und unzumutbaren Arbeitsbelasmngen 
konfrontiert. 

Dem Umstand, dass Gesundheitsbemfe 
nach wie vor grösstenteils Frauenbemfe 
sind, wird zu wenig Beachmng geschenkt. 
Frauen wollen Erwerbs- und Familienar-
beit verbinden können. Das stellt hohe 
Anfordemngen an eine langfristige und 
zuverlässige Planung in den komplizier-
ten Schichtbetrieben im Gesundheits-
bereich. Familienergänzende Kinderbe-
treuungsangebote sind unverzichtbar 
Und Frauen sind heute immer weniger 
bereit, für ihre qualifizierten Leismngen 
einen Lohn in Kauf zu nehmen, der dem 
Verfassungsartikel «Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit» widerspricht. 

Die Forderungsbewegung des 
Gesundheitspersonais hat und 
braucht einen langen Atem 

Mitte der Achtzigerjahre formierten 
sich in zahlreichen Kantonen Fordemngs-
bewegungen des Gesundheitspersonals. 
Die Gewerkschaften konnten insbesonde-
re für die Schichtbonus-Fordemng (Zeit-
zuschläge bei Nacht- und Schichtarbeit) 
zu Pre testpausen, Petitionen, Kundgebun-
gen etc. mobilisieren. Arbeitgeber und 
Politiker reagierten erstaunt und er-
schrocken auf die ungewohnt heftigen 
Aktionen der Frauen aus den «helfenden 
und dienenden Bemfen». Der Schichtbe-
nus wurde in vielen Kantonen realisiert. 

Spitalschliessungen und die völlig ver-
änderte Simation auf dem Arbeitsmarkt 
- aber auch die rigorosen Sparprogram-
me in den meisten Kantonen - führten 
anfangs der Neunzigerjahre zu einer 
merklichen Erlahmung der Fordemngs-
bewegung, obwohl sich insbesondere in 
Sachen Gleichstellung nichts verändert 
hatte und also nach wie vor Handlungs-
bedarfbestand. 

In der Felge verschärfte sich die Perse-
nalsimation in Spitälem, Heimen, Spitex 
und psychiatrischen Kliniken drama-
tisch. Trotz verbesserter Finanzhaushalte 
in den Kantonen ging die Dereguliemng 
der Lohnsysteme weiter, die gravieren-
den Diskriminiemngen der Beschäftig-
ten wurden nicht beseitigt. Daher for-
mierten sich die Beschäftigten in den 
letzten Jahren émeut und machten im-
mer lauter auf die dringenden und längst 
fälligen Verbessemngen aufinerksam. Und 
obwohl sich die Fordemngsbewegungen 
in den einzelnen Kantonen unabhängig 
voneinander entwickelt haben, besteht 
heute eine hohe Übereinstimmung in 
den zentralen Fordemngen. Unter dem 
Motte «Sofortmassnahmen mit Langzeit-
wirkung» werden Arbeitgeber und Politi-
ker zum Handeln aufgefordert: 
• Neubewertung der Löhne aller Be-
schäftigten in den Gesundheitsbemfen. 
Der Gmndsatz «gleicher Lohn fiir gleich-
wertige Arbeit» muss Bestimmungsgrös-
se sein und nicht Spardmck eder diskri-
minierende Werthaltungen gegenüber 
typischen Fräuenbemfen. 

• Erhöhung der Stellenpläne gestützt 
auf die tatsächlichen Bedürfnisse der Pa-
tientinnen und Patienten und nicht auf 
der Gmndlage der Fesseln von Global-
budgets. 
• Verbesserte Arbeitsbedingungen, da-
mit die Arbeit im Gesundheitsbereich 
nicht krank macht. Insbesondere die Ab-
gelmng von Nacht- und Schichtarbeit 
muss verbessert, Zeitzuschläge für Nacht-
arbeit müssen flächendeckend verwirk-
licht werden. 

Lohndiskriminierung hat viele Gesichter 

In Zusammenhang mit generellen Be-
soldungsrevisienen wurden die Gesund-
heitsbemfe vielerorts neu bewertet und 
eingestuft, was jedoch meistens nicht 
zur erwarteten Besserstellung führte: Es 
kamen teilweise diskriminierende Be-
wermngsverfahren zum Einsatz, welche 
mit ihrer Auswahl und Gewichmng von 
Beurteilungskriterien den Gesundheits-
bemfen nicht gerecht werden. Es gab Be-
wermngsfehler wegen unvollständiger 
Berücksichtigung der speziellen Anfor-
demngen, Beanspmchungen und Belas-
tungen in diesen Bemfen. Zudem wur-
den in den letzten Jahren neue Lohnun-
gerechtigkeiten geschaffen: 
• Die Ergebnisse von Arbeitsplatzbewer-
tungen wurden durch politische Ent-
scheide zu Ungunsten von typischen 
Frauenbemfen korrigiert (Minusklassen-
Entscheide). 
• Bei der Überfühmng in neue Lohnsys-
teme (Franken-Überfühmng) wurden die 
Aufholbewegungen in Richmng angemes-
sener Löhne unzumutbar verzögert. 
• Für Frauenbemfe wurden ausschliess-
lich finanziell motivierte «Anlaufsmfen» 
unterhalb der Mindestlöhne der jeweili-
gen Funktion verordnet. 

Traurige Bilanz der letzten Jahre: Statt 
Lehngerechtigkeit zu schaffen, provo-
zierten Lohnrevisionen (neue) Lehnkla-
gen. 

Erfolge machen Mut 

Dass sich der Einsatz der Beschäftigten 
fiir Lohngerechtigkeit lehnt, zeigt das 
Beispiel des Kantens Zürich. Dank der 
Mobilisiemng des Gesundheitspersonais 
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Der Arbeitskampf des Gesundheitspersonals 

und aufgmnd einer vom vped massgeb-
lich finanzierten Lehnklage muss der 
Kanton über 240 Millionen Franken 
Lohnnachzahlungen leisten. Für zukünf-
tige Verbessemngen werden zusätzliche 
70 Millionen fällig. Diese Zahlen ver-
deutlichen das Ausmass der bisherigen 
Lohndiskriminiemngen. Auch in andem 
Kantonen führten Lohnklagen und ge-
werkschaftlicher Dmck zu substanziel-
len Verbessemngen. Kürzlich erfolgte Ur-
teile des Bundesgerichts, die einerseits 
den Ermessensspielraum der Arbeitge-
ber erweitem und andererseits den Ar-
beitsmarkt auf Kosten der Lehngerech-
tigkeit berücksichtigen wollen, machen 
aber deutlich, dass Gleichstellung in ers-
ter Linie mit gewerkschaftlichem Dmck 
erkämpft werden muss und nicht an die 
Gerichte delegiert werden kann. 

setzten Verbessemngen. Ausmhen auf 
Teilerfolgen liegt aber in doppelter Hin-
sicht nicht drin: Einerseits sind noch vie-
le Fordemngen nicht oder nicht voll-
ständig erfüllt. Andererseits muss das Er-
reichte unabhängig von der jeweiligen 
Konjunkmrlage gesichert werden. Fami-
lienergänzende Betreuungsangebete bei-
spielsweise dürfen nicht befristete An-
reizprogramme in Zeiten des Personal-
notstands sein. Und Lehnerhöhungen 
dürfen nicht bei der nächsten Entspan-
nung auf dem Arbeitsmarkt wieder weg-
gekippt werden. 

Urs Wüthrich-Pelloli ist vpod-Zentralsekretär für 
den Cesundheitsbereich, Kantonalpräsident des 
Cewerkschaftsbundes Baselland und Präsident 
derSP-Fraktlon im Kantonsparlament Baselland. 

Eigene Interessen vertreten - im 
Interesse von Betreuungsqualität 
und Versorgungssicherheit 

Dank der Erfahmngen aus den Streik-
und Protestaktionen der letzten Jahre 
treten die Frauen aus dem Gesundheits-
bereich immer selbstbewusster auf und 
setzen sich selbstverständlicher für ihre 
Rechte und Fordemngen ein. Einschüch-
temngsversuche durch Arbeitgeber und 
das Spiel mit dem schlechten Gewissen 
«streiken ist unanständig und schadet 
den Patientinnen und Patienten» werden 
seltener. In der Öffentlichkeit nimmt die 
Zustimmung und das Verständnis für die 
Fordemngen des Gesundheitspersonals 
zu. Langsam setzt sich die Einsicht durch, 
dass Betteuungsqualität und Versorgungs-
sicherheit längerfristig nur mit fortschritt-
lichen Anstellungsbedingungen zu ge-
währleisten sind. 

Hohe Mitwirkungsstandards sichern 

Abschluss von Gesamtarbeitsverträgen, 
Anerkennung der Gewerkschaft als Ver-
handlungspartnerin dank Mobilisiemngs-
erfolgen - in Sachen Mitwrirkung konn-
ten in den letzten Jahren deutliche Fort-
schritte erzielt werden. Trotzdem sind 
die friihzeitige und umfassende Informa-
tion und der Einbezug des Personals in 
EntScheidungsprozesse in vielen Institu-
tionen noch nicht Tatsache. Wenn der 
Anspmch emst gemeint ist, dass' mit-
denkende und mitgestaltende Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gefragt 
sind, muss sich dieser Anspmch auch auf 
die Ausgestalmng der Anstellungsbedin-
gungen erstrecken. 

Es braucht weitere Anläufe 

Gesundheitspersonal und Gewerkschaft 
freuen sich zu Recht über die durchge-
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Thème principal: Les professions de la santé et du social et la nouvelle loi fédérale sur la formation professionnelle  

Des améliorations durables au lieu d'une 
politique de rafistolage 
La lutte du personnel de la santé 

par URS WÜTHRICH-PELLOLI 

Le 14 novembre 2001. au nom de «Salaire 
et qualité - plus pour tous», le personnel soi-
gnant a fini par laisser édatei sa longue fius-
tration. Plus de 20 000 peisonnes occupées 
dans le sedeur de la santé ont pris part à la 
joumée nationale d'action et de giève pour 
protester contre la situation précaire qui 
légne dans les hôpitaux et les soins extia-
hospitalieis. dans les homes et les cliniques 
psychiatriques, et poui exigei des améliora-
tions durables de leurs conditions de travail 
et d'engagement qui auraient dues être ap-
portées de longue date. 

La situation critique du personnel dans 
le domaine de la santé n'est pas un phé-
nomène soudain et ponctuel et n'est pas 
non plus une expérience nouvelle peur le 
SSP/VPOD (syndicat suisse des services 
publics). L'antagonisme entre exigences 
et charges sur le lieu de travail, d'une 
part, et les conditions de travail et d'em-
bauché, d'autre part, est manifestement 
tel qu'il n'est possible de recmter un per-
sonnel suffisant pratiquement qu'en 
temps de crise de l'emploi et de fort chô-
mage. Mais cela signifie aussi que les gou-
lets d'étranglement existant au niveau 
du personnel ent des causes intemes et 
ne tombent pas du ciel. Les mesures 
d'économie et de suppression d'emplois 
de ces dernières années ont grandement 
contribué à aggraver la simation acmelle. 
Et aujourd'hui, nous sommes confrontés 
à leurs conséquences, à savoir une baisse 
des salaires réels, une perte du pouvoir 
d'achat, des salaires discriminatoires et 
des charges de travail insupportables. 

On attache en outre trop peu d'impor-
tance au fait que les professions de la santé 
sent toujours encore essentiellement des 
professions féminines. Or, les femmes 
veulent ou doivent pouvoir concilier le 
travail professionnel et les tâches fami-
liales. Cela exige une planification fiable 
et à long terme du système compliqué de 
relève des équipes dans le domaine de la 
santé. Des stmcmres d'accueil pour en-
fants en dehors de la famille sont par 
ailleurs indispensables. Et les femmes 
sont aujourd'hui de moins en moins en-
clines à s'accommoder d'un salaire -
conforme à leurs prestations qualifiées -
qui ne réponde pas à l'exigence posée par 
l'article constitutionnel d'un «salaire égal 
peur un travail de valeur égale». 

Le mouvement de revendication du 
personnel soignant est un mouvement 
de longue haleine et demande de la 
persévérance 

Des mouvements de revendication du 
personnel de la santé ont émergé dans de 
nombreux cantons vers le milieu des an-
nées 80. Les syndicats parvinrent alors à 
mobiliser le personnel de ce secteur peur 
des intermptions de travail protesta-
taires, des pétitions, des manifestations, 
etc, notamment pour la revendication 
d'une bonification de roulement (primes 
pour le travail de nuit et par équipes). Em-
ployeurs et politiciens ent réagi avec 
étonnement et effi-oi à ces actions d'une 
violence inhabimelle de la part de 
femmes exerçant des «professions d'aide 
et d'assistance». La bonification de roule-
ment a par la suite été introduite dans de 
nombreux cantons. 

En raison des fermemres d'hôpitaux et 
de la simation totalement nouvelle sur le 
marché du travail - mais aussi des coupes 
sombres opérées dans la plupart des bud-
gets cantonaux -, le mouvement de re-
vendication s'émeussa quelque peu au 
début des années nonante, en dépit du 
fait que rien n'avait changé, notamment 
en matière d'égalité, et qu'il existait tou-
jours une nécessité d'agir 

La simation du personnel dans les hô-
pitaux, homes, soins extra-hospitaliers et 
cliniques psychiatriques s'est par la suite 
dramatiquement dégradée. Malgré l'amé-
lioration des finances publiques, la dérégle-
mentation des systèmes salariaux s'est 
poursuivie et les énormes discrimina-
tions n'ont pas été supprimées. Depuis 
quelques années, le personnel soignant 
s'est par conséquent à nouveau mobilisé 
pour réclamer avec de plus en plus de vé-
hémence des améhorations urgentes et 
exigibles depuis longtemps. Et bien que 
les mouvements dans les différents can-
tons se soient développés indépendam-
ment les uns des autres, il existe aujour-
d'hui une large unanimité sur les reven-
dications essentielles. Employeurs et au-
torités sont mis en demeure de prendre 
des «mesures immédiates avec effets à 
long terme»; 
• Réévaluation des salaires de tous les 
employé(e)s du secteur de la santé en 

fonction du principe d'un «salaire égal 
peur un travail de valeur égale» et nen 
pas de pressions d'ordre économique ou 
d'attimdes discriminatoires à l'égard de 
professions dites féminines. 
• Accroissement des effectifs fondé sur 
les besoins réels des patients et nen pas 
sur des contraintes de budgets globaux. 
• Meilleures conditions de travail afin 
que le travail dans le domaine de la san-
té ne rende pas malade. II s'agit en parti-
culier de réfermer le système d'indemni-
sation du travail de nuit et par équipes et 
de prévoir des primes peur le travail de 
nuit sur l'ensemble du tenitoire. 

La discrimination salariale a de 
nombreux visages 

En de nombreux endroits, les profes-
sions de la santé ont fait l'objet de rééva-
luations et de nouvelles classifications 
dans le cadre de révisions générales des 
salaires et traitements, ce qui le plus sou-
vent n'a hélas pas apporté les améliora-
tiens attendues. Les procédures d'évalua-
tion mises en œuvre étaient en partie dis-
criminatoires par le choix et la pondéra-
tion des critères appliqués aux profes-
sions de la santé. Les exigences, les 
charges et les efforts inhérents à ces pro-
fessions n'ont pas suffisamment été pris 
en compte, d'où des erteurs d'évaluation. 
De nouvelles iniquités en matière de sa-
laire ent en outre été créées au cours des 
dernières années: 
• Certains résultats d'évaluation des 
pestes de travail ont été corrigés par dé-
cision politique au préjudice de profes-
sions typiquement féminines (classes de 
traitement inférieures à la norme). 
• Lors du passage à de nouveaux sys-
tèmes de rémunération (transfert en 
francs), les mouvements de redressement 
salarial ont été retardés de façon éhontée. 
• Des «échelons de départ» inférieurs au 
salaire minimum de la fonction en qiie;;-
tien ent été ordonnés pour les proies-
siens féminines pour des raisons exclusi-
vement financières. 

Un triste bilan pour ces dernières an-
nées: au lieu de tendre vers une égalité 
des salaires, les révisions des barèmes de 
traitement ont engendré de (nouvelles) 
plaintes salariales. 
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I La lutte du personnel de la santé 

Des succès qui encouragent 

Le cas du canton de Zurich montre que 
la lutte pour une plus grande justice en 
matière de salaires n'est pas vaine. Grâce 
à la mobilisation du personnel soignant 
et après une action en justice largement 
financée par le SSP/VPÖD, le canton doit 
payer des arriérés de salaires pour plus de 
240 millions de francs. 70 millions sup-
plémentaires seront à consacrer à de fii-
tures améliorations. Ces chiffres démon-
trent l'étendue des discriminations sala-
riales qui ont prévalu jusqu'ici. Dans 
d'autres cantons également, des plaintes 
déposées et la pression syndicale ont per-
mis d'obtenir des améliorations substan-
tielles. Des jugements rendus récem-
ment par le Tribunal fédéral, qui tendent 
d'une part à accroîtte la liberté d'appré-
ciation des employeurs et d'autre part à 
prendre en considération les lois du mar-
ché aux dépens de l'égalité des salaires, 
mettent toutefois clairement en évidence 
que le combat peur l'égalité est plus ef-
ficace en recourant à des moyens de pres-
sion syndicaux qu'en le confiant à des tri-
bunaux. 

Défendre ses propres intérêts - dans 
l'intérêt de ia qualité des soins et de ia 
sécurité des prestations 

Grâce aux expériences faites au cours 
des actions de grève et de protestation de 
ces dernières années, les femmes du sec-
teur de la santé gagnent progressivement 
en assurance et font valoir leurs droits et 
leurs revendications avec davantage de 
conviction. Les tentatives d'intimidation 
de la part des employeurs et le jeu de la 
culpabilisation sur le mode «faire la grève 
est inconvenant et nuit aux patients» se 
font plus rares. Dans l'opinion publique, 
les exigences du personnel de la santé 
sont de mieux en mieux comprises et 
rencontrent un écho plutôt favorable. On 
admet petit à petit que la qualité des 
soins et la sécurité des prestations ne 
peuvent être assurées à terme que par 
une amélioration des conditions d'enga-
gement. 

Assurer une forte participation 

Conclusion des conventions collectives 
de travail, reconnaissance du syndicat 
comme partenaire de négociation grâce 
aux succès des mobilisations - en matière 
de participation, les progrès obtenus ces 
dernières années sont assez réjouissants. 
Pourtant, dans de nombreuses instim-
tions, l'information exhaustive et en 
temps utile ainsi que l'association du per-
sonnel aux processus de décision ne sont 
pas encore bien établies. Si l'on prend au 
sérieux l'exigence que les employées et 

employés aient voix au chapitre, alors 
cette exigence doit aussi s'étendre à 
l'aménagement des conditions d'engage-
ment. 

D'autres offensives sont nécessaires 

Le personnel soignant et le syndicat 
ent de quei se réjouir des améliorations 
obtenues. Mais il n'est pas question pour 
autant de se repeser sur ses lauriers, et 
cela d'un double point de vue: d'une part, 
de nombreuses revendications ne sont 
pas encore satisfaites eu pas complète-
ment et, d'autre part, l'acquis doit être 
maintenu indépendamment de la sima-
tion conjencmrelle. Les stmcmres d'ac-
cueil pour enfants en dehors du cadre fa-
milial, par exemple, ne doivent pas uni-
quement êtte des programmes d'encou-
ragement limités dans le temps et en pé-
riode de crise du personnel. Et les aug-
mentations de salaires ne doivent pas 
passer à nouveau à la trappe dès la pro-
chaine détente sur le marché du travail. 

Traduction; Marie-Qaude Brulhardt 

Urs Wüthrich-Pelloli est secrétaire central du 
SSP/VPOD responsable du domaine de la santé, 
président cantonal de l'union syndicale de Bâle-
Campagne et président du groupe socialiste au 
parlement cantonal de Bâie-Campagne. 
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Schwerpunkt: Die Gesundheits- und Sozialberufe und das neue Berufsblldungsgesetz 

Literatur zum Schwerpunktthema 
Documentation sur le thème principal 
Die Gesundheits- und Soziaiberufe und das neue Berufsblldungsgesetz 

Les professions de la santé et du social et la nouvelle loi fédérale sur la formation professionnelle 

Die meisten der unten genannten Publika-
tionen können in der Dokumentationsstelle jiir 
frauenjragen ausgeliehen werden. Auskunjt: Do-
kumentationsstelle jiir Frauenfragen, Schwarz-
torstrasse 51, 3003 Bern. Tel. 031 322 92 79. 
Öfßungszeiten: Mo, Mi, Do 9-12 oder nach 
Vereinbarung. 

Mit N bezeichnete Literatur ist in der Doku-
mentationsstelle nicht vorhanden und muss 
über andere Bibliotheken beschafft werden. 

La plupart des publications mentionnées ci-
dessous peuvent être empruntées au Centre de 
documentation pour les questions féminines. 
S'adresser à: Centre de documentation pour 
les questions/e'minines, Schworztorstrasse 51, 
3003 Berne. Tel 031 322 92 79. Heures d'ou-
verture: lundi, mercredi, jeudi de 9 h. à 12 h. 
ou sur rendez-vous. 

Les références marquées N ne sont pas dis-
ponibles au Centre de documentation et doi-
vent être demandées dans d'autres biblio-
thèques. 

Bernhart, Christian: Von der Kranken-
schwester zur Gesundheitsexpertin. In: 
Krankenpflege SBK, Bem; 1999, Jg. 92, 
H.IO. S. 8-11, Oktober. 

N 

Bischoff, Claudia: Frauen in der Kran-
kenpflege : zur Entwicklung von Frauen-
rolle und Frauenbemfstätigkeit im 19. 
und 20. Jahrhundert. - Frankfurt: Cam-
pus, 1994. - 245 S. - Überarbeitete und er-
weiterte Neuausgabe (Erstausgabe 1992). 

Deskriptoren: Frauenbemfe; Bemfs-
bilder 

Ti 046 

Bundesamt für Statistik (Hrsg.); Office 
fédéral de la statistique (éd.): Beschäftig-
te im Gesundheitswesen : Ergebnisse der 
Betriebszählung 1995 = Emplois dans le 
domaine de la santé : Résultats du recen-
sement des entreprises de 1995. - Bem: 
Bundesamt für Statistik, 1997. - 71 S.: III. -
(Statistik der Schweiz: 14 Gesundheit) 

Deskriptoren: Gesundheit; Arbeits-
markt; Frauenbemfe 

Nicht ausleihbar 

Bundesamt für Statistik (Hrsg.); Office 
fédéral de la statistique (éd.): Gesund-
heitsberufe in der Schweiz : Entwicklung 
von 1970 bis 1990 : Eidgenössische Volks-

zählung 1990 = Professions de la santé en 
Suisse : évolution de 1970 à 1990 : Re-
censement fédéral de la population 1990. -
Bern: Bundesamt für Statistik, 1995. -
71 S. : m. - (Statistik der Schweiz : 14 Ge-
sundheit) 

Deskriptoren: Gesundheit; Arbeits-
markt; Frauenbemfe 

Nicht ausleihbar 

Commission européenne (éd.): Genre, 
pouvoir et changements dans le secteur 
de la santé dans l'Union européenne. -
Luxembourg: Office des publications offi-
cielles des Communautés européennes, 
1997. - 53 S. - (Emploi & affaires sociales) 

Deutsche Ausg. siehe Signamr Tp 017 / 
Qb 

Deskriptoren: bemfliche Gleichstel-
lung/Karriere; Personalbeurteilung; Frau-
en in Kaderpositienen; Sozialpolitik; Eu-
ropa 

TpOlSiQb 

Europäische Kommission (Hrsg.): Ge-
schlecht, Macht und Verändemng in In-
stimtionen des Gesundheitswesens der 
Europäischen Union. - Luxembourg: Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, 1997. - 65 S. -
(Beschäftigung & soziale Angelegenhei-
ten) 

Franz. Ausg. siehe Signamr Tp 018 / Qb 
Deskriptoren: bemfliche Gleichstel-

lung / Karriere; Personalbeurteilung; Frau-
en in Kaderpositionen; Sozialpolitik; Eu-
ropa 
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Franciilon, Denise: La femme dans la 
profession d'infirmière : une position fra-
gile? In: NOVA, Luzem; 1999, Jg.30, H. 4, 
S.18-21, April. 

N 

Fritschi, Alfred: Schwestemmm : zur 
Sezialgeschichte der weiblichen Bemfs-
krankenpflege in der Schweiz 1850-
1930. - Zürich: Chronos, 1990. - 232 S. 
Abb. - Dissertation Universität Zürich 
1989. 

Deskriptoren: Frauenbemfe; Gesund-« 
heit und Sozialwesen; Stellung der Frau 
in der Schweiz; Bemfsbilder; Neuzeit; 
Philosophie 

Ti041 

Conon. Philipp [et al.] (Hrsg.): Gender 
perspectives on vocational éducation : hi-
storical, culmral and policy aspects. -
Bem (etc.): Peter Lang, 2001. - 332 S. : III. 

Beschreibt die Situation in der Schweiz, 
Deutschland und Skandinavien. - Mit 
Beiträgen von Anna Borkowsky, Silvia 
Grossenbacher, Agnes V\feber, Philipp 
Gonon, Kathrin Spring and 16+, Kurt 
Haefeli, Claudia Crotti. Stichwert: Gesund-
heitsbemfe. 

Deskriptoren: bemfliche Aus- und Wei-
terbildung; Bildung; wissenschaftliche 
Ausbildung; Bemfswahl 

To 043 

Hafner, Katrin: Krankenschwester «der 
weiblichste aller Frauenbemfe» : eine Un-
tersuchung über den Bemf der Kranken-
schwester und die Rolle der Frau in den 
1950er-Jahren in der Schweiz. - Wabem: 
Schweizerisches Rotes Kreuz, 1998.-44 S. 
(Script ; 21) 

N 

Heintz, Bettina; Nadai, Eva; Fischer, Re-
gula; Ummel. Hannes: Ungleich unter 
Gleichen : Studien zur geschlechtsspezi-
fischen Ségrégation des Arbeitsmarktes. -
Frankfürt ; New York: Campus, 1997. -
272 S. 

Stichworte: Krankenpflege, Informa-
tik, Sachbearbeimng. 

Deskriptoren: Arbeitsmarkt; Frauen in 
Männerbemfen; Bemfsbilder 

Ta 075 

Integration CSK-Berufe: Liste der Gmnd-
lagendekumente (Gesetze, Verordnungen, 
Réglemente etc.) mit BestellmögUchkeit. 

Verßgbar unter: http://www.bbt.admin.ch/ 
dossiers/gsk/d/main.htm#In/o 

Kocher, Ceriiard; Oggier, Willy (Hrsg.): 

Gesundheitswesen Schweiz 2001/2002 : 
einakmeller Überblick. - Solothum: Kon-
kordat der Schweizerischen Kranken ver-
sicherer. 2001. - 250 S. : III. 

Enthält u.a.: Johannes Flury: Bemfe im 
Gesundheitswesen, S. 34-38. 

Deskriptoren: Gesundheit; Sozialpoli-
tik; Sozialversichemng; Schweiz 

0 015 

Frauenfragen 1.2002 
Questions au féminin 
Questioni femminili I 54 



Uteraturzum Schwerpunktthema 

Kübler, Christine (in Zusammenarbeit 
mit Madeleine Zulauf und Willy Nab-
holz): Die Sekundarstufe II in der 
Schweiz : Realitäten und Zukunftsmusik 
= Le degré secondaire II en Suisse : réa-
lités et musiques d'avenir. - Sondernum-
mer der Zeitschrift «Panorama», Anhang 
EU Nr. 6/98, 51 S. (deutscher Text: S. 3-27, 
französischer Text: S. 29-51) 

N 

Küpper, Gunhild: Weibliche Berufskar-
rieren in der stationären Krankenpflege : 
Pflegedienstleiterinnen als Führungs-
kräfte zwischen Tradition und institutio-
neller Modernisierung. - Bielefeld: Kleine 
Verlag. 1996. - 242 S. - (Wissenschaftliche 
Reihe; 81) 

Deskriptoren: Frauen in Kaderpositio-
nen; berufliche Gleichstellung / Karriere; 
Frauenberufe 

Tpj 004 

Marty, Res; Perrinjaquet, Isabelle; Hödel, 
Hans: Berufsbildung im Gesundheitswe-
sen : Bericht der Task Force zu Händen 
der Schweizerischen Konferenz der kan-
tonalen Sanitätsdirektoren (SDK). - s.l.: 
s.n., November 1998. - 32 S. 

Deskriptoren; berufliche Aus- und Wei-
terbildung; Sozialpolitik; Scltweiz 

To 011 iQb 

Meyer, Kurt; Hödel, Hans; Ludi, Nikiaus: 
Sozialausbildungen auf der Sekundarstu-
fe II und im tertiären Nichthochschulbe-
reich : Bericht zu Händen der Schweize-
rischen Konferenz der kantonalen Fürsor-
gedirektoren. - s.l.: s.n., 1997. - 129,VIII S. 

Deskriptoren: berufliche Aus- und Wei-
terbildung; Sozialpolitik; Schweiz 

To 045 

Moren, Anne-Monique: Les implica-
tions d'une réforme dans la formation 
des infirmières. - Beme: Domaine de la 
formation professionnelle GRS, 1997. -
116 p. (Cahiers ; 1) 

N 

Proposte di riforma : nuovo diploma e 
nuova. formazione professionale. In: 
Krankenpflege SBK, Bern; 2001, Jg. 94, 
H. 10, S. 90-93, Oktober. 

N 

Renold, Ursula: «Wo das Männliche an-
fangt, da hört das Weibliche auf!» : Frauen-
berufsbildungsdiskussionen im Spiegel 
der sozioökonomischen Entwicklung 
(1860-1930). - Brugg : Selbstverlag Re-
nold, cop. 1998. - 810 S.: III., Portr.. Tab. -
Dissertation Universität Bem 1998. 

Deskriptoren: Bildung; berufliche Aus-
und Weiterbildung; Neuzeit; Biographien; 
Schweiz 

N65 

Transition : Informationen des Bundes-
amtes für Berufsbildung und Technolo-
gie zum Übergang der Berufsbildung der 
Bereiche Gesundheit, Soziales, Kunst in 
Bundeskompetenz / herausgegeben in 
Zusammenarbeit mit den interkantona-
len Konferenzen EDK und SDK. 

Infobulletin. Bisher sind drei Num-
mem mit je 4 Seiten erschienen. Letzte 
Nummer: Mai 2001. 

Bestellungen: BBT, Leistungsbereich Ausbil-
dungsordnungen, EJJingerstrasse 27, 3003 
Bem, Fax 031 323 75 74, 

petra.wittwer-bemhard@bbt.admm.ch 
Online-Ausgabe: http;//www.bbt.admin.ch/ 

dossiers/gsk/d/main.htm#In/o 

Transition : Informations de l'Office 
fédéral de la fonnation professionnelle et 
de la technologie diffusées en collabora-
tion avec la CDIP et la GDS sur l'intégra-
tion de la formation professionnelle pour 
les métiers de la santé, du social et des 
arts dans la sphère d'attribution de la 
Confédération. 

Bulletin d'information. Sont pams trois 
numéros. Demier numéro: mai 2001. 

Commandes: OFFT, Domaine de prestations 
«Prescriptions de formation», Effingerstrasse 
27, 3003 Berne, Fax 031 323 75 74, 

petra. wittwer-bemhard@bbt. admin.ch 
Edition en ligne; http;//www.bbt.admin.ch/ 

dossters/gsk///main. h tm #fn/o 

Weisser, Philip: Formazione al livello 
secondario 2 : dall'assistente di cura all'o-
peratore socio-sanitario. In: Krankenpfle-
ge SBK, Bem; 2001, Jg. 94, H. 8, S. 90-93. 
August. 

N 

Weitere internetadressen / Autres sites 
internet 

http://www.bildung-gesundheit.ch/pages/ 
index.html 

Gemeinsame Seite der Schweizerischen 
Sanitätsdirektorenkonferenz SDK und 
des Schweizerischen Roten Kreuzes SRK 
zum Thema der Integration der Gesund-
heitsberufe, Plattform für den Informa-
tions- und Meinungsaustausch. 

http://www./onnation-sante.ch/test/pages/ 
index.html 

Site commun de la Conférence des di-
recteurs cantonaux des affaires sanitaires 
CDS et de la Croix-rouge Suisse GRS sur 
rintégration des professions de la santé, 
plate-forme d'informations et d'échanges. 

http.7/www.sd)(-cds.ch/de/berû bikJung-d.html 
Sehr informative Seite der SDK zu ak-

tuellen Entwicklungen bei den Ausbil-
dungen auf der Sekundarstufe II und Ter-
tiärstufe. 

http;//www. sdk-cds. ch Ifrftxrußbüdung-f. html 
Site de la Conférence des directeurs 

cantonaux des affaires sanitaires avec de 
nombreuses informations sur l'évolution 
des formations professionnelles des de-
grés secondaire II et tertiaire. 

http;//www.sodk-cdcis<dos.ch/bildungspoIitik/ 
framesetjeitgedanken. h tml 

Seite der Sozialdirektorinnenkonferenz 
mit Beiträgen zur Ausbildung im Sozial-
bereich. 

http://www.sodk-cdas-cdos;ch//rancais/ 
art)ei£sschwerpunkte/biTdungspolitik/de/ault. html 

Site de la Conférence des directrices et 
directeurs cantonaux des affaires sociales 
CDAS sur l'évolution des formations so-
ciales. 
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Bran! 

Le scarpe rotte 
Tratte dalla raccolta di saggi «Le piccole virtù» da Natalia Cinzburg 

Nella mbrica «Brani» potete trovare 
estratti di romanzi, racconti o raccolte 
di liriche che vi suggeriamo di leggere. 
Questi saggi letterari fanno da contrap-
puiito ai testi specialistid, la cui difïusio-
ne costituisce la ragione d'essere della 
nostra rivista «Questioni femminili». Essi 
vl vogliono ricordare che, oltre alla scien-
za e alla politica, anché la letteratura 
âpre una grande finestra sulle realtà 
délia vita delle donne. 

Lo redazime 

lo ho le scarpe rotte e l'arnica con la 
quale vivo in questo momento ha le scarpe 
rotte anche lei. Stande insieme parliamo 
spesso di scarpe. Se le parlo del tempo in 
cui sarà una vecchia scrittrice famosa, lei 
subito mi chiede: «Ghe scarpe avrai?» Al-
lora le dico che avrô delle scarpe di ca-
moscio verde, con une gran fîbbia d'oro 
da un lato. 

lo appartengo a une famiglia dove tutti 
hanno scarpe solide e sane. Mia madré 
anzi ha dovuto far fare un armadietto ap-
posta per tenerci le scarpe, tante paia ne 
aveva. Quando tomo fra loro, levano alte 
grida di sdegno e di dolore alla vista delle 
mie scarpe. Ma io so che anche con le 
scarpe rotte si puô vivere. Nel periodo 
tedesco ero sola qui a Roma, e non avevo 
che un solo paio di scarpe: Se le avessi 
date al calzolaio avrei dovuto stare due o 
tre giomi a letto, e questo non mi era pos-
sibile. Gosi continuai a portarle, e per 
giunta pioveva, le sentivo sfasciarsi len-
tamente, farsi molli ed informi, e sentivo 
il freddo del selciato sotto le plante dei 
piedi. È per questo che anche ora ho sem-
pre le scarpe rotte, perché mi ricordo di 
quelle e non mi sembrano poi tanto rotte 
al confronte, e se ho del denaro preferi-
sco spenderlo altrimenti, perché le scarpe 
non mi appaiono più come qualcosa di 
molto essenziale. Ero stata viziata dalla 
vita prima, sempre circondata da un af-
fetto tenero e vigile, ma quell'anno qui a 
Roma fui sola per la prima volta, e per 
questo Roma mi è cara, sebbene carica di 
storia per me, carica di ricordi angosciosi, 
poche ore dolci. Anche la mia arnica ha le 
scarpe rotte, e per questo stiamo bene in-
sieme. La mia amica non ha nessuno che 
la rimproveri per le scarpe che porta, ha 
soltanto un fratello che vive in campagna 
e gira con degli stivali da cacciatore. Lei e 
io sappiamo quello che succède quando 

piove, e le gambe sono nude e bagnate e 
nelle scarpe entra l'acqua, e allora c'è 
quel piccolo rumore a ogni passo, quella 
specie di sciacquettio. 

La mia amica ha un viso pallido e ma-
schio, e fuma in un bocchino nero. Quan-
do la vidi per la prima volta, seduta a un 
tavolo, con gli occhiali cerchiati di tarta-
mga e il suo viso misterioso e sdegnoso, 
col bocchino nero fra i denti, pensai che 
pareva un generale cinese. Allora non lo 
sapevo che aveva le scarpe rotte. Lo seppi 
più tardi. 

Noi ci conosciamo soltanto da pochi 
mesi, ma ü come se fossero tanti anni. La 
mia amica non ha figli, io invece ho dei 
figh e per lei questo ü strano. Non li ha 
mai veduti se non in fotografia, perché 
stanno in provincia con mia madré, e an-
che questo fra noi à stranissimo, che lei 
non abbia mai veduto i miei fîgli. In un 
certo senso lei non ha problemi, puô ce-
dere alla tentazione di buttar la vita ai ca-
ni, io invece non posso. I miei figli dun-
que vivono con mia madré, e non hanno 
le scarpe rotte finora. Ma come saranno 
da uomini? Voglio dire: che scarpe avran-
no da uomini? Quale via sceglieranno per 
i loro passi? Decideranno di escludere dai 
loro desideri tutto quel che è piacevole 
ma non necessario, o affermeranno che 
ogni cosa è necessaria e che l'uomo ha il 
diritto di avère ai piedi delle scarpe soli-
de e sane? 

Con la mia amica discorriamo a lungo 
di questo, e di come sarà il mondo allora, 
quando io sarô una veccia scrittrice fa-
mosa, e lei girerà per il mondo con uno 
zaino in spalla, come un vecchio genera-
le cinese, e i miei fîgli andranno per la 
loro strada, con le scarpe sane e solide ai 
piedi e il passo ferme di chi non rinunzia, 
o con le scarpe rotte e il passo largo e in-
dolente di chi sa quello che non è neces-
sario. 

Qualche volta noi combiniamo dei ma-
trimoni fra i miei figli e i figli di suo fra-
tello, quello che gira per la campagna con 
gli stivali da cacciatore. Discorriamo cosi 
fino a notte alta, e beviamo del tè nero e 
amaro. Abbiamo un materasso e un letto, 
e ogni sera facciamo a pari e dispari chi 
di noi due deve dormire nel letto. Al mat-
tino quando ci alziamo, le nostre scarpe 
rotte ci aspettano sui tappeto. 

La mia amica qualche volta dice che è 
stufa di lavorare, e vorrebbe buttar la vita 
ai cani. Vorrebbe chiudersi in una betto-
la a bere tutti i suoi risparmi, oppure met-
tersi a letto e non pensare più a niente, e 

lasciare che vengano a levarle il gas e la 
luce, lasciare che tutto vada alla dériva 
pian piano. Dice che lo farà quando io 
sarô partita. Perché la nostra vita comu-
ne durerà poco, presto io partirô e tor-
nerô da mia madré e dai miei figli in una 
casa dove non mi sarà permesso di por-
tare le scarpe rotte. Mia madré si prenderà 
cura di me, m'impedirà di usare degli 
spilli invece che dei bottoni, e di scrivere 
fino a notte alta. E io a mia volta mi pren-
derô cura dei miei figli, vincendo la ten-
tazione di buttar la vita ai cani. Tomerô 
ad essere grave e materna, come sempre 
mi awiene quando sono con loro, una 
persona diversa da ora, una persona che 
la mia amica non conosce affatto. 

Guarderô l'orologio e terrô conto del 
tempo, vigile ed attenta ad ogni cosa, e 
baderô che i miei figli abbiano i piedi 
sempre asciutti e caldi, perché so che cosi 
dev'essere se appena è possibile, almeno 
nell'infanzia. Forse anzi per imparare poi 
a camminare con le scarpe rotte, è bene 
avère i piedi asciutti e caldi quando si è 
bambini. 

Estratto dl: Natalia Cinzburg, Le piccole vIrtù. 

© 1962 e 1998 Giulio EInaudi editore s. p. a., Torino. 

ISBN 88-06-15040-5. pp. 13-16. 
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Passagen 

Die kaputten Schuhe 
Aus der Textsammlung «Die kleinen Tugenden» von Natalia Cinzburg 

In-der Rubrik «Passagen» finden Sie 
Leseproben'äus literarischen Texten, die. 
wir empfehlen. Wir setzen damit bê  
wusst.einen Kontrapiinkt zu den Fach-
texten, die den Schwérpunkt unserer 
Zeitschrift bilden. Viel Vergnügen bei 
der Lektüre! 

Die Redaktion 

Meine Schuhe sind kaputt und die 
Schuhe der Freundin, mit der ich in die-
sem Augenblick lebe, sind ebenfalls ka-
putt. Wenn v̂ ar zusammen sind, spre-
chen wir oft über Schuhe. Wenn ich mit 
ihr über die Zeit spreche, in der ich eine 
berühmte alte Schriftstellerin sein wer-
de, fragt sie mich sofort: «Was für Schu-
he wirst du haben?» Dann sage ich zu ihr, 
dass ich Schuhe aus grünem Wildleder 
haben werde, mit einer grossen Gold-
schnalle an der Seite. 

Ich gehöre zu einer Familie, in der alle 
solide und heile Schuhe haben. Meine 
Mutter hat sich sogar extra ein Schränk-
chen anfertigen lassen müssen, um die 
Schuhe darin aufzubewahren, so viele 
Paare hatte sie. Wenn ich zu ihnen zu-
rückkehre, erheben sie beim Anblick 
meiner Schuhe vor Empörung und 
Schmerz ein grosses Geschrei. Ich aber 
weiss, dass man auch mit kaputten Schu-
hen leben kann. Zur Zeit der Deutschen 
war ich allein hier in Rom, und ich besass 
nur ein einziges Paar Schuhe. Wenn ich 
sie zum Schuster gebracht hätte, hätte 
ich zwei oder drei Tage im Bett bleiben 
müssen, und das war mir nicht möglich. 
So trug ich sie weiterhin, und obendrein 
regnete es, ich spürte, wie sie sich lang-
sam auflösten, weich und unförmig wur-
den, und ich spürte die Kälte des Pflasters 
unter den Fusssohlen. Darum sind meine 
Schuhe auch jetzt immer kaputt, weil ich 
mich an jene erinnere und sie mir im Ver-
gleich gar nicht so kaputt vorkommen, 
und wenn ich Geld habe, gebe ich es lie-
ber für etwas anderes aus, weil ich Schu-
he nicht mehr für etwas Wesentliches 
halte. Ich war durch das frühere Leben 
verwöhnt, stets von zärtlicher und acht-
samer Zuneigung umgeben gewesen, 
aber in jenem Jahr in Rom war ich zum 
ersten Mal allein, und dämm ist Rom mir 
teuer, wenn auch beladen mit Geschich-
te fiir mich, beladen mit angstvollen 
Erinnemngen, wenig süssen Stunden. 
Auch meine Freundin hat kaputte Schu-
he, und deshalb passen -wir gut zusam-

men. Meine Freundin hat niemanden, 
der ihr Vorwürfe macht wegen der Schu-
he, die sie trägt, sie hat nur einen Bmder, 
der auf dem Land lebt und mit Jäger-
stiefeln durch die Gegend läuft. Sie und 
ich wissen, was geschieht, wenn es reg-
net und die Beine nackt und nass sind 
und das Wasser in die Schuhe fliesst, es 
gibt dann bei jedem Schritt dieses kleine 
Geräusch, diese Art Schmatzen. 

Meine Freundin hat ein blasses, männ-
liches Gesicht und raucht mit einer 
schwarzen Zigarettenspitze. Als ich sie 
zum ersten Mal sah, an einem Tisch sit-
zend, mit Schildpattbrille und ihrem 
geheimnisvollen, hochmütigen Gesicht, 
die schwarze Zigarettenspitze zwischen 
den Zähnen, dachte ich, dass sie aussähe 
wie ein chinesischer General. Da wusste 
ich noch nicht, dass ihre Schuhe kaputt 
waren. Das erfuhr ich später. 

Wir kennen uns erst seit wenigen Mo-
naten, aber es ist, als wären es viele Jah-
re. Meine Freundin hat keine Kinder, ich 
dagegen habe Kinder, und fiir sie ist das 
seltsam. Sie hat sie nie gesehen, ausser 
auf dem Photo, weil sie bei meiner Mut-
ter in der Provinz sind, und auch das ist 
überaus seltsam zwischen uns, dass sie 
meine Kinder nie gesehen hat. In gewis-
sem Sinn hat sie keine Probleme, kann 
der Versuchung nachgeben, das Leben 
vor die Hunde gehen zu lassen, ich dage-
gen kann das nicht. Meine Kinder leben 
also bei meiner Mutter, und bis jetzt sind 
ihre Schuhe nicht kaputt. Aber wie wer-
den sie als Männer sein? Ich meine: Was 
für Schuhe werden sie als Männer ha-
ben? Welchen Weg werden sie wählen 
für ihre Schritte? Werden sie beschlies-
sen, aus ihren Wünschen all das zu ver-
bannen, was angenehm aber nicht not-, 
wendig ist, oder werden sie behaupten, 
dass alles notwendig ist und dass der 
Mensch das Recht hat, solide und heile 
Schuhe an den Füssen zu haben? 

Mit meiner Freundin unterhalten wir 
uns lange über diese Dinge, und darüber, 
wie die Welt dann sein wird, wenn ich ei-
ne berühmte alte Schriftstellerin bin und 
sie um die Welt reisen wird mit einem 
Rucksack auf dem Rücken, wie ein alter 
chinesischer General, und meine Söhne 
ihren eigenen Weg gehen werden, mit 
heilen, soliden Schuhen an den Füssen 
und dem festen Schritt dessen, der nicht 
verzichtet, oder mit kaputten Schuhen 
an den Füssen und dem festen Schritt 
dessen, der nicht verzichtet, oder mit ka-
putten Schuhen und dem breiten, lässi-

gen Schritt dessen, der das weiss, was 
nicht notwendig ist. 

Manchmal stiften wir Ehen zwischen 
meinen Kindem und den Kindem ihres 
Bmders, des Bmders, der mit Jägerstie-
feln auf dem Land durch die Gegend 
läuft. So unterhalten wir uns bis spät in 
die Nacht und trinken schwarzen, bitte-
ren Tee. Wir haben eine Matratze und ein 
Bett, und jeden Abend losen wir aus, wer 
von uns beiden im Bett schlafen soll. 
Morgens, wenn wir aufstehen, erwarten 
uns unsere kaputten Schuhe auf dem 
Teppich. 

Meine Freundin sagt zuweilen, sie ha-
be es satt zu arbeiten und würde ihr Le-
ben am liebsten vor die Hunde gehen las-
sen. Sie wfürde sich am liebsten in eine 
Kneipe einschleichen, um all ihre Er-
spamisse zu vertrinken, oder sich ins 
Bett legen und an nichts mehr denken 
und zulassen, dass sie kommen, um ihr 
das Gas und das Licht abzustellen, zulas-
sen dass alles ganz langsam verkommt. 
Sie sagt, dass sie es tun wird, wenn ich 
abgereist bin. Denn unser Zusammenle-
ben wild von kurzer Dauer sein, bald 
werde ich abreisen und zu meiner Mut-
ter und meinen Kindern zurückkehren, 
in ein Haus, wo es mir nicht erlaubt sein 
wicd, kaputte Schuhe zu tragen. Meine 
Mutter wird sich meiner annehmen, 
wird mich daran hindem, Sicherheitsna-
deln anstelle von Knöpfen zu verwenden 
und bis spät in die Nacht zu schreiben. 
Und ich meinerseits werde mich meiner 
Kinder annehmen, die Versuchung über-
windend, mein Leben vor die Hunde ge-
hen zu lassen. Ich werde wieder ernst 
und mütterlich werden, v^e es mir stets 
geschieht, wenn ich mit ihnen zusam-
men bin, eine andere Person als jetzt, eine 
Person, die meine Freundin überhaupt 
nicht kennt. 

Ich werde auf die Uhr schauen und die 
Zeit berücksichtigen, aufrnerksam auf 
alles achten und aufpassen, dass meine 
Kinder stets warme, trockene Füsse ha-
ben, weil ich weiss, dass es so sein muss, 
soweit es möglich ist, zumindest in der 
Kindheit. Vielleicht ist es, um später zu 
lernen, mit kaputten Schuhen hemmzu-
laufen, sogar gut, als Kind trockene, war-
me Füsse zu haben. 

Aus: Natalia Cinzburg, Die kleinen Tugenden. 

Aus dem Italienischen von IVlaja Pflug und Alice 

Vollen weider. © 1989. 1996. 2001 Verlag Klaus 

Wagenbach. Beriin. ISBN 3-8031-3160-X. S. 17-20. 
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Kurz notiert / Brèves / In brève 

Fairplay-at-home Fairplay-at-home Fairplay-at-home 

Kampagne des Eidgenössischen Büros 
für die Gleichstellung von Frau und Mann 

Campagne du Bureau fédéral de régalité 
entre femmes et hommes 

Campagna deirufficio fédérale per 
l'uguaglianza fra donna e uomo 

Fairplay-at-home als Ziel 
Soll die Gleichstellung von Frauen und 

Männem im Erwerbsleben realisiert wer-
den, dann kommt der Vereinbarkeit von 
Bemf und Familie eine Schlüsselfunk-
tion zu. Die Chancengleichheit ist erst 
dann gegeben, wenn die Vater sich ver-
mehrt im Haushalt engagieren und ihren 
Partnerinnen dadurch mehr Spielraum 
im Erwerbsleben einräumen. Fairplay-at-
home heisst der Slogan der Kampagne, 
welche die Vereinbarkeit von Bemf und 
Familie zu einem Thema machen will, 
das Frauen und Männer gleichennassen 
betrifft. 

Materialien 

Wie ist die Arbeit zwischen den 
Geschlechtern verteilt? 

Eine Untersuchung zur Aufteilung von 
I unbezahlter und bezahlter Arbeit in Fa-
] milien in der Schweiz und im intematio-

nalen Vergleich. 
Autorinnen: Silvia Strub und Tobias Bauer 

(Büro BASS), Herausgeberin; Eidg. Büro für 
die Gleichstellung von Frou und Mann, Bern 
2002. XI, 42 Seiten. Gratis. Bestellungen: Eidg. 
SÜJ-oJiir die Gleichstellung (Fax 031 322 92 81) 
oder im PDF-Format verßgbar unter 
www./airplay-at-home.ch. 

Fairplay-at-home. Ein Anstoss 
Herausgeberin: Eidg. Büro ßr die Gleich-

stellung von Frau und Mann, Bem 2002. Bro-
schüre, 19 Seiten. Gratis. Bestellungen: BBL, 
Vertrieb Publikationen, 3003 Bern, 
www.bbl.admin.ch/bundespublikationen, 
ßestell-Nr.: 301.962d oder verjugbar unter 
www.fairplay-at-home.ch. 

Postkarten 
zu Fairplay-at-home (3 Sujets). Gratis. Be-

stellungen: Eidg. Büro ß r die Gleichstellung 
von Frau und Mann (Fax 031 322 92 81j oder 
über www./airplay-at-home.ch. 

Work-Life-Balance: Anforderungen an 
eine familienfreundliche Personalpolitik 

Referate der Fachtagung für Personal-
verantwortliche vom 14. Dezember 2001. 

43 Seiten. Gratis. Bestellungen; Eidg. Büro 
jur die Gleichstellung (Fax 031 322 92 81j oder 
im PDF-Format verfügbar unter 
www.fairplay-at-home. ch. 

Fairplay-at-home comme objectif 
Si l'on veut réaliser l'égalité des sexes 

dans la vie professionnelle, il faut impéra-
tivement que femmes et hommes aient 
les moyens de concilier vie familiale et vie 
professionnelle. Il n'y aura véritablement 
égalité des chances que lorsque les pères 
s'investiront plus dans l'espace familial, 
laissant ainsi à leurs partenaires une plus 
grande marge de manoeuvre dans le monde 
professionnel. Fairplay-at-home est le slo-
gan d'une campagne qui vise précisément 
à faire de la conciliation travail-famille un 
thème qui touche tout autant les hommes 
que les femmes. 

L'obiettivo è: fairplay-at-home 
Se si vuole realizzare la parità fra donne 

e uomini nella vita professionale, la con-
ciliabilità tra professione e famiglia di-
venta un fattore cmciale. Le pari oppor-
tunità saranno effettive solo quando i 
padri si impegneranno maggiormente in 
casa, lasciando aile loro compagne di vi-
ta un maggiore margine d'azione nella 
vita professionale. Fairplay-at-home è Io 
slogan della campagna che vuole tema-
tizzare la conciliabilità tra famiglia e pro-
fessione, un argomento che intéressa in 
uguale misura sia le donne che gli uomini. 

Références 

Répartition du travail entre les sexes. 
Etat des lieux 

Étude comparative de la répartition du 
travail non rémunéré et rémunéré dans 
les familles en Suisse et au niveau inter-
national. 

Auteur-e-s; Silvio Strub et Tobias ßouer (Bu-
reau BASS). Édition: Bureau fédéral de l'égalité 
entre femmes et hommes, Berne 2002. XI, 42 
pages. Gratuit. Commandes: Bureau fédéral 
de l'égalité entre femmes et hommes (Fax 031 
322 92 81) ou disponible en format PDF sur 
www./oirploy-ot-home.ch. 

Fairplay-at-home. Une impulsion 
Édition; Bureau fédéral de l'égalité entre 

femmes et hommes, Berne 2002. Brochure, 19 
pages. Gratuit. Commandes: OFCL, Diffusion 
publications, 3003 Berne, www.bbl.admin.ch/ 
bundespublikotionen, no de commande; 301. 
962/ ou disponible en format PDF sur 
www./airplay-ot-home. ch. 

Cartes postaies 
Fairplay-at-home (3 sujets). Gratuit. Com-

mandes: Bureau fédéral de l'égalité entre 
femmes et hommes (fax: 031 322 92 81) ou 
disponible sur www./oirploy-ot-home.ch. 

Pour une politique du personnel qui 
tienne compte de la vie familiale 

Exposées de la joumée. d'émde du 14 
décembre 2001 destinée aux responsables 
des ressources humaines. 

43 pages. Grotuit. Commandes: Bureau 
fédéral de l'égalité entre femmes et hommes 
(fax: 031 322 92 81) ou disponible en format 
PDF sur www./oirploy-ot-home.ch. 

Materiale disponibile 

Come è ripartito il lavoro tra i sessi? 
Un'indagine sulla ripartizione del la-

voro non retribuito e retribuito nelle fa-
miglie in Svizzera e nel confronte inter-
nazionale. 

Autori; Silvio Strub e Tobias ßouer (deîl'isti-
tuto di ricerche BASS). A euro deirL/ Jîrio/ede-
role per l'uguaglianza fra donna e uomo, Ber-
na, 2002. XI, 42 pagine. Grotis. Ordinozioni; 
L[0icio/ederale per l'uguaglianza (fax 031 322 
92 81). R testo puö anche essere scoricoto in for-
mata PDF dal sito wmv./oirploy-ot-home.ch. 

Fairplay-at-home. Uno stimolo 
A cura dell'UJJîdo/ederale per l'uguaglion-

zojro donna e uomo, Bemo 2002. Opuscolo di 
19 pagine, gratis. Ordinozioni: UFCL Distribu-
zione pubblicozioni, 3003 Berna, 
www.bbl. odmin. ch/bundespublikotionen, 
n. di ordinozione 301.9621. 

Cartoline postali 
(3 motivi). Gratis. Ordinazioni: Ufficio fé-

dérale per ruguoglionzo (fax 031 322 92 81) 
0 tramite il sito www./oirploy-ot-home.ch. 

Work-Life-Balance: Anforderungen an 
eine familienfreundliche Politik / Pour 
une politique du personnel qui tienne 
compte de la vie familiale 

Referate der Fachtagung für Personal-
verantwortliche vom 14. Dezember 2001 / 
Exposés de la joumée d'étude du 14 dé-
cembre 2001 destinée aux responsables 
des ressources humaines. 

L'opuscolo é ottenibile in francese e tedesco. 
42 pagine. Gratis. Ordinazioni: Ufficio fédéra-
le per ruguoglionzo (fax 031 322 92 81). R 
testo puô onche essere scoricoto in formato 
PDF dal sito www./oirploy-ot-home.ch. 
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Kurz no t ie r t / Brèves / In brève 

Neuerscheinungen 

Bericht der Schweiz über die Umsetzung 

des Übereinkommens zur Beseitigung 

jeder Form von Diskriminierung der Frau 

(CEDAW) 

Herausgeberin: Eidg. Büro ß r die Gleich-
stellung von Frau und Mann, Bem 2001. 354 
Seiten. Gratis. Bestellungen; Eidg. Büro jîir die 
Gleichstellung von Frou und Monn (Tel. 031 
322 68 43, Fox 031 322 92 81, E-Mail 
ebg@ebg.ûdmin.ch) oder auf Intemet verßgbar 
als PDF-Datei unter www.equolity-ojjîce.ch. 

Der Bericht zur Umsetzung des UNO-
Übereinkommens gegen die Frauendis-
kriminiemng ist die erste umfassende 
Bestandesaufhahme der aktuellen recht-
lichen und tatsächlichen Situation der 
Frauen in der Schweiz. Gemäss den Vor-
gaben des Übereinkommens befasst er 
sich im Besonderen mit Themen wie 
Frauenhandel/Prosütution, politisches und 
öffentliches Leben, Staatsangehörigkeit, 
Bildung, Bemfsleben, Gesundheit, Frauen 
auf dem Lande und Familie. Er enthält zu-
dem ausgewählte statistische Angaben 
zum Vergleich der Situation von Frauen 
und Männem in Bildung, Arbeit und Po-
litik. 

Mit der Ratifiziemng des Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminiemng im Jahre 1997 hat sich die 
Schweiz verpflichtet, dem zuständigen 
UNO-Kontrollausschuss regelmässig über 
die Situation m der Schweiz zu berichten. 

www.comfem.ch 

Neu gelangen Sie auch über www.com^mch 
auf die Website der Eidgenössischen Kom-
mission für Frauenfragen. Der Zugang 
über www.Jrouenkommission.ch bleibt. Beide 
Adressen führen zum vollständigen An-
gebot in den Sprachen deutsch, franzö-
sisch und italienisch. Sie ermöglichen 
einen einfachen Zugriff für die verschie-
denen Sprachregionen. 

Nouvelles publications 

Rapport de la Suisse sur la mise en œuvre 

de la Convention sur l'élimination de 

toutes les formes de discrimination 

à l'égard des femmes (CEDAW) 

Edition; Bureou fédéral de l'égalité entre 
femmes et hommes, Berne, 2001. 155 pages. 
Gratuit. Commandes: Bureau fédéral de l'éga-
lité entre femmes et hommes (tel. 031322 68 43, 
fax 031 322 92 81, e-moil ebg(a)ebg.admin.ch) 
ou têécharger en format PDF à l'adresse 
Intemet www.equolity-ojjîce.ch. 

Le rapport sur la mise en oeuvre de la 
Convention de l'ONU sur l'élimination 
des discriminations à l'égard des femmes 
constitue une première présentation com-
plète de la situation actuelle des femmes 
en Suisse, tant du point de vue juridique 
que dans les faits. Répondant à la stmc-
ture de la Convention, le rapport traite 
tout particulièrement des thèmes suivants: 
traite des femmes/prostitution, vie poli-
tique et publique, nationaUté, formation, 
vie professionnelle, santé, femmes en mi-
lieu rural et famille. Il contient en outre 
une sélection de données statistiques 
comparant la situation des femmes et des 
hommes dans les domaines de la forma-
tion, du travail et de la politique. 

En ratifiant en 1997 la Convention sur 
l'élimination de toutes les formes de dis-
crimination à l'égard des femmes, la Suisse 
s'est engagée à soumettre périodiquement 
au Comité de l'ONU compétent un rap-
port sur la situation en Suisse. 

www.comfem.ch 

Une nouvelle adresse est désormais à 
votre disposition pour accéder au site In-
temet de la Commission fédérale pour 
les questions fénunines: www.com/em.ch. 
L'accès par www.Jrouenkommission.ch reste 
en service. Ces adresses mènent toutes 
deux à l'ensemble des prestations en 
allemand, français et italien. Elles per-
mettent ainsi un accès convivial pour les 
diverses régions linguistiques. 

Nuove pubblicazioni 

Rapporto della Svizzera concernente 

l'attuazione della Convenzione suH'eli-

minazione di ogni discriminazione nei 

confronti della donna (CEDAW) 

A euro deH'LTjÇîrio/ederole per l'uguaglionzo 
Jro donna e uomo, Bemo, 2001. 144 pagine. 
Gratis. Commande: Ufficio fédérale per l'ugua-
glianza Jro donna e uorno (tel. 031 322 68 43, 
fax 031 322 92 81, e-mail ebg@ebg.admin.ch) 
0 scoricorlo in formato PDF dal sito intemet 
www. equality-office. ch. 

II rapporto sull'attuazione della Conven-
zione dell'ONU sull'eliminazione di ogni 
forma di discriminazione nei confronti 
della donna costituisce la prima presen-
tazione compléta della situazione delle 
donne in Svizzera, sia dal punto di vista 
giuridico che nella realtà dei fatti. Se-
gnende le indicazioni della Convenzione, 
il rapporte tratta in modo particolare i 
seguenti temi: tratta delle donne/prosti-
tuzione, vita politica e pubblica, nazio-
nalità, formazione, vita professionale, sa-
lute, donne in ambiente mrale e fami-
glia. Esse contiene inoltre una selezione 
di dati statistici che cemparano la situa-
zione delle donne e degli uomini negli 
ambiti della formazione, del lavoro e della 
politica. 

Con la ratifica nel 1997 della Conven-
zione suH'eliminaziene di ogni forma di 
discriminazione nei confronti della don-
na, la Svizzera si è impegnata a sottoper-
re periodicamente al Gomitato dell'ONU 
compétente un rapporte sulla situazione 
in Svizzera. 

www.comfem.ch 

Anche digitando www.com/em.ch potete 
ora visitare i l sito della Commissione fé-
dérale per le questioni femminili. II colle-
gamente tramite www.Jrauenkommission.ch 
rimane attivo. Entrambi gli indirizzi con-
ducono all'offerta compléta in tedesco, 
francese e italiane. Essi assicurano un 
accesse semplice per le diverse regioni 
linguistiche. 

Frauenfragen 1.2002 

Questions au féminin 

Questioni femminili ' I 6 2 



Chronik der laufenden Ereignisse 

Chronik der laufenden Ereignisse: 
September 2001 bis Februar 2002 
von ANNE SCIAVILLA 

Die «Chronik der lau/enden Ereignisse» 
präsentiert sich von diesem Heft an in ver-
änderter Form. Eine Gruppierung nach The-
men ersetzt die frühere streng chronologische 
Ordnung. Neu steht die Chronik zusötzlich 
auf Intemet zur Verfugung. Wahlen Sie auf 
www.Jrouenkommission.ch die Rubrik «Ge-
schichte der Gleichstellung». Sie finden dort 
alle Einträge ab Januar 2001. 

Übersicht 

1; Politik/ politische Partizipation 
2. R e c h t ; . ^ .--
- Gleiche Rechte für Frau imd Mann / 

GleichsteÜungspolitik-
-Lohngleichheit, . 
- AHV und. BVG ' - . 
- Muttérschaflsvèrsicherûng 
- Zivilrecht; Mündigkeit, Ehe;.. • 

iScheidühg ; ' .'- ; , ., " 
Bürgerrecht^ ' 

-• SejmeUe Integrität/. Gewalt an 
, : F r a u e i i | J ' . ^ . i 
- ScJivvängerschäftsabbruch ' ! 
-r andere Rechtsgebiete" 
3. Bildung und Wissenschaft 
A,: Chancengleichheit in Beruf und Familie 
5/Weitere Thernen , 

1. Politik / politische 
Partizipation 

26. November 2001 
Neue Ratspräsidentin 

Zur neuen Präsidentin des Nationalrats 
wählt das Parlament die Sozialdemokra-
tin Liliane Maury Pasquier aus Genf Sie 
löst den Zuger Nationalrat Peter Hess 
(GVP) ab. Maury Pasquier ist die sechste 
Frau und gleichzeitig die erste West-
schweizerin in diesem Amt. 

30. November 2001 
Förderung der Chancengleichheit 
In der Politik 

Der Bundesrat beabsichtigt, eine ge-
setzliche Gmndiage für die Durch-
fühmng von Informations- und Sensibili-
siemngskampagnen vor Nationalrats-
wahlen zu schaffen. Diese Neuemng soll 
bei der laufenden Teilrevision des Bun-
desgesetzes über politische Rechte erfol-

gen. Mit einer Kann-Bestimmung soll der 
Bund die Möglichkeit erhalten, mittels 
einer Kampagne die Stimmbeteiligung 
sowie Frauenkandidaturen zu fördem. 
Mit dieser Massnahme will der Bundesrat 
zu einer ausgeglicheneren Vertretung 
der Geschlechter im Parlament beitra-
gen. Auch nach dem Scheitern der Quo-
teninitiative bei der Volksabstimmung 
im März 2000 und der Ablehnung von 
zwei parlamentarischen Initiativen zur 
Einfühmng von Geschlechterquoten auf 
den Wahllisten besteht der Verfassungs-
auftrag fort, dass der Gesetzgeber die tat-
sächliche Gleichstellung der Geschlech-
ter anzustreben hat. 

15. Februar 2002 
Nationalratskommission unterstützt 
Vorschlag des Bundesrates 

Der Bund soll die rechtliche Kompe-
tenz erhalten, Infermatienskampagnen 
vor den Nationalratswahlen durchzu-
führen. Mit 12 zu 11 Stimmen bei zwei 
Enthaltungen sprach sich die Staatspoli-
tische Kommission (SPK) des Nationalrats 
knapp für die Aufnahme einer solchen 
Bestimmung ins Bundesgesetz über die 
politischen Rechte aus. Die Kommission 
stellte sich damit hinter die Auffassung 
des Bundesrates, dass diese Massnahme 
zur Fördemng der Chancengleichheit 
von Frauen und Männem in der Politik 
nötig und der in der Verfassung enthal-
tene Auftrag zur Gleichstellung ernst zu 
nehmen ist. 

2. Recht 

• Gleiche Rechte für Frau und Mann / 
Glelchstellungspolitik 

Oktober 2001 
Website zu ClG-Verfahrensfällen 

Auf einer Website dokumentieren die 
vier Gleichstellimgsbüros im Kanton Zürich 
die Rechtsprechung zum Gleichstellungs-
gesetz. Unter www.gleichstellungsgesetz.ch 
ist eine Sammlung von zurzeit 57 Ver-
fahrensfallen zum Thema «Diskriminie-
mng im Erwerbsleben» aus dem Kanton 
Zürich zu finden. Die Entscheide bezie-
hen sich entweder auf das Bundesgesetz 
über die Gleichstellung von Frau und 

Mann und/oder auf den Verfassungsgrund-
satz der Lohngleichheit. Die Dokumenta-
tion ist übersichtlich nach Stichwerten 
(Bsp. Anstellungsdiskriminiemng, sexuelle 
Belästigung, Verbandsklagen), Branche 
(Bsp. Verwaltung und öffentliche Dienst-
leismngen. Sozial- und Gesundheitswesen, 
Gastgewerbe), Instanz und Jahr geordnet. 
Zudem ist jedem Fall, der entweder ge-
richtlich entschieden oder aussergericht-
lich geschlichtet wurde, der aktuelle Stand 
des Verfahrens, die Verfahrensgeschichte 
und eine Kurzzusammenfassung veran-
gestellt. Die Zusammenstellung ist ein-
zigartig für die Schweiz und wird laufend 
aktualisiert. 

20. Dezember 2001 
CEDAW-Bericht zur Gleichstellung in der 
Schweiz: Noch viele Unterschiede 

Gemäss dem ersten vom Bundesrat ver-
abschiedeten Bericht der Schweiz über 
die Umsetzung des UNO-Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminiemng der Frau (CEDAW) hat die 
Gleichstellung von Frau und Mann im 
rechtlichen Bereich Fortschritte erzielt. 
Faktisch aber, so das Fazit des Berichtes, 
bleibe noch viel zu tun, denn immer 
noch beständen in den verschiedensten 
Lebensbereichen grosse Unterschiede 
zwischen den Geschlechtem. Mit der 
rechtlichen Gleichstellung voran gehe es 
vor allem im Sozialversichemngsrecht, 
im Familienrecht und im Bereich Nie-
derlassung und Aufenthalt. Nach wie vor 
grosse Unterschiede vermerkt der Be-
richt im Bemfsleben, in der Verteilung 
von bezahlter und unbezahlter Arbeit so-
wie bei der Beteiligung am politischen 
Leben. Der Bericht (141 S.) ist kostenlos 
erhältlich bei: Eidg. Büro fiir die Gleich-
stellung von Frau und Mann, Schwarz-
terstrasse 51,3003 Bem. Tel. 031 322 68 43, 
Fax 031 322 92 81, ebg@ebg.odmin.ch. Im 
Intemet ist er im PDF-Format verfügbar 
unter: http;//www.edo.odmin.ch/sub_dipl/g/ 
home/organ/divl/human/listrep.html#0051 

• Lohngleichheit 

13. November 2001 
Lohnunterschiede bleiben 

Frauen verdienen im Schnitt immer 
noch 21.3 Prozent weniger als Männer. 
Die neuste Lehnerhebung des Bundes-
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amtes für Statistik (BFS) für das Jahr 2000 
zeigt ein ähnliches Bild v\ie bereits 1998, 
als der Unterschied mit 21.5 Prozent nur 
unwesentlich grösser war. In der Privat-
v/irtschaft verdienten die Frauen durch-
schnittlich 21.5 Prozent weniger als die 
Männer; im öffentlichen Sektor betmg 
der Unterschied 10.2 Prozent. Die Diskri-
miniemng trifft sowohl höchst qualifi-
zierte Frauen als auch selche, die in Nied-
riglohn-Branchen arbeiten. Auf höchster 
Qualifikationsstufe betmg der Bmttomo-
natslohn der Frauen im Durchschnitt 
8288 Franken - jener der Männer hinge-
gen 10 303 Franken. Bei weniger qualifi-
zierten Arbeiten zeigen sich ebenfalls 
grosse Unterschiede: Frauen verdienten 
im Schnitt 3700 Franken, Männer mnd 
4500 Franken. 

23. Januar und 2. Februar 2002 
Erfolgreiche Lohngleichheitsklage 

Gegen Privatfirmen liegen bisher nur 
wenige Klagen wegen Verletzung des 
Gleichstellungsgesetzes vor. Jetzt kann 
eine weitere dazu gezählt werden. Und 
erstmals seit Inkrafttreten des Gleich-
stellungsgesetzes ist es einer Einzelper-
son gelungen, eine Lohnklage gegen ein 
privates Untemehmen zu gewinnen. Ein 
zweitinstanzliches Urteil des Waadtlän-
der Kantensgerichts vom Juli 2001 ist 
rechtskräftig geworden, nachdem die 
vemrteilte Firma darauf verzichtet hat, 
den Fall, vor Bundesgericht weiterzuzie-
hen. 

Zum Fall: Eine als Metallarbeiterin be-
schäftigte Frau erledigte jahrelang die 
gleiche Tätigkeit wie ihré männlichen 
Kollegen. Jedoch nicht zum gleichen 
Lohn: Sie verdiente mnd 1000 Franken 
weniger im Monat. Von einem Lohnaus-
gleich wollte der Arbeitgeber, ein Elek-
trountemehmen, nichts wissen. Die Ar-
beitnehmerin, die im Gegensatz zu den 
männlichen Mitarbeitem über ein aner-
kanntes Fachdiplom verfügte, klagte dar-
aufhin auf Verletzung des Gleichstel-
lungsgesetzes. Die erste Instanz ent-
schied sich zu ihren Ungunsten. Anders 
urteilte die zweite Instanz: Diese wertete 
die Tatsache, dass die Klägerin 30 bis 40 
Prozent weniger verdiente, als klar dis-
kriminierend und vemrteilte den Arbeit-
geber zu einer Lohnnachzahlung von 
20 000 Franken. 

Weitere 25 000 Franken und den «Prix 
Courage 2002» konnte die Klägerin von 
der Zeitschrift Beobachter in Empfang 
nehmen. Damit wTjrde sie für ihren hart-
näckigen Kampf um gleichen Lohn fiir 
gleiche Arbeit ausgezeichnet. 

• AHV und BVG 

I.Februar 2002 
Bessere Altersvorsorge 

Die verberatende Kommission für so-
ziale Sicherheit und Gesundheit des Na-
tionalrates (SGK) will bei der bemflichen 
Vorsorge die Stellung von Teilzeitange-
stellten - unter Ihnen vor allem Frauen -
und Beschäftigten in Niedriglohn-Bran-
chen stärken. Neu soll nach dem Willen 
der Mehrheit (16 zu 5 Stimmen) in der 
zweiten Säule versichert sein, wer ein 
Jahreseinkommen von mehr als 12 360 
Franken erhält. Heute liegt die Eintritts-
schwelle bei 24 720 Franken. 

Seilte dieses Modell im Parlament 
Gehör finden, wären praktisch die Hälfte 
aller erwerbstätigen Frauen und mnd 35 
Prozent der Männer über die zweite Säu-
le besser versichert. Voraussichtliche Kes-
ten der Revision: 885 Millionen Franken. 

Der Schweizerische Gewerbeverband 
hat bereits das Referendum angekündigt. 

• Mutterschaftsversicherung 

3. September 2001 
Bundesratsmodelle auf Ablehnung 
gestossen 

Die bundesrätlichen Vorschläge für ei-
nen von den Arbeitgebem finanzierten 
Mutterschaftsuriaub Stessen in der Ver-
nehmlassung weitgehend auf Ableh-
nung. Für FDP, CVP und SP gehen die bei-
den Modelle zu wenig weit und die SVP 
beharrt auf einem achtwöchigen Mutter-
schaftsuriaub. Einig ist man sich darin, 
dass der Mutterschaftsuriaub für alle 
Frauen gleich lang sein sollte und 
hauptsächlich über die Erwerbsersatz-
ordnung (EQ) finanziert werden müsse. 

Nach dem ersten, abgestuften Modell 
des Bundesrates erhält die Mutter im ers-
ten und zweiten Dienstjahr während 
acht Wochen den vollen Lohn vergütet; 
das Maximum von 14 Wochen wird mit 
dem achten Dienstjahr emeicht. Das 
zweite Modell sieht generell während 
zwölf Wochen den vollen Lohn vor (siehe 
Chronik in «Frauenfragen» 2.2001). 

21. November 2001 
Bundesrat verzichtet auf eigene Vorlage 

Nachdem seine Vorschläge mehrheit-
lich abgelehnt worden sind, will der Bun-
desrat die Lücke im Mutterschaftsschutz 
so rasch als möglich schliessen. Deshalb 
verzichtet er vorerst auf eine eigene Vor-
lage und plädiert neu für die breit abge-
stützte und parteiübergreifende parla-
mentarische Irütiative «Triponez». Die Vor-
lage des freisinnigen Bemer Nationalrats 
und Präsidenten des Schweizerischen Ge-
werbeverbandes, Pierre Triponez, und 
der Nationalrätinnen Jacqueline Fehr 

(SP, ZH), Ursula Haller (SVP, BE) und 
Thérèse Meyer (CVP, Freiburg) verlangt 
einen 14-wöchigen Mutterschaftsuriaub, 
der vollständig über die Erwerbsersatz-
ordnung (EO) finanziert wird. Der Lohn-
ausfall soll den Müttem - wie den Mili-
tärdienst Leistenden - zu 80 Prozent ver-
gütet werden. Diese Lösung bedingt eine 
Erhöhung des Beitrags an die Erwerbser-
satzordnung von 0.3 auf 0.5 Prozent ab 
dem Jahr 2009. (Siehe auch: 3. September 
2001) 

23. November 2001 
Gute Chancen für Triponez-Modeli 

Mit 17 zu 5 Stimmen bei zwei Enthal-
tungen spricht sich die Kommission für 
soziale Sicherheit und Gesundheit des 
Natienalrates (SGK) für die Initiative von 
Natienalrat Pierre Triponez (FDP, BE) aus. 
(Siehe auch: 21. November 2001) 

29. November 2001 
Mutterschaftsuriaub rückt näher 

Auch der Nationalrat stellt sich in der 
Wintersession mit grossem Mehr hinter 
das Triponez-Modell: mit 124 zu 36 Stim-
men. Damit rückt die Realisiemng eines 
gesetzlich geregelten Mutterschaftsur-
laubs wieder näher. Die vorberatende 
Kommission wird nun einen Gesetzes-
entwurf dazu ausarbeiten. (Siehe auch; 
21. November) 

• Zivilrecht: Mündigkeit, Ehe, Scheidung 

9. November 2001 
Erste Korrekturen beim Scheidungsrecht 

Ehegatten sollen schon nach einer 
zweijährigen statt erst nach einer vier-
jährigen Trennungszeit auf Eheschei-
dung klagen können. Dies fordert eine 
Einzelinitiative von FDP-Nationalrätin 
Lili Nabheiz (ZH). Die Rechtskemmissien 
des Nationalrates ist gleicher Ansicht: 
Mit 14 zu 5 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) 
plädiert sie ebenfalls fiir eine Abkürzung 
der Trennungsfrist und damit für eine 
Abändemng des am 1. Januar 2000 in 
Kraft getretenen neuen Scheidungs-
rechts. 

Widersetzt sich ein Ehegatte der Schei-
dung, kann eine Ehe nach geltendem 
Recht gmndsätzlich erst geschieden wer-
den, wenn die Ehegatten zuvor vier Jah-
re getrennt gelebt haben. Ausnahmen 
sind nur beim Vorliegen schwerwiegen-
der Gründe möglich. Nach Ansicht der 
Kommissionsmehrheit birgt diese Rege-
lung die Gefahr in sich, dass die Ehegat-
ten einander unter Dmck setzen. Anders 
die Kommissiensminderheit: Diese hält 
eine Korrektur für verfehlt und verweist 
auf die Rechtsprechung, die bereits jetzt 
zu einer weniger strikten Auslegung des 
umstrittenen Artikels tendiere. 
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I Chronik der laufenden Ereignisse 

• Bürgerrecht 

21. September 2001 
Aufenthaltsbewilligung ausländischer 
Ehefrauen 

Mit 108 zu 55 Stimmen hält der Natio-
nalrat fest, am eigenständigen Aufent-
haltsrecht ausländischer Ehefrauen nach 
Beendigung einer Ehe. Den Anstoss dazu 
gibt die parlamentarische Initiative von 
Nationalrätin Christine Goll (SP, ZH). die 
eine Ändemng des Bürgenechtsgesetzes _ 
verlangt. Danach ist ein eigenständiges 
und zivilstandsunabhängiges Aufenthalts-
und Arbeitsrecht für Migrantinnen zu 
prüfen, die sich von ihrem gewalttätigen 

- in der Schweiz lebenden Ehemann -
trennen wollen. 

Zur akmellen Rechtslage: Heute verlie-
ren ausländische Ehegatten von Schwei-
zem oder Schweizerinnen bei einer 
Scheidung innerhalb von fünf Jahren -
Härtefälle vorbehalten - gmndsätzlich 
ihr Aufenthaltsrecht. Bei Partnerinnen 
niedergelassener Ausländer genügt be-
reits die Tatsache, dass sie den gemeinsa-
men Haushalt verlassen. Opfer häusli-
cher Gewalt stehen deshalb unter Dmck, 
beim gewalttätigen Ehemann ausharten 
zu müssen. 

Im Gegensatz zum Nationalrat war der 
Ständerat in der Juni-Session 2001 nicht 
auf die Vorlage eingetreten, mit der Be-
gründung, das Problem könne allenfalls 
im Rahmen der Totalrevision des Auslän-
dergesetzes diskutiert werden. 

21. November 2001 
Ausweisung nach der Scheidung 

Auch die Staatspolitische Kommission 
des Ständerats sieht keine Dringlichkeit, 
das Aufenthaltsrecht ausländischer Ehe-
gatten nach einer Scheidung zu verbes-
sem. Dabei verweist sie darauf, dass Här-
tefälle bereits heute von der kantonalen 
Fremdenpolizei berücksichtigt werden 
können. Mit 8 zu 2 Stimmen und bei 2 
Enthaltungen beantragt die Kommission 
zum zweiten Mal - und damit endgültig 
- die Nationalratsvorlage abzulehnen. 
Die kleine Kammer wird sich jetzt noch 
einmal mit der Verlage befassen müssen. 

7. Dezember 2001 
Vorlage wird vertagt 

Der Ständerat folgt einem Ordnungs-
antrag von Ständerätin Erika Förster 
(FDP; SG) und sistiert damit die Behand-
lung der parlamentarische Initiative der 
Zürcher SP-Nationalrätin Christine Goll. 
Die Vorlage soll erst wieder zur Diskus-
sion kommen, wenn der vom Bundesrat 
angekündigte Entwurf zum neuen Aus-
ländergesetz zur Behandlung in den 
Ständerat gelangt. (Siehe auch: 21. Sep-
tember und 21. November) 

• Sexuelle Integrität / Gewalt an Frauen 

30. November 2001 
Hausverbot für Gewalttäter 

Das St. Galler Kantonsparlament hat 
ein fiir die Schweiz einmaliges Wegwei-
sungsrecht beschlossen und einem ent-
sprechenden Gesetz zugestimmt. Da-
nach wird die Polizei ermächtigt, häusli-
che Gewalttäter zum Schutz der An-
gehörigen vorübergehend aus der Woh-
nung zu weisen. Bis anhin konnte die St. 
Gallische Polizei - wie auch in den übri-
gen Kantonen - bei Gewalt in der Familie 
nur schlichtend und vermittelnd eingrei-
fen. Neu wird sie den Gewalttätern die 
Wohnungsschlüssel abnehmen und sie 
für maximal zehn Tage von der Familie 
fem halten können. Mit dieser Massnah-
me möchte der St. Galler Grosse Rat zum 
Ausdmck bringen, dass der Staat keine 
Gewalt toleriert und die Intervention den 
Störenden und nicht das Opfer treffen 
muss. Das neue St. Galler Polizeigesetz 
soll Mitte eder Ende 2002 in Kraft treten. 

In Österteich können gewalttätige 
Ehemänner, Familienväter und Lebens-
partner bereits seit mnd fünf Jahren für 
eine befristete Zeit aus der Wohnung ge-
wiesen werden. Ähnliche Modelle wer-
den in der Schweiz auch in den Kantonen 
Appenzell Aussertheden, Basel-Stadt, 
Bem und Zürich diskutiert. Überdies hat 
der Nationalrat in der Semmersession 
des vergangenen Jahres einer parlamen-
tarischen Initiative zugestimmt, mit der 
die Schaffung eines Gewaltschutzgeset-
zes angestrebt wird (siehe Chronik in 
«Frauenfragen» 2.2001). 

• Schwangerschaftsabbruch 

15. Oktober 2001 
Nein zur Initiative «Für Mutter und Kind» 

Ohne Gegenstimmen lehnt die Rechts-
kemmissien des Nationalrates die Volks-
initiative «Für Mutter und Kind» ab. Sie 
schliesst sich damit der Ansicht des Bun-
des- und Ständerates an. Die Volksinitia-
tive ist Ende 1999 von der Vereinigung 
«Schweizerische Hilfe für Mutter und 
Kind» mit 105 000 gültigen Unterschrif-
ten eingereicht worden und sieht ein 
praktisch vollständiges Verbot des 
Schwangerschaftsabbmchs vor. (Siehe 
auch Chronik in «Frauenfragen» 1.2001 
und 2.2001) 

29. November 2001 
Auch Zweitrat gegen Abtreibungsverbot 

Mit 139 zu 7 Stimmen spricht sich auch 
der Nationalrat als Zweitrat gegen ein ge-
nerelles Abtreibungsverbot aus und er-
teilt damit der Initiative «Für Mutter und 
Kind» (siehe 15. Oktober 2001) eine klare 
Absage. Nachdem sich der Ständerat be-

reits in der Sommersession einstimmig 
gegen die Initiative ausgesprochen hat, 
kommt sie am 2. Juni 2002 vors Volk. 
Gleichzeitig gelangt die vom Parlament 
ausgearbeitete Fristenregelung zur Ab-
stimmung, die mit dem Referendum be-
kämpft worden ist. Die Fristenregelung 
will den Abbmch in den ersten zwölf Wo-
chen gmndsätzlich für sttaflos erklären. 

Sollten sowohl die Fristenregelung als 
auch die Initiative angenommen werden, 
tritt die Initiative in Kraft, da letztere ei-
ne Verfassungsvorlage ist. 

3. Bildung und Wissenschaft 

19. Dezember 2001 
Altersgrenze für Forschungsstipendien 

Der Schweizerische Nationalfonds hat 
die Altersgrenze bei Forschungsstipen-
dien für Frauen aufgehoben. Die Rege-
lunggilt zunächst für zwei Jahre und soll 
Frauen ermutigen, eine v îssenschaft-
liche Laufbahn einzuschlagen. Bisher be-
tmg die Altersgrenze fiir junge Forschen-
de 33 und fiir Fortgeschrittene 35 Jahre. 

4. Chancengleichheit in 
Beruf und Familie 
6. November 2001 
Prekäre Arbeitsverhältnisse 

Laut einer Studie der Caritas Schweiz 
sind in der Schweiz mnd zehn Prozent al-
ler Arbeitsverhältnisse als prekär einzu-
stufen: Von 4.2 Millionen erwerbstätigen 
Personen befinden sich mehr als 400 000 
in Arbeitsverhältnissen ohne soziale Si-
cherheit, ohne Aussichten auf Konti-
nuität und ohne Garantie auf Existenzsi-
chemng. Bei mehr als zwei Dritteln da-
von handelt es sich um Frauen. So ge-
nannt prekäre Elemente treten vor allemi 
bei Temporärjobs, befi-isteten /^beitsver-
hältnissen, Arbeit auf Abmf oder Teil-
zeitarbeit auf 

Die Studie weist besonders darauf hin, 
dass die soziale Sicherheit von Frauen 
nur ungenügend gewährleistet ist. So ar-
beitet heute mnd jede sechste Frau zu 
misslichen Bedingungen, weil sie auf die 
üblichen arbeitsvertraglichen Sicherhei-
ten verzichten muss. Dazu zwei Beispie-
le: Wer weniger als acht Stunden in der 
Woche arbeitet, ist nicht gegen Nichtbe-
triebsunfälle versichert. Oder wer weni-
ger als 24 720 Franken im Jahr verdient, 
kann sich keine zweite Säule aufbauen. 

Die Auterinnen, Simone Prodolliet und 
Carlo Knöpfel, stützen sich in ihrer Sm-
die sowohl auf eigene Fallstudien als 
auch auf spezielle Auswertungen der 
Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung 
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des Bundesamtes für Statistik. 
Preköre Arbeitsverhältnisse in der Schweiz. 

Posittonspopier 9, Caritas-Verlag Luzem, 187 
Seiten, 22 Franken. Bestellung unter Tel. 043 
419 22 22. 

14. Januar 2002 
Kampagne «Fairplay-at-home» 

Unter dem Motto «Fairplay-at-home» 
lanciert das Eidgenössische Büro fiir die 
Gleichstellung von Frau und Mann eine 
Kampagne, die insbesondere junge Paare 
und Eltem fiir ein neues Rollenmodell 
geviinnen möchte, indem sie zur ge-
meinsamen Verantwortung für Haus-, Fa-
milien- und Erwerbsarbeit anregt. Dazu 
hat das Gleichstellungsbüro eine Bro-
schüre mit einem Fragebogen, Tipps und 
nützlichen Adressen mnd ums Thema er-
arbeitet sowie eine Intemetseite aufge-
schaltet. 

Im Rahmen der Kampagne woirde eine 
Studie von Silvia Stmb und Tobias Bauer 
vom Büro für arbeits- und sozialpoliti-
sche Studien (BASS) veröffentlicht. Ge-
stützt auf Daten der Schweizerischen Ar-
beitskräfteerhebung wurde untersucht, 
wie sich bezahlte und unbezahlte Arbeit 
zwischen den Geschlechtem verteilt. Das 
Bundesamt fiir Statistik wellte von Män-
nem und Frauen in mnd 17 000 Haus-
halten wissen, in welchem Umfang sie 
am Vortag Haus- und Familienarbeit ge-
leistet hatten. Das Ergebnis: Der wöchent-
liche Stundenaufwand von Frauen liegt 
durchschnittlich bei 34 Stunden, jener 
von Männem bei 18 Stunden. 

Die Studie «Wie ist die Arbeit unter den Ge-
schlechtem verteilt?» von Silvia Strub und To-
bias ßouer, die Broschüre «Foirplay-ot-home» 
sowie ein Postfcortenset und Au/kleber sind ab-
rufbar bzw. zu bestellen unter: 
www./oi rplay-at-home. ch 

16. Januar 2002 
Sozialzeit-Ausweis für Freiwilligenarbeit 

Wer sich in der Freiwilligenarbeit en-
gagiert, soll dies bei einer Stellenbewer-
bung mit einem offiziellen Papier doku-
mentieren können. Der neu entwickelte 
Schweizerische Sezialzeit-Ausweis löst bis-
herige regionale und organisationsspezi-
fische Ausweise ab. Er ist ein Hilfsmittel 
zur gezielten Fördemng und Aufwertung 
freiwilliger und ehrenamtlicher Arbeit 
und kommt vor allem Wiedereinsteige-
rinnen und Jugendlichen mit Lücken im 
Bemfsleben zugute. 

Der Ausweis ist als persönliche Ar-
beitsmappe ausgestaltet und soll Art, 
Funktion und zeitlichen Umfang der firei-
v^illigen Arbeit wiedergeben. Entwickelt 
wurde er vom iyv-Fomm Schweiz. Dieser 
Verein geht auf das «International Year of 
Volunteers» zurück und v îrd von der 
fhiheren Luzemer Nationalrätin Judith 
Stamm präsidiert. 

Die Soziolzeit-Ausweis-Moppe konn zusam-
men mit einem Leitfaden und Nnchweis/or-
mularen bei Benevol Schweiz, Schwarztor-
strasse 20, 3007 Bem, Tel. 031 398 40 85, zum 
Preis von 5 Franken bezogen werden. Mehrln-
/ormationen unter www.soziolzeitausweis.ch. 

17. Januar 2002 
Frauen drängen ins Erwerbsleben 

In der Schweiz nimmt die Erwerbsbe-
völkemng weiter zu. Die Entwicklung ist 
auf die gestiegene Bemfstätigkeit von 
Frauen sowie auf die Zuwandemng von 
Ausländerinnen zurückzuführen. Die 
veröffentlichten Daten des Bundesamtes 
fiir Statistik fiir das Jahr 2000 sprechen 
von einer Zunahme an weiblichen Ar-
beitskräften von 2.1 Prozent. Dies ent-
spricht 29 000 Frauen; davon sind 6000 
eingewanderte Ausländerinnen. 

22.Februar 2002 
impulsprogramm des Bundes für mehr 
Kinderbetreuungsplätze 

Die Schaffung von Kinderbetreuungs-
plätzen soll mit Bundesgeldern gefördert 
werden. Die nationalrätliche Kommission 
fiir soziale Sicherheit und Gesundheit 
(SGK) hat einen entsprechenden Gesetzes-
entwurf ausgearbeitet und mit 14 zu 3 
Stimmen bei 2 Enthaltungen verabschie-
det. Die Vorlage geht auf eine parlamen-
tarischen Initiative von Jacqueline Fehr 
(SP, Zürich) zurück, die der Natienalrat 
bereits im Frühling 2001 gut geheissen 
hat. Das auf 10 Jahre befristete Impuls-
programm sieht eine Anstessfinanzie-
mng fiir Betreuungseinrichtungen in den 
Gemeinden vor. Der Bund wird damit 
verpflichtet, jährlich maximal 100 Mil-
lionen Franken in neue Kinderbetreuungs-
plätze - Krippen, Horte, Tagesschulen, 
Mittagstische etc. - zu investieren. Ziel 
ist, die Zahl der Krippenplätze innert den 
nächsten Jahren auf 120 000 bis 160 000 
zu verdoppeln. 

Das Geschäft geht als Nächstes zur Stel-
lungnahme an den Bundesrat. Anschlies-
send wird sich der Nationalrat dazu äus-
sem. 

5. Weitere Themen 

4. Februar 2002 
Weniger Heiraten und Geburten 

Im Jahr 2001 haben mnd 12 Prozent 
weniger Paare geheiratet als im Vorjahr. 
Wie das Bundesamt für Statistik (BFS) 
mitteilt, nahm die Zahl der Hochzeiten 
von 40 000 auf 35 000 ab. Ein ähnlich 
starker Rückgang wurde zum letzten Mal 
zu Beginn des Ersten Weltkriegs regis-
triert. 

Im Vergleich zum Vorjahr ebenfalls 
deutlich zurückgegangen sind die Ge-

burten: Insgesamt kamen 73 500 Kinder 
zur Welt, was einen Rückgang um 6 Pro-
zent bedeutet. Gemäss BFS wurden in je-
dem Kalendermonat weniger Kinder ge-
boren als im Vorjahr. Der seit Jahren stei-
gende Anteil von unverheirateten Frau-
en, die ein Kind zur Welt bringen, über-
schritt 2001 erstmals die 11-Prezent-
Marke. 

16. Februar 2002 
Marga Bührig gestorben 

Die Theologin und Feministin Marga 
Bührig ist im Alter von 86 Jahren ver-
storben. Bührig galt als führende feminis-
tische Theolegin der Schweiz. Sie war ei-
ne der Gründerinnen des Evangelischen 
Frauenbundes der Schweiz und der Frau-
en für den Frieden. 1998 erhielt Bührig 
den Ehrendoktor der Universität Basel. 
Bührig publizierte unter anderem «Die 
unsichtbare Frau und der Gott der Väter» 
und die Autobiographie «Spät habe ich 
gelemt, geme Frau zu sein». 

Anne Sciavilla ist juristin. 
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Chronique des événements au féminin: 

septembre 2001 à février 2002 
par ANNE SCIAVILLA 

A portir du présent numéro de «Questions 
au féminin», la présentation de la «Chronique 
des événements ou féminin» change. Au lieu 
d'être closse'es par ordre chronologique, les 
rubriques sont regroupées por thèmes. La 
chronique est aussi disponible sur Intemet: 
sélectionnez www.com/em.ch, puis cliquez sur 
la mbrique «Histoire de l'égalité»; vous y trou-
verez toutes les informations dès janvier 2001. 

Aperçu , ' 

1; Politique/ participation politique 
2,JDToit^.y ---. 'r^.i ' 'y V 
- Egalité des droits pour feitmies.et 

.̂:hommié̂ s}/,poütiqüë de L'égalité , 
T Egalité des salaires- • . V v ' 

AVS'et LPFC v/'̂ C'-̂ " V ;̂ '''• ; '' . ï .̂V 
AssûrahceriMteriiité^^ . ;r / 

- Droit civil: majontèr mariagé, divorce 
- 'Droit de là natiô : : ; , 
,-. - Intégrité sexuelle / Violence contre ' • 

les'femlTiés-v!̂ .̂:̂ ^̂ ^ ' -'-v/., •., 
- rintemißtiön iiCigrossê sê î : -. • • yjv; 
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3i -Educatibh,etscience:^ • 
.4̂  Egalité desdianoès aii travail et 
;' dans la familleiC-Ç-'ï- y-^'i; y -: Ĥ '-î -.-. 

5. Autres thèmes^ -̂  " 

1. Politique / participation 

politique 

26 novembre 2001 
Nouvelle présidente du Conseil national 

Le Parlement éût Liliane Maury Pasquier, 
socialiste de Genève, à la présidence du 
Conseil national, qui succède au con-
seiller national zougois Peter Hess (PDC). 
Liliane Maury Pasquier est la sixième 
femme et la première Romande à accéder 
à cette fonction. 

30 novembre 2001 
Promotion de l'égalité des chances en 
politique 

Le Conseil fédéral prévoit la création 
d'une base légale peur la mise en place de 
campagnes d'information et de sensibili-
sation avant les élections au Conseil na-
tional. Cette mesure sera instaurée à l'oc-
casion de la révision partielle - en cours 
- de la loi fédérale sur les droits poli-

tiques. Elle permettra à la Confédération 
d'encourager la participation électorale 
et les candidatures de femmes, et de 
contribuer ainsi à une représentation 
plus équilibrée des sexes au Parlement. 
Même après l'échec de l'initiative des 
quotas lors de la votation populaire de 
mars 2000 et le refus de deux initiatives 
parlementaires destinées à introduire 
des quotas par sexes sur les listes électo-
rales, il faut poursuivre la mise en œuvre 
du mandat constitutionnel selon lequel 
le législateur doit veiller à ce que l'égali-
té soit pleinement réalisée. 

15 février 2002 
La Commission du Conseil national 
soutient la proposition du 
Conseil fédéral 

La Confédération doit obtenir les com-
pétences juridiques permettant la mise 
en œuvre de campagnes d'information 
avant les élections au Conseil national. 
Par 12 voix contre 11 et deux abstentions, 
la Commission des affaires politiques 
(CAP) s'est prononcée de justesse en fa-
veur de l'introduction d'une telle dispo-
sition dans la loi fédérale sur les droits 
politiques. La Commission soutient ainsi 
le Conseil fédéral dans sa conviction que 
cette mesure est indispensable à la pro-
motion de l'égalité des chances entre 
femmes et hommes en politique et que le 
mandat inscrit dans la Constitution est à 
prendre au sérieux. 

2. Droit 

• Egalité des droits pour femmes et 
hommes / politique de l'égalité 

Octobre 2001 
Site Internet sur les cas de 
jurisprudence LEg 

Les quatre bureaux de l'égalité du canton 
de Zurich présentent sur un site Internet 
la jurispmdence en matière de loi sur 
l'égalité. Sous www.gleichstellungsgesetz.ch, 
on ttouve une compilation de 57 cas ttaités 
à ce jour en matière de «discrimination 
dans la vie professionnelle». Les sanc-
tions se fondent soit sur la loi fédérale sur 
l'égalité entre femmes et hommes, soit 
sur le principe censtimtionnel de l'égalité 
salariale. Un classement clair par mots-clés 

(par ex. discrimination à l'embauche, harcè-
lement sexuel, plaintes des associations), 
par branche (par ex. administration et ser-
vices pubUcs, domaines du social et de la 
santé, hôtellerie), par instance et par année, 
permet de se repérer facilement. De plus, 
chaque cas qui a été réglé devant un tri-
bunal eu qui a trouvé une issue hors tri-
bunaux, est précédé d'un rappel de l'état 
actuel de la procédure, de son historique 
et d'un bref résumé. Unique en Suisse, 
cette compilation (disponible en allemand 
seulement) est mise à jour régulièrement. 

20 décembre 2001 
Rapport CEDAW sur l'égalité en Suisse: 
les disparités subsistent 

Selon le premier rapport suisse adopté 
par le Conseil fédéral sur l'application 
des accords de l'ONU visant à éliminer 
toute forme de discrimination de la femme 
(CEDAW), l'égalité entre femmes et hommes 
a progressé en matière de droits. Dans la 
pratique, cependant, selon les conclu-
siens du rapport, il reste encore beau-
coup à faire, car d'importantes disparités 
subsistent dans les domaines les plus di-
vers. C'est surtout dans les assurances 
sociales, le droit de la famille, le droit 
d'étabUssement et de séjour que les plus 
grands progrès ont été accomplis. Les dis-
parités subsistent dans la vie profession-
nelle, dans la répartition entre travail ré-
munéré et non rémunéré, ainsi que dans 
la participation à la vie politique. Ce rap>-
port (141 pages) peut être obtenu gratuite-
ment auprès du Bureau fédéral pour l'éga-
lité entre femmes et hommes, Schwarz-
torstr. 51, 3003 Beme, tél. 031 322 68 43, 
fax 031 322 92 81, ebg@ebg.odmin.ch. Sur 
Internet, il est disponible au format pdf 
sous: 
http: j/www.eda.admin.chlsub_dipl/f/home/ 
orgon/divl/humon/listrep.html#0051 

• Egalité des salaires 

13 novembre 2001 
Les inégalités salariales subsistent 

En moyenne, les salaires des femmes 
continuent à être inférieurs de 21.3% à 
ceux des hommes. La statistique la plus 
récente en matière de salaires de l'Office 
fédéral de la statistique (OFS) donne un 
résultat quasi identique à celui de 1998; 
l'écart était alors légèrement supérieur: 
21.5%. Dans le secteur privé, les femmes 
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gagnent en moyenne 21.5% de moins que 
les hommes; dans le secteur public, la dif-
férence est de 10.2%. La discrimination 
touche aussi bien des femmes très quali-
fiées que des femmes travaillant dans les 
branches à faible rémunération. Au ni-
veau de qualification le plus élevé, le sa-
laire mensuel bmt des femmes est en 
moyenne de 8288 francs, contre 10 303 
francs pour les hommes. Pour le travail 
moins qualifié, les disparités sont impor-
tantes: les femmes gagnent en moyenne 
3700 francs, les hommes environ 4500 
francs. 

23 janvier et 2 février 2002 
Aboutissement d'une plainte en matière 
de discrimination salariale 

Le nombre des plaintes dépesées contre 
des entreprises privées pour violation de 
la loi sur l'égalité est à ce jour peu élevé. 
Un nouveau cas s'y ajoute désormais. Et 
peur la première fois depuis l'entrée en 
vigueur de la loi sur l'égalité, une per-
sonne privée a réussi à gagner un procès 
intenté à une entreprise privée. Un juge-
ment en deuxième instance du Tribunal 
cantonal vaudois datant de juillet 2001 a 
été appliqué, l'entreprise incriminée ayant 
renoncé à porter le cas devant le Tribunal 
fédéral. 

En effet, une travailleuse de la métal-
lurgie avait accompli pendant plusieurs 
années le même travail que ses collègues 
masculins, mais peur un salaire inférieur 
de quelque 1000 francs par mois. L'em-
ployeur, une entreprise d'électricité, a re-
fusé d'entrer en matière sur une adapta-
tion salariale. L'employée qui, contraire-
ment à ses collègues masculins, était en 
possession d'un diplôme reconnu, a alors 
porté plainte pour violation de la lei sur 
l'égalité. En première instance, un juge-
ment a été prononcé en sa défaveur. Mais 
le tribunal de deuxième instance a consi-
déré comme clairement discriminatoire 
le fait que le salaire était inférieur de 
30 à 40% et a condamné l'employeur à une 
compensation de salaire de 20 000 francs. 

Par ailleurs, la plaignante a reçu un 
somme supplémentaire de 25000 francs, 
ainsi que le «Prix courage 2002», de la 
part de la revue «Der Beobachter» et a ain-
si été distinguée pour son combat assidu 
en faveur d'un même salaire pour un mê-
me travail. 

• AVS et LPP 

1 er février 2002 
Amélioration de la prévoyance vieillesse 

En matière de prévoyance profession-
nelle, la Commission consultative du Con-
seil national pour la sécurité et la santé 
(CSS) veut renforcer la situation des em-
ployés à temps partiel - dont une grande 

majorité de femmes - et des personnes 
ttavaillant dans les secteurs à faible revenu. 
Ainsi, suivant l'avis de la majorité (16 voix 
contre 5), toute personne disposant d'un 
salaire annuel de plus de 12 360 francs, 
devrait pouvoir bénéficier désormais du 
deuxième pilier. Aujourd'hui, le seuil 
d'accès se situe à 24 720 francs. 

Si ce modèle obtient les faveurs du Par-
lement, presque la moitié des femmes 
exerçant une activité professionnelle et 
environ 35% des hommes seraient mieux 
assurés par le biais du deuxième pilier. Le 
coût prévisible de cette révision est de 
l'ordre de 885 millions de francs. 

L'Union syndicale suisse a d'ores et déjà 
annoncé un référendum. 

• Assurance-maternité 

3 septembre 2001 
Rejet des modèles proposés par le 
Conseil fédéral 

Lors de la procédure de consültation, 
les propositions émises par le Conseil fé-
déral en vue d'un congé-matemité finan-
cé par les employeurs se sent heurtées à 
une large opposition. Pour le PRD, le PDC 
et le PS, les deux variantes ne sont pas as-
sez ambitieuses et l'UDC insiste sur un 
congé-matemité de huit semaines. Tous 
s'accordent à dire que la durée du congé-
matemité devrait être la même pour toutes 
les femmes et que son financement de-
vrait se faire principalement par le biais 
de l'assurance perte de gain (APG). 

Selon la première variante, échelon-
née, du Conseil fédéral, la mère bénéfi-
cierait pendant huit semaines du plein 
salaire au cours des première et deuxième 
années de service, le maximum de 14 se-
maines étant atteint avec la huitième 
année de service. La deuxième variante 
prévoit le plein salaire pendant douze se-
maines (voir la chronique dans «Ques-
tions au féminin» 2.2001). 

21 novembre 2001 
Le Conseil fédéral renonce à ses 
propositions 

Après le rejet massif de ses proposi-
tions, le Conseil fédéral veut combler 
aussi rapidement que possible cette lacu-
ne en matière d'assurance-matemité. Il 
renonce donc à son propre modèle et 
plaide en faveur de l'initiative parlemen-
taire «Triponez» qui bénéficie d'un large 
consensus dans l'ensemble des partis. La 
proposition du Conseiller national libéral 
et président de l'Union syndicale suisse, 
Pierre Triponez et des Conseillères natio-
nales Jacqueline Fehr (PS, ZH), Ursula 
Haller (UDC, BE) et Thérèse Meyer (PDC, 
FR) demande un congé-matemité de 14 
semaines qui soit financé entièrement 
par les APG. Les mères devraient pouvoir 

bénéficier d'une compensation de salaire 
de 80% - tout comme les personnes as-
treintes au service militaire. Cette solu-
tion supposerait une augmentation des 
cotisations APG de 0.3 à 0.5% dès l'année 
2009. (Voir aussi: 3 septembre 2001) 

23 novembre 2001 
Perspectives favorables pour le modèle 
Triponez 

Par 17 voix contre 5 et deux absten-
tions, la Commission du Conseil national 
peur la sécurité sociale et la santé (CSS) 
se prononce en faveur de l'initiative du 
Conseiller national Pierre Triponez (PRD, 
BE). (Voir aussi: 21 novembre 2001). 

29 novembre 2001 
Le congé-maternité bientôt réalité? 

Le Conseil national adhère lui aussi, à 
une grande majorité, au modèle Trip)onez: 
par 124 voix contre 36. Ainsi les perspec-
tives de réalisation d'un congé-matemité 
ancré dans la loi sont à nouveau tan-
gibles. La Commission consultative va 
maintenant élaborer un projet de loi 
dans ce sens. (Voir aussi: 21 novembre) 

• Droit civil: majorité, mariage, divorce 

9 novembre 2001 
Premières modifications du droit 
du divorce 

L'initiative parlementaire de la Con-
seillère nationale libérale Lili Nabhelz 
(ZH) demande que les époux puissent de-
mander le divorce au bout de deux ans de 
séparation déjà, et non plus quatre. La 
Commission des affaires juridiques du 
Conseil national est du même avis: par 14 
voix contte 5 (et 3 abstentions), elle plaide 
aussi en faveur d'un raccourcissement de 
la période de séparation, donc d'une mo-
dification du nouveau droit du divorce, 
entré en vigueur le 1er janvier 2000. 

En cas d'opposition au divorce par l'un 
des conjoints, le mariage ne peut être dis-
sout, selon le droit en vigueur, que si les 
époux ont vécu séparément pendant 
quatre ans au préalable. Des exceptions 
ne sont possibles qu'en cas de raisons 
graves. Selon la majorité de la Commis-
sion, cette réglementation contient le 
risque d'une mise sous pression mumelle 
des époux. La minorité de la Commis-
sion, par contre, estime qu'une modi-
fication ne sé justifie pas et renvoie à la 
jurispmdence qui, aujourd'hui déjà, tend 
à une application moins stricte de l'ar-
ticle controversé. 
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I Chronique des événements au féminin 

I • Droit de la nationalité 

21 septembre 2001 
Autorisation d'établissement des 

épouses étrangères 

Par 108 voix contre 55, le Conseil na-
tional maintient le droit d'établissement 
autonome des épouses étrangères après 
dissolution du mariage. L'initiative par-
lementaire de la Conseillère nationale 
Christine Goll (PS, ZH) demandait en effet 
une modification de la loi sur la nationa-
lité, selon laquelle un droit de séjour et 
d'établissement autonome et indépendant 
de l'état civil des migrantes qui souhaitent 
se séparer de leur époux violent - et rési-
dant en Suisse - devait faire l'objet d'un 
examen. 

Aujourd'hui, la situation juridique se 
présente comme suit: les conjoints étran-
gers 'de Suisses ou Suissesses perdent 
généralement, sous réserve des cas 
extrêmes, leur droit d'établissement dans 
les cinq ans qui suivent le divorce. Pour 
les épouses d'étrangers bénéficiant d'un 
permis d'établissement, le simple fait 
qu'elles quittent le domicile conjugal, 
suffit à les en priver Les victimes de vio-
lences domestiques sont donc quasiment 
obligées de rester auprès du conjoint 
violent. 

Contrairement au Conseil national, le 
Conseil des Etats n'était pas entré en ma-
tière sur cette proposition lors de la ses-
sion de juin 2001, arguant du fait que le 
problème pourtait être résolu dans le 
cadre de la révision totale de la loi sur les 
étrangers. 

21 novembre 2001 

Expulsion après divorce 

La Commission pohtique du Conseil 
des Etats estime qu'il n'est pas non plus 
urgent d'améliorer le droit de séjour des 
conjoints étrangers après un divorce, les 
cas sévères pouvant être pris en compte 
aujourd'hui déjà par la police des étran-
gers des cantons. Par 8 voix contre 2 et 2 
abstentions, la Commission propose pour 
la deuxième - et demière - fois de rejeter 
la proposition du Conseil national. La 
Chambre basse va donc devoir se pencher 
à nouveau sur la proposition. 

7 décembre 2001 
Renvoi sine die du projet 

Le Conseil aux Etats se range à une mo-
tion d'ordre de la Conseillère aux Etats 
Erika Forster (PRD, SG) et renvoie ainsi 
sine die l'examen de l'iiUtiative parlemen-
taire de la Conseillère nationale Christine 
Goll. La proposition ne sera discutée que 
lorsque le projet de la nouvelle loi sur les 
étrangers, annoncé par le Conseil fédé-
ral, sera soumis au Conseil des Etats. (Voir 
aussi; 21 septembre et 21 novembre) 

• Intégrité sexuelle / Violence contre 

les femmes 

30 novembre 2001 
Interdiction faite aux auteurs de vio-

lences de réintégrer le domicile 

Le Parlement du canton de St-Gall a vo-
té un droit d'expulsion unique en Suisse 
et a adopté une loi qui habilite la police 
à interdire temporairement le domicile 
aux auteurs de violences, dans le but d'as-
surer la protection des proches. Comme 
dans les autres cantons, la police ne pou-
vait jusqu'alors jouer qu'un rôle de conci-
liation et de médiation en cas de vio-
lences. Fait nouveau, elle peut désormais 
retirer les clés de l'appartement aux au-
teurs de violences et les éloigner de la fa-
mille pendant un maximum de dix jours. 
Par cette mesure, le Grand conseil saint-
gallois veut démontrer que l'Etat ne tolère 
aucune violence et que l'intervention est 
destinée au fauteur de troubles et non à 
la victime. Cette nouvelle loi de la police 
saint-galloise doit entrer en vigueur vers 
la mi-2002 eu à la fin de l'année. 

En Autriche, depuis près de cinq ans 
déjà, les maris, pères ou partenaires vio-
lents peuvent être interdits d'accès au do-
micile pour une durée limitée. En Suisse, 
des modèles similaires sont en discussion 
aussi dans les cantons d'Appenzell Rhodes-
Extérieures, Bâle-Ville, Beme et Zurich. 
Par ailleurs, lors de sa session d'été de l'an 
demier, le Conseil national a approuvé 
une initiative parlementaire visant à ins-
taurer une loi de protection contre la vio-
lence (voir la chronique dans «Questions 
au féminin» 2.2001). 

• Interruption de grossesse 

15 octobre 2001 
Non à l'initiative «Pour la mère 

et l'enfant» 

A l'unanimité, la Commission des af-
faires juridiques du Conseil national re-
jette l'initiative populaire «Pour la mère 
et l'enfant», se ralliant ainsi à l'avis du 
Conseil fédéral et du Conseil des Etats. 
Munie de 105000 signatures valables, cette 
initiative avait été présentée à fin 1999 
par l'association «Aide suisse pour la mère 
et l'enfant»; elle prévoit une interdiction 
quasi-totale de l'intermption de grossesse, 
(voir aussi les chroniques dans «Ques-
tions au féminin» 1.2001 et 2.2001) 

29 novembre 2001 
Le Conseil national lui aussi contre 

l'interdiction d'avortement 

Par 139 contre 7 voix, le Conseil natio-
nal se prononce aussi en deuxième ins-
tance contre une interdiction généralisée 
de l'intermption de grossesse, rejetant 
ainsi clairement l'initiative «Pour la mère 

et l'enfant» (voir 15 octobre 2001). Lors 
de la session d'été, le Conseil des Etats 
avait déjà rejeté à l'unanimité l'initiative; 
celle-ci sera donc soumise au peuple le 
2 juin 2002. En même temps, le régime 
du délai, élaboré par le Parlement et qui 
a été contesté par référendum, sera soumis 
au vote. Le régime du délai a pour but 
d'atteindre la dépénalisation de principe 
de l'intermption pendant les douze pre-
mières semaines. 

Au cas où et le régime du délai et l'ini-
tiative sont acceptés, c'est l'initiative qui 
entrera en vigueur, car elle représente un 
projet de loi constitutionnel. 

3. Education et Science 

19 décembre 2001 
Limite d'âge pour les bourses d'aide à la 

recherche 

Le Fonds national suisse a supprimé la 
limite d'âge peur les femmes souhaitant 
bénéficier d'une bourse de recherche. 
Dans un premier temps, cette réglemen-
tation, destinée à encourager les femmes 
à se lancer dans une carrière scientifique, 
s'appliquera pendant deux ans. Jusqu'ici, 
la limite d'âge était fixée à 33 ans peur les 
jeunes chercheuses et chercheurs et à 35 
ans pour les personnes chevronnées. 

4. Egalité au travail et 

dans la famille 

6 novembre 2001 
Conditions de travail précaires 

Selon une étude de Caritas Suisse, en-
viron 10% de l'ensemble des conditions 
de travail en Suisse sont à qualifier de 
précaires: parmi les 4.2 millions de per-
sonnes exerçant une activité profession-
nelle, plus de 400 000 sont sans sécurité 
sociale, sans perspectives de continuité 
et sans garantie d'emploi. Plus de deux 
tiers d'entre elles sont des femmes. Des 
éléments dits de précarité caractérisent 
surtout le travail temporaire, les contrats 
de travail de durée limitée, le travail sur 
appel eu le travail à temps partiel. 

L'étude souligne en particulier que la 
sécurité sociale des femmes n'est garan-
tie que de manière insuffisante. Ainsi une 
femme sur six travaille aujourd'hui dans 
des conditions difficiles, car elle doit re-
noncer aux sécurités usuelles prévues 
par le contrat de travail. Deux exemples: 
une personne qui travaille moins de huit 
heures par semaine, n'est pas assurée 
centre les accidents de travail non-pro-
fessionnels; une personne qui gagne 
moins de 24 720 francs par année ne peut 
se constituer un deuxième pilier. 
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chronique des événements au féminin 

Les auteur-e-s de l'étude, Simone Pro-
dolliet et Carlo Knöpfel, se fondent aussi 
bien sur des cas particuliers que sur des 
analyses spécifiques des statistiques de 
l'emploi de l'Office fédéral de statistique. 

Rapports de tj'ovoil précaires en Suisse. Une 
prise de position de Caritas Suisse. Prise de po-
sition 9, e'ditions Contas Luceme, 397 pages, 
22 francs. Commandes: tel 041 419 22 22. 

14 janvier 2002 
Campagne'«Fairplay-at-home» 

Sous la devise «Fairplay-at-home», le Bu-
reau fédéral peur l'égalité entre femmes 
et hommes lance une campagne destinée 
essentiellement à sensibiliser les jeunes 
couples et parents à un nouveau modèle de 
rôles, les incitant à prendre conjointement 
la responsabilité du travail domestique, 
familial et professionnel. Une brochure 
assortie d'un questionnaire, de conseil 
avisés et d'adresses utiles a été élaborée 
auteur de la thématique par le Bureau de 
l'égalité et une page Intemet a été ouverte. 

Dans le cadre de la campagne, une étude 
de Silvia Stmb et Tobias Bauer du BASS 
(Büro fiir arbeits- und sozialpolitische Stu-
dien) a été publiée. A partir de données 
provenant des statistiques de l'emploi, 
l'analyse a porté sur la répartition entre 
les sexes du travail rémunéré et non ré-
munéré. L'Office fédéral de la statistique 
a enquêté auprès de quelque 17 000 mé-
nages pour savoir quel avait été le volume 
de travail domestique et familial accompli 
la veille de l'enquête. Résultat: le temps 
hebdomadaire consacré par les femmes 
est en moyenne de 34 heures, celui des 
hommes de 18 heiues. 

L'e'tude «Répartition du travail entre les 
sexes. Etat des lieux» de Silvio Strub et 
Tobias Bouer, la brochure «Fairploy-ot-home», 
ainsi qu'un set de cartes postales et des auto-
collonts peuvent être téléchargés ou comman-
dés sous: www.fairplay-at-home.ch 

16 janvier 2002 
Dossier bénévolat 

Toute personne qui s'engage dans un 
travail bénévole, doit pouvoir en attester 
par un document officiel lors d'une re-
cherche d'emploi. Le nouveau dossier bé-
névolat suisse remplace désormais les 
certificats spécifiques délivrés par les ins-
tances régionales et les organisations de 
bénévoles. C'est un document permet-
tant d'encourager et de valoriser systé-
matiquement le travail bénévole et ho-
norifique; les principaux bénéficiaires en 
sont les femmes qui reprennent une ac-
tivité professionnelle et les jeunes dont le 
parcours professionnel est lacunaire. 

Le dossier se présente sous la forme 
d'un portefeuille personnel et doit reflé-
ter le genre et la fonction du travail bé-
névole, ainsi que le volume de temps qui 
lui a été consacré. Il a été développé par 

le Fomm lYV Suisse, une association 
créée lors de r«International Year of Vo-
lunteers» et présidée par l'ancienne Con-
seillère nationale lucemoise Judith Stamm. 

Le dossier bénévolat, ossorti d'un guide et de 
/onnuloires de références, peut être commandé 
au prix de 5 francs chez: Groupe Romond de 
Proïnotion du ße'ne'volot, Secre'tariot, Moupos 
49,3004 Lousanne,/ax 023 646 3897, E-Mail: 
action.benevole@span.ch (commandes e'crites 
uniquement). D'outrés in/ormotions sous: 
www. dossier-benevolo t. ch 

22 février 2002 
Programme d'impulsion de la 
Confédération pour une augmentation 
des places d'accueil pour les enfants 

La création de stmctures d'accueil pour 
les enfants doit être encouragée par des 
fends de la Confédération. La Commission 
pour la sécurité sociale et la santé (CSS) 
du conseil national a élaboré un projet de 
lei dans ce sens, qui a été adopté par 14 
voix centre 3 et 2 abstentions. Le projet 
est dû à une initiative parlementaire de 
Jacqueline Fehr (PS, ZH), que le Conseil 
national avait approuvé au printemps 
2001. Le programme d'impulsion, limité 
à une durée de 10 ans, prévoit un finance-
ment d'impulsion d'équipements de prise 
en charge par les communes. La Confédé-
ration aura ainsi l'obligation d'investir 
un maximum de 100 millions de francs 
par année dans de nouvelles stmctures 
d'accueil - crèches, garderies, écoles de 
jour, accueils-repas, etc. - avec pour ob-
jectif de doubler le nombre des places 
d'accueil dans les prochaines années en 
les faisant passer de 120 000 à 160 000. 

Dans un premier temps, le projet sera 
soumis au Conseil fédéral peur une prise 
de position, puis ce sera au Conseil na-
tional de se prononcer. 

5. Autres thèmes 

17 janvier 2002 
Augmentation du nombre de femmes 
sur le marché du travail 

En Suisse, la population active conti-
nue d'augmenter Cette évolution est due 
à une recmdescence du travail féminin et 
à l'augmentation de l'immigration étran-
gère. Les chiffies publiés par l'Office fé-
déral de la statistique pour l'année 2000 
révèlent un accroissement de 2.1% des 
femmes actives, ce qui équivaut à 29 000 
femmes dent 6000 immigrées. 

4 février 2002 
Baisse des mariages et des naissances 

En 2001, il y a eu environ 12% de ma-
riages en moins que l'année précédente. 
Selon l'Office fédéral de la statistique 
(OFS), le nombre des mariages a chuté de 
40 000 à 35 000. La demière baisse simi-
laire avait été enregistrée au début de la 
première guerre mondiale. 

En comparaison avec l'année précédente, 
le nombre des naissances a aussi forte-
ment régressé: un total de 735 000 en-
fants sont nés, ce qui correspond à une 
diminution de 6%. Selon l'OFS, i l y a eu 
moins de naissances pour tous les mois 
de l'année par rapport à l'année précé-
dente. Peur la première fois, la propor-
tion de femmes non mariées qui mettent 
un enfant au monde a dépassé le seuil 
des 11%. 

« 
16 février 2002 
Décès de Marga Bührig 

La théologienne et féministe Marga 
Bührig est décédée à l'âge de 86 ans. 
Considérée en Suisse comme une som-
mité en matière de théologie, elle avait 
été l'une des fondatrices de la Fédération 
suisse des femmes protestantes et des 
Femmes pour la paix. En 1998, Marga 
Bührig avait reçu le titre de Dr honoris 
couso de l'Université de Bâle. Elle avait 
publié entre autres «Die unsichtbare Frau 
und der Gott der Väter» et son autobio-
graphie féministe «L'avenir de l'homme, 
une voix prophétique» (titre original: 
«Spät habe ich gelemt, geme Frau zu 
sein»). 

Troduction: Anne-Christine Kosser-Souvin 

Anne Sciavilla est juriste. 
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Cronaca della parità 

Cronaca della parità: 
da settembre 2001 a febbraio 2002 
di ANNE SCIAVILLA 

A partire da questo numéro la «Cronaca 
dello parità» si présenta in veste nuovo. Il ri-
gorose ordine cronologico ioscio il posto o 
un roggmppomento temotico degli eventi. 
Inoltre, d'oro innanzi la Cronaca sarà dispo-
nibile anche in intemet. Bosta visitare il sito 
www.com/em.ch e cliccore !o rubrico «Storia 
dello poritd» per trovare tutte le registrozioni 
a partire dal gennaio de! 2003. 

Panoramica 

1. Politica / partecipazione politica 
2. Diritto 
r Parità didiritti tra doiina e uomo / 

politica délia parità 
- Parità salariale ' 
- AVS e LPP 
- Assicurazione maternità ' . 
- Diritto civile: (Câpacità civile, 

maitrimoriio, diyprzio 
- Diritto della cittadinanza 
- iiitégrità sessûàle / violenza contre 

• lé donné - " v . 
-,-Interriizione deÙagravidanza 
- Moi settori dei diritto ' 
3. Formazioneé scienza -
4. Pari opportunità nella professione 

ein famiglia 
5. AItriteml 

T. Politica / partecipazione 
politica 

26 novembre 2001 

Una nuova présidente per il Consiglio 
nazionale 

Il Parlamento elegge la socialdemocra-
tica Liliane Maury Pasquier di Ginevra 
alla carica di présidente del Consiglio na-
zionale. Maury Pasquier succède al consi-
gliere nazionale Peter Hess (PPD) di Zuge. 
È la sesta donna e nel contempo la prima 
romanda ad assumere questa carica. 

30 novembre 2001 

Promozione delle pari opportunità in 
politica 

Il Consiglio fédérale intende creare una 
base legale peter realizzare campagne 
d'informazione e sensibilizzaziene prima 
delle elezioni al Consiglio nazionale. 
Questa innovazione dovrebbe essere in-

tredotta nell'ambite della cerrente revi-
sione parziale della legge fédérale sui di-
ritti pelitici. Una formulazione possibili-
sta dovrebbe ces! consentire alla Confe-
derazione di promuovere la partecipa-
zione al voto e le candidature femminili 
mediante una campagna. Con questa mi-
sura il Consiglio fédérale vuole contri-
buire a rendere più equilibrata la rappre-
sentanza dei sessi in Parlamento. None-
stante il fallimente dell'iniziativa sulle 
quête nella votazione pepelare del marzo 
2000 e il rigetto di due iniziative parla-
mentari sull'introduziene di quote per i 
sessi sulle liste elettorali permane per il 
legislatere il mandate cestituzionale di 
assicurare uguaglianza di fatto tra i sessi. 

15 febbraio 2002 

Una commissione del Consiglio 
nazionale sostiene la proposta del 
Consiglio fédérale 

La Confederazione deve avère la com-
petenza di realizzare campagne informa-
tive prima delle elezioni al Consiglio na-
zionale. Con 12 voti centre 11 e 2 asten-
sieni la Commissione delle istimzioni po-
litiche (CIP) del Consiglio nazionale ha 
approvato di stretta misura l'inserimen-
te di una disposizione in tal senso nella 
legge fédérale sui diritti pelitici. Essa si 
associa pertanto al Consiglio fédérale nel 
ritenere questa misura necessaria per pro-
muovere le pari opportunità fra donne e 
uomini in politica, e ribadisce la neces-
sità di prendere sui série il mandate cesti-
tuzionale di realizzare la parità. 

2. Diritto 

• Parità di diritti tra donna e uomo / 
politica della parità 

ottobre 2001 

Sito web sulla casistica giudiziaria 
inerente alla LPar 

In un apposite sito web i quattro uffid delle 
pari opportunità attivi nel Cantone Zunge 
documentano la giurispmdenza inerente 
alla LPar. Sotte www.gleichstellungsgesetz.ch 
è reperibile una raccolta dei casi giudi-
ziari (al mémento 57) sui tema della di-
scriminazione nella vita professionale re-
gistrati nel Cantone Zurigo. Le sentenze 
si basane sulla legge fédérale sulla parità 

dei sessi e/o sui principio costituzionale 
della parità salariale. La decumentazione 
è stmtturata in modo chiare seconde i 
concetti chiave (p. es. discriminazione al 
momento dell'assunzione, melestie ses-
suali, azieni intentate da organizzazioni), 
i rami economic! (p. es. amministrazione 
e servizi pubblici, settore sociale e sanita-
rio, ristorazione), l'istanza e l'anne. Inoltre, 
per ogni caso cenclusosi con una decisione 
del giudice e un accordo extragiudiziale, 
viene indicate le stato attuale e la croni-
storia del procedimento, il tutto prece-
duto da una brève sintesi. La raccolta è 
unica in Svizzera e verrà costantemente 
aggiomata. 

20 dicembre 2001 

Rapporto CEDAW sulla parità in Svizzera: 
ancora moite differenze 

II Consiglio fédérale appreva il primo 
rapporto della Svizzera sull'attuazione 
della Convenzione dell'ONU sull'elimina-
ziené di ogni discriminazione nei confron-
ti della donna (CEDAW). Seconde queste 
rapporto la parità tra donna e uomo è 
progredita in campo giuridico. Riguardo 
alla parità di fatto esso constata tuttavia 
che rimane ancora molto da fare. Nei va-
ri ambiti di vita permangene infatti gran-
di differenze tra i sessi. Riguardo alla pa-
rità giuridica i progressi sono stati com-
piuti in particolare nel campe del diritto 
delle assicurazioni sociali, del diritto del-
la famiglia e nel campo del domicilio e 
della dimora. Sempre secondo il rappor-
te centinuano invece a sussistere grandi 
differenze nella vita professionale, nella 
distribuzione del lavoro retribuito e non 
retribuito, nonché per quanto conceme 
la partecipazione alla vita politica. Il rap-
porte (157 p.) è ottenibile gratuitamente 
presse: Ufficio fédérale per l'uguaglianza 
fra donna e uomo, Schwarzterstrasse 51, 
3003 Berna, tel. 031 322 68 43, fax 031 
322 92 81, e-mail; ebg@ebg.admin.ch. Esse è 
inoltre disponibile nel formate PDF 
anche in intemet all'indirizzo; 
http://www.eda.admin.ch/sub_dipl/i/home/ 
orgon/divl/humon/listrep.html#0051 
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• Parità salariale 

13 novembre 2001 
Le disparità salariali permangono 

Le donne guadagnano tuttora media-
mente il 21.3 percento in meno degli uo-
mini. L'ultima rilevazione dei salari ef-
fetmata dall'Ufficio fédérale di statistica 
(UST) per il 2000 mostra un quadro simi-
le a quelle già registrate nel 1998, quan-
do la differenza era di poco superiore, os-
sia i l 21.5 percento in meno degli uemi-
ni. Nell'ecenomia privata le donne gua-
dagnavane mediamente il 21.5 percento 
in mené degli uomini, mentre nel setto-
re pubblico la differenza era del 10.2 per-
cento. La discriminazione colpisce sia le 
donne altamente qualificate, sia le donne 
artive nei settori con salari bassi. Al mas-
sime livello di qualificaziene lo stipendie 
lordo mensile delle donne era media-
mente di 8288 franchi, quelle degli uo-
mini per contre di 10 303 franchi. Anche 
per i lavori poco qualificati si registrano 
grandi differenze: le donné guadagnava-
no mediamente 3700 franchi, gli uomini 
circa 4500 franchi. 

23 gennaio e 2 febbraio 2002 
Successo di una causa per disparità 
salariale 

È rare che vengano intentate azieni 
giudiziarie contre ditte private per viola-
ziene della legge sulla parità dei sessi. Ma 
ora a esse se ne aggiunge una. Infatti, per 
la prima volta dall'entrata in vigore di 
questa legge, una persona è riuscita a vin-
cere una causa contre un'impresa priva-
ta. Una sentenza di seconda istanza pro-
nunciata dal tribunale cantonale vodese 
nel luglie 2001 è infatti cresciuta in giu-
dicato, date che la ditta cendannata ha ri-
nunciate a ricorrere al Tribunale fédéra-
le. 

Ecco gli estremi: una donna impiegata 
come lavoratrice metalmeccanica aveva 
per anni svelto la stessa attività dei celle-
ghi uomini pur non percepende le Stesse 
salarie: lei guadagnava beii 1000 franchi 
in meno al mese. Il datore di lavoro, una 
ditta elettrotecnica, non era assoluta-
mente disposte a cempensare questa dif-
ferenza. La dipendente, che contraria-
mente ai coUaberatori maschili peteva 
vantare un diploma di specializzaziene 
ricenosciute, ha perciô intentate una 
causa per violazione della legge sulla pa-
rità dei sessi. La prima istanza ha respin-
to la sua richiesta. La seconda istanza ha 
invece deciso diversamente: reputando 
chiaramente discriminaterie il fatto che 
la ricorrente guadagnasse un 30 a 40 per-
cento in meno, ha cendannate il datore 
di lavoro a pagarle 20 000 franchi per il 
salarie sottrattole. 

La ricorrente ha inoltte ricevuto altri 
25 000 franchi e il «Prix Courage 2002» 

dalla rivista svizzerotedesca Beobachter, 
che veleva in tal mode premiare la sua 
tenace letta a difesa del principio di un 
salarie uguale per un lavoro uguale. 

• AVS e LPP 

1° febbraio 2002 
Una migliore previdenza per la vecchiala 

La Commissione della sicurezza socia-
le e della sanità del Consiglio nazionale, 
incaricata dell'esame preliminare, vuole 
rafferzare nel campe della previdenza 
professionale la posizione delle persone 
che lavorano a tempo parziale - princi-
palmente donne - e delle persone attive 
nei settori con bassi salari. Stande alla 
maggieranza (16 voti contre 5) dovrebbe 
d'era innanzi essere assicurate tramite il 
seconde pilastre chi percepisce un sala-
rie annuo di oltre 12 360 franchi. Oggi 
la soglia di assoggettamento si sima a 
24 720 franchi. 

Se queste medello dovesse incentrare i 
favori del Parlamento, un 50 percento 
delle donne e un 35 percento degli uomi-
ni professionalmente attivi fmirebbere 
di una migliore previdenza tramite il se-
condo pilastre. I costi preventivati per 
questa revisione ammentane a 885 mi-
lioni di franchi. 

L'Uniene svizzera delle arti e mestieri 
ha già annunciato il référendum. 

• Assicurazione maternità 

3 settembre 2001 
i modelli del Consiglio fédérale non 
ottengono consensi 

I modelli elaborati dal Consiglio fédé-
rale per un congedo di matemità finan-
ziate dai datori di lavoro si scontrane con 
un rifiute generale nell'ambite della con-
sultazione. Per il PLR, il PPD e il PS en-
trambi i modelli sono insufficienti, men-
tre l'UDC insiste sull'introduziene di un 
congedo maternità di 8 settimane. Unità 
di vedute régna invece sui fatto che il con-
gedo deve essere della stessa durata per 
tutte le donne e che deve essere finan-
ziato tramite le indennità di perdita di 
guadagno (IPG). 

Seconde i l primo medello scalare del 
Consiglio fédérale la madré avrebbe rice-
vuto nel prime e nel seconde anno di ser-
vizio l'intero salarie per 8 settimane; il 
massime di 14 settimane le avrebbe rag-
giunto nell'ottave anno di servizio. 11 se-
condo medello prevedeva il pagamente 
^ell'intere salarie per 12 settimane (v. 
Cronaca in «Question! femminili» 2.2001). 

21 novembre 2001 
il Consiglio fédérale rinuncia a un 
proprio progetto 

Date che le sue proposte sono State re-
spinte a maggieranza, il Consiglio fédé-
rale rinuncia a presentare un ulteriere 
progetto, ma vuole nendimeno colmare 
il più preste possibile le lacune nella pre-
teziene della matemità. Perciô sostiene 
l'iniziativa Parlamentäre interpartitica 
«Triponez». Queste progetto del consi-
gliere nazionale libérale-radicale bernese 
nonché présidente dell'Unione svizzera 
delle arti e mestieri Piene Triponez (PS, 
ZH) e delle censigliere nazionali Jacqueline 
Fehr (PS, ZH), Ursula Haller (UDC, BE) e 
Thérèse Meyer (PPD,' FR) chiede un con-
gedo matemità di 14 settimane intégral-
mente a carico delle indennità di perdita 
di guadagno (IPG). La perdita di guadagno 
dovrebbe ces! essere rimborsata aile ma-
dri - come d'altronde aile persone che 
prestano il servizio militare - in ragione 
dell'80 percento. Questa soluzione com-
porta un aumento del contributo per le 
indennità di perdita di guadagno dalle 
0.3 aile 0.5 percento a partire dal 2009 (v 
anche: 3 settembre 2001). 

23 novembre 2001 
Buone prospettive per il modello 
Triponez 

Con 17 voti contre 5 e 2 astensieni la 
Commissione della sicurezza sociale e 
della sanità (CSS) del ConsigUo nazionale 
si pronuncia in favore dell'iniziativa del 
censigliere nazionale Pierre Triponez 
(PLR, BE) (v. anche: 21 novembre 2001). 

29 novembre 2001 
Congedo maternità a portata di mano 

Nella sessione invemale anche il Con-
siglio nazionale appreva, con 144 voti 
contre 36, a larga maggieranza il medel-
lo Triponez. La realizzazione di un con-
gedo matemità pagate, regelate dalla leg-
ge, si awicina. La commissione incarica-
ta dell'esame preliminare elaborerà era il 
relative disegne di legge (v. anche: 21 no-
vembre). 

• Diritto civile: capacità civile, 
matrimonio, divorzio 

9 novembre 2001 
Prime corfezioni del diritto del divorzio 

l coniugi devone peter awiare l'azione 
di divorzio già dope una separazione del-
la durata di due anziché di quattro anni. 
È quanto chiede un'iniziativa Parlamen-
täre della censigliera nazionale Lili 
Nabhelz (PLR, ZH). La Commissione degli 
affari giuridici del Consiglio nazionale 
condivide questa opiniene: con 14 voti 
contre 5 e 3 astensieni si pronuncia pure 
per una riduziene del période di separa-
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zione, e, pertanto, per una modifica del 
nuevo diritto del divorzio enttato in vi-
gore il 1° gennaio 2000. 

Seconde il diritto vigente, quando un 
coniuge si oppone al divorzio l'unione con-
iugale puô essere sciolta di principio so-
lo se i coniugi sono prima vissuti separa-
ti per almeno quattro anni. Seno consen-
tite delle eccezieni solo in presenza di 
motivi gravi. Seconde la maggieranza 
della Commissione questa regolamenta-
zione comporta il pericolo che i coniugi 
esercitine reciprocamente delle pressioni. 
Di diverse parère è la minoranza della 
Commissione: essa ritiene inopportuna 
una correzione, ritenendo che già oggi la 
giurispmdenza tende a interpretare in 
modo meno rigide l'articelo centestato. 

• Diritto della cittadinanza 

21 settembre 2001 
Permesso di dimora per mogli straniere 

Con 108 veti centre 55 i) Consiglio na-
zionale mantiene un diritto autonome di 
dimora per le mogli straniere dopo lo 
scioglimento dell'uniene coniugale. Le 
spunto per esprimersi in merito era of-
ferte dall'iniziativa Parlamentäre della 
consignera nazionale Christine Gell (PS, 
ZH), che chiedeva una modifica della leg-
ge sulla cittadinanza. Si trattava infatti di 
esaminare la possibihtà di concedere un 
diritto autonomo di dimora e di lavoro al-
le migranti intenzienate a separarsi dal 
lere marito violente che vive in Svizzera. 

La situazione giuridica è atmalmente la 
seguente: oggi le mogli straniere di sviz-
zeri 0 i mariti stranieri di svizzere perdo-
ne di principio il diritto di dimora se il di-
vorzio awiene entre cinque anni (riser-
vati i casi di rigore). Per le megli di stra-
nieri con permesso di domicilio è suffi-
ciente l'abbandene della comuniene de-
mestica. Le vittime della violenza dome-
stica si vedono perciô costrette a resiste-
re presso il marite violente. 

Contrariamente al Consiglio naziona-
le, nella sessione del mese di giugno del 
2001 il Consiglio degli Stati non era en-
trate nel merito di queste atto Parlamen-
täre, ritenendo che il preblema potesse 
essere discusse nell'ambito della revisio-
ne totale della legge sugli stranieri. 

21 novembre 2001 

Espulsione dopo il divorzio 

Anche la Commissione delle istituzio-
ni poUtiche del Consiglio degli Stati non 
ritiene urgente migliorare il diritto di di-
mora delle coniugi e dei coniugi stranie-
ri dopo un divorzio. Essa adduce l'argo-
mento che i casi di rigore seno già oggi 
considérât! dalle polizie cantonali degli 
stranieri. Con 8 voti centre 2 e 2 asten-
sieni la Commissione chiede perciô per la 

seconda volta - e pertanto in modo defi-
nitive - di respingere l'atto del Consiglio 
nazionale. La Camera alta dovrà dunque 
chinarsi ancora una volta su di esso. 

7 dicembre 2001 
Aggiornamento per l'atto paHamentare 

Il Consiglio degli Stati dà seguito a una 
mozione d'ordine della censigliera agli 
Stati Erika Forster (PLR, SG) e sespende la 
ttattazione dell'iniziativa Parlamentäre 
della consignera nazionale socialdemo-
cratica zurighese Christine Coll. Essa 
sarà discussa nuevamente sole quando 
giungerà dinanzi al Consiglio degli Stati 
l'annunciato progetto del Consiglio fédé-
rale per una nuova legge sugli stranieri (v. 
anche: 21 settembre e 21 nevémbre). 

• Integrità sessuale / violenza contro le 

donne 

30 novembre 2001 
Divieto di accesso all'abitazione per 

gli uomini violenti 

Il Parlamente cantonale sangallese ha 
deciso di introdurte un diritto di allonta-
namento dall'abitazione unico in Svizze-
ra approvando la relativa legge. Questa 
legge autorizza la pelizia ad allontanare 
transiteriamente dal proprio alloggio, 
per meglio proteggere i famigliari, gli uo-
mini che si abbandenano alla violenza 
domestica. Nei casi di violenza demestica 
la pelizia sangallese - come d'altronde 
quella di altri cantoni - peteva finora in-
tervenire solo per concihare e mediare. 
D'era innanzi potrà privare questi uomi-
ni violent! delle chiavi di casa e tenerli 
lontani dalla famiglia per dieci giomi al 
massime. Con questa misura il Gran con-
siglio sangallese vuole dimostrare che lo 
State non toUera la violenza e che l'in-
tervente deve colpire la persona che di-
sturba e non la vittima. La nuova legge 
sangallese sulla pelizia entrerà in vigore 
a metà o alla fine del 2002. 

In Austria è già possibile da circa cin-
que anni allontanare dalle abitazieni per 
un période limitate i mariti, padri di fa-
miglia e partner violenti. Modelli simili 
vengono discussi in Svizzera anche nei 
cantoni di Appenzelle esteme, Basilea 
Gittà, Berna e Zurigo. Inoltre, nella ses-
sione estiva dell'anne scorse, il Consiglio 
nazionale ha approvato un'iniziativa Par-
lamentäre che chiedeva l'intreduzipne di 
una legge sulla protezione dalla violenza 
(v. Cronaca in «Questioni femminili» 
2.2001). 

• interruzione della gravidanza 

15ottobrc2001 
No all'iniziativa «per madré e bambine» 

La Commissione degli affari giuridici 
del Consiglio nazionale ha respinto sen-
za opposizione l'iniziativa pepolare «per 
madré e bambine», allineandesi in tal 
modo sulla posizione del Consigho fédé-
rale e del Consiglio degli Stati. Questa ini-
ziativa, depositata alla fine del 1999 dal-
Tassociazione «Aiuto svizzero per la ma-
dré e il bambine» con 105 000 firme vali-
de, prevede in pratica il divieto assolute 
di interrompere una gravidanza (v. anche 
Cronaca in «Questioni femminili» 1.2001 
e 2.2001). 

29 novembre 2001 
Anche la seconda Camera si oppone 

al divieto di abortire 

Con 139 voti contre 7 anche il Consi-
glio nazionale, in quanto seconda Came-
ra, si pronuncia contre un divieto gene-
rale di interrompere la gravidanza e re-
spinge con ciô in mode univeco l'inizia-
tiva pepolare «per madré e bambine» (v. 
15 ottebre 2001). Siccome già nella ses-
sione estiva il Consiglio degli Stati si era 
espresso all'unanimità contre questa ini-
ziativa. essa sarà sotteposta al popolo il 2 
giugno 2002. Nel contempo verrà messa 
in votazione la soluzione dei termini ela-
borata dal Parlamente e cembattuta tra-
mite référendum. Questa soluzione dei 
termini vuole di principio depenaUzzare 
l'intermzione della gravidanza nelle pri-
me 12 settimane. 

Se devessero essere accettate sia l'ini-
ziativa sia la soluzione dei termini en-
trerà in vigore l'iniziativa, poiché que-
st'ultima rappresenta un atto costituzio-
nale. 

3. Formazione e scienza 

19 dicembre 2001 
Limiti d'età per le borse di ricerca 

Il Fende nazionale svizzere per la ri-
cerca scientifica ha soppresso per le don-
ne i limiti d'età per l'ottenimente delle 
borse di ricerca. Questa regolamentazio-
ne si applica inizialmente per due anni, 
con le scopo di incoraggiare le donne ad 
awiarsi verse una carriera scientifica. I l i-
miti d'età erano finora di 33 anni per i 
giovani ricercatori e di 35 anni per i ri-
cercatori avanzati. 
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4. Pari opportunità nella 
professione e in famiglia 

6 novembre 2001 
Condizioni di lavoro precarie 

Secondo une studio di Caritas Svizzera, 
un 10 percento di mtti i rapport! di lavo-
ro in Svizzera sono da censiderarsi pre-
cari: dei 4.2 milioni di persone che eser-
citano un'attività lucrativa oltre 400 000 
si trovano in rapport! d! lavoro privi di si-
curezza sociale, di prospettive di centi-
nuità e di garanzia per I'esistenza. Oltre i 
due terzi delle persone in queste condi-
zioni sono donne. Element! di precarietà 
s! riscontrano in particolare nel lavoro in-
terinale, nei rapport! di lavoro a tempe li-
mitate, nel lavoro su chiamata e nel la-
voro a ternpe parziale. 

Le smdio rileva in particolare il fatto 
che per le donne la sicurezza sociale è in-
sufficiente. Oggi circa una donna su sei 
lavera in condizioni deplereveli, dato che 
deve rinunciare alle usuali sicurezze ga-
rantite da un centtatte di lavoro. Due se-
li esempi per illusttare Ia situazione: chi 
lavera meno di 8 ore la settimana non è 
assicurate centre gli infortuni non pro-
fessienali; e chi guadagna meno di 24 720 
franchi l'anne non ha diritto a costituirsi 
un secondo pilastre. 

L'autrice e l'autore, Simone Prodolliet 
e Carlo Knöpfel, si basane in questa 1ère 
ricerca sia su studi di caso effettuati da le-
re stessi che su analisi special! effettuate 
sulla base della rilevazione delle forze di 
lavoro in Svizzera delI'Ufficie fédérale di 
statistica. 

Rapports de travail précaires en Suisse. Une 
prise de position; risp. Prekäre Arbeitsverhält-
nisse in der Schweiz. Positionspapier 9, edizioni 
Coritos, Lucemo, 387pogine, CHF 22.- Ordi-
nazioni al numéro tele/onico 041 419 22 22. 

14 gennaio 2002 
Campagna «Fairplay-at-home» 

All'insegna del motte «fairplay-at-home» 
l'Ufficio fédérale per l'jaguaglianza fra 
donna e uomo lancia una campagna per 
promuovere, in particolare tra le giovani 
coppie e i giovani genitori, una nuova ri-
partizione dei meli che li cenduca a con-
dividere la responsabilità per il lavoro 
demestico, familiäre e professionale. A 
queste scopo l'Ufficio per l'uguaglianza 
ha preparate un opuscolo sui tema, cen-
tenente un questionario, suggerimenti e 
indirizzi utili, e ha realizzato una pagina 
in internet. 

Nell'ambito della campagna è pure Sta-
te pubblicato une smdio di Silvia Stmb e 
Tobias Bauer del Büro für arbeits- und so-
zialpolitische Studien (BASS). Basandesi 
sui dati della rilevazione delle ferze di la-
voro in Svizzera hanno analizzato in che 
modo è distribuito tra i sessi il lavoro re-

tribuito e non retribuito. Nell'ambite del-
la rilevazione, l'Ufficio fédérale di stati-
stica aveva volute sapere dagli uomini e 
dalle donne che vivono in circa 17 000 
économie domestiche in che misura si 
erano dedicati ai lavori demestici e di cura 
il giome précédente. Il risultato è stato 
queste: le donne impiegano aile scopo circa 
34 ore la settimana, gli uomini circa 18 ore. 

Lo studio «Come è riportito il lavoro tro i 
sessi?» di Silvio Strub e Tobios Bauer, l'opuscolo 
«Foirploy-ot-home», nonche' uno série di corto-
line postoli e odesivi possono essere visionoti, 
risp. ordinoti all'indirizzo: 
www. /airplay-at-home.ch 

16 gennaio 2002 
Attestate per il lavoro di volontariato 

Chi svolge lavoro di volontariato deve 
peter documentare questo suo impegno 
mediante un attestato ufficiale. 11 nuove 
«dossier volontariato» svizzero sostitui-
sce gli attestati sin qui diffusi a livello re-
gionale 0 emessi da alcune organizzazio-
ni. Esso rappresenta une stmmento ausi-
liarie per promuovere e rivalutare in mo-
de mirate il lavoro svelto a titele velen-
tario o enorifico; a beneficiame saranne 
soprattutto le donne desiderese di rein-
serirsi nella professione e i giovani che 

' presentano lacune nel loro curricelo pro-
fessionale. 

L'attestate è cencepite come un incar-
to di lavoro personale, dal quale emerge-
ne il tipo di attività, la funziene, il tempo 
investito nel lavoro di volontariato. Esso 
è State messe a punto dal Fomm iyv Sviz-
zera; Quest'associazione è un'emanazie-
ne dell'Anno intemazionale del volonta-
riato ed è presieduta dalla ex censigliera 
nazionale Judith Stamm. 

n Dossier volontorioto con uno guido e i/or-
mulori di ottestozione puô essere ordinoto 
presso la Conferenza del volontariato soriole. 
Via alla Compagno 9, 6900 Lugano, ol prezzo 
di CHF 5.-. Ulteriori in/ormozione ol sito 
www.dossier-volontarioto.ch 

17 gennaio 2002 
Sempre più donne nel mercato del 
lavoro 

In Svizzera la popolazione attiva conti-
nua ad aumentare. L'evoluzione è da ri-
condursi aU'aumente dell'attività profes-
sionale delle donne, nonché all'immigra-
ziene di donne e uomini stranieri. I dati 
pubblicati daU'Uffide fédérale di statistica 
per il 2000 indicano per la ferza lavoro 
femminile un aumento del 2.1 percento. 
Ciô corrisponde a 29000 donne, 6000 delle 
quali sono straniere immigrate. 

22 febbraio 2002 
Programma d'impuiso fédérale per 
aumentare i posti di accoglienza 

La creazione di posti di accoglienza per 
i bambini dovrà essere incentivata trami-

te sussidi della Confederazione. La Com-
missione per la sicurezza sociale e la sa-
nità (CSS) del Consiglio nazionale ha ela-
borato un disegne di legge in tal senso, li-
cenziandele poi con 14 veti contre 3 e 2 
astensieni. Il progetto si ricellega a un'i-
niziativa Parlamentäre di Jacqueline 
Fehr (PS, ZH), approvata dal Consiglio na-
zionale già nella primavera del 2001. Il 
programma d'impuiso, limitate a un pé-
riode di 10 anni, prevede un finanzia-
mento iniziale delle stmtmre di acco-
glienza create nei comuni. La Confedera-
zione viene cosi ebbligata a investire 
ogni anno al massime 100 milieni di fran-
chi in nuovi posti di accoglienza presso 
asili-nido, foyers, scuole a orario prolun-
gato, mense ecc. L'obiettivo è quello di 
raddoppiare nei prossimi anni il nuniLM O 
dei posti fino a raggiungere le 120 000 a 
160 000 unità. 

Il progetto passerà ora al vaglio del Con-
siglio fédérale. In seguito spetterà al Con-
siglio nazionale prenunciarsi in mérite. 

5. Altri temi 

4 febbraio 2002 
Calo dl matrimoni e nascite 

Nel 2001 si sono sposate circa il 12 per-
cento di coppie in mené dell'anno précé-
dente. Secondo quanto cemunica l'Uffi-
cio fédérale di statistica (UST), il numéro 
dei matrimoni è scese da 40 000 a 35 000. 
Una contrazione altrettante forte era sta-
ta registrata l'ultima volta all'inizie della 
prima guerra mondiale. 

Rispetto all'anno précédente sono pure 
decisamente calate le nascite: complessi-
vamente hanno visto la luce 735 000 bam-
bini, e ciô corrisponde a una flessione del 
6 percento. Secondo l'UST, ogni mese sono 
nati meno bambini che l'anno précédente. 
La quota delle donne nubili che partori-
scone un figlio è da anni in ascesa e nel 
2001 ha superato per la prima volta la 
soglia dell'll percento. 

16 febbraio 2002 
Deceduta Marga Bührig 

La teologa e femminista Marga Bührig 
è deceduta all'età di 86 anni. Bührig era 
censiderata una delle esponenti di spicco 
della teelegia femminista in Svizzera. Eu 
una delle fendatrici della Federazione 
svizzera delle donne evangeliche e delle 
Donne per la pace. Nel 1998 fti insignita 
del dottorate honoris causa dell'Univer-
sità di Basilea. Bührig aveva pubblicato in 
particolare «Die unsichtbare Frau und der 
Gott der Väter», nonché l'autebiografia 
«Spät habe ich gelemt, geme Frau zu sein». 

Traduzione: Romano Comoni-Pedrino 

Anne Sciavilla è giurista. 
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Verhandlungen der Bundesversammlung 

Übersicht über die frauen- und gleich-
stellungsrelevanten Verhandlungen der 
Bundesversammlung 
Herbstsession 2001 
9. Tagung der 46. Legislaturperiode / Montag, 17. September bis 
Freitag, 5. Oktober 2001 

Ausserordentliche Session 
10. Tagung der 46. Legislaturperiode /16. und 17. November 2001 

Wintersession 2001 
11. Tagung der 46. Legislaturperiode / Montag, 26. November bis 
Freitag, 14. Dezember 2001 

In dieser Rubrik finden Sie eine Zusammenstellung der 
frauen- und gleichstellungsrelevanten Geschäfte des Parla-
ments, die in den letzten Sessionen aktuell oder hängig wa-
ren - sozusagen als Gleichstellungswegweiser durch den 
Dschungel der vielfaltigen Geschäfte von National- und Stän-
derat. ' . 

Zu den einzelnen Geschäften dmcken wir folgende Anga- 
ben ab: Geschäftsnummer, Titel / Thema, Urheberin, Einrei- 
chungsdatum, behandelnder Rat (National- oder Ständerat),  
Stand der Beratung. Wenn Sie zu einem Thema oder Vorstoss  
mehr wissen möchten, finden Sie mit diesen Daten die  
aktuellen Informationen in «Curia Vlstas, der Parlamentari- 
schen Geschäftsdatenbank der Parlamentsdienste. Sie ist ver- 
fügbar unter: www.parlament.ch 

Die direkte Adresse von «Curia Vista» lautet:  
http://www.parlament.ch/afs/toc/d/gesch/d--mainFrameSet.htm 

Ein Suchtipp: Am schnellsten geht es, wenn Sie auf der 
Begrüssungsseite von «Curia Vista» die Option «Kombinierte 
Suche» anklicken und die Geschäftshummer des gewünschten 
Dokuments eingeben. Diese Geschäftsmimmem der gleich-
steliungsrelevanten Vorstösse finden Sie auf den folgenden 
Seiten von «Frauenfragen»; 
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Standesinitiativen 

00.314 
Bekämpfung der Pädophilie 
Eingereicht von: Genf 
Einreichungsdatum: 30. Juni 2000 
Stand der Beratung: Behandelt vom Nationalrat 

00.312 
Unterzeichnung des IAO-Übereinkommens 103 
(Mutterschutz) 
Eingereicht von: Neuenburg 
Einreichungsdatum: 29. Mai 2000 
Stand der Beratung: Behandelt vom Ständerat 

00310 
Unterzeichnung des IAO-Übereinkommens 103 
(Mutterschutz) 
Eingereicht von: Freiburg 
Einreichungsdatum: 26. Mai 2000 
Stand der Beratung: Behandelt vom Ständerat 

00.309 
Unterzeichnung des IAO-Übereinkommens 103 
(Mutterschutz) 
Eingereicht von: Genf 
Einreichungsdamm: 26. Mai 2000 
Stand der Beratung: Behandelt vom Ständerat 

00.306 
BC über den Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts 
Eingereicht von: Genf 
Einreichungsdatum: 25. April 2000 
Stand der Beratung: Erledigt 

00.302 
Lohngarantie bei Mutterschaftsuriaub 
Eingereicht von: Jura 
Einreichungsdatum: 22. Febmar 2000 
Stand der Beratung: Erledigt 

99.303 
Lohngarantie bei Mutterschaftsuriaub 
Eingereicht von: Genf 
Einreichungsdatum: S.Juli 1999 
Stand der Beratung: Erledigt 

95.303 
Kinderzulagen 
Eingereicht von: Seiethum 
Einreichungsdatum: 22. Mai 1995 
Stand der Beratung: Noch nicht behandelt 

Parlamentarische Initiativen 

01.444 
Gesetz über die Migrantenrechte 
Eingereicht von: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Einreichungsdatum: 20.09.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.441 
Verbot der verbrauchenden Forschung an Embryonen. 
Moratorium 
Eingereicht von: Dermann Rosmarie 
Einreichungsdatum: 17.09.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.438 
Eiternuriaub für erwerbstätige Mütter und Väter 
Eingereicht von: Teuscher Franziska 
Einreichungsdatum: 22.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung; Im Plenum noch nicht behandelt  

01.437 
Mindestens fünf Wochen Ferien ab 50 
Eingereicht von: Leutenegger Oberholzer Susanne 
Einreichungsdatum: 22.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.430 
Würdiger Einsatz verfügbarer Arbeitskräfte 
Eingereicht von: Chiffelle Pierre 
Einreichungsdatum: 21.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.426 
Revision Erwerbsersatzgesetz. Ausweitung der Erwerbsersatz-
ansprüche auf erwerbstätige Mütter 
Eingereicht von: Triponez Pierre 
Einreichungsdatum: 20.06.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 
01416 
Schwangerschaftsabbruch. Schutzmodell mit Beratungspflicht 
Eingereicht von: Christlichdemokratische Fraktion (C) 
Sprecher/in: Cina Jean-Michel 
Einreichungsdatum: 23.03.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.414 
Änderung des Obligationenrechtes. Regelung der Über-
stunden 
Eingereicht von: Rechsteiner Paul 
Einreichungsdatum: 22.03.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Erledigt 
01.408 
Trennungspflicht bei Scheidung auf Klage eines Ehegatten 
Eingereicht von: Nabhelz Lili 
Einreichungsdatum: 20.03.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.466 
Gender-Mainstreaming als neue Strategie zur tatsächlichen 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
Eingereicht von: Teuscher Franziska 
Einreichungsdatum: 15. Dezember 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 
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00.465 
Definitive Verankerung der Ergänzungsleistungen in der 
Verfassung 
Eingereicht von: Egerszegi-Obrist Christine 
Einreichungsdatum: 15. Dezember 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.455 
Präimplantationsdiagnostik bei ernsthafter Gefährdung. 
Bewilligung 
Eingereicht von: Pella Barbara 
Einreichungsdatum: 28. November 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

00.454 
Bemessung des invaliditätsgrades bei Teilzeiterwerbstätigen 
Eingereicht von: Suter Marc F. 
Einreichungsdatum: 06.10.2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.453 
Krankenkassen. Abschaffung der Prämien für Kinder 
Eingereicht von: Fehr Jacqueline 
Einreichungsdatum: 6. Oktober 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Erledigt 
00.446 
Anti-Mobbing-Gesetz 
Eingereicht von: Zisyadis Josef 
Einreichungsdatum: 05.10.2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.443 
KVG. Versicherung der Familien 
Eingereicht von: Meyer Thérèse 
Einreichungsdamm: 4. Oktober 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 
00.437 
Ergänzungsleistungen für Familien. Tessiner Modell 
Eingereicht von: Meier-Schatz Lucrezia 
Einreichungsdattim: 19. September 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 
00.436 
Ergänzungsleistungen für Familien. Tessiner Modell 
Eingereicht von: Fehr Jacqueline 
Einreichungsdatum: 18. September 2000 ' 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Felge gegeben 
00.419 
Schutz vor Gewalt im Familienkreis und in der Partnerschaft 
Eingereicht von: Vermot Ruth-Gaby 
Einreichungsdatum: 14. Juni 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 

00.410 
Informatik- und Hightech-Berufe. Weiterbildungsoffensive 
Eingereicht von: Strahm Rudolf 
Einreichungsdatum: 24.03.2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Erledigt 

00.403 
Anstossfinanzierung für familienergänzende Betreuungs-
plätze 
Eingereicht von: Fehr Jacqueline 
Einreichungsdatum: 22. März 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 

99.451 
Zwangssterilisationen. Entschädigung für Opfer 
Eingereicht von: Feiten Margrith 
Einreichungsdatum: 5. Oktober 1999 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beramng: Felge gegeben 

99.426 
SteueHiche Entlastung der Familien durch höhere Kinder-
und Ausbildungskostenabzüge 
Eingereicht von: Christlichdemokratische Fraktion (G) 
Sprecher/in: Zapfl Rosmarie 
Einreichungsdatum: 16. Juni 1999 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Folge gegeben 

99.417 
Berücksichtigung der berufsbedingten Kinderbetreuungs-
kosten 
Eingereicht von: Spoerry Vreni 
Einreichungsdamm: 22. April 1999 
Eingereicht im: Ständerat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 

98.448 
Zivilstandsunabhängige Besteuerung 
Eingereicht von: Vallender Dorle 
Einreichungsdatum: 14. Dezember 1998 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Felge gegeben 

98.445 
Eidgenössische Ombudsstelle für Menschenrechte 
Eingereicht von; Fankhauser Angeline 
Einreichungsdamm: 10.12.1998 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Folge gegeben 

98.443 
Registrierung der zusammenlebenden Paare 
Eingereicht von: Gros Jean-Michel 
Einreichungsdatum: 30. November 1998 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beramng: Felge gegeben 

98.406 
Krankenversicherung. Verbot der Benachteiligung von Frauen 
Eingereicht von: Teuscher Franziska 
Einreichungsdatum: 16.03.1998 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 
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97.457 
Klärung des Erbrechts des überlebenden Ehegatten 
Eingereicht von: Suter Marc F. 
Einreichungsdatum: 8. Dezember 1997 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Behandelt vom Natienalrat 

01.3740 
Cleichbehandlung bei der Gewährung von Pflegegutschriften 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 
Einreichungsdatum: 12.12.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt 

97.414 
Teilzeitbeschäftigung. Koordinatiönsabzug 
Eingereicht von: Zapfl Rosmarie 
Einreichungsdamm: 21. März 1997 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Folge gegeben 

01.3729 
Verjährung von Ansprüchen gemäss Opferhilfegesetz 
Eingereicht von: Jossen Peter 
Einreichungsdatum: 12.12.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt 

96.465 
Sexuelle Gewalt in der Ehe als Offizialdelikt. Revision von 
Art. 189 und Art. 190 StGB 
Eingereicht von: von Feiten Margrith 
Einreichungsdamm: 13. Dezember 1996 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Folge gegeben 

96.464 
Gewalt gegen Frauen als Offizialdelikt. Revision von 
Art. 123 StGB 
Eingereicht von: von Feiten Margrith 
Einreichungsdatum: 13. Dezember 1996 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Folge gegeben 

01.3700 
Forschung an embryonalen Stammzellen 
Eingereicht von: Dunant Jean Henri 
Einreichungsdatum: 03.12.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

01:3647 
Präimplantationsdiagnostik bei ernsthafter Gefährdung. 
Bewilligung 
Eingereicht von: Kommission fiir Wissenschaft, Bildung und 
Kulmr NR (00.455).(WBK-NR (00.455)) 
Einreichungsdamm: 09.11.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung; Im Plenum noch nicht behandelt 

96.461 
Rechte für Migrantinnen 
Eingereicht von: Gell Christine 
Einreichungsdamm: 12. Dezember 1996 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Von beiden Räten behandelt 

96.412 
Öffnung der Säule 3a für nichterwerbstätige Personengruppen 
Eingereicht von: Nabholz Lili 
Einreichungsdatum: 21. März 1996 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Felge gegeben 

91.411 
Leistungen für die Familie 
Eingereicht von: Fankhauser Angeline 
Einreichungsdamm: 13. März 1991 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Folge gegeben 

Motionen 

01.3782 
Beitrag der Schweiz an die globale Bildungsoffensive für 
Frauen und Mädchen im Allgemeinen und für Afghanistan im 
Speziellen 
Eingereicht von: Fetz Anita 
Einreichungsdatum: 14.12.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.3645 
Trennungsfrist bei Scheidung auf Klage eines Ehegatten 
Eingereicht von: Kommission fiir Rechtsfragen NR (01.408) 
Minderheit Thanei (RK-NR (01.408) Minderheit Thanei) 
Einreichungsdatum: 05.11.2001 
Eingereicht im; Natienalrat 

Stand der Beratung; Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3640 
impulsprogramm zur Förderung des beruflichen Wiederein-
stiegs von Frauen 
Eingereicht von: Kommission für Wissenschaft, Bildung und 
Kulmr NR (00.072) (WBK-NR (00.072)) 
Einreichungsdamm: 26.10.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Erledigt 
01.3590 
Mehr Frauen ins Pariament. informationskampagne 2003 
Eingereicht von: Teuscher Franziska 
Einreichungsdatum: 04.10.26oi 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3558 
Nachfrage nach Arbeitskräften in der Haushaltsbranche 
Eingereicht von: Goll Christine 
Einreichungsdatum: 04.10.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 
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01.3538 
Aufhebung des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung 

/ von Frau und Mann 
Eingereicht von: Bortoluzzi Toni 
Einreichungsdamm: 04.10.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3531 
Dringliches Bundesgesetz über die Einfuhr von embryonalen 
Stammzellen 
Eingereicht von: Schmied Walter 
Eimeichungsdatum: 04.10.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3479 
Anonyme Geburt. Barmherzige Möglichkeit 
Eingereicht von: Waber Christian 
Einreichungsdatum: 27.09.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3354 
Spitalkostenzusatz von 10 Franken für Alleinstehende 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 
Einreichungsdatum: 21.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.3330 
Unterzeichnung des Zusatzprotokolls zur Konvention gegen 
die organisierte Kriminalität 
Eingereicht von: Vermot-Mangold Ruth-Gaby 
Einreichungsdatum: 20.06.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Motion an 2. Rat 
01.3263 
Sozialjahr. Einsatz im Dienste der Allgemeinheit 
Eingereicht von: Zäch Guido 
Einreichungsdatum: 09.05.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3259 
Keine Embryonen aus Abtreibungen für Embryonen-For-
schung 
Eingereicht von: Baumann J. Alexander 
Einreichungsdamm: 09.05.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3237 
Familiennachzug. Gleichstellung der Schweizerinnen und 
Schweizer im Ausland 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 
Einreichungsdatum: 08.05.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.3212 
IAO-Übereinkommen Nr. 183 
Eingereicht von: Kommission fiir soziale Sicherheit und Ge-
sundheit NR (00.309) Minderheit Maury Pasquier (SGK-NR 
(00.309) Minderheit Maury Pasquier) 
Einreichungsdatum: 06.04.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3196 
Internetkriminalität. Wirksamere Bekämpfung mit effizien-
tem Verfahren 
Eingereicht von: Aeppli Wartmann Regine 
Einreichungsdamm: 23.03.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Motion an 2. Rat 
01.3141 
Ergänzungsleistungen. Pauschalisiemng der Kosten-
beteiligung nach Artikel 64 KVG 
Eingereicht von: Tschäppät Alexander 
Einreichungsdamm: 22.03.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3076 
Gleichstellung von Frau und Mann. Finanzierung von Projekten 
Eingereicht von: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Einreichungsdatum: 14.03.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3012 
Bekämpfung der Pädophilie 
Eingereicht von: Kommission fiir Rechtsfragen NR (RK-NR) 
Einreichungsdamm: 22.02.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beramng: Motion an 2. Rat 
00.3716 
Ein Bleiberecht für alleinstehende Frauen aus Kosovo 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 
Einreichungsdatum: 14. Dezember 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3685 
Revision des Ausbildungsbeihilfengesetzes 
Eingereicht von: Sozialdemokratische Fraktion (S) 
Sprecher/in: Widmer Hans 
Einreichungsdatum: 14.12.2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beramng; Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3679 
Wirtschaftliche Stärkung der Eltern mit kleinen und mittleren 
Einkommen 
Eingereicht von: Sozialdemokratische Fraktion (S) 
Sprecher/in: Fehr Jacqueline 
Einreichungsdatum: 13. Dezember 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 
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00.3674 
Ratifizierung des Protokolls Nr. 12 der EMRK zur Verhinderung 
von Diskriminierungen 
Eingereicht von: Teuscher Franziska 

Einreichungsdamm: 13. Dezember 2000 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3655 
Ehrenamtliche Arbelt 
Eingereicht von: Simoneschi Chiara 

Einreichungsdatum: 11. Dezember 2000 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3580 
Bekämpfung des Aufenthaltsbetruges bzw. Einbürgerungsbe-
truges mit Scheinehen 
Eingereicht von: Baumann J. Alexander 

Einreichungsdamm: 6. Oktober 2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3555 
Ausübung eines politischen oder gewerkschaftlichen Amtes. 
UHaub 
Eingereicht von: Berberat Didier 

Einreichungsdatum: 06.10.2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3521 
Für eine Aufwertung der Krankenpflege 
Eingereicht von: Jeder Rudolf 

Einreichungsdamm: 5. Oktober 2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Motion an 2. Rat 

00.3504 
Taggeldanspruch für Wiedereinsteiger 
Eingereicht von: Teuscher Franziska 

Einreichungsdatum: 4. Oktober 2000 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3469 
Rahmengesetz für eine schweizerische Kinder- und 
Jugendpolitik 
Eingereicht von: Janiak Claude 

Einreichungsdatum: 27. September 2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Metion an 2. Rat 

00.3458 
AHV-Bezüger. Anpassung der Kinderrente 
Eingereicht von: Meier-Schatz Lucrezia 

Einreichungsdatum: 26. September 2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung; Im Plenum noch nicht behandelt 

00.3290 
Einführung einer 30-tägigen Karenzfrist bei der Arbeitslosen-
versicherung 
Eingereicht von: Fraktion der Schweiz. Velkspartei (V) 

Sprecher/in: Berer Roland 

Einreichungsdatum: 16.06.2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3262 
Arbeitslosigkeit und Mutterschaft 
Eingereicht von: Menétrey-Savary Anne-Catherine 

Einreichungsdatum: 8. Juni 2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3231 
Stärkung der Familien mit Kindern 
Eingereicht von: Kommission 00.016-00.016-NR Minderheit 

Leutenegger Oberholzer (00.016-00.016-NR Minderheit 

Leutenegger Oberholzer) 

Einreichungsdatum: 29. Mai 2000 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3228 
Existenzsicherung durch Erwerbsarbeit 
Eingereicht von: Kommission 00.016-00.016-NR Minderheit 

Leutenegger Oberholzer (00.016-00.016-NR Minderheit 

Leutenegger Oberholzer) 

Einreichungsdatum: 29. Mai 2000 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

99.3512 
Betreuungsgutschriften bei Pflege von Hilflosen 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 

Einreichungsdamm: 7. Oktober 1999 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beramng: Erledigt 

99.3447 
Finanzierung der Pflege sichern 
Eingereicht von: Gross Jost 

Einreichungsdatum: 3. September 1999 

Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Erledigt 

99.3269 
Lücken schliessen beim Mutterschutz 
Eingereicht von: Spoerry Vreni 

Einreichungsdatum: 15. Juni 1999 

Eingereicht im: Ständerat 

Stand der Beratung: Erledigt 

Postulate 

00.3421 
Altersvorsorge. Verbesserung der Statistik 
Eingereicht von: Kommission fiir soziale Sicherheit und Ge-

sundheit NR (00.014) (SGK-NR (00.014)) 

Einreichungsdatum: 07.09.2000 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Motion an 2. Rat 

01.3733 
Statistik über familienergänzende Betreuungsverhältnisse 
Eingereicht von: Fehr Jacqueline 

Einreichungsdatum: 12.12.2001 

Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 
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01.3481 
Personelle Besetzung ausserpariamentarischer Kommissionen 
Eingereicht von; Leepfe Arthur 
Einreichungsdamm: 27.09.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Erledigt 

01.3450 
Familienausgleichskassen und Familienzulagen. Bericht 
Eingereicht von: Meier-Schatz Lucrezia 
Einreichungsdatum: 19.09.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Erledigt 

01.3359 
Die Situation der Alleinstehenden in der Schweiz 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 
Einreichungsdatum: 21.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Erledigt 

01.3332 
Krankenkassenprämien vor der Geburt und nach dem Tod 
Eingereicht von: Zisyadis Josef 
Einreichungsdamm: 20.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3262 
Keine Löhne unter 3000 Franken bei Bundesunternehmen und 
in der Bundesverwaltung 
Eingereicht von: Leutenegger Oberholzer Susanne 
Einreichungsdamm: 09.05.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beramng: Erledigt 
00.3362 
Ärztlich verschriebene Verhütungsmittel. Übernahme der 
Kosten durch die Krankenversicherung 
Eingereicht von: Dermann Rosmarie 
Einreichungsdatum: 23. Juni 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3165 
Behinderte und Chronischkranke. Freie Wahl von 
Assistenzpersonen 
Eingereicht von: Suter Marc F. 
Einreichungsdatum: 24. März 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.3530 
Stammzellenforschung. Übergangsregelung 
Eingereicht von: Gutzwiller Felix 
Einreichungsdatum: 04.10.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3442 
Legalisierung der «sans-papiers» 
Eingereicht von: Sozialdemokratische Fraktion (S) 
Sprecher/in: Vermot-Mangold Ruth-Gaby 
Einreichungsdamm: 18.09.2001 
Eingereicht im: Nationalrat , 
Stand der Beramng: Erledigt 
01.3436 
Menschliche Embryonen als Rohstoff für die Forschung? 
Eingereicht von: Grüne Fraktion (G) 
Sprecher/in: Graf Maya 
Einreichungsdatum: 18.09.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.3406 
Working Poor 
Eingereicht von: Schwaab Jean-Jacques 
Einreichungsdatum: 22.06.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt .  

01.3344 
Umsetzung der Eidgenössischen Pflegekinderverordnung 
Eingereicht von: Fehr Jacqueline 
Einreichungsdamm: 20.06.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3324 
Arbeitsgesetz. Verordnungen 1 und 2 mit Umsetzungs-
problemen 
Eingereicht von: Widrig Hans Wemer 
Einreichungsdatum: 20.06.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3312 
Zuständigkeiten in Menschenrechtsfragen 
Eingereicht von: Nabhelz Lili 
Einreichungsdamm: 18.06.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

Interpellationen 

01.3565 
Sexistische Werbung 
Eingereicht von: Rossini Stéphane 
Einreichungsdatum: 04.10.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Erledigt 

01.3129 
Finanzierung der Institutionen für Suchtabhängige 
Eingereicht von: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Einreichungsdamm: 22.03.2001 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

01.3050 
Pränatale Schädigung. Auswirkungen der Haftung 
Eingereicht von: Zäch Guido ' 
Einreichungsdatum: 07.03.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 
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01.3046 
Personalnotstand in der Pflege 
Eingereicht von: Hollenstein Pia 
Einreichungsdamm; 07.03.2001 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beratung: Erledigt 

00.3671 
Neues Arbeitsgesetz und Spitäler 
Eingereicht von: Leuthard Doris 
Einreichungsdatum; 13.12.2000 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3548 
Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Paare 
Eingereicht von: Hubmann Vreni 
Einreichungsdatum: 5. Oktober 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3522 
Berufsbildung Hauswirtschaft 
Eingereicht von: Leuthard Hausin Doris 
Einreichungsdamm: 5. Oktober 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3337 
Mobbing in der Bundesverwaltung 
Eingereicht von: Widmer Hans 
Einreichungsdamm: 22.06.2000 
Eingereicht im: Nationalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3329 
Unterstützung von Seniorinnen- und Seniorenuniversitäten 
Eingereicht von; Widmer Hans 
Einreichungsdatum: 22. Juni 2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beratung; Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3243 
ILO-Konvention zum Schutz der Mutterschaft 
Eingereicht von: Sozialdemokratische Fraktion (S) 
Sprecher/in: Garbani Valérie 
Einreichungsdamm: 6. Juni 2000 
Eingereicht im: Nationalrat 
Stand der Beratung: Im Plenum noch nicht behandelt 

Geschäfte des Bundesrates 

01.025 
«Lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, extrem 
gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter». 
Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt 

01.019 
Arbeitslosenversicherungsgesetz. 3. Revision 
Stand der Beramng: Von beiden Räten behandelt 

01.015 
4. IV-Revision 

Stand der Beramng: Behandelt vom Nationalrat 

00.089 
«Für Mutter und Kind» 
Stand der Beratung: Erledigt 
00.046 
«Gesundheit muss bezahlbar bleiben» (Gesundheitsinitiative). 
Volksinitiative 

Stand der Beratung: Behandelt vom Nationalrat  

00.041 
StGB und MStC. Strafbare Handlungen gegen die sexuelle 
Integrität 
Stand der Beratung: Erledigt 
00. 027 
1. BVG-Revision 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.014 
II.AHV-Revision 

Stand der Beramng: Behandelt vom Nationalrat  

98.038 
StGB, MStC und Bundesgesetz über das Jugendstraf recht. 
Änderung 
Stand der Beramng: Von beiden Räten behandelt 
Quelle: Parlamentarische Ceschäftsdatenbank der Parlamentsdienste. 
Internet: www.parlament.ch (Link: Curia Vista) 

00.3098 
Altersvorsorge. Verfassungsmässigkeit 
Eingereicht von: Rossini Stéphane 
Einreichungsdatum; 22.03.2000 
Eingereicht im: Natienalrat 

Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt  

00.3015 
Forschungsaufträge des Nationalfonds. Vergabepraxis 
Eingereicht von: Vermot-Mangold Ruth-Gaby 
Einreichungsdatum: 06.03.2000 
Eingereicht im: Natienalrat 
Stand der Beramng: Im Plenum noch nicht behandelt 
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Délibérations de l'assemblée fédérale 

Résumé des délibérations de l'assemblée 
fédérale sur les questions féminines et 
d'égalité 
Session d'automne 2001 
9e session de la 46e législature / du lundi 17 septembre au 
vendredi 5 octobre 2001 

Session extraordinaire 
1 Oe session de la 46e législature /16 et 17 novembre 2001 

Session d'hiver 2001 
I le session de la 46e législature / du lundi 26 novembre au 
vendredi 14 décembre 2001 

Vous trouvez ici im résumé des objets en cours ou èn sus-
pens traités par le Parlement durant les dernières sessions et 
qiü sont en rapport avec les questions féminines et d'égalité. 
Ceci en guise de pilotage à travers la jungle des multiples af-
faires du Conseil national et du Conseil des Etats.. 

Pour les différents objets parlementaires, nous reproduisons 
les indications suivantes: numéro de l'objet, titte / thème, 
auteur-e, date de dépôt. Conseil traitant l'objet (Conseil na-
tional bu Conseil des Etats) et état acmel. Si vous voulez en 
savoir davantage sur un thème ou une intervention, ces don-
nées vous permettront de trouver les informations actuelles 
dans qCuria Vlstas, la banque de données des objets parle-
mentaires des Services du Parlement. Elle est accessible sous: 
www.parlement.ch. L'adresse directe de «Curia Vista» est la 
suivante: 
http://www.parlement.ch/afs/toc/f7gesch/f_mainFrameSet.htm 

Un petit myau: Le plus siniple est de cliquer sur l'option «re-
cherche combinée» de la page de bienvenue de «Curia Vista» 
et d'enregistrer le numéro d'objet du docuinent soiihaité. 
Vous trouverez ces numéros des interventions parlemen-
taires sur des questions d'égalité dans les pages suivantes de 
«Questions au féminin». 
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Initiatives cantonales 

00.314 
Lutte contre la pédophilie 
Déposé par: Genève 
Date de dépôt: 30 juin 2000 
Etat acmel: Traité par le Conseil national 

00.312 
Signature de la Convention 103 de l'OIT (maternité) 
Déposé par: Neuchâtel 
Date de dépôt: 28 mai 2000 
Etat acmel: Traité par le Conseil des Etats 

01.441 
Recherche sur l'embryon humain. Moratoire 
Déposé par: Dermann Rosmarie: 
Date de dépôt: 17-09-2001 
Déposé au: Censeü national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.438 
Accorder un congé parental aux parents exerçant une activité 
rémunérée 
Déposé par: Teuscher Franziska 
Date de dépôt: 22-06-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.310 
Signature de la Convention 103 de l'OIT (maternité) 
Déposé par: Fribourg 
Date de dépôt: 26 mai 2000 
Etat actuel: Traité par le Conseil des Etats 

00.309 
Signature de la Convention 103 de l'OIT (maternité) 
Déposé par: Genève 
Date de dépôt: 26 mai 2000 
Etat acmel: Traité par le Conseil des Etats 

00.306 
Loi sur l'acquisition et la perte de la nationalité suisse 
Déposé par: Genève 
Date de dépôt: 25 avril 2000 
Etat actuel: Liquidé 

00.302 
Garantie du salaire en cas de congé maternité 
Dépesé par: Jura 
Date de dépôt: 22 février 2000 
Etat acmel: Liquidé 

99.303 
Garantie du salaire en cas de congé de maternité 
Déposé par: Genève 
Date de dépôt: 5 juillet 1999 
Etat acmel: Liquidé 

95.303 
Allocations pour enfant 
Déposé par: Soleure 
Date de dépôt: 22 mai 1995 
Etat acmel: Pas encore traité 

Initiatives parlementaires 

01.437 
Cinq semaines de vacances au moins à partir de 50 ans 
Dépesé par: Leutenegger Oberholzer Susanne 
Date de dépôt; 22-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.430 
Utilisation des forces vives présentes mais de manière digne 
Dépesé par: Chiffelle Pierte 
Date de dépôt: 21-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.426 
Révision de la loi sur les allocations pour perte de gain. 
Extension du champ d'application aux mères exerçant une 
activité lucrative 
Déposé par: Triponez Pierte 
Date de dépôt: 20-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Décidé de donner suite 

01.416 
interruption de grossesse. Modèle de protection avec consul-
tation obligatoire 
Dépesé par: Groupe démocrate-chrétien (G) 
Porte-parole: Cina Jean-Michel 
Date de dépôt: 23-03-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.414 
Modification du Code des obligations. Réglementation des 
heures supplémentaires 
Déposé par: Rechsteiner Paul 
Date de dépôt: 22-03-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Liquidé 

01.444 
Loi sur les droits des migrants 
Déposé par: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Date de dépôt: 20-09-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénumOl.444 

01.408 
Divorce sur demande unilatérale. Période de séparation 
Dépesé par: Nabholz Lili 
Date de dépôt: 20-03-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 
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00.466 
Nouvelle stratégie visant une égalité des chances entre 
homnries et femmes dans toutes les politiques et actions 
(gender mainstreaming) 
Dépesé par: Teuscher Franziska 
Date de dépôt: 15 décembre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.465 
Intégration définitive des prestations complémentaires 
dans la constitution 
Déposé par: Egerszegi-Obrist Christine 
Date de dépôt: 15 décembre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.455 
Autorisation du diagnostic préimplantatoire lors de 
risque grave 
Déposé par: Pella Barbara 
Date de dépôt: 28 novembre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.454 
Calcul du degré d'invalidité des personnes travaillant à temps 
partiel 
Déposé par: Suter Marc F. 
Date de dépôt: 06-10-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.453 
Caisses-maladie. Suppression des primes pour enfants 
Dépesé par: Fèhr Jacqueline 
Date de dépôt: 6 octobre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

00.446 
Loi contre le mobbing 
Déposé par: Zisyadis Josef 
Date de dépôt: 05-10-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.436 
Prestations complémentaires pour des familles. 
Modèle tessinois 
Dépesé par: Fehr Jacqueline 
Date de dépôt: 18 septembre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Décidé de donner suite 

00.419 
Protection contre la violence dans la famille et dans le couple 
Dépesé par: Vermot Ruth-Gaby 
Date de dépôt: 14 juin 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de donner suite 

00.410 
Professions de l'informatique et des hautes technologies. 
Formation continue 
Déposé par: Strahm Rudolf 
Date de dépôt: 24-03-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

00.403 
Incitation financière pour la création de places d'accueil pour 
enfants en dehors du cadre familial 
Dépesé par: Fehr Jacqueline 
Date de dépôt: 22 mars 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de donner suite 

99.451 
Stérilisations forcées. Dédommagement des victimes 
Dépesé par: von Feiten Margrith 
Date de dépôt: 5 octobre 1999 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de donner suite 

99.426 
Allégements fiscaux des familles par une augmentation 
des déductions pour enfants et pour frais d'éducation 
Déposé par: Groupe démocrate-chrétien (C) 
Porte-parole: Zapfl Rosmarie 
Date de dépôt: 16 juin 1999 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Décidé de denner suite 

00.443 
LAMal. Assurance des familles 
Déposé par: Meyer Thérèse 
Date de dépôt: 4 octobre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Désidé de donner suite 

00.437 
Prestations complémentaires pour des familles. 
Modèle tessinois 
Déposé par: Meier-Schatz Lucrezia 
Date de dépôt: 19 septembre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de denner suite 

99.417 
Prise en considération des frais de gar4ß d'enfants dus 
à la profession 
Déposé par: Spoerry Vreni 
Date de dépôt: 22 avril 1999 
Déposé au: Conseil des Etats 
Etat actuel: Pas encore traité 

98.448 
Imposition indépendante de l'état civil 
Dépesé par: Vallender Dorle 
Date de dépôt: 14 décembre 1998 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de denner suite 
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9 8 ^ 5 
Droits de l'homme. Création d'un service de médiation 
Déposé par: Fankhauser Angeline 
Date de dépôt: 10-12-1998 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: décidé de donner suite 

91.411 
Prestations familiales 
Dépesé par: Fankhauser Angeline 
Date de dépôt: 13 mars 1991 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Décidé de donner suite 

98.443 
Enregistrement du partenariat 
Déposé par: Gros Jean-Michel 
Date de dépôt: 30 novembre 1998 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de donner suite 

98.406 
Assurance-maladie. Interdiction de désavantager les femmes 
Déposé par; Teuscher Franziska 
Date de dépôt: 16-03-1998 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: décidé de donner suite 

Motions 

01.3782 
Formation. Contribution de la Suisse à l'offensive menée en 
faveur des femmes et des adolescentes, particulièrement en 
Afghanistan 
Déposé par: Fetz Anita 
Date de dépôt: 14-12-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

97.457 
Droit de succession du conjoint survivant. Précision 
Dépesé par;Suter Marc F. 
Date de dépôt: 18 décembre 1997 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Traité par le Conseil national 

97.414 
Travail à temps partiel. Déduction de coordination 
Déposé par: Zapfl Rosmarie 
Date de dépôt; 21 mars 1997 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de denner suite 

96.465 
Classification parmi les infractions poursuivies d'office des 
actes de violence à caractère sexuel commis sur un conjoint. 
Modification des art. 189 et 190 CP 
Dépesé par: von Feiten Margrith 
Date de dépôt: 13 décembre 1996 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel; Décidé de donner suite 

01.3740 
Égalité de traitement dans l'octroi des bonifications pour 
assurance assistance 
Dépesé par: Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 12-12-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3729 
Prescription des prétentions selon la loi fédérale sur l'aide aux 
victimes d'infractions 
Dépesé par: Jossen Peter 
Date de dépôt: 12-12-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3700 
Recherche sur les cellules souches embryonnaires 
Dépesé par: Dunant Jean Henri 
Date de dépôt: 03-12-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

96.464 
Classification parmi les infractions poursuivies d'office 
des actes de violence commis sur des femmes. 
Révision de l'art. 123 CP 
Déposé par; von Felten^Margrith 
Date de dépôt: 13 décembre 1996 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de donner suite 

01.3647 
Autorisation du diagnostic préimplantatoire lors de risque 
grave 
Déposé par: Commission de la science, de l'éducation et de la 
culture CN (00.455) (CSEC-CN (00.455)) 
Date de dépôt: 09-11-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

96.461 
Droits spécifiques accordés aux migrantes 
Déposé par: Goll Christine 
Date dé dépôt: 12 décembre 1996 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Traité par les deux Conseils 

96.412 
Ouverture du pilier 3 a aux groupes de personnes sans activité 
lucrative 
Déposé par: Nabhelz Lili 
Date de dépôt: 21 mars 1996 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Décidé de denner suite 

01.3645 
Divorce sur demande unilatérale. Période de séparation 
Dépesé par: Commission des affaires juridiques CN (01.408) Mi-
norité Thanei (CAJ-CN (01.408) Minorité Thanei) 
Date de dépôt: 05-11-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel; Pas encore traité au plénum 
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01.3640 
Programme d'impulsion en faveur de la réinsertion profes-
sionnelle des femmes 
Dépesé par: Commission de la science, de l'éducation et de la 
culttire CN (00.072) (CSEC-CN (00.072)) 
Date de dépôt: 26-10-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Liquidé 

01.3590 
Davantage de femmes au Parlement. Campagne d'information 
2003 
Déposé par: Teuscher Franziska 
Date de dépôt: 04-10-2001 
Déposé au; Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3558 
Demande de bras dans la branche du travail domestique 
Déposé par: Goll Christine 
Date de dépôt: 04-10-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3538 
Supprimer le Bureau fédéral de l'égalité entre femmes et 
hommes 
Déposé par: Bortoluzzi Toni 
Date de dépôt: 04-10-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore ttaité au plénum 

01.3263 
Engagement au service de la collectivité 
Déposé par: Zäch Guide 
Date de dépôt: 09-05-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3259 
Interdire l'utilisation d'embryons provenant d'IVG à des fins de 
recherche dans le génie génétique 
Dépesé par: Baumann J. Alexander 
Date de dépôt: 09-05-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3237 
Regroupement familial. Egalité de traitement des Suisses 
résidant au pays et des Suisses de l'étranger 
Déposé par: Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 08-05-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3212 
Convention No 183 de l'OIT 
Dépesé par: Commission de la sécurité sociale et de la santé pu-
blique CN (00.309) Minorité Maury Pasquier (CSSS-CN (00.309) 
Minorité Maury Pasquier) 
Date de dépôt: 06-04-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3531 
Loi fédérale urgente concernant l'importation de cellules 
souches embryonnaires 
Déposé par: Schmied Walter 
Date de dépôt: 04-10-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3479 
Naissance anonyme. Miséricorde 
Déposé par: Waber Christian 
Date de dépôt: 27-09-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3196 
Améliorer la procédure de lutte contre la cybercriminalité 
Déposé par: Aeppli Wartmann Regine 
Date de dépôt: 23-03-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Motion au 2e conseil 

01.3141 
Prestations complémentaires. Intégration dans le forfait de la 
participation aux coûts selon l'article 64 LAMal 
Dépesé par: Tschäppät Alexander 
Date de dépôt: 22-03-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3354 
Supplément de 10 francs aux frais hospitaliers pour personnes 
seules 
Dépesé par: Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 21-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3330 
Signature du protocole additionnel à la Convention sur le 
crime organisé 
Déposé par: Vermot-Mangold Ruth-Gaby 
Date de dépôt: 20-06-2001 ' 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Motion au 2e conseil 

01.3076 
Egalité entre femmes et hommes. Financement de projets 
Déposé par: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Date de dépôt: 14-03-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3012 
Lutte contre la pédophilie 
Déposé par: Commission des affaires juridiques CN (CAJ-CN) 
Date de dépôt: 22-02-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Motion au 2e Conseil 
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00.3716 
Accorder le droit de rester en Suisse aux femmes seules 
en provenance du Kosovo 
Déposé par: Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 14 décembre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3504 
Droit aux indemnités pour les personnes qui retournent 
à la vie active 
Déposé par: Teuscher Franziska 
Date de dépôt: 4 octobre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore ttaité au plénum 

00.3685 
Révision de la loi sur les aides à la formation 
Déposé par: Groupe socialiste (S) 
Porte-parole: Widmer Hans 
Date de dépôt: 14-12-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3469 
Loi-cadré relative à une politique suisse de l'enfance et 
de la Jeunesse 
Déposé pàr: Janiak Claude 
Date de dépôt: 27 septembre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Motion au 2e Conseil 

00.3679 
Améliorer la situation économique des parents aux 
revenus faibles ou moyens 
Déposé par: Groupe socialiste (S) 
Porte-parole: Fehr Jacqueline 
Date de dépôt: 13 décembre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3674 
Ratification du Protocole No 12 à la CEDH concernant 
l'interdiction de ta discrimination 
épesé par: Teuscher Franziska 
Date de dépôt: 13 décembre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3655 
Bénévolat 
Dépesé par: Simeneschi Chiara 
Date de dépôt: 11 décembre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3458 
Rentiers AVS. Adaptation de la rente pour enfant 
Déposé par: Meier-Schatz Lucrezia 
Date de dépôt: 26 septembre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3421 
Prévoyance vieillesse. Amélioration des statistiques 
Déposé par: Commission de la sécurité sociale et de la santé pu-
blique CN (00.014) (CSSS-CN (00.014)) 
Date de dépôt: 07-09-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Motion au 2e conseil 

00.3290 
Assurance-chômage. Introduire un délai de carence de 30 
jours 
Dépesé par: Groupe de l'Union démocratique du centre (V) 
Porte-parole: Berer Roland 
Date de dépôt: 16-06-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3580 
Séjour des étrangers et naturalisation. Lutte contre les 
mariages blancs 
Dépesé par: Baumann J. Alexander 
Date de dépôt: 6 octobre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3555 
Congé pour l'exercice de mandats politiques ou syndicaux 
Déposé par: Berberat Didier 
Date de dépôt: 06-10-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3521 
Revalorisation des soins infirmiers 
Déposé par: Jeder Rudolf 
Date de dépôt: 5 octobre 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Motion au 2e Conseil 

00.3262 
Chômage et maternité 
Dépesé par: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Date de dépôt: 8 juin 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3231 
Renforcer le statut de la famille avec enfants 
Déposé par: Commission 00.016-00.016-CN Minorité Leute-
negger Oberholzer (00.016-00.016-CN Minorité Leutenegger 
Oberholzer) 
Date de dépôt: 29 mai 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3228 
Garantie d'un minimum vital par le travail rémunéré 
Dépesé par: Commission 00.016-00.016-CN Minorité 
Leutenegger Oberholzer (00.016-Oo!oi6-CN Minorité 
Leutenegger Oberholzer) 
Date de dépôt: 29 mai 2000 . 
Déposé au. Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 
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99.3512 
Bonifications pour tâches d'assistance des impotents 
Déposé par: Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 7 octobre 1999 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Liquidé 

99.3447 
Garantir le financement des soins 
Dépesé par: Gross Jost 
Date de dépôt: 3 septembre 1999 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Liquidé 

99.3269 
Combler les lacunes de la protection de la maternité 
Dépesé par: Spoerry Vreni 
Date de dépôt: 15 juin 1999 
Dépesé au: Conseil des Etats » 
Etat actuel: Liquidé 

Postulats 

01.3733 
Statistique sur les places d'accueil pour enfants en dehors du 
cadre familial 
Dépesé par: Fehr Jacqueline 
Date de dépôt: 12-12-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3481 
Composition des commissions extra-parlementaires 
Déposé par: Loepfe Arthur 
Date de dépôt: 27-09-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

01.3450 
Caisses de compensation familiales et allocations familiales. 
Rapport 
Déposé par: Meier-Schatz Lucrezia 
Date de dépôt: 19-09-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

01.3359 
Situation des personnes vivant seules en Suisse 
Déposé par; Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 21-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Liquidé 

01.3332 
Primes d'assurance-maladie payées avant la naissance et après 
la mort 
Déposé par: Zisyadis Josef 
Date de dépôt: 20-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3262 
Salaires minimaux de 3000 francs dans l'administration et les 
régies fédérales 
Déposé par: Leutenegger Oberholzer Susanne 
Date de dépôt: 09-05-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Liquidé 

00.3362 
Contraceptifs prescrits par le médecin. Prise en charge par les 
caisses d'assurance-maladie 
Déposé par: Dermann Rosmarie 
Date de dépôt: 23 juin 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3165 
Personnes handicapées et malades chroniques. Libre choix 
d'une aide 
Déposé par: Suter Marc F. 
Date de dépôt: 24 mars 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

Interpellations 

01.3565 
Publicités sexistes et choquantes 
Déposé par: Rossini Stéphane 
Date de dépôt: 04-10-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

01.3530 
Recherche sur des cellules souches. Réglementation de transi-
tion 
Déposé par: Gutzwiller Felix 
Date de dépôt:'04-l0-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3442 
Régularisation des sans-papiers 
Dépesé par: Groupe socialiste (S) 
Porte-parole: Vermot-Mangold Ruth-Gaby 
Date de dépôt: 18-09-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

01.3436 
Embryons humains utilisés comme matière première pour la 
recherche? 
Dépesé par: Groupe écologiste (G) 
Porte-parole: Graf Maya 
Date de dépôt: 18-09-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.3406 
Working poor 
Déposé par: Schwaab Jean-Jacques 
Date de dépôt: 22-06-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 
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01.3344 
Ordonnance fédérale sur les enfants placés: mise en oeuvre 
Déposé par: Fehr Jacqueline 
Date de dépôt: 20-06-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3337 
Mobbing dans l'administration fédérale 
Dépesé par: Widmer Hans 
Date de dépôt: 22-06-2000 
Déposé au; Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3324 
Loi sur le travail. Problèmes d'application pour les ordonnan-
ces 1 et 2 
Déposé par: Widrig Hans Wemer 
Date de dépôt: 20-06-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel; Pas encore traité au plénum 

01.3312 
Droits de l'homme. Dispersion des compétences 
Dépesé par: Nabhelz Lili 
Date de dépôt: 18-06-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3129 
Financement des institutions de traitement pour personnes 
dépendantes 
Dépesé par: Menétrey-Savary Anne-Catherine 
Date de dépôt: 22-03-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3050 
Lésion prénatale. Conséquences sur la responsabilité 
Déposé par: Zäch Guide 
Date de dépôt: 07-03-2001 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

01.3046 
Manque de personnel soignant 
Déposé par: Hellenstein Pia 
Date de dépôt: 07-03-2001 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Liquidé 

00.3671 
Nouvelle loi sur le travail. Conséquences pour les hôpitaux 
Dépesé par: Leuthard Doris 
Date de dépôt: 13-12-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3548 
Discrimination des couples de même sexe 
Déposé par: Hubmann Vreni 
Date de dépôt: 5 octobre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3329 
Soutien à l'université du troisième âge 
Dépesé par; Widmer Hans 
Date de dépôt: 22 juin 2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3243 
Convention de l'OIT protégeant la maternité 
Déposé par; Groupe socialiste (S) 
Porte-parole: Garbani Valérie 
Date de dépôt: 6 juin 2000 
Déposé au; Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.3098 
Prévoyance vieillesse. Objectifs constitutionnels 
Déposé par: Rossini Stéphane 
Date de dépôt: 22-03-2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

00.3015 
Mandats du Fonds national. Procédure d'octroi 
Dépesé par: Vermot-Mangold Ruth-Gaby 
Date de dépôt: 06-03-2000 
Dépesé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

Objets du Conseil fédéral 

01.025 
«internement à vie pour les délinquants sexuels ou violents 
jugés très dangereux et non amendables». 
Etat actuel: Pas encore traité au plénum 

01.019 
Loi sur l'assurance-chômage. 3ème révision 
Etat actuel: Traité par les deux Conseils 

01.015 
4e révision de l'Ai 

Etat actuel: Traité par le Conseil national  

00.089 
«Pour la mère et l'enfant». Initiative populaire 
Etat acmel: Liquidé 

00.3522 
Formation professionnelle en économie domestique 
Déposé par: Leuthard Hausin Doris 
Date de dépôt: 5 octobre 2000 
Déposé au: Conseil national 
Etat acmel: Pas encore traité au plénum 

00.046 
«La santé à un prix abordable». Initiative populaire 
Etat acmel: Traité par le Conseil national 

00.041 
CP et CPM. Infractions contre l'intégrité sexuelle 
Etat acmel: Liquidé 

Frauenfragen 1.2002 
Questions au féminin 
Questioni femminili I 94 



Délibérations de l'assemblée fédérale sur les questions féminines et d'égalité 

00.027 
Première révision de la ipp 
État actuel; Pas ençorè traité au pléniim 

00.014 
11 ème révision de l'AVS 
Etat actuel: Traité par le Conseil national 

98.038 
CP, CPM et loi fédéralé sur lé droit pénal desmineurs. Modifi-
cation 
Etat aetuèl: Traité par les deiix Conseils 

Source: basé dedpnnées des objets parlementaires des Services du Parlement. 
lhterhet:'wwvv.parlemé(it.cK (Link: Curia Vista) 
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«Aktivitäten 

Eidgenössische Kommission 
für Frauenfragen: Tätigkeitsbericht 2001 
I.Allgemeines 

1.1. Plenarsitzungen 
Die Eidgenössische Kommission für 

Frauenfragen (EKF) tagte an 5 Sitzungsta-
gen (22. Febmar, 28. Juni, 11. September, 
22.123. November). An der zweitägigen 
Plenarsitzung im November in Zürich tra-
fen die Mitglieder der Kommission mit 
Vertreterinnen und Vertretern der lokalen 
und kantonalen Politik, dem Gleichstel-
lungsbüro, der Gleichstellungskommis-
sien, der Frauenorganisationen sowie Me-
dienleuten zu einem Informations- und 
Erfahmngsaustausch zusammen. 

1.2. Ceschäftsausschuss 
Der Ceschäftsausschuss traf sich regel-

mässig mit dem Sekretariat zur Vorbe-
reitung und Planung der Kommissiens-

1 tätigkeiten. Der Ceschäftsausschuss be-
j steht aus der Präsidentin, der Vizepräsi-

dentin und dem Vizepräsidenten. 

1.3. Arbeitsgruppen 
Die Arbeitsgmppe Politik der EKF führte 

auch in diesem Jahr ihre regelmässigen 
Kontakte mit den Frauenbeauftragten 
der Parteien weiter. Zudem fand ein Tref-
fen mit der Bundeskanzlerin statt (vgl. 
hierzu auch die Schwerpunkte 3 und 5). 

Die Arbeitsgruppe Sozialpolitik setzte 
sich mit der 11. AHV- und der 1. BVG-
Revision auseinander und führte die Ge-
spräche mit den Parlamentarierinnen 
und den Frauenbeauftragten der Parteien 
fort. Die Arbeitsgmppe befasste sich auch 
mit den Vorschlägen des Bundesrates zur 
Revision des Obligationenrechts tMutter-
schaftsurlaub) und verfasste zuhanden 
des Plenums einen Entwurf fiir die Stel-
lungnahme der EKF (vgl. die Schwerpunkte 
4 und 5). 

Die Arbeitsgruppe Arbeitsumvertiei-
lung befasste sich mit dem Thema «Neu-
verteilung von bezahlter und unbezahl-
ter Arbeit zwischen Frauen und Män-
nem». Dabei ging es zum einen um die 
stmkmrell und psychologisch bedingten 
Hindemisse einer ausgewogenen Beteili-
gung der Männer an der Haus- und Fami-
lienarbeit und zum anderen um Mög-
lichkeiten der Neuverteilung der Familien-
arbeit. Die Arbeitsgmppe entwickelte ein 
Konzept für ein kemmissiensintemes 
Hearing zum Thema «Männer im Span-
nungsfeld von bemflichen und privaten 
Verpflichmngen». Sie nahm zudem mit 
der Projektleitung der Kampagne «Ver-

einbarkeit von Bemf und Familie für 
Männer und Frauen» des Eidgenössischen 
Büros für die Gleichstellung von Frau 
und Mann Kentakt auf um die Möglich-
keiten einer Zusammenarbeit zu klären. 

1.4. Mitglieder 
Als neue Mitglieder sind in die Kom-

mission gewählt werden: 
- Christian Morozzi, Dr. eec.I^fessor an der 

Fachhochschule für Sozialarbeit, Lugano 
- Kathrin Martelli, Stadträtin, Vorsteherin 

Tiefbau- und Entsorgungsdepartement 
der Stadt Zürich 

- Suzanne Steiner-Weck, Geschäftsleimng 
Verband schweizerischer Angestellten-
vereine der Maschinen- und Elektroin-
dustrie (Mitgliedverband der Vereini-
gung Schweiz. Angestelltenverbände), 
Winterthur 

- Kathrin Uhlmann, Schweizerischer Ge-
meinnütziger Frauenverein, Belp 

Zurückgetreten ist auf Ende September: 
- Margrit Meier, Schweiz. Gewerkschafts-

bund. Bem 

2. Tätigkeitsschwerpunkte 

Schwerpunkt 1 : Publikation der Medien-
studie SRG und EKF 

Zusammen mit der SRG SSR idée suisse 
stellte die EKF am 6. Febmar an einer 
Medienkonferenz die Untersuchung «Eid-
genössische Wahlen 1999: Medien, Poli-
tik und Geschlecht» vor Bettina Nyffeler. 
Autorin der Studie, informierte über die 
Resultate. Armin Walpen, Generaldirek-
tor der SRG SSR idée suisse, und Chiara 
Simeneschi-Cortesi, Präsidentin der EKF, 
bezogen aus Sicht ihrer Organisationen 
zu den Ergebnissen Stellung. 

Die Studie war Teil einer umfassenden 
Untersuchung über die Infermationsan-
gebete von Radio und Femsehen vor den 
eidgenössischen Wahlen 1999, die vom 
Institut für Medienwissenschaft der Uni-
versität Bern und dem Forschungsdienst 
der Schweizerischen Radio- und Fernseh-
gesellschaft durchgeführt wairde. Auf An-
regung der Kommission woirde dabei 
auch die Medienpräsenz der kandidie-
renden Frauen im Vergleich zu den Män-
nern untersucht. Die Smdie zeigt, dass in 
der Fernsehberichterstatmng zu den 
Wahlen die Kandidatinnen mit einem Re 
deanteil von nur 18 Prozent unterdurch-
schnittlich zu Wort kamen (der Anteil 
der Frauen an den Kandidaturen betmg 
35 Prozent). In den einzelnen Stationen 

sind die Parteien und Geschlechter un-
terschiedlich präsent. Auch bei den 
Wahlkampfthemen setzten die Sender 
unterschiedliche Akzente. Im Vergleich 
zu den Femsehstationen sind Kandida-
tinnen wie auch Journalistinnen bei den 
Radios der SRG SSR deutlich stärker ver-
treten. Im Kommunikationsstil der Me-
dienschaffenden (z.B. Unterbrechungen 
und Bewertungen) zeigen sich für Radio 
und Femsehen vergleichbare Ergebnisse. 
Als Regel gilt: Medienschalfende bewerten 
und unterbrechen die Kandidierenden 
nicht und sie lassen Frauen und Märmer 
in etwa gleich lang sprechen. 

Die Smdie zur Medienpräsenz der Kan-
didierenden ist die erste Untersuchung 
zu dieser Fragestellung, die von SRG SSR 
idée suisse und der EKF gemeinsam in 
Auftrag gegeben wurde. Ebenfalls ein No-
vum war der gemeinsame Auftritt vor 
den Medien. Das Damm vom 6. Febmar 
wnirde gewählt, um auf die Einfufimng 
des Stimm- und Wahlrechts fiir Frauen 
vor dreissig Jahren - am 7. Febmar 1971 -
aufrnerksam zu machen und an einem 
konkreten Beispiel zu erläutern, in wel-
chen Bereichen trotz formal gleicher po-
litischer Rechte der Frauen nach wie vor 
Handlungsbedarf besteht. 

Schwerpunkt 2: Projekt Mentoring 
«von Frau zu Frau» 

Die Eidgenössische Kommission fiir 
Frauenfragen startete zusammen mit der 
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der 
Jugendverbände SAJV den zweiten Zyklus 
des Mentering-Projekts «von Frau zu Frau». 
Die SAJV ist Initiantin dieses Projekts 
und vertritt als nationaler Dachverband 
von mnd 90 Jugendorganisationen der 
Schweiz über 500 000 Jugendliche. Die 
EKF nahm bereits Anfang 2000 mit der 
SAJV Kentakt auf und verfolgte den von 
Januar 2000 bis Januar 2001 durchge-
führten Rietzyklus mit grossem Interes-
se. Am zweiten Zyklus (Juni 2001 bis Juni 
2002) beteiligen sich 23 Mentoring-Paare. 
Die Mentees, junge Frauen zwischen 17 
und 30 Jahren, können ein Jahr lang einer 
Pelit-Prefi über die Schulter schauen und 
wertvolle Tipps zu Karriereplanung und 
Networking sammeln. Das Projekt soll 
dazu beitragen, den Anteil von Frauen in 
politischen Ämtern und Positionen zu er-
höhen, den Nachwuchs in den (Jugend-) 
Verbänden zu sichern und die Kommu-
nikation und Vernetzung zwischen den 
Generationen fordern. 
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Die Eidgenössische Kommission für 
Frauenfragen, 1976 vom Bundesrat ein-
gesetzt, wurde im Jahr 2001 25 Jahre alt. 
In ihrem Jubiläumsjahr engagierte sie 
sich bewusst für junge Frauen. Damit ver-
folgt sie zwei Ziele: Sie will das Interesse 
von jungen Frauen an der Politik konkret 
fördern und die Sensibilität von Politike-
rinnen, Verbandsfrauen und Öffentlich-
keit für die akmellen Anliegen von jun-
gen Frauen verstärken. Selbst werm es in-
zwischen selbstverständlicher geworden 
ist, dass Frauen politisch aktiv sind. Stes-
sen sie ungeachtet aller formalen Gleich-
stellungsbekennmisse immer noch auf 
mehr Hindemisse und Barrieren als Män-
ner. Der Dialog zwischen den Generatio-
nen ist deshalb besonders wichtig: jün-
gere und ältere Frauen können viel von-
einander lernen. 

Das Mentering-I*rojekt umfasst zwei 
Ebenen: das individuelle Programm der 
Mentoring-Tandems und das Rahmen-
progranmi fiir die Mentees. Während der 
Dauer eines Jahres, von Juni 2001 bis Juni 
2002, treffen sich die Mentoring-Paare 
regelmässig. Daneben wird den jungen 
Frauen auch ein Weiterbildimgsprogramm 
zu politischen Themen angeboten, zu 
dem unter anderem ein Besuch im Bun-
deshaus und ein Treffen mit Bundes-
kanzlerin Annemarie Huber-Hotz und 
Bundesrätin Ruth Dreifuss gehören. 

An einer Medienkonferenz am 29. Juni 
im Käfigturm in Bem stellten der I'räsident 
der SAJV, Stéphane Montangero, und die 
Präsidentin der EKF, Chiara Simeneschi-
Cortesi, das Projekt der Öffentlichkeit 
vor. Die Projeküeiterin Dominique Grisard 
informierte über die Zielsetzung und den 
Aufbau des Mentoring-Projekts. Doris 
Stump, Nationalrätin, und Leyla Gül, Stu-
dentin, aktiv in der Unipolitik, sprachen 
über ihre Erfahmngen als Mentoring-
Tandem. Myrtha Welti, Generalsekretärin 
der Bergier-Kommission, ehemalige SVP-
Generalsekretärin, und Erna Jung, aktiv 
inJungwacht/Blauring, formulierten ihre 
Erwartungen beim Start in ihr Mento-
ring-Jahr. 

Die in der Piletphase 2000/2001 gemach-
ten Erfahmngen flössen in einen Leitfa-
den zum Mentoring ein, der in deutscher, 
französischer und italienischer Sprache 
in der Zeitschrift «Frauenfragen» Nr. 1.2001 
publiziert wairde. Mit dem ausführlichen 
und praxisnahen Leitfaden sollen andere 
Organisationen ermutigt werden, ähnli-
che Projekte auf die Beine zu stellen. 

Auf Gmnd des sehr positiven Echos auf 
das Projekt - bei jungen Frauen, bei Poli-
tikerinnen und Frauenorganisationen 
und beispielsweise auch im Europarat -
haben EKF und SAJV die Durchfühmng 
von drei weiteren Zyklen beschlossen. 
Politische Bildungsarbeit steckt in der 
Schweiz noch in den Kinderschuhen. 

Deshalb verfolgt das Projekt - neben den 
konkreten Angeboten fiir Mentees und 
Mentorinnen - auch das Ziel, die Akzep-
tanz für die Anliegen der politischen Bil-
dungsarbeit zu erhöhen und zur Schaf 
fung geeigneter Angebote und Stmktu-
ren beizutragen. Um das Mentoring in 
der Politik methodisch und inhaltlich 
weiter zu entwickeln, wird das Projekt 
wissenschaftlich begleitet. 

Schwerpunkt 3: Chancengleichheit bei 
den eidgenössischen Wahlen 2003 

Im Frühjahr fand ein Treffen der Ar-
beitsgmppe Politik mit den Frauenbe-
auftragten der Parteien statt. Ziel war es, 
erste Gedanken und Ideen über mögliche 
überparteiliche Aktivitäten zu den nächs-
ten eidgenössischen Wahlen 2003 auszu-
tauschen. Leider nahmen lediglich die 
Vertreterinnen der SP und der Griinen an 
diesem Treffen teil. Im Mai traf sich die 
Arbeitsgmppe zu einem Gespräch mit 
Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz. 
Thema des Treffens waren die Wahlen 
2003, die eventuelle Durchftihmng einer 
Informations- und Sensibilisiemngskam-
pagne für mehr Frauen im Parlament 
und weitere Massnahmen zur Unterstüt-
zung von Frauenkandidamren. 

Die Kommission gab im Rahmen des 
Vemehmlassungsverfahrens im Septem-
ber eine Stellungnahme zur Teilrevision 
des Bundesgesetzes über die politischen 
Rechte ab, indem sie sich erneut für die 
Durchfühmng einer Kampagne zur För-
demng der Stimmbeteiligung und der 
Chancengleichheit der Geschlechter bei 
den Nationalratswahlen sowie die Einfüh-
mng von Wahllisten-Quoten einsetzte 
(vgl. Schwerpunkt 5). 

Die Kommission beschloss zudem, ei-
nen neuen Leitfaden zum Thema Frauen 
und Politik zu erarbeiten, der im Hin-
blick auf die eidgenössischen Wahlen 
2003 informieren, sensibilisieren und zu 
wirksamen Massnahmen anregen seil. 
Hauptadressaten sind die Parteien, die Me-
dien und die Frauenorganisationen. Der 
Leitfaden soll in deutscher, französischer 
und italienischer Sprache erscheinen. 

Schwerpunkt 4:11. AHV-Revision und 
1. BVG-Revision 

Nachdem der Bundesrat im Jahr 2000 
seine Betschaften zur 11. AHV-Revision 
und zur 1. BVG-Revision vergelegt hatte, 
setzte sich die EKF intensiv mit seinen 
Vorschlägen auseinander und erarbeitete 
eine ausführliche Stellungnahme. Die 
Kommission forderte dazu auf, die finan-
ziellen Probleme im Bereich .der AHV/IV 
nicht einseitig zu Lasten der Frauen zu 
lösen und die Flexibilisiemngdes Renten-
alters so auszugestalten, dass auch Per-
sonen mit niedrigen Einkommen davon 
profitieren können. Die Neuiegelung der 

Hinterlassenenrente muss zivilstandsun-
abhängig sein und die tatsächliche Situa-
tion der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
angemessen berücksichtigt werden. Eine 
weitere zentrale Fördemng betriffi die 
1. BVG-Revision. Hier verlangt die EKF, 
dass die Frage des Koerdinatiensabzuges 
unbedingt in der laufenden Revision an-
zugehen ist und der Koordinatiönsabzug 
entweder abgeschafft eder zumindest 
deutlich gesenkt werden muss. Die Stel-
lungnahme der Kommission wurde zum 
einen an Frau Bundesrätin Dreifüss, Vor-
steherin des Eidgenössischen Departemen-
tes des Innern, und zum anderen an alle 
Parlamentsmitglieder sowie die Frauen-
erganisationen weiter geleitet. Anschlies-
send fanden Treffen mit den eidgenössi-
schen Parlamentarierinnen statt, um die 
Revisionspunkte zu besprechen. Diese 
Kontakte wurden auch in diesem Jahr 
fortgesetzt. 

Schwerpunkt 5: Erarbeitung und 
Publikation von Vernehmlassungs-
stellungnahmen 

• Stellungnahme zum 1. und 2. Bericht 
der Schweiz über die Umsetzung des Über-
einkommens zur Beseitigung Jeder Form 
von Diskriminierung der Frau (CEDAW) 
(Februar). Das Übereinkommen von 1979 
zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
miniemng der Frau (CEDAW) ist das ein-
zige internationale Vertragswerk, wel-
ches sich speziell und ausschliesslich mit 
der Diskriminiemng von Frauen befasst; 
seiner Ratifiziemng durch die Schweiz 
ist deshalb eine hohe Bedeutung beizu-
messen. Der verliegende Bericht gibt 
umfassend und detailliert Auskunft über 
die heutige Situation der Frauen in der 
Schweiz. Besonders deutlich wird die Dis-
krepanz zwischen der rechtlichen und 
der faktischen Situation. Die Bestandes-
aufhahme muss Anlass sein, die Umset-
zung der Konvention voranzutreiben. 
Die Kommission sieht insbesondere in 
feigenden Bereichen Handlungsbedarf: 
- Erhöhung des Frauenanteils in Macht-
und Entscheidungspositienen, insbeson-
dere in der Politik, der Wirtschaft und 
der Wissenschaft 
- Schaffung einer Mutterschaftsversi-
chemng 
- Schwerpunktmässige Arbeit am The-
ma Gewalt gegen Frauen 
- 11. AHV- und 1. BVG-Revision 

Weiter setzt sich die Kommission ein 
fiir die Unterzeichnung des 12. Zusatz-
protekells zur Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und 
Gmndfreiheiten (EMRK) und des Fakul-
tativprotekells zum CEDAW. 

(Stellungnohme im Wortlaut in «Fraucn-
fragen» 2.2001] 
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• Stellungnahme zur Revision des Bür-
gerrechts (März). Die Kommission unter-
stützt alle Bestrebungen, die die Verein-
fachung und Harmonisiemng des Ein-
bürgemngsverfahrens zum Ziel haben. 
Die im Vergleich zu den umliegenden 
Ländern restriktive Einbürgemngspraxis 
der Schweiz führt dazu, dass statistisch 
ein hoher Ausländerinnenanteil besteht. 
Dieser hohe Anteil sagt aber nichts aus 
über den Grad der Integration. Die Mehr-
heit der Ausländerinnen und Ausländer 
der zweiten und dritten Generation ist 
gut integriert. Indem sie in der Schweiz 
arbeiten und wohnen, tragen sie ebenso-
viel zum Wohlergehen des Landes bei 
wie Schweizerinnen und Schweizer, oh-
ne jedoch die selben Rechte zu haben wie 
diese. Die EKF befürwortet die Revision, 
namentlich die folgenden Vorschläge: 
- Einbürgemngserleichtemng für junge, 
in der Schweiz aufgewachsene Auslände-
rinnen und Ausländer. 
- Automatischer Bürgenechtserwerb für 
Ausländerinnen und Ausländer der drit-
ten Generation durch Geburt. 
- Einfühmng einer Beschwerdemöglich-
keit gegen willkürliche Ablehnungen 
von Einbürgemngen. 

• Stellungnahme zum Bericht und Vor-
entwurf der Kommission für Rechtsfra-
gen des Nationalrates: Parlamentarische 
Initiative 96.484 von Feiten (Gewalt gegen 
Frauen als Offizialdelikt. Revision von 
Artikel 123 StGB) und Pariamentarische 
Initiative 96.465 von Feiten (Sexuelle Ge-
walt in der Ehe als Offizialdelikt. Revision 
von Artikel 189 und 190 StGB) (Juni). Die 
vorgeschlagene Gesetzesändemng ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Neu sol-
len die in der Ehe begangene sexuelle 
Nötigung und Vergewaltigung, die bisher 
nur auf Anttag verfolgt wurden, zu Offi-
zialdelikten erhoben werden. Dies ent-
spricht einer der langjährigen Fordemn-
gen der EKF. Eine weitere Änderting be-
trifft die zwischen Eheleuten und Lebens-
partnem begangenen einfachen Körper-
verletzungen, wiederholten Tätlichkeiten 
und Drehungen, die ebenfalls zu Offizial-
delikten werden. Auch diese Neurege-
lung ist sinnvoll. Bei der vergeschla-
genen Möglichkeit zur Einstellung des 
Strafverfahrens (Art. 66ter neu) bean-
tragt die Kommission, dass ein Verfahren 
nur unter klar definierten Bedingungen 
verläufig eingestellt werden darf. Ein 
wichtiges Kriterium ist unter anderen, 
dass der Täter nachweisbar konkrete 
Schritte unternommen hat, um sein Ver-
halten zu ändem und der Wiederholung 
von gleichartigen Straftaten vorzubeu-
gen. Diese bestehen etwa darin, dass der 
Täter ein soziales Trainingspregi amm ab-
solviert oder sich in therapeutische Be-
handlung begeben hat. Wenn sich der Tä-

ter nicht an die Auflagen hält, muss die 
Wiedereröffnung des Verfahrens mög-
lich sein. Ansonsten verfehlt diese Geset-
zesbestimmung ihren präventiven Zweck. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frouen-
/rogen» 2.2003) 

• Stellungnahme zur Revision des Obliga-
tionenrechts (Mutterschaftsuriaub) (Sep-
tember). Die EKF lehnt die vom Bundesrat 
vergeschlagene Revision des OR ab. Beide 
Varianten des Entwurfs sind absolut un-
zureichend und erfüllen den Anspmch an 
die finanzielle Absichemng der Mutter-
schaft in keiner Weise. Unter einer echten 
finanziellen Absichemng der Mutterschaft 
stellt sich die EKF vor, dass während der 
mutterschaftsbedingten Abwesenheit von 
der Erwerbsarbeit während mindestens 
16 Wochen ein Einkommen sicherge-
stellt ist und die Finanziemng so geregelt 
ist, dass ein Höchstmass an Solidarität 
zwischen den Geschlechtern und Genera-
tionen gewährleistet ist. Die Kommission 
fordert den Bundesrat auf einen neuen, 
verbesserten Vorschlag verzulegen. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frouen-
Jrogen» 2.2001) 

• Stellungnahme zurTeilrevision des Bun-
desgesetzes über die politischen Rechte 
(September). Die Revision wird befürwor-
tet. Die Kommission begriisst insbeson-
dere, dass der Bundesrat beschlossen hat, 
eine Rechtsgmndlage zur Durchfühmng 
von Infomiations- und Sensibilisiemngs-
kampagnen zur Fördemng der Stimmbe-
teiligung und der Chancengleichheit der 
Geschlechter bei Natienalratswahlen zu 
schaffen. Diesen Verschlag unterbreitete 
die Kommission dem Bundesrat bereits 
1998. Um den Verfassungsauftrag der 
tatsächlichen Gleichstellung von Frau 
und Mann zu erfüllen, braucht es jedoch 
weitere Massnahmen. Eine notwendige 
Massnahme ist die Wahllisten-Quote, auf 
deren Einfühmng im Revisiensverschlag 
leider verzichtet woirde. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frouen-
/rogen» 2.2003) 

• Teilrevision des Asylgesetzes (Septem-
ber). In der Wahrnehmung der Behörden 
und der Öffentlichkeit über Asyl- und Mi-
grationsfragen steht bis heute die Situa-
tion der ausländischen Männer im Vor-
dergmnd. Sie werden in der Regel als 
Massstab betrachtet für Massnahmen im 
Asylbereich. Die Situation fiir Asyl su-
chende Frauen unterscheidet sich oft-
mals sehr stark von derjenigen der Män-
ner. Die Geschlechterperspektive fehlt 
jedoch sowohl im Gesetzesentwoirf als 
auch im Begleitbericht. Die EKF äussert 
sich in ihrer Stellungnahme zu einer Rei-
he von Gesetzesartikeln, die sie für be-
sonders relevant für Frauen ansieht, wie 

beispielsweise die Definition der sogenannt 
verfelgungssicheren Heimat- oder Her-
kunftsstaaten («Safe-Gountry-Regelung») 
eder auch die Einschränkung der Wahl 
der Krankenversichemng für Asyl Suchen-
de und Schutzbedürftige ohne Aufent-
haltsbewilligung. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frouen/ro-
gen» 2.2003) 

Schwerpunkt 6: Publikation der Zeit-
schrift «Frauenfragen» 

Im Juni erschien eine Jubiläumsausga-
be von «Frauenfragen» aus Anlass des 25-
jährigen Bestehens der Kommission. Ne-
ben dem thematischen Schwerpunkt 
Mentoring (vgl. Schwerpunkt 2) wurde da-
rin der Artikel «25 Jahre Eidgenössische 
Kommission für Frauenfragen» in deut-
scher, französischer und italienischer 
Sprache publiziert, der eine Übersicht 
über die Aktivitäten der EKF seit 1976 
gibt. 

Die Dezember-Ausgabe war dem Thema 
«Kinderbetreuung» gewidmet (vgl. Weitere 
Themen). 

Schwerpunkt 7: Aktualisierung des 
Erscheinungsbildes/Kommunikations-
auftritts der Kommission 

Anfang des Jahres erschien die neue Ba-
sisdokumentatien über Aufgaben und 
Aktivitäten der Kommission in deut-
scher, französischer und italienischer 
Sprache. Ein breiter Versand erfolgte an 
Frauenerganisationen, Politikerirmen und 
Politiker. Parteien, Medien sowie weitere 
interessierte Kreise wie beispielsweise 
die Gleichstellungsbeauftragten der De-
partemente und Ämter des Bundes. 

Weiter wurde der Auftritt der Kommis-
sion im Internet verbereitet. Seit Dezem-
ber können Informationen über die EKF 
auch unter vvww.Jrauenkommission.ch abge-
mfen werden. 

3. Weitere Themen 

Stellungnahme zur Frauenförderung in 
der allgemeinen Bundesverwaltung 

Die EKF hat in einem Schreiben an 
Bundesrat Kaspar Villiger, Vorsteher des 
Eidgenössischen Finanzdepartementes, 
Stellung bezogen zum 2. Bericht des Eid-
genössischen Personalamtes an den Bun-
desrat: «Zweite Frauenfordemngsperiode 
in der allgemeinen Bundesverwaltung 
1996-1999». Die Kommission befasste 
sich an ihrer Plenarsitzung vom 22. Feb-
mar mit dem Bericht und liess sich von 
Barbara Selong Vogt, Verantwortliche für 
die Förderangsprogramme des Personal-
amtes, über die bisherigen und geplanten 
Massnahmen des Bundes informieren. 
Für die dritte Frauenfördemngsperiode 
2000-2003 sieht die EKF insbesondere Hand-
lungsbedarf in folgenden Bereichen: 
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- Entwicklung eines wirkungsvollen Gleich-
stellungs-Centrollings 
- Erhöhung des Frauenanteils im Kader 
- Verbessemng der Vereinbarkeit von 
Bemf und Familie für beide Geschlechter 
- Obligatorische Weiterbildung des Ka-
ders zur Gleichstellung und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten für die Gleichstel-
lungsbeauftragten in den Departemen-
ten und Ämtern. 

(Stellungnahme im Wortlaut in «Frouen-
Jrogen» 2.2003) 

Familienexterne Kinderbetreuung und 
Betreuungsberufe (vgl. Schwerpunkt 6) 

Rund zehn Jahre nach Erscheinen des 
Berichts der Eidgenössischen Kommission 
für Frauenfragen über familienexteme 
Kinderbetreuung (1992) ist der Mangel 
an Betreuungsplätzen für Kinder aller 
Altersstufen wieder vermehrt Thema in 
der schweizerischen Politik. Die Kom-
mission setzte sich deshalb mit den in 
jüngster Zeit unternommenen Verstös-
sen auseinander. Von Regula Ernst von 
der Arbeitsgemeinschaft Frauen 2001 
(ARGEF 2001) liess sie sich über die Akti-
vitäten der ARGEF seit dem Schweizeri-
schen Frauenkpngress von 1996 orientie-
ren. Zur familienergänzenden Kinderbe-
treuung woirden damals Resolutionen 
verabschiedet. Die ARGEF setzte sich in 
der Folge fiir die Umsetzung dieser Reso-
lutionen ein. Anschliessend erläuterte 
Nationalrätin Jacqueline Fehr die parla-
mentarische Initiative «Anstossfinanzie-
mng fiir familienergänzende Betreuungs-
plätze», die sie in der Märzsession einge-
reicht hatte. Die geforderte Anstessfi-
nanziemng ist ein Impulsprogramm, mit 
dem mehr Kinderbetreuungsplätze ge-
schaffen werden können. In der Diskus-
sien mit den Referentinnen zeigte sich, 
dass ein verstärktes Engagement sowohl 
auf eidgenössischer wie auch auf kanto-
naler und regionaler Ebene dringend not-
wendig ist, um Frauen und Männem ei-
ne bessere Vereinbarkeit von Bemf und 
Familie zu ermöglichen. 

Die Schaffung von mehr Kinderbetreu-
ungsplätzen bedeutet vor allem einen er-
höhten Bedarf an professionell geführten 
Betrieben mit qualifiziertem Personal. 
Um sich vertieft mit der problematischen 
Bemfssituation von Kleinkinderzieherin-
nen und Krippenleiterinnen auseinander-
zusetzen, lud die Kommission Ulla Grob-
Menges, Geschäftsführerin des Schweize-
rischen Krippenverbandes, ein. Sie infor-
mierte an der Plenarsitzung vom 11. Sep-
tember über die Entwicklung des Bemfs 
der Kleinkinderzieherin / des Kleinkinder-
ziehers sowie verwandter Bemfe und über 
die Bestrebungen, neue und bessere Aus-
und Weiterbildungswege für diese Bemfe 
zu schaffen. Bei der geplanten Unterstel-
lung der Gesundheits- und Sozialbemfe 

unter das neue Bemfsbildungsgesetz 
geht es einerseits dämm, für die ganze 
Schweiz einheitliche Regelungen zu schaf-
fen und andererseits den Zugang zur 
höheren Bemfsbildung zu gewährleisten. 

Ergänzungsleistungen für Familien und 
Familienpolitik 

Christian Marazzi, Mitglied der EKF 
und Mitautor einer Evaluation über das 
Tessiner Modell der Ergänzungsleismn-
gen fiir Familien, stellte an der Plenarsit-
zung vom 28. Juni die Resultate dieser 
Evaluation vor. Des Tessiner Modell der 
Ergänzungsleismngen (Gesetz vom 11. 
Juni 1996) hat in der politischen Diskus-
sion grosse Beachmng gefunden, da es 
als wegweisend für die ganze Schweiz be-
trachtet wird. 

Die familienpelitischen Aktivitäten der 
Eidgenössischen Koordinationskommis-
sion für Familienfragen (EKFF) stiessen 
bei der EKF auf grosses Interesse. Einzel-
ne Mitglieder nahmen teil an den von der 
EKFF organisierten Tagungen über die 
aktuelle Familienpelitik auf Bundes- und 
Kantensebene und über Modelle des Aus-
gleichs von Familienlasten und infor-
mierten das Plenum der EKF über die 
dort geführten Diskussionen und die 
Empfehlungen zur Familienpolitik. 

Interventionsprojekte gegen 
Männergewalt 

An der Plenarsitzung vom 22./23. No-
vember in Zürich befasste sich die EKF 
mit dem Zürcher Interventionsprojekt 
gegen Männergewalt ZIP und der als 
Felgeprejekt neu geschaffenen Interven-
tiensstelle gegen häusliche Gewalt des 
Kantens Zürich IST. Es referierten Martha 
Weingartner, Mitarbeiterin des Büros für 
die. Gleichstellung von Frau und Mann 
der Stadt Zürich und ehemalige Co-Leite-
rin ZIP, Marlene Eggenberger, Co-Leiterin 
von IST und ehemalige Co-Leiterin ZIP, 
und Riccardo Steiner, Ce-Leiter IST. Das 
ZIP gilt als Modell für andere Städte und 
Kantone. Der Kerngedanke des ZIP ist 
Kooperation: Alle Akteurinnen, private 
Stellen und staatliche Institutionen, die 
sich mit Gewalt in Partnerschaften be-
fassen, sollen ihr Vorgehen koordinieren 
und mit den je eigenen Mitteln die glei-
chen Ziele verfolgen, nämlich Opfer 
schützen, Gewalt stoppen und Täter zur 
Verantwortung ziehen. Am Runden Tisch, 
der 1998 erstmals tagte, wurden selche 
gemeinsamen Strategien gesucht und 
einige bereits umgesetzt. 

Treffen der Parlamentarierinnen 
Die Präsidentin und das Kemmissiens-

sekretariat nahmen wie in jedem Jahr an 
den während der Sessionen des Parla-
ments stattfindenden Treffen der Parla-
mentarierinnen teil. 
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Aktivitäten 

Eidgenössische Kommission 
für Frauenfragen: Jahresplanung 2002 
1. Tätigkeitsschwerpunkte 

Schwerpunkt 1 : Mentoring-Projekt 
«von Frau zu Frau» 

Das Mentoring-Projekt «von Frau zu 
Frau» wird gemeinsam von der Schweiz. 
Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbän-
de (SAJV) und der Eidg. Kommission für 
Frauenfragen (EKF) durchgeführt. Erfah-
rene Politikerinnen und Verbandsfrauen 
stellen sich gemäss Konzept ein Jahr lang 
als Mentorin zur Verfügung, das heisst, 
sie beraten und unterstützen eine junge 
Frau, die Mentee, geben ihr Erfahmngen 
und Wissen weiter, vermitteln Kontakte 
und besprechen Möglichkeiten, wie poli-
tische Anliegen angepackt und umge-
setzt werden können. Neben dem indivi-
duellen Programm der Mentorin und der 
Mentee bietet die Trägerschaft ein Wei-
terbildungspregramm für Mentees an. 

Im Juni 2002 endet der zweite Durch-
gang des Mentoring-Pregramms, an dem 
23 Paare aus allen Sprachregionen der 
Schweiz teilnehmen. Nach dem positi-
ven Echo auf das Projekt in den Jahren 
2000/2001 beschlossen SAJV und EKF 
drei weitere Mentering-Zyklen in den 
Jahren 2002-2005 zu organisieren. Ver-
lauf und Erfolg des Projekts seilen wis-
senschaftlich begleitet und ausgewertet 
werden. Neben dem unmittelbaren Ziel 
von Mentoring - jungen Frauen den Ein-
stieg in die Politik zu erleichtem und 
ihnen Einblick in politisches Handeln zu 
geben - geht es auch dämm, die Akzep-
tanz für politische Bildungsarbeit in der 
Schweiz zu erhöhen und zum Aufbau ge-
eigneter Stmkmren beizutragen. 

Schwerpunkt 2: Chancengleichheit bei 
den eidgenössischen Wahlen 2003 

Erarbeitet wird ein neuer Leitfaden 
zum Thema Frauen und Politik, der im 
Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen 
2003 informieren, sensibilisieren und zü 
wirksamen Massnahmen anregen soll. 
Die Empfehlungen des Leitfadens rich-
ten sich in erster Linie an die Parteien, 
die Medien und die Frauenerganisatio-
nen. In diesem Zusammenhang werden 
auch die in den vergangenen Jahren be-
stehenden Kontakte mit den Parteien 
fortgeführt. Mit der SRG SSR idée suisse 
wird abgeklärt, ob zu den Wahlen 2003 
erneut eine gemeinsame Untersuchung 
zur Medienpräsenz der Kandidatinnen 
und Kandidaten bei den Verwahlsendun-
gen möglich ist. Falls die in der Teilrevi-

sion des Bundesgesetzes über die politi-
schen Rechte vorgesehene Informations-
kampagne zur Fördemng der Stimmbe-
teiligung und der Chancengleichheit der 
Geschlechter bei den Nationalratswah-
len als «Kann-Bestimmung» vom Parla-
ment akzeptiert und in der Felge vom 
Bundesrat beschlossen wird, ist die EKF 
bereit, sich an der Vorbereitung einer sol-
chen Kampagne zu beteiligen. Bereits im 
Jahr 1998 hatte die EKF beim Bundesrat 
die Durchfühmng von Sensibilisiemngs-
kampagnen zu den eidgenössischen Wah-
len angeregt. 1999 scheiterte der Vor-
schlag des Bundesrates allerdings an der 
ablehnenden Haltung des Parlaments. 

Schwerpunkt 3: Umverteilung von 
bezahlter und unbezahlter Arbeit 
zwischen Frauen und Männern 

Die Kommission führt ein Hearing 
durch zum Thema «Männer im Span-
nungsfeld von bemflichen und privaten 
Verpflichtungen». Beleuchtet werden da-
bei die stmkmrellen und psychologisch 
bedingten Hindemisse einer ausgewoge-
nen Beteiligung der Männer an der Haus-
und Familienarbeit und die Möglichkei-
ten der Neuverteilung der Familienar-
beit. Gefragt werden soll insbesondere 
auch nach geeigneten Untemehmens-
bzw. Organisationsstmkmren, die eine 
Neuverteilung der Arbeit zwischen den 
Geschlechtern unterstützen. Das Hea-
ring dient als Gmndiage für die Weiter-
arbeit der EKF an diesem Thema. 

Schwerpunkt 4: Verfassen von Stellung-
nahmen und Überprüfen der Wirkung 
der EKF-Stellungnahmen auf das 
Gesetzgebungsverfahren 

Zu gleichstellungsrelevanten Gesetzes-
vorhaben und Berichten werden Stellung-
nahmen erarbeitet, so unter anderem 
zum Vorentwoirf zu einer Schweizeri-
schen Strafprozessordnung und zum 
Vorenrwurf zu einem Schweizerischen 
Jugendstrafverfahren (Vemehmlassungs-
frist: Ende Febmar 2002). Diese sowie 
weitere Stellungnahmen werden in der 
Zeitschrift «Frauenfragen» in deutscher 
ünd französischer Sprache publiziert 
und künftig auch unter www.Jrauenkom-
mission.ch zu finden sein. Sobald das EKF-
Plenum eine Stellungnahme offiziell ver-
abschiedet hat, steht der definitive Text -
teilweise bereits vor Ablauf der Ver-
nehmlassungsfrist - allen interessierten 
Kreisen zur Verfügung. 

Als ausserparlamentarische Kommis-
sion nimmt die EKF regelmässig in Ver-
nehmlassungsverfahren des Bundes Stel-
lung zu frauen- und gleichstellungspoli-
tischen Anliegen, wie dies dem Auftrag 
des Bundesrates entspricht. Bereits seit 
längerem stellt die EKF fest, dass ihre An-
liegen bei verschiedenen Gesetzesent-
würfen und -revisienen entweder gar 
nicht oder nur sehr unzureichend in die 
weitere Diskussion einbezogen woirden. 
Daher soll eine Analyse der Wirkung der 
Stellungnahmen auf das Gesetzgebungs-
verfahren vorgenommen werden. 

Schwerpunkt 5: Publikation der 
Zeitschrift «Frauenfragen» 

Es erscheinen zwei Nummem, die sich 
mit akmellen Fragestellungen befassen 
(Juni, Dezember). Der Schwerpunkt von 
«Frauenfragen» Nr. 1.2002 ist der Situa-
tion der Frauen in den Gesundheits- und 
Sozialbemfen gewidmet und den Verän-
demngen, die sich für diese Bemfe durch 
das neue Bemfsbildungsgesetz ergeben 
werden. Das Thema der zweiten Num-
mer wird im Frühjahr bestimmt. 

2. Weitere Themen 

Neben den genannten Schwerpunkten 
befasst sich die EKF laufend mit weiteren 
aktuellen Themen. Dazu gehören insbe-
sondere: 
- Scheidungsrecht 
- Gewalt gegen Frauen 
- Bemfsbildung ' 
- Arbeitsmarkt-und Beschäftigungspelitik 
- Revisionen der Sozialversichertingen 

(11. AHV-Revision, 1. BVG-Revision, 4. 
rVG-Revision) 

- Mutterschaftsversichemng 
- Migration 
- Frauen in Wissenschaft und For-

schung, Gender Studies 
- Entwicklung und Perspektiven der 

Frauen- und Gleichstellungspelitik 
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Activités 

Commission fédérale pour les questions 
féminines: Rapport d'activité 2001 

1. Remarques d'ordre général 

1.1 ..Séances plénières 
La Commission fédérale pour les ques-

tions féminines (CFQF) a tenu 5 séances 
(22 février, 28 juin, 11 septembre, 22/23 
novembre). Lors de la séance plénière de 
deux jours tenue en novembre à Zurich, 
les membres de la commission ont pu 
rencontrer pour un échange d'informa-
tions et d'expériences des représentantes 
et des représentants du monde politique 
communal et cantonal, du bureau de 
l'égalité, de la commission de l'égalité, 
des associations féminines et des médias. 

1.2. Bureau 
Le bureau, composé de la présidente, 

de la vice-présidente et du vice-président, 
s'est réuni à intervalles réguliers pour 
préparer et planifier les travaux de la 
Commission avec le secrétariat. 

1.3. Croupes de travail 
Le groupe de travail Politique de la CFQF 

a poursuivi cette année encore ses con-
tacts réguliers avec les membres chargés 
des questions féminines des partis. De 
plus, une rencontre a eu lieu avec la 
Chancelière de la Confédération (voir aus-
si les priorités 3 et 5). 

Le groiipe de travail Politique sociale a 
travaillé sur la lie révision de l'AVS et la 
le révision de la LPP et a poursuivi les dis-
cussions avec les parlementaires et les 
personnes chargées des questions fémi-
nines des partis. Le groupe de travail a 
aussi étudié les propositions du Conseil 
fédéral en vue de la révision du code des 
obligations (congé-matemité) et a rédigé 
un projet de prise de position de la CFQF 
à l'intention de la séance plénière (cf. prio-
rités 4 et 5). 

Le groupe de travail Redistribution du 
travail s'est penché sur la thématique 
«Nouvelle répartition du travail rémuné-
ré et non rémunéré entre femmes et 
hommes». La discussion a porté d'une 
part sur les obstacles stmcmrels et psy-
chologiques qui entravent une participa-
tien équilibrée des hommes au travail do-
mestique et familial, d'autre part sur les 
possibilités d'une nouvelle répartition du 
travail au sein de la famille. Le groupe de 
travail a développé un concept en vue 
d'une audition interne à la Commission 
au sujet des «hommes tiraillés entre obli-
gations professionnelles et privées». Par 
ailleurs, il a pris contact avec la direction 

du projet de la campagne «Conciliation 
de la vie professionnelle et de la vie fa-
miliale pour les femmes et les hommes» 
du Bureau fédéral de l'égalité entre 
femmes et hommes, afin d'étudier les 
possibilités de collaboration. 

1.4. Membres 
Les nouveaux membres suivants ont 

été élus à la Commission: 
- Christian Morozzi, Dr ès se. éc, profes-

seur à la Haute école de travail social, 
Lugano 

- Kathrin Martelli, Conseillère municipa-
le, cheffe du Département des travaux 
publics et de la voirie de la Ville de Zu-
rich 

- Suzanne Steiner-Weck, Direction de la 
Fédération suisse des associations d'em: 
pleyé-e-s de l'industrie mécanique et 
électrique (fédération membre de la 
Société suisse des associations d'em-
pleyé-e-s), Winterthour 

- Kothrin Uhlmonn, Société d'utilité publi-
que des femmes suisses, Belp 

S'est retirée à fin septembre: 
- Morgrit Meier, Union syndicale suisse, 

Beme 

2. Priorités 

Priorité 1 : Publication de l'étude sur les 
médias de la SSR et de la CFQF 

Lors de la conférence de presse du 
6 février et en collaboration avec la SRG 
SSR idée suisse, la CFQF a présenté l'étude 
«Elections fédérales 1999: les médias, la 
politique et le genre». Bettina Nyffeler, 
auteure de l'émde, a donné des inferma-
tiens sur les résultats. Armin Walpen, di-
recteur général de la SRG SSR idée suisse, 
et Chiara Simoneschi-Cortesi, présidente 
de la CFQF, ont commenté ces résultats 
du peint de vue de leurs organisations. 

L'émde disait partie d'ime vaste enquête 
sur l'offie d'informations de la radio et de 
la télévision avant les élections fédérales 
de 1999, qui avait été réalisée par l'Insti-
tut des sciences des médias (Institut für 
Medienwissenschaften),de l'Université de 
Beme et le service de la recherche de la 
Société suisse de radiodiffusion et télévi-
sion (SSR). A l'instigation de la Commis-
sion, la présence des candidates dans les 
médias avait été analysée par rapport à 
celle des hommes. L'émde monttequ' avec 
un taux de prise de parole de 18% seule-
ment, les candidates étaient largement 
sous-représentées dans les émissions de 

télévision consacrées aux élections (le 
pourcentage de femmes candidates était 
de 35%). Le taux de présence des partis et 
des sexes varie d'une chaîne à l'autte. De 
même, les chaînes donnent une impor-
tance différente aux divers thèmes élec-
toraux. Quant aux chaînes de radie de la 
SRG SSR, les candidates, tout comme les 
femmes journalistes, y sent nettement 
plus nombreuses qu'à la télévision. Pour 
ce qui est du style de communication des 
professionnels des médias (intermptions, 
appréciations, etc.), les résultats sont com-
parables entte radie et télévision. En règle 
générale, les professionnels ne jugent et 
n'intertompent pas les candidates, et ils 
accordent pratiquement le même temps 
de parole aux femmes et aux hommes. 

Cette étude sur la présence des candi-
dates dans les médias est la première du 
genre auteur de cette thématique, qui ait 
été commandée conjointement par la 
SRG SSR idée suisse et la CFQF. L'appari-
tion conjointe devant les médias a aussi 
été une nouveauté. La date du 6 février 
avait été choisie pour attirer l'attention 
sur l'introduction du droit de vote il y a 
trente ans - le 7 février 1971 - et démon-
trer ainsi, à l'aide d'tm exemple concret, 
que même si l'égalité formelle est atteinte 
en matière de droits politiques des 
femmes, il reste encore bien à faire dans 
certains domaines. 

Priorité 2: Projet de mentoring «de 
femme à femme» 

La Commission fédérale pour les ques-
tions féminines, en collaboration avec le 
Conseil suisse des activités de jeunesse 
CSAJ, a entamé le deuxième cycle du pro-
jet de Mentoring «de femme à femme». Le 
CSAJ est l'initiateur de ce projet et, en 
tant que fédération nationale de quelque 
90 associations de jeunesse en Suisse, il 
représente plus de 500 000 jeunes. Début 
2000, la CFQF avait contacté le CSAJ et, de 
janvier 2000 à janvier 2001, elle a suivi le 
cycle pilote avec grand intérêt. Pour le 
deuxième cycle (juin 2001 à juin 2002), 
les dues participant au projet sont au 
nombre de 23. Les mentees, de jeunes 
femmes entre 17 et 30 ans, ont la possi-
bilité de suivre pendant un an l'activité 
d'une femme expérimentée en pohtique 
et de recueillir ainsi des informations 
utiles en vue d'une carrière eu d'un tra-
vail en réseau. Le projet a pour but de 
contribuer à l'augmentation de la pro-
portion de femmes dans des fonctions et 
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pestes politiques, d'assurer la relève dans 
les organisations (de jeunesse) et de sti-
muler la communication entre les géné-
rations. 

En 2001, la Commission fédérale peur 
les questions féminines, instimée en 
1976 par le Conseil fédéral, a fêté ses 25 
ans. Tout au long de cette année-anniver-
saire, elle s'est engagée sciemment en fa-
veur des jeunes femmes, poursuivant 
ainsi deux objectifs: stimuler concrète-
ment l'intérêt des jeunes femmes peur la 
politique et sensibiliser les femmes poli-
tiques, les femmes engagées dans des as-
sociations et l'opinion publique aux pré-
occupations des jeunes femmes. Même 
s'il est aujourd'hui couramment admis 
que les femmes ont une activité poli-
tique, elles se heurtent à davantage d'obs-
tacles et barrières que les hommes - et ce 
malgré tous les principes de reconnais-
sance formelle en matière d'égalité. Aus-
si le dialogue entre les générations est-il 
particulièrement important: les jeunes 
femmes peuvent beaucoup apprendre 
des plus âgées, et vice versa. 

Le projet de mentoring se déroule sur 
deux niveaux: le programme individuel 
des duos et le programme d'accompa-
gnement destiné aux mentees. Pendant 
une année, de juin 2001 à juin 2002, les 
dues de mentoring se rencontrent à in-
tervalles réguliers. Parallèlement, un 
programme d'information politique est 
proposé aux jeunes femmes avec, entre 
autres, une visite du Palais fédéral, ainsi 
qu'une rencontre avec la Chancelière de 
la Confédération et la Conseillère fédéra-
le Ruth Dreifuss. 

Le 29 juin, lors d'une conférence de 
presse au Käfigturm à Beme, le projet a 
été présenté par le président du CSAJ, Sté-
phane Mentangero, et la présidente de la 
CFQF, Chiara Simoneschi-Cortesi. La cheffe 
de projet, Dominique Grisard, a donné 
des informations sur les objectifs et le dé-
roulement du projet. Doris Stump, con-
seillère nationale, et Leyla Gül, émdiante 
aaive en politique universitaire, ont fait 
part des expériences vécues en tant que 
due tout au long de cette année de men-
toring. Myrtha Welti, secrétaire générale 
de la commission Bergier, ancienne se-
crétaire générale UDC, et Ema Jung, ac-
tive dans l'organisation Jungwacht/Blau-
ring, ont formulé leurs attentes face à 
l'année de mentoring qui s'ouvrait de-
vant elles. 

Les expériences faites au cours de cette 
phase-pilote 2000/2001 ont donné lieu à 
l'élaboration d'un «guide pour le mento-
ring», qui a été publié en allemand, en 
français et en italien dans la revue «Ques-
tions au féminin» No 1.2001. Détaillé et en 
phase avec la réalité, ce guide a pour but 
d'inciter d'autres organisations à mettre 
en œuvre des projets similaires. 

Etant donné l'écho très favorable que 
le projet a suscité - auprès des jeunes 
femmes, des femmes politiques, des as-
sociations féminines, et aussi au Conseil 
de l'Europe - la CFQF et le CSAJ ont déci-
dé de le reconduire sur trois autres cycles 
de mentoring. En Suisse, la formation à 
la pohtique en est encore à ses débuts. 
L'un des objectifs du projet est donc aus-
si - outre les effies concrètes à l'intention 
des mentees et mentors - d'augmenter la 
reconnaissance des besoins de formation 
politique et de contribuer à la création de 
stmcmres adéquates. Afin que le mento-
ring en politique puisse progresser sur le 
plan de la méthodologie et du contenu, le 
projet bénéficie en outre d'un accompa-
gnement scientifique. 

Priorité 3: Égalité des chances lors des 
élections fédérales 2003 

Au printemps a eu lieu une rencontre 
entre le groupe de travail Politique et les 
personnes en charge de l'égahté dans les 
partis, l'objectif étant d'échanger des ré-
flexions et des idées sur les possibilités 
d'activités communes en rapport avec les 
prochaines élections fédérales de 2003. 
Hélas, seules les représentantes du PS et 
des Verts ont pris part à cette rencontre. 
En mai, le groupe de travail a rencontré 
la Chancelière de la Confédération, An-
nemarie Huber-Hotz. La rencontre a por-
té principalement sur les élections 2003, 
la mise en œuvre évenmelle d'une cam-
pagne d'information et de sensibilisation 
en vue d'avoir davantage de femmes au 
Parlement et d'autres mesures envisa-
geables pour soutenir les candidatures de 
femmes. 

En septembre, dans le cadre de la pro-
cédure de consultation, la Commission a 
formulé une prise de position sur la révi-
sion partielle de la loi fédérale sur les 
droits politiques, en renouvelant son ap-
pui à la mise en œuvre d'une campagne 
visant à encourager la participation élec-
torale et l'égalité des chances entre les 
sexes lors des élections fédérales, ainsi 
que l'introduction de quotas électoraux 
(cf. priorité 5). 

Par ailleurs, la Commission a décidé 
d'élaborer un nouveau guide sur le thème 
Femme et politique qui, en vuè des élec-
tions fédérales de 2003, devra infermer, 
sensibiliser et inciter à l'application de 
mesures efficaces. Les principaux desti-
nataires de ce guide sont les partis, les 
médias et les associations féminines. Le 
guide sera publié en allemand, en fran-
çais et en italien. 

Priorité 4:11 e révision de l'AVS et 1 ère 
révision de la LPP 

Après la publication, en 2000, des Mes-
sages du Conseil fédéral en rapport avec 
la l i e révision de l'AVS et la lère révision 

de la LPP, la Commission a étudié ces pro-
positions et élaboré une prise de position 
détaillée. La Commission a exigé que les 
problèmes financiers dans le domaine de 
l'AVS/Al ne soient pas résolus exclusive-
ment en défaveur des femmes et que la 
flexibilisatien de l'âge de la retraite soit 
aménagée de telle façon que les per-
sonnes à revenu modeste puissent aussi 
en profiter. La nouvelle réglementation 
de la rente survivants doit être indépen-
dante de l'état civil, et la simation réelle 
des femmes sur le marché du travail doit 
être prise en compte de manière équi-
table. Concemant la lère révision de la 
LPP, la Commission demande que la ques-
tion de la déduction de coordination soit 
impérativement prise en compte déjà 
dans la révision en cours et que cette 
déduction soit supprimée ou, à tout le 
moins, fortement réduite. La prise de po-
sition de la Commission a été transmise 
à Madame la Conseillère fédérale Ruth 
Dreifuss, cheffe du Département fédéral 
de l'intérieur, ainsi qu'à tous les membres 
du Parlement et aux associations fémi-
nines. Par la suite, des rencontres ont eu 
lieu avec les femmes parlementaires fé-
dérales peur discuter les points soumis à 
révision. Ces contacts ont aussi été pour-
suivis cette année. 

Priorité 5: Élaboration et publication de 
prises de position dans le cadre des 
procédures de consultation 

• Prise de position sur le 1 er et 2e rapport 
de la Suisse sur la mise en oeuvre de la 
convention sur l'élimination de toutes les 
formes de discrimination à l'égard des 
femmes (CEDAW) (février). La conventi-
on de 1979 sur l'élimination de toutes les 
fermes de discrimination à l'égard des 
femmes (CEDAW) est le seul contrat in-
temational qui traite spécifiquement et 
exclusivement de la discrimination des 
femmes; une importance considérable 
doit donc être attribuée à sa ratification 
par la Suisse. Le rapport renseigne de 
façon exhaustive et détaillée sur la sima-
tion acmelle des femmes en Suisse, 
mettant particulièrement en évidence le 
décalage entre la situation légale et la 
réalité. Cet état des lieux doit inciter à 
faire avancer l'application de la conven-
tion. La Commission se prononce en fa-
veur d'une action à entreprendre dans les 
domaines suivants: 
- Relèvement de la proportion de 
femmes dans les instances de pouvoir et 
de décision, en particulier les instances 
politiques, économique et scientifiques. 
- Instauration d'une assurance-maternité 
- Travail prioritaire sur la problématique 
Violence centre les femmes 
- I le révision de l'AVS et lère révision de 
la LPP ' 
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Par ailleurs, la conférence se prononce 
en faveur de la signamre du 12e protoco-
le additionnel à la convention europé-
enne de sauvegarde des droits de l'homme 
et des libertés fondamentales (CDEH), 
ainsi que du protocole facultatif au 
CEDAW. 

(Texte de la prise déposition dans «Questions 
au féminin» 2.2001) 

• Prise de position sur la révision de la 
législation sur la nationalité (mars). La 
Commission soutient tous les efforts vi-
sant à harmoniser et simplifier la procé-
dure de naturalisation. La pratique re-
strictive en vigueur en Suisse - par com-
paraison aux pays alentour - a pour 
conséquence une proportion élevée 
d'étrangers et d'étrangères. Toutefois, 
cette forte proportion ne reflète pas le de-
gré d'intégration. Peur la plupart, les 
étrangères et étrangers de la deuxième et 
ttoisième génération sont bien intégré-e-s. 
En travaillant et habitant en Suisse, ils/el-
les contribuent autant à la prospérité du 
pays que les Suissesses et les Suisses, sans 
pour autant avoir les mêmes droits. La 
CFQF appuie la révision, notamment les 
propositions suivantes: 
- namralisation facihtée pour les jeunes 
étrangères et étrangers qui ont grandi en 
Suisse. 
- acquisition automatique de la nationa-
lité, par naissance, pour les étrangères et 
étrangers de la troisième génération. 
- introduction d'une possibilité de re-
cours en cas de refùs arbitraire de nam-
ralisation. 

• Prise de position au sujet des rapport et 
avant-projet de la commission des affai-
res juridiques du Conseil national: initiati-
ve pariementaire 96.484 von Feiten (Clas-
sification parmi les infractions poursui-
vies d'office des actes de violence commis 
sur des femmes. Révision de l'art. 123 CP) 
et initiative parlementaire 96.465 von 
Feiten (Classification parmi les infractions 
poursuivies d'office des actes de violence 
à caractère sexuel commis sur un con-
joint. Révision de l'art. 189 et 190 CP) 
(Juin). La modification de loi proposée va 
dans la bonne direction. Nouveauté: la 
contrainte sexuelle et le viol commis au 
sein du mariage, qui jusqu'ici n'étaient 
poursuivis que sur dénonciation, sont re-
connus comme crimes poursuivis d'of-
fice. Cela fait plusieurs années que la CFQF 
réclame cette modification. Par ailleurs, 
les blessures physiques simples infligées 
entre conjoints et partenaires, les agres-
sions et les menaces répétées, devien-
nent elles aussi des crimes poursuivis 
d'office. Cette nouvelle réglementation 
est judicieuse, elle aussi. Concemant la 
possibilité de suspension de la procédure 
pénale (art. 66ter nouveau), la Commis-

sien demande qu'une procédure ne puisse 
êtte suspendue temporairement que dans 
des conditions clairement définies, notam-
ment si l'auteur du délit a entrepris des 
démarches concrètes et justifiables en 
vue de modifier son comportement et de 
prévenir la répétition de tels actes crimi-
nels, comme par exemple: suivre un cours 
de réadaptation sociale eu de traitement 
thérapeutique. Si le délinquant ne respecte 
pas ces obligations, la réouvermre de la 
procédure doit êtte possible, sinon cette 
disposition légale ne rempht pas son rôle 
préventif 

(Texte de lo prise de position dons «Questions 
au féminin» 2.2001) 

• Prise de position sur la révision du 
Code des obligations (congé-maternité) 
(septembre). La CFQF rejette la révision 
du CO proposée par le Conseil fédéral. 
Les deux variantes du projet sent totale-
ment insuffisantes et ne satisfont pas les 
exigences de couverture financière de la 
maternité. Peur la CFQF, une vraie pro-
tection financière consisterait à ce que, 
pendant au moins 16 semaines, un reve-
nu correspondant au manque à gagner 
dû à la matemité soit assuré et que le fi-
nancement soit réglé de telle façon qu'une 
solidarité exceptionnelle entre les sexes 
et les générations soit garantie. La Com-
mission invite le Conseil fédéral à amélio-
rer son projet et à en faire une nouvelle 
présentation. 

(Texte de la prise de position dons «Questions 
au féminin» 2.2001) 

• Prise de position sur la révision par-
tielle de la Loi fédérale sur les droits poli-
tiques (septembre). La Commission ap-
prouve la révision. Elle salue tout particu-
lièrement le fait que le Conseil fédéral ait 
décidé de créer une base légale à la mise 
en œuvre de campagnes d'information 
et de sensibilisation en vue d'augmenter 
la participation et l'égalité des chances 
entre les sexes lors d'élections au Conseil 
national. La Commission avait déjà sou-
mis une telle proposition au Conseil 
fédéral en 1998. Cependant, pour que le 
mandat censtimtionnel d'une véritable 
égalité entre la femme et l'homme soit 
pleinement réalisé, d'autres mesures 
sent nécessaires, comme par exemple 
l'introduction de quotas sur les listes 
électorales, mesure que l'on avait hélas 
renoncé à introduire dans le projet de 
révision. 

(texte de la prise de position dons «Questions 
au féminin» 2.2001) 

• Révision partielle de la Loi sur l'asile 
(septembre). Concemant les questions 
d'asile et de migration, c'est la simation des 
hommes étrangers qui occupe le devant 
du tertain pour les autorités et l'opinion 

publique. Les mesures se prennent géné-
ralement en fonction de la situation des 
hommes. La simation des femmes qui 
demandent l'asile est souvent très diffé-
rente de celle des hommes. Cependant, ni 
le projet de lei ni le rapport explicatif ne 
tient compte de la notion de genre. Dans 
sa prise de position, la CFQF se prononce 
sur une série d'articles de loi qu'elle con-
sidère comme particulièrement perti-
nents pour les femmes, telle la définition 
des pays de naissance eu d'origine dits 
sûrs («Réglementation Safe Country») eu 
la restriction du choix de l'assurance-
maladie pour les demandeurs d'asile et 
les personnes démunies sans permis de 
séjour. 

(Texte de lo prise de position dons «Questiims 
au féminin» 2.2001) 

Priorité 6: Publication de la revue 
«Questions au féminin» 

En juin, à l'occasion des 25 ans d'exis-
tence de la Commission, est pam le nu-
méro d'anniversaire de «Questions au fé-
minin». Outre le dossier sur le Mentoring 
(cf. priorité 2), y figurait aussi, en français, 
allemand et italien, l'article «Les 25 ans 
de la Commission fédérale pour les ques-
tions féminines», qui donne un aperçu 
des activités de la CFQF depuis 1976. 

Le numéro de décembre avait pour 
thème «La prise en charge des enfants» (cf. 
Autres priorités). 

Priorité 7 : Actualisation de l'image de la 
CFQF/stratégie de communication 

Les nouveaux documents de base sur 
les mandats et les activités de la Com-
mission ont été publiés au début de l'an-
née en allemand, français et italien. Ils 
ont été adressés de manière ciblée aux as-
sociations féminines, femmes et hom-
mes politiques, partis, médias, ainsi qu'à 
d'autres milieux intéressés, comme les 
déléguées à l'égalité des Départements et 
Offices de la Confédération. 

Par ailleurs, la Commission s'apprête à 
faire son entrée sur le Web. Depuis le 
mois de décembre, on peut télécharger 
des informations concernant la CFQF en 
cliquant sur www.jT-aucnkommission.ch. 

3. Autres thèmes 

Prise de position sur la promotion des 
femmes dans l'administration générale 
de la Confédération 

Dans une lettre au Conseiller fédéral 
Kaspar Villiger, chef du Département fé-
déral des finances, la CFQF a pris position 
sur le 2ème rapport de l'Office fédéral du 
personnel au Conseil fédéral: «Deuxième 
période de promotion des femmes dans 
l'administration générale de la Confédé-
ration 1996-1999». La Commission a étu-
dié le rapport lors de sa séance plénière 
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du 22 février et Barbara Selong Vogt, res-
ponsable des programmes de promotion 
de l'Office du personnel, a donné des in-
formations sur les mesures appliquées et 
prévues par la Confédération. Peur la 
troisième période de promotion des 
femmes 2000-2003, la CFQF estime que 
des actions doivent êtte menées dans les 
domaines suivants: 
- mise en place d'un contrôle suivi de 
l'application des principes d'égahté 
- augmentation de la proportion des 
femmes cadres 
- amélioration de la compatibilité entre 
obligations professionnelles et familiales 
peur les deux sexes 
- perfectionnement obligatoire des cadres 
en matière d'égalité et possibilités de per-
fectionnement pour les personnes char-
gées des questions d'égahté au sein des 
Départements et Offices. 

(Texte de Io prise de position dons «Questions 
au féminin» 2.2001) 

Structures d'accueil pour les enfants 
et professions de soins apparentées 
(cf. priorité 6) 

Quelque dix ans après la publication 
du rapport de la CFQF sur l'accueil des en-
fants (1992), le manque de places de garde 
peur les enfants de tous âges revient sur 
le devant de la scène pohtique suisse. 
Aussi la Commission travaille-t-elle sur 
les récentes actions entreprises à ce sùjet. 
Regula Ernst de la Communauté de tra-
vail Femmes 2001 (ARGEF 2001) est ve-
nue informer la Commission des activi-
tés de l'ARGEF depuis le Congrès suisse 
des femmes en 1996. Plusieurs résolu-
tions avaient alors été votées en faveur 
d'une prise en charge des enfants en com-
plément de la famille et par la suite, 
l'ARGEF s'était engagée à concrétiser ces 
résolutions. Puis la Conseillère nationale 
Jacqueline Fehr a commenté l'initiative 
parlementaire «Incitation financière pour 
la création des places d'accueil peur en-
fants en dehors du cadre familial», qu'elle 
avait soumise lors de la session de mars. 
Il s'agit là d'un programme d'encourage-
ment qui permettrait de créer davantage 
de places de garde pour les enfants. Les 
discussions avec l'oratrice ont montré 
qu'un engagement renforcé était indis-
pensable et urgent, tant sur le plan fédé-
ral que cantonal et régional, afin de per-
mettre aux femmes et aux hommes de 
mieux concilier leurs obligations profes-
sionnelles et familiales. L'augmentation 
du nombre de places de garde pour les en-
fants entraîne un besoin accm d'établis-
sements gérés par des professionnels et 
avec du personnel qualifié. Dans le but 
d'en savoir plus sur la situation profes-
sionnelle difficile des éducatrices de la 
petite enfance et des directrices de crè-
ches, la Commission a invité Ulla Grob-

Menges. secrétaire générale de la Fédéra-
tien suisse des crèches; lors de la séance 
plénière du 11 septembre, elle a donné 
des informations sur l'évolution de la 
profession d'éducatrice/éducateur de la 
petite enfance et des professions appa-
rentées, ainsi que sur les efforts entrepris 
pour créer de nouvelles voies de forma-
tien et de perfectionnement pour ces 
professions. Quant à l'intégration prévue 
des professions de la santé et du social 
dans la nouvelle loi sur la formation pro-
fessionnelle, il s'agit d'une part d'instau-
rer des réglementations homogènes pour 
toute la Suisse et d'autre part de garantir 
l'accès aux formations supérieures. 

Prestations complémentaires pour les 
familles et politique familiale 

Lors de la séance plénière du 28 juin, 
Christian Marazzi, membre de la CFQF et 
ce-auteur d'une évaluation sur le modèle 
tessinois des prestations complémen-
taires pour les familles, a présenté les ré-
sultats de cette évaluation. Le modèle 
tessinois des prestations complémen-
taires (loi du 11 juin 1996) a rencontré un 
écho favorable dans les discussions poli-
tiques, car il est considéré comme exem-
plaire pour toute la Suisse. 

Les activités de la Commission fédérale 
de coordination peur les questions fami-
liales (COFF) ont f encontré un grand inté-
rêt auprès de la CFQF. Certains membres 
ont participé aux colloques organisés par 
la COFF sur la politique familiale prati-
quée au niveau fédéral et cantonal et sur 
les modèles d'équilibrage des charges fa-
miliales; ils ont aussi informé le plénum 
de la CFQF des discussions et recomman-
dations en cours relatives à la politique 
familiale. 

Projets d'intervention contre la violence 
masculine 

Lors de la séance plénière des 22/23 
novembre à Zurich, la CFQF a émdié le 
projet d'intervention zurichois centre la 
violence masculine (ZIP) et du service d'in-
tervention contre la violence domestique 
du canton de Zurich (IST), nouvellement 
créé à la suite de ce projet. Martha Wein-
gartner, collaboratrice du bureau de l'éga-
lité entre femme et homme de la Ville 
de Zurich et ancienne ce-directrice ZIP; 
Marlene Eggenberger, co-directrice IST 
et ancienne ce-directrice ZIP et Riccardo 
Steiner, ce-directeur IST, ont pris la parole. 
Le ZIP fait office de modèle peur d'autres 
villes et cantons. L'idée centrale du ZIP 
est la collaboration: toutes les personnes, 
les groupements privés et les institutions 
publiques qui s'occupent de la violence 
dans le couple, doivent coordonner leurs 
démarches et poursuivre les mêmes ob-
jectifs avec les moyens à disposition, à 
savoir protéger les victimes, mettre un 

terme à la violence et mettre les agres-
seurs face à leurs responsabilités. Lors de 
la table ronde qui s'était, réunie pour la 
première fois en 1998, de telles stratégies 
communes avaient été étudiées et cer-
taines même déjà appliquées. 

Rencontres des femmes pariementaires 
Comme chaque année, la présidente et 

le secrétariat de la Commission ont par-
ticipé aux rencontres des femmes parle-
mentaires, organisées lors des sessions 
des Chambres. 

Troduction: Anne-Christine Kosser-Souvin 
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Activités 

Commission fédérale pour les questions 

féminines: Plan de travail 2002 

1. Priorités d'action 

Priorité 1 : Projet de mentoring 

«de femme à femme» 

Le projet de mentoring «de femme à 
femme» est mis en œuvre conjointement 
par le Conseil suisse des activités de jeu-
nesse (CSAJ) et la Commission fédérale 
peur les questions féminines (CFQF). Des 
femmes engagées en politique ou dans 
les milieux associatifs se mettent à dis-
position pendant un an en tant que men-
tor: elles conseillent et soutiennent une 
jeune femme, la mentee, lui transmet-
tent leur expérience et leur savoir, lui 
procurent des contacts et discutent les 
possibilités d'aborder des préoccupa-
tiens politiques et de les mettre en pra-
tique. Outre le programme destiné indi-
viduellement à la mentor et à la mentee, 
les organisatrices proposent aussi un pro-
gramme d'accompagnement aux men-
tees. 

En juin 2002, le deuxième cycle du pro-
gramme de mentoring touchera à sa fin; 
23 duos provenant des quatre régions lin-
guistiques de Suisse y auront participé. 
Après l'écho positif rencontré par le pro-
jet en 2000/2001, les CSAJ et la CFQ.F ont 
décidé d'organiser trois autres cycles de 
mentoring au cours des années 2002-
2005. Le déroulement et les résultats du 
projet seront accompagnés et évalués 
scientifiquement. En plus de l'objectif 
immédiat du mentoring - faciliter aux 
jeunes femmes l'accès à la politique et 
leur montrer les coulisses de l'action po-
litique -, il s'agit aussi de renforcer le cré-
dit accordé au travail de formation en po-
litique et de contribuer à la mise en 
place de stmctures adéquates. 

Priorité 2: Égalité des chances aux 

élections fédérales de 2003 

Un nouveau guide sur le thème 
femmes et politique est en cours de pré-
paration qui, en vue des élections fédé-
rales 2003, a peur but d'informer, de sen-
sibiliser et d'inciter à des mesures effi-
caces. Les recommandations de ce guide 
s'adressent avant tout aux partis, aux mé-
dias et aux organisations féminines. Dans 
ce contexte, les contacts établis avec les 
partis aux cours des dernières années 
sont maintenus. La CFQF examine la pos-
sibilité de faire une enquête commune 
avec la SRC SSR idée suisse sur la pro-
portion des candidates et candidats pré-
sent-e-s dans les médias lors des émis-

siens précédant les élections. Si la cam-
pagne d'information prévue dans le 
cadre de la révision partielle de la loi fé-
dérale sur les droits politiques en vue de 
l'augmentation de la participation et de 
l'égalité des chances entre les sexes est 
acceptée par le Parlement comme une 
«disposition facultative» et est ensuite dé-
cidée par le Conseil fédéral, la Commis-
sion se déclare prête à participer à la pré-
paration d'une telle campagne. En 1998 
déjà, le CFQF avait proposé au Conseil fé-
déral la mise en œuvre de campagnes de 
sensibilisation lors des élections fédé-
rales. Mais en 1999, la proposition du 
Conseil fédéral n'avait pas obtenu les fa-
veurs du Parlement. 

Priorité 3: Redistribution du travail 

rémunéré et non-rémunéré entre les 

femmes et les hommes 

La Commission organise une audition 
autour du thème «Les hommes tiraillés 
entre obligations professionnelles et pri-
vées». Seront particulièrement étudiés: 
les obstacles stmcturels et psycholo-
giques à une participation équilibrée des 
hommes au travail domestique et fami-
lial, ainsi que les possibilités d'une nou-
velle répartition de ce travail au sein de 
la famille. Seront recherchées aussi les 
stmctures d'entreprises ou d'associa-
tions qui soutiennent une nouvelle ré-
partition du travail entre les sexes. La 
CFQF s'appuiera sur les résultats de cette 
audition peur la poursuite de son travail 
sur cette thématique. 

Priorité 4: Rédaction de prises de 

position et analyse de l'impact des 

prises de positions de la CFQF sur 

les procédures législatives 

Les projets de loi et rapports concer-
nant l'égalité font l'objet de prises de po-
sition, comme par exemple l'avant-projet 
d'une législation suisse de droit pénal et 
l'avant-projet de procédure pénale pour 
jeunes délinquants (échéance de la pro-
cédure de consultation: fin février 2002). 
Ces prises déposition sont publiées en al-
lemand et en français dans «Questions au 
féminin» et on pourra aussi les trouver à 
l'avenir sous www.Jrouenkommission.ch. Dès 
que l'assemblé plénière de la CFQF a pris 
position officiellement sur un sujet, le 
texte définitif de la prise de positions est 
disponible pour tous les milieux intéres-
sés, parfois même avant la fin de la procé-
dure de consultation. 

En tant que commission extra-parle-
mentaire, et conformément au mandat 
du Conseil fédéral, la CFQF prend régu-
lièrement position lors de procédures de 
consultation. Elle constate cependant 
que depuis quelques temps, ses requêtes 
ne sont pas du tout ou insuffisamment 
prises en compte dans les discussions. 
C'est pour cette raison que l'impact des 
prises de position sur les procédures lé-
gislatives doit être analysé. 

Priorité 5: Publication de la revue 

«Questions au féminin» 

Deux numéros sent publiés, qui trai-
tent de questions d'acmalité (juin, dé-
cembre). Le thème principal de «Ques-
tions au féminin» 1.2002 sera consacré à 
la simation des femmes dans les profes-
sions de la santé et du social et aux chan-
gements que ces professions vent subir 
suite à l'introduction de la nouvelle loi 
sur la formation professionnelle. Le 
thème du deuxième numéro sera décidé 
au printemps. 

2. Autres thèmes 

En plus des priorités mentionnées, la 
CFQF travaille régulièrement sur des 
thèmes d'actualité, notamment: 
- le droit du divorce 
- la violence contre les femmes 
- la formation professionnelle 
- la marché du travail et la politique 

d'occupation 
- la révision des assurances sociales (lie 

révision de l'AVS, lère révision de la 
LPP, 4e révision de l'Ai) 

- l'assurance-matemité 
- la migration 
- les femmes dans la science et la re-

cherche, études-genre 
- développement et perspectives de la 

politique en faveur des femmes et de 
l'égalité 
Traduction: Anne-Christine Kosser-Sauvin 
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Attività 

Commissione fédérale per le questioni 
femminili: Rapporto d'attività 2001 
1. Informazioni generali 

1.1. Sedute plenarie 
La Commissione fédérale per le que-

stioni femminili (CFQF) si è riunita in se-
duta durante 5 giomate (22 febbraio, 28 
giugno, 11 settembre, 22/23 novembre). 
In occasione della seduta plenaria di due 
giorni. tenutasi in novembre a Zurigo, le 
membre e i membri della Commissione 
hanno incentrato per une scambio di 
informazioni ed esperienze le rappresen-
tanti e i rappresentanti del mondo politi-
co locale e cantonale, delI'Ufficie per la 
parità, della Commissione per la parità, 
delle organizzazioni femminili, nonché 
le giomaliste e i giomalisti. 

1.2. Ufficio presidertziale 
L'ufïïcio presidenziale si è riunito rego-

larmente con il segretariato per prepara-
re e programmare le attività della Commis-
sione. Esso si cempene della présidente, 
della vicepresidente e del vicepresidente. 

1.3. Gruppi di lavoro 
Il gruppo di lavoro Politica della CFQF ha 

coltivate anche quest'anne dei contatti 
regolari con le delegate aile pari opporm-
nità dei partiti. Inoltre ha partecipate a i|n 
incentre con la CanceUiera fédérale (v. in 
merito onche le priorità 3 e 5). 

Il gruppo di lavoro Politica sociale ha 
apprefondito il tema dell'l la revisione 
dell'AVS e della la revisione della LPP, e 
ha avute dei colloqui con le deputate al 
Parlamento e le delegate aile pari oppor-
tunità dei partiti. Esso ha studiato anche 
le proposte del Consiglio fédérale relati-
ve alla revisione del Codice delle ebbli-
gazioni (congedo di matemità) e ha re-
datto all'attenzione del plénum là bezza 
della risposta della CFQF alla consulta-
zione (v. le priorità 4 e 5). 

Il gruppo di lavoro Ridistribuzione del 
lavoro si è occupato del tema della ri-
distribuzione tra le donne e gli uomini del 
lavoro retribuito e non retribuito, con-
centrandosi sia sugli ostacoli stmtturali e 
psicelogici che si oppongono a una par-
tecipazione equilibrata degli uomini al 
lavoro demestico e di cura, sia sulle pos-
sibilità di una nuova ripartizione di que-
sto lavoro. II gmppo di lavoro ha prepa-
rate una preposta per un'audiziene in-
terna sui tema «uomini tra responsabilità 
prefessienali e private». Ha inoltre preso 
centatto, in seno all'Ufficio fédérale per 
l'uguaghanza fra donna e uomo, con la di-

rezione della campagna «Uomini e concilia-
bilità tta faniiglia e professione» aile scopo 
di sondare le possibilità di coUaborazione. 

1.4. Membri 
Seno stati nominati in seno alla Com-

missione in qualità di nuevo membre e 
nuove membre: 
- Christian Marazzi, dr. oec, décente presso il 

Dipartimento di lavoro sociale della Scuo-
la universitaria professionale, Lugano 

- Kathrin Martelli, municipale, cape del Di-
partimento delle pubbliche costmzioni 
e dello smaltimento della Gittà di Zurigo 

- Suzanne Steiner-Weck, membre della di-
rezione della Federazione delle associa-
zioni svizzere degli impiegati dell'in-
dustria metalmeccanica (un'affiliata 
della Federazione delle associazieni 
svizzere degli impiegati). Winterthur 

- Kathrin Uhlmonn, Ässociazione di utihtà 
pubblica delle donne svizzere, Belp 

Per la fine di settembre ha rassegnate le 
dimissioni: 
- Morgrit Meier, Unione sindacale svizzera, 

Bema 

2. Priorità 

Priorità 1 : pubblicazione dello studio sui 
media promosso dalla SSR e dalla CFQF 

Insieme alla SRC SSR idée suisse, la CFQF 
ha presentate il 6 febbraio in conferenza 
stampa la ricerca «Elezioni federali 1999: 
massmedia, politica e parità». 1 risultati 
sono stati illustrati da Bettina Nyffeler, 
autrice dello studio. Armin Walpen, diret-
tore generale della SRG SSR idée suisse, 
e Chiara Simeneschi-Cortesi, présidente 
della CFQF, hanno illustrato la posizione 
delle rispettive organizzazioni. 

Le studio rientrava in un'indagine di 
ben più ampia portata sulle offerte infor-
mative della radie e della televisiene nel 
période précédente le elezioni federali 
del 1999, reahzzata dall'Istitute di scien-
ze dei media dell'Università di Bema e 
dal Servizio di ricerca della Società sviz-
zera di radiotelevisione. Su invito della 
Commissione è stata analizzata anche la 
presenza nei media delle candidate ri-
spetto ai candidati. Lo smdio mostra che 
nelle trasmissioni elettorali televisive la 
quota delle presenze femminili ha rag-
giunto solo il 18 percento, risultande ces! 
inferiore alla proporzione delle candida-
mre femminili (35 percento). Sui vari ca-
nali la presenza dei partiti e dei sessi non 
è stata la stessa. Inoltre, le emittenti non 

haimo date le Stesse peso ai vari temi della 
campagna elettorale. Rispetto ai canali 
televisivi, sulle reti radiofeniche della SRG 
SSR sia le candidate che le giomaliste sono 
State presenti in numéro nettamente 
maggiore. Quanto aile stile comunicative 
delle eperatrici e degli operatori dei me-
dia (p.es. intermzioni e giudizi di valere), 
la radio e la televisiene hanno registrate 
risultati simili. Vale la regola che le epe-
ratrici e gli operatori dei media non dan-
no giudizi di valere e non intertompono 
le candidate e i candidati, inoltte lasciano 
sia le donne che gli uomini altrettante 
tempo per parlare. 

Queste era il primo smdio realizzato su 
mandate cemune della SRG SSR idée suis-
se e della CFQF sui tema della presenza 
nei media delle candidate e dei candida-
ti. Una novità per i due enti era anche il 
fatto di presentarsi insieme davanti alla 
stampa. La data del 6 febbraio era stata 
scelta per attirare l'attenziene sull'intro-
duziene del suffragie femminile awenu-
ta trent'anni prima - il 7 febbraio 1971 -
e per spiegare, sulla scerta di un esempio 
concreto, in quali campi continua a per-
manere la necessità di realizzare dei 
prowedimenti nonostante che sui piano 
formale viga la parità dei diritti. 

Priorità 2: progetto di mentoring 
«da donna a donna» 

La Commissione fédérale per le que-
stioni femminili ha lanciato insieme con 
la Federazione svizzera delle associazieni 
gievanili (FSAG) il seconde cicle del pro-
getto di mentoring «da donna a donna». 
Questo progetto era stato ideato dalla 
FSAG, che in quanto assoclazione man-
tello nazionale rappresenta atttaverso cir-
ca 90 associazieni giovanili svizzere eitte 
500 000 giovani. La CFQF aveva contatta-
te la FSAG già all'inizio del 2000 e ha quin-
di seguito con grande interesse il cicle pi-
lota realizzato da gennaio 2000 a gennaio 
2001. Al seconde cicle (da giugno 2001 a 
giugno 2002) partecipano 23 coppie. Le 
mentee sono giovani donne dai 17 ai 30 
anni aile quah viene offerta la possibilità 
di seguire da vicine per un anno l'attività 
di una sperimentata donna in politica, ri-
cevende da lei preziosi suggerimenti ri-
guardo alla pianificazione della carriera e 
alla messa in rete. Il progetto dovrebbe 
contribuire ad aumentare la presenza 
femminile nelle cariche e posizioni poli-
tiche, assicurare il ricambio nelle associa-
zieni giovanili e nelle associazieni in ge 
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nerale, e promuovere la comunicazione e 
la messa in rete fra le generazioni. 

La Commissione fédérale per le que-
stioni femminili, istimita nel 1976 dal 
Consiglio fédérale, ha festeggiate nel 
2001 i 25 anni di attività. In questo anno 
giubilare si è impegnata di propesite in 
favore delle giovani, perseguendo in par-
ticolare due obiettivi: promuovere cen-
cretamente fra le giovani l'intéresse per 
la politica e sensibilizzare le donne in po-
litica, le esponenti di associazieni e l'opi-
nione pubblica aile atmali rivendicazioni 
delle giovani. Anche se nel frattempo è 
owie vedere donne impegnarsi in politi-
ca, esse centinuano a incentrare più spes-
so degU uomini ostacoli e bartiere mal-
grade tutte le garanzie formali relative al-
la parità. 11 dialoge tra le generazioni è 
perciô particelarmente importante: sia le 
donne giovani che quelle più anziane 
possono imparare moite le une dalle altre. 

11 progetto di mentoring comporta due 
livelli: il programma individuale del tan-
dem impegnate nel mentoring e il pro-
gramma di perfezionamente per le men-
tee. Per la durata di un anno, da giugno 
2001 a giugno 2002, le,coppie si incon-
treranno regelarmente. Aile giovani sarà 
inoltre offerte un programma di forma-
zione su temi politici, che cemprenderà 
anche una visita a Palazze fédérale e un 
incentre con la cancelliera della Confe-
derazione Annemarie Huber-Hotz e la 
censigliera fédérale Ruth Dreifuss. 

Durante la conferenza stampa del 29 
giugno nella Käfigmrm di Bema il prési-
dente della FSAG, Stéphane Montenegro, 
e la présidente della CFQF, Chiara Simo-
neschi-Cortesi, hanno presentate il pro-
getto al pubblico. La capeprogetto Domi-
nique Grisard ha illustrato gli obiettivi e 
la stmtmra del progetto di mentoring. 
Doris Smmp, censigliera nazionale, e 
Leyla Gül, smdentessa attiva nella politica 
universitaria, hanno parlato delle espe-
rienze fatte in quanto tandem che già pra-
tica il mentoring. Myrtha Welti, segreta-
ria generale della Commissione Bergier 
ed ex segretaria generale deU'UDC, ed Er-
na Jung, attiva in seno all'associazione 
Jungwacht/Blauring, hanno formulato le 
loro aspettative per l'anne di mentoring 
che si preparavano ad affrontare. 

Le esperienze acquisite durante la fase 
pilota 2001/2002 seno confluite in una 
guida al mentoring, pubblicata nelle ver-
sioni tedesca, francese e itaUana nel nu-
méro 1.2001 della rivista «Questioni fem-
minili». Con questa guida esaustiva e pra-
tica si vogliono stimelare altre organiz-
zazioni a lanciare progetti simili. 

L'acceglienza oltremodo positiva riser-
vata al progetto - sia da parte delle gio-
vani che delle donne in politica e delle or-
ganizzazioni femminili, nonché per 
esempio anche in seno al Consiglio d'Eu-

ropa - ha indette la CFQF e la FSAG a de-
cidere di realizzare tre ulteriori cicli. In 
Svizzera il lavoro di formazione politica 
è solo agli inizi. Oltre a creare delle of-
ferte concrète per le mentee e le mentor, 
il progetto persegue perciô anche l'obiet-
tivo di aumentare il grade di accettazie-
ne della formazione politica e di contri-
buire alla creazione di offerte e stmtmre 
idonee. Per sviluppare ulteriormente sui 
piano dei metodi e dei centenuti il men-
toring in politica il progetto fruisce di un 
accempagnamento scientifico. 

Priorità 3: pari opportunità aile elezioni 
federali del 2003 

In primavera si è avute un incontro fra 
il gmppo di lavoro Politica e le delegate 
aile pari opportunità dei partiti. L'obiet-
tivo era di scambiare pensieri e idée pre-
liminari sulle possibili attività interparti-
tiche in vista delle pressime elezioni fe-
derali, che si terranno nel 2003. Purtrop-
po, vi hanno partecipate solo le rappre-
sentanti del PS e dei Verdi. In maggio il 
gmppo di lavoro ha incentrato la cancel-
liera fédérale Annemarie Huber-Hotz per 
un colloquio. Il tema deU'incontro erano 
le elezioni del 2003, l'evenmale realizza-
zione di una campagna d'infermaziene e 
di sensibilizzaziene volta a incoraggiare 
l'entrata di un maggier numéro di donne 
al Parlamente, nonché ulteriori misure a 
sostegne delle candidature femminih. 

Nell'ambito di una procedura consul-
tazione, la Commissione ha inoltrato in 
settembre un parère sulla revisione par-
ziale della legge sui diritti politici, espri-
mendosi nuevamente in favore della rea-
lizzazione di una campagna per la pro-
mozione della partecipazione al vote e 
della parità tra i sessi nell'ambito delle 
elezioni al Consiglio nazionale, nonché 
in favore dell'introduzione di quote per 
le liste elettorali (v. priorità 5). 

La Commissione ha inoltre deciso di 
elaborare una nuova guida sui tema don-
ne e politica, avente lo scopo di informa-
re, sensibilizzare e stimelare a prendere 
misure efficaci in vista delle elezioni fe-
derali del 2003.1 principali destinatari sa-
rebbere i partiti, i media e le organizza-
zioni femminili. La guida dovrebbe usci-
re in lingua tedesca, francese e italiana. 

Priorità 4:11 a revisione dell'AVS e 1 a 
revisione della LPP 

Nel 2000 il Consiglio fédérale ha pre-
sentate i messaggi sull'lla revisione del-
l'AVS e sulla la revisione della LPP. La 
Commissione ha perciô smdiato attenta-
mente le proposte contenutevi e ha quin-
di elaborato un parère esaustive. Essa le 
ha invitato a non risolvere i problemi fi-
nanziari inerenti alla sfera AVS/Al esclu-
sivamente a carico delle donne e a realiz-
zare la flessibilizzazione dell'età di pen-

sionamento in mode tale che anche le 
persone aventi reddito modeste possano 
fhiime. Il nuovo disciplinamento della 
rendita per superstiti dovrà configurarsi 
indipendente dalle stato civile e conside-
rare nella débita misura la posizione ef-
fettiva delle donne nel mercato del lavo-
ro. Un'ulteriore importante richiesta 
concerne la la revisione della LPP. Qui la 
CFQF chiede che la questione della dedu-
zione di coordinamento venga assoluta-
mente affientata nell'ambito della cor-
rente revisione, e che tale deduzione sia 
abelita e, per le meno, netevelmente ri-
dotta. Il parère della Commissione è sta-
to inviate sia alla censigliera fédérale 
Dreifuss, capo del Dipartimento fédérale 
dell'intemo, sia aile deputate e ai depu-
tati al Parlamente e aile organizzazioni 
femminih. In seguito si sono avuti degli 
incontri con le deputate federali per di-
scutere i punti che interessano la revisio-
ne. Questi contatti saranno curati anche 
nel corse di quest'anne. 

Priorità 5: elaborazione e pubblicazione 
delle risposte aile consultazioni 

• Parère sut 1 ° e 2° rapporto della Svizzera 
concernente l'attuazione della Convenzio-
ne suM'eliminazione di ogni forma di dis-
criminazione nel confronti della donna 
(CEDAW) (febbraio). La Convenzione del 
1979 suH'eliminaziene di ogni forma di 
discriminazione nei confronti della donna 
(CEDAW) è l'unice ttattate internazionale 
che riguarda specificamente ed esclusiva-
mente le discriminazioni subite dalle donne. 
Per questa ragione è moite importante che la 
Svizzera la ratifichi. 11 rapporto in questio-
ne femisce informazioni complète e det-
tagliate sull'atmale situazione delle donne 
in Svizzera. In mode particolarmente 
chiare illustta la discrepanza tra la situa-
zione giuridica e la simazione di fatte. 
Queste inventario deve fomire lo spunte 
per incentivare l'attuazione della Conven-
zione. La Commissione ritiene necessarie 
in particolare le misure seguenti: 
- aumento della presenza femminile nel-
le posizioni di potere e decisionali, in par-
ticolare nel mondo della peUtica, dell' 
economia e della scienza, 
- creazione di un'assicurazione matemità, 
- priorità al lavoro sui tema della violen-
za contre le donne, 
- l i a revisione dell'AVS e la revisione 
della LPP. 

La Commissione si esprime inoltre in 
favore della firma del 12° protocolle ag-
giuntivo alla Convezione europea per la 
salvaguardia dei diritti dell'uemo e delle 
libertà fondamentali (CEDU) e del preto-
collo facoltativo della CEDAW. 

(n porere è pubblicato integrolmente in 
«Questioni femminili» 2.2001) 
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• Parère sulla revisione del diritto di citta-
dinanza (marzo). La Commissione sostie-
ne mtti gh sforzi aventi come obiettivo di 
semplificare e armonizzare la procedura 
di namraUzzazione. La prassi elvetica è re-
strittiva rispetto a quella dei paesi circe-
stanti e ha come conseguenza di mante-
nere alta in termini statistici la presenza 
straniera. Questa elevata presenza non di-
ce mttavia nulla sui grade d'integrazione 
raggiunte. La maggieranza delle sttaniere 
e degli stranieri della seconda e terza ge-
nerazione sono ben integrati. Inoltre, vi-
vende e laverande in Svizzera, contribui-
sceno al benessere del paese al pari delle 
svizzere e degU svizzeri, pur non godendo 
degU stessi diritti. La CFQF sostiene la re-
visione avanzande le seguenti proposte: 
- namralizzazione agevolata per le gio-
vani straniere e i giovani stranieri cresci-
uti in Svizzera, 

! - acquisto autematico della cittadinanza 
' alla nascita per le straniere e gli stranieri 

della terza generazione, 
- introduzione di una possibilità di ri-
corso contre il rifiute abusive della natu-
ralizzaziene. 

• Parère sui rapporto e suM'avamproget-
to della Commissione degli affari giuridici 
del Consiglio nazionale: iniziativa Parla-
mentäre 96.484 von Feiten (Atti di violen-
za commessi contro le donne perseguiti 
d'ufficio. Revisione deM'articolo 123 CP) e 
iniziativa Parlamentäre 96.465 von Feiten 
(Atti di violenza sessuale commessi nel 
matrimonio, perseguibili d'ufficio. Revisio-
ne degli articoli 189 e 190 CP) (giugno). La 
modifica legislativa propesta rappresen-
ta un passe nella buena direzione. La cea-
ziene sessuale e la violenza camale cen-
sumate nell'ambite dell'uniene coniuga-
le verrebbero cosi perseguite d'ufficio, e 
non più solo a querela di parte come fi-
nora. Ciô seddisfa una richiesta formula-
ta tempo addietro dalla CFQF. Un'ulte-
riore modifica concerne le lesieni perse-
nali semphci, nonché le reiterate vie di 
fatto e minacce tra coniugi e partner, che 
pure sarebbero perseguibili d'ufficio. An-
che questa nuova regolamentazione ap-
pâte oppermna. Per quanto conceme la 
prevista possibilità di sespendere la pro-
cedura pénale (nuovo art. 66ter), la Com-
missione chiede che una procedura pes-
sa essere transiteriamente sespesa solo a 
condizioni chiaramente prestabilite. Un 
importante criterio è in particolare che 
l'autore del reato abbia intrapreso passi 
concret! e comprevabili per modificare il 
proprie comportamento ed evitare di ri-
petere simili reati. Perciô deve per esem-
pio frequentare un programma di adde-
stramente sociale o sottoporsi a un trat-
tamente terapeutice. Se l'autore del rea-
to non rispetta le condizioni deve essere 
possibile riawiare la procedura. Altri-

menti queste disposto legislative non 
esplica il suo scopo préventive. 

(n parère è pubblicato intégralmente in 
«Questioni/emminili» 2.2001) 

• Parère sulla revisione del Codice delle 
obbligazioni (congedo di maternità) (set-
tembre). La CFQF respinge la revisione 
del GO propesta dai Consiglio fédérale. 
Entrambe le varianti contenute nel pro-
getto sono assolutamente insufficienti e 
non seddisfano minimamente l'esigenza 
di garantire una sicurezza finanziaria per 
la matemità. Per vera sicurezza finanzia-
ria la CFQF intende la necessità di garan-
tire un reddito per almeno 16 settimane 
durante la sospensiene dell'attività lu-
crativa determinata dalla matemità e di 
disciplinare il finanziamento in mode da 
raggiungere la massima solidarietà tra i 
sessi e le generazioni. La Commissione in-
vita il Consiglio fédérale a presentare una 
nuova e migliore preposta. 

(Jl parère è pubblicato intégralmente in 
«Questioni/emminili» 2.2003) 

• Parère sulla revisione parziale della leg-
ge fédérale sui diritti politici (settembre). 
La Commissione appreva la revisione e 
appreva in particolare il fatto che il Con-
siglio fédérale abbia deciso di creare una 
base legale per la realizzazione di cam-
pagne d'infermaziene e di sensibilizza-
ziene intese a promuovere la partecipa-
zione al veto e le pari oppormnità fra i 
sessi nell'ambito delle elezioni al Consi-
glio nazionale. Questa propesta era già 
stata presentata al Consiglio fédérale dal-
la Commissione nel 1998. Per adempiere 
il mandate costituzionale della parità ef 
fettiva tra donna e uomo sono mttavia ri-
chieste altre misure. Una misura neces-
saria è rappresentata dalle quote per le li-
ste elettorali, alla cui introduzione la pre-
posta revisione purtreppe rinuncia. 

(Il parère è pubblicato intégralmente in 
«Questioni/emminili» 2.2003) 

• Parère sulla revisione parziale del dirit-
to d'asilo (settembre). Quando si parla di 
question! d'asilo e migrazieni sia le auto-
rità che il grande pubblico pensane es-
senzialmente alla simazione in cui si tro-
vano gli uomini stranieri. Sono loro, in-
fatti, a fungere da métro di paragone per 
le misure decretate in materia di asile. La 
simazione delle donne richiedenti l'asile 
è spesso moite diversa da quella degli uo-
mini. Nel disegne di legge e nel rapporte 
illustrative manca tuttavia cempleta-
mente la prospettiva di génère. Nella sua 
risposta la CFQF si esprime perciô su una 
série di articoli di legge che ritiene parti-
celarmente importanti per le donne. Essi 
riguardano per esempio la definiziene 
degli stati di origine o provenienza cen-
siderati sicuri per quanto riguarda le per-

secuzioni (regolamentazione «safe coun-
try») o anche la limitaziene della scelta 
dell'assicuraziene malattie cui seggiac-
ciono le persone richiedenti l'asile o bi-
segnose di protezione che non beneficia-
no di un permesso di dimora. 

(R parère è pubblicoto integrolmente in 
«Questioni/emminili» 2.2001) 

Priorità 6: Pubblicazione della rivista 
«Questioni femminili» 

Per la ricortenza del 25° di attività del-
la Commissione è uscite in giugno un nu-
méro speciale di «Questioni femminili». 
Oltre a trattare principalmente il tema 
del mentoring (v. priorità 2), esse présen-
ta - nelle versioni tedesca, francese e ita-
liana - un articelo sui «25 anni della Com-
missione fédérale per le questioni fem-
minih», centenente una panoramica del-
le attività della CFQF dal 1976. 

Il numéro di dicembre era dedicate al 
tema deir«accogIienza dei bambini» (v. 
altri temi). 

Priorità 7: Rinnovo dell'immagine/dello 
stile di comunicazione della Commissione 

All'inizio dell'anno è uscita - in versio-
ne tedesca, francese e italiana - una de-
cumentazione di base sui compiti e le at-
tività della Commissione. Essa è stata in-
viata aile organizzazioni femminili, aile 
donne e agli uomini in politica, ai parti-
ti, ai media, nonché a una vasta cerchia 
di persone interessate, tra le quali anche 
le delegate aile pari oppormnità attive in 
seno ai dipartimenti e agli uffici federali. 

Inoltre è stato allestito il site intemet 
della Commissione. Da dicembre le infor-
mazioni sulla CFQF sono reperibili anche 
sette www./rouenkommission.ch. 

3. Altri temi 

Parère sulla promozione della donna 
nell'Amministrazione generale della 
Confederazione 

In una lettera al censigliere fédérale 
Kaspar Villiger, capo del Dipartimento fédé-
rale delle finanze, la CFQF ha preso posi-
zione sui 2° rapporte delI'Ufficie fédérale 
del personale al ConsigUo fédérale, intito-
lato «Il seconde période di promozione 
della donna nell'amministrazione genera-
le della Confederazione 1996-1999». La 
Commissione si è occupata di questo rap-
porte nella seduta plenaria del 22 feb-
braio, chiedendo a Barbara Selong Vogt, 
responsabile dei programmi premoziona-
li delI'Ufficie del personale, informazioni 
sui prowedimenti che la Confederazione 
ha realizzato o prevede di realizzare. Per il 
terzo periodo di promozione 2000-2003 la 
CFQF ritiene necessarie delle misure nei 
seguenti settori: 
- messa a punto di un Controlling effica-
ce della parità. 

Frauenfragen 1.2002 
Questions au féminin 
Questioni femminili 109 



Rappor to d 'a t t i v i t à 2001 

- aumento della presenza femmirüle tta i 
quadri, 
- miglioramento della conciliabihtà tta fa-
miglia e professione per enttambi i sessi, 
- aggiornamento obbUgatorie in materia 
ch parità per i quadri e possibilità di ag-
giornamento per le delegate alle pari op-
portunità dei dipartimenti e degli uffici. 

(H parère è pubblicoto integrolmente in 
«Questioni/emminili» 2.2001) 

Accoglienza extrafamiliare dei bambini 
e professioni hei settore della cura 
(v. priorità 6) 

A circa dieci anni dalla pubblicazione 
del rapporto della Commissione fédérale 
per le questioni femminili sulla sorve-
glianza extrafamiliare dei bambini e ra-
gazzi (1992) la carenza di posti d'acce-
glienza per i mineri di ogni età è nueva-
mente oggetto di dibattito nella politica 
elvetica. La Commissione ha perciô stu-
diato le proposte e gli sforzi intrapresi di 
récente. A Regula Emst del Comitate di 
lavoro donne 2001 (ARGEF 2001) ha chie-
sto di illustrare le attività svelte dall' 
ARGEF dal Cengresso svizzero delle donne 
del 1996 in poi. In queH'occasiene erano 
State apprevate alcune riseluzioni sul-
l'argemento. L'ARGEF si era in seguito 
impegnata a cencretizzarle. La censiglie-
ra nazionale Jacqueline Fehr ha quindi il-
lustrato l'iniziativa Parlamentäre sugli 
incentivi finanziari alla creazione di po-
sti d'accoglienza fueri deU'ambite fami-
liäre, da lei presentata durante la sessio-
ne primaverile delle Camere. Gli incenti-
vi finanziari richiesti costimisceno un 
programma d'impuiso che consentireb-
be di creare un numéro maggiere di po-
sti d'accoglienza per i bambini. Nella suc-
cessiva discussione con le relatrici è 
emerse che, a livello sia fédérale che can-
tonale e regionale, è urgentemente ri-
chieste un maggiere impegno per con-
sentire tanto alle donne quanto agli uo-
mini di conciliare meglio le esigenze pre-
fessienali e familiari. La creazione di un 
maggier numéro di posti d'accoglienza 
comporta anzitutte un maggiore fabbise-
gno di aziende gestite con criteri prefes-
sienali e dotate di personale qualificate. 
Per approfondire la questione della si-
tuazione problematica in cui si trovano le 
educatrici della prima infanzia e le re-
spensabili di asili-nide, Ia Commissione 
ha invitato Ulla Greb-Menges, direttrice 
deH'Associazione svizzera degli asili-ni-
de. Essa ha illustrato nella seduta plena-
ria dell'll settembre l'evoluzione della 
professione di educatrice/educatore e 
delle professioni affini, nonché gH sforzi 
compiuti per creare nuovi e miglieri per-
cersi di formazione e perfezionamente 
per queste professioni. II previste disci-
plinamento delle professioni sanitarie e 
sociali nell'ambito della nueva legge sul-

la formazione professionale dovrebbe, da 
un lato, creare per tutta la Svizzera una 
regolamentazione uniforme e, dall'altre, 
assicurare l'accesse alla formazione pro-
fessionale superiore. 

Prestazioni complementari per le 
famiglie e politica della famiglia 

Christian Marazzi, membre della CFQF 
e coautore di una valutazione del model-
lo ticinese degli assegni di famiglia, ha 
presentate durante la seduta plenaria del 
28 giugno i risultati di questa valutazio-
ne. 11 medello ticinese degli assegni di fa-
miglia (legge dell'll giugno 1996) è in-
fatti stato oggetto di grande attenziene 
nel dibattito politico, dato che viene in-
dicate come un medello da imitare per 
mtta la Svizzera. 

Le attività in materia di politica fami-
liäre realizzate dalla Commissione fédé-
rale di coordinamento per le questioni fa-
miliari (COFF) hanno suscitate un vivo in-
téresse in seno alla CFQF. Alcuni suei 
membri hanno partecipate ai convegni 
organizzati dälla COFF sulla politica fa-
miliäre messa in atto di récente a livello 
fédérale e cantonale e sui modelli di com-
pensazione delle spese sostenute dalle fa-
migUe, e hanno quindi infermate il plé-
num della CFQF sulle discussioni avute in 
quell'ambite e sulle raccemandazieni in 
materia di politica familiäre. 

Progetti d'intervento contro la violenza 
maschile 

Nella seduta plenaria del 22/23 novem-
bre a Zurigo la CFQF si è occupata del pro-
getto d'intervento zurighese contro la vio-
lenza maschile ZIP e del centte d'interven-
to contte la violenza demestica del Canton 
Zurigo IST, create di récente per assicurare 
un seguito al progetto. Le relatrici erano 
Martha Weingartner, collaboratrice del-
rUfficie per la parità tra donna e uomo del-
la Gittà di Zurigo ed ex cendirettrice di ZIP, 
Marlene Eggenberger, cendirettrice di IST 
ed ex cendirettrice di ZIP, e Riccardo Stei-
ner, cendirettere di IST. 11 progetto ZIP rap-
presenta un medello per altre città e can-
toni. L'idea portante di ZIP è la ceeperazio-
ne: mtte le attrici e gU attori, gU enti pri-
vati e le istimziorù statali che si occupano 
di violenza nella ceppia devone, ricorten-
do ai loro mezzi specific!, coordinare la lo-
ro azione e perseguire gli stessi obiettivi, 
ossia proteggere le vittime, porte un frêne 
alla violenza e responsabilizzare gli autori. 
In occasione delle tavelé retende, tenutesi 
per la prima volta nel 1998, si erano cerca-
te delle sttategie comuni, alcune delle qua-
li seno già state attuate. 

Incontri delle deputate al Parlamento 
Come di consueto, la présidente e il se-

gretariato della Commissione hanno par-
tecipate agh incontri delle deputate, che si 
tengeno durante le session! parlamentari. 

Traduzione: Romano Comoni 
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Attività 

Commissione fédérale per le questioni 
femminili: Programma d'attività 2002 

1. Priorità 

Priorità 1 : Progetto di mentoring «da 
donna a donna» 

Il progetto di mentoring «da donna a 
donna» è una realizzazione cemune dél-
ia Federazione svizzera delle associazieni 
giovanili (FSAG) e della Commissione fé-
dérale per le questioni femminili (CFQF). 
Esso prevede che delle donne con una 
grande esperienza nella vita politica e as-
sociativa si mettane a disposizione per 
un anno in veste di mentor, con il com-
pile di consigliare e sostenere una giova-
ne, la mentee, consentendole di appro-
fittare della propria esperienza e delle 
preprie conoscenze, agevolandele i con-
tatti e discutendo con lei il modo di per-
tare avanti e concretizzare delle rivendi-
cazioni pelitiche. Oltre al programma 
individuale pattuite fra la mentor e la 
mentee, l'ente promotere effie anche un 
programma di perfezionamente per le 
mentee. 

Nel giugno 2002 si cencluderà il secon-
de cicle del programma, al quale parteci-
pano 23 coppie di mtte le regioni lingui-
stiche della Svizzera. In seguito all'ece 
positiva riscontrata dal progetto con il ci-
cle 2000/2001, la FSAG e la CFQF hanno 
deciso di erganizzare tre ulteriori cicli 
negli anni 2002-2005. Lo svelgimente e 
l'esito del progetto saranno oggetto di ac-
cempagnamento e analisi scientifica. Ol-
tre all'obiettive immédiate del mento-
ring - agevelare l'entrata in politica aile 
giovani e permettere 1ère di conescere 
meglio le modalità dell'aziene in politica 
- ci si prefigge pure di aumentare in Sviz-
zera il grade di accettaziene del lavoro di 
formazione politica e di contribuire a 
creare le stmtmre idonee. 

Priorità 2: Pari opportunità aile elezioni 
federali del 2003 

Verrà elaberata una nueva guida sui te-
ma donne e politica per informare, sen-
sibilizzare e stimelare la realizzazione di 
misure efficient! in vista delle elezioni fe-
derah del 2003. Le raccemandazieni del-
la guida si indirizzeranne principalmen-
te ai partiti, ai media e aile organizzazio-
ni femminili. In queste ambito avranne 
un seguito anche i contatti coltivati con i 
partiti negli anni précèdent!. Con la SRG 
SSR idée suisse si chiarirà se per le ele-
zioni del 2003 sarà oppermno effetmare 
nuevamente una ricerca cengiunta sulla 
presenza delle candidate e dei candidati 

nelle trasmissioni preeletterah. Se nel-
l'ambite della revisione parziale della 
legge fédérale sui diritti politici il Parla-
mento accetterà la possibilità di condur-
re per le elezioni al Consiglio nazionale 
una campagna d'infermaziene volta a 
promuovere la partecipazione al veto e le 
pari opporturûtà tra i sessi, e se successi-
vamente il Consiglio fédérale prenderà 
una decisione positiva in mérite, la CFQF 
è prenta a partecipare alla reahzzazione 
di tale campagna. Già nel 1998 essa ave-
va infatti sellecitato il Consiglio fédérale 
a realizzare delle campagne di sensibihz-
zazione prima delle elezioni federali. Nel 
1999 la relativa proposta del Consiglio fé-
dérale si era perô scontrata con l'atteg-
giamente negative del Parlamento. 

Priorità 3: Ridistribuzione del lavoro 
retribuito e non retribuito tra donne 
e uomini 

La Commissione effettuerà un'audizie-
ne sui tema «gli uomini tra impegni pre-
fessienali e privati». Essa servirà a chiari-
re gli ostacoli stmtmrali e psicelogici che 
si frappongeno a un'equa partecipazione 
degli uomini al lavoro demestico e di cu-
ra e le possibilità di ridistribuire il lavoro 
svelte per la famiglia. Si tratterà in parti-
colare di intertogarsi sulle stmtture 
aziendali, risp. erganizzative, atte ad age-
velare una ridistribuzione del lavoro tra 
i sessi. L'audiziene servirà da base per il 
proseguimento dei lavori della CFQF su 
queste tema. 

Priorità 4: Redazione di pareri e verifica 
dell'effetto dei pareri della CFQF sui 
processo législative 

In presenza di progetti di legge e rap-
port! che interessano la parità dei sessi la 
Commissione élabora dei pareri. Le ha fatte 
per esempio per l'avampregetto concer-
nente un cedice svizzere di procedura pé-
nale e l'avampregetto concernente un ce-
dice svizzero di procedura pénale mino-
rile (termine di risposta alla consultazio-
ne: fine febbraio 2002). Questi e altri pa-
reri vengono pubblicati in lingua tedesca 
e francese nella rivista «Questioni fem-
minih» e, in future, si troveranne anche 
al site www./rouenkommission.ch. Non appe-
na il plénum della Commissione ha uffi-
cialmente approvato un parère, il teste 
definitive è a disposizione delle cerchie 
interessate, e ciô talvelta anche prima 
della scadenza del termine di risposta 
alla consultazione. 

In quanto commissione extraparla-
mentare la CFQF si esprime regelarmen-
te nell'ambito delle procédure di consul-
tazione indette dalla Confederazione sui 
temi che riguardano la politica delle 
donne e della parità, come esige il man-
date cenferitole dai Consiglio fédérale. 
Già da tempo la CFQF constata mttavia 
che per molti progetti e revisieni di leg-
ge le sue richieste non seno considerate 
nell'ambite della successiva discussione 
oppure le sono sole in mode del tutte in-
sufficiente. Per questa ragione intende 
analizzare l'effetto che i suoi pareri esph-
cano sui processo legislative. 

Priorità 5: Pubblicazione della rivista 
«Questioni femminili» 

Usciranne due numeri della rivista 
(giugno, dicembre), che tratteranne que-
stioni di atmalità. «Questioni femminili» 
n. 1.2002 avrà quale tema prioritario la si-
tuazione delle donne nelle professioni sa-
nitarie e sociali, nonché i cambiamenti 
che cemporterà per queste professioni la 
nuova legge sulla formazione professio-
nale. Il tema del seconde numéro vertà 
stabilité in primavera. 

2. Altri temi 

Oltre ai temi prioritari già menzienati 
la CFQF si occupa in permanenza di altri 
temi d'atmalità. Fra essi rientrano in par-
ticolare: 
- il diritto del divorzio 
- la violenza centre le donne 
- la formazione professionale 
- la politica del mercato del lavoro e ec-

cupazionale 
- le revisieni delle assicurazioni sociali 

(lia revisione dell'AVS, la revisione 
della LPP, 4a revisione della LAI) 

- l'assicuraziene matemità 
- la migraziene 
- le donne nel mondo della scienza e della 

ricerca, studi di génère 
- lo sviluppo e prospettive della politica 

delle donne e della parità. 
Traduzione; Romano Comoni 
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Akt iv i tâ ten fAct iv i tés /At t i v i tà 

Eidgenössische Kommission für Frauenfragen 
Zusammensetzung für die Amtsdauer 2001 -2003 (Juli 2002) 

Commission fédérale pour les questions féminines 
Composition pour la période administrative 2001-2003 (juillet 2002) 

Commissione fédérale per le questioni femminili 
Composizlone per il periodo di carica 2001-2003 (luglio 2002) 

Präsidentin / Présidente: 
Chiara Simoneschi-Cortesi, politica, Cemane 

Vizepräsidium / Vice-présidence: 
Elisabeth Freivogel, lie. iur LL.M., Advekatin, Binningen 
Enrico Violi, lie. phil.l, Sezialwissenschafter, Zürich 

Mitglieder / Membres: 
Ursula Angst-Vonwiller, Journalistin/Sekundarlehrerin 
Evangelischer Frauenbund der Schweiz EFS/FSFP, Zürich 

Verena Bürgi-Burri, Krankenschwester/Familienfrau 
Schweizerischer Katholischer Frauenbund SKF, Luzem 

Dr. phil. Marie-Claire Caloz-Tschopp, Maître d'enseignement 
et de recherche, Genève 

Christine Davatz-Höchner, Fürsprecherin und Notarin 
Schweizerischer Gewerbeverband, SGV/SAM, Bem 

Olga Gamma Ammann, lie. iur.. Rechtsanwältin 
Schweizerischer Verband für Frauenrechte, svf/adf, Gmb 

Nathalie Imboden, lie. phil. hist. 
Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB/USS, Bem 

Dr. iur. Pascal Mahon, professeur de droit censtimtionnel, 
Neuchâtel 

Carlo Marazza, lie. iur., direttore L\S, Bellinzona 

Kathrin Martelli, Stadträtin, Vorsteherin Tiefbau- und 
Entsergungsdepartement der Stadt Zürich 

Carmen Meyer-Sommer, Vizepräsidentin alliance F 
alliance F / Bund Schweizerischer Frauenerganisationen, Bem 

Urs F. Meyer, lie. iur., Fürsprech und Notar 
Schweizerischer Arbeitgeberverband, Zürich 

Claudia Michel, dipl. Geegrafin, Bern 

Elisabeth Röösli Zingg, lie. phil.l, Jeumalistin, Hinterkappelen 

Marianne Schnüriger, Bemfsinspektorin 
Christhchnationaler Gewerksehaftsbund der Schweiz, 
CNG/CSC, Zürich 

Patricia Schulz, avocate, directrice du Bureau fédéral de 
l'égalité entre femmes et hommes, Beme 

Suzanne Steiner-Weck, Geschäftsleitung VSAM 
Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbände 
VSA/FSE, Zürich 

Ruth Streit-imhof, paysanne diplômée/employée de commerce 
Union des paysannes suisses UPS/SLFV, Bmgg 

Kathrin Uhlmann, Vizepräsidentin SGF 
Schweizerischer Gemeinnütziger Frauenverein SGF, Lenzburg 

Frauenfragen 1.2002 j 
Questions au féminin I 
Questioni femminili 1 1 1 2 



Mit diesen <Frauenfragen> haben wir uns In den letzten Nummern auseinandergesetzt: 
Les derniers numéros ont traité de ces diverses (questions au féminin>: 

Nr. 2. 2001 
Kinderbetreuung 
La prise en charge des enfants 

Nr. 1.2001 
25 Jahre EKF. Mentoring in der Politik 
Les 25 ans de la CFQF. Le mentoring en politique 

Nr. 2. 2000 
Häusliche Gewalt: Wie intervenieren? 
Violence domestique: Comment intervenir? 

Nr. 1.2000 
Politische Partizipation 
La participation politique 

Nr.2.1999 
Migration 
La migration 

Nr. 1.1999 (vergriffen/épuisé)' 

Cender Mainstreaming 
L'approche intégrée de l'égalité entre les femmes et 
les hommes 

Nr. 2. 1998 (vergriffen/épuisé)' 
Berufswahl und Berufsbildung von Frauen 
Choix et formation professionnels des femmes 

Nr. 1. 1998 

Frauen- und Ceschlechterquoten in der Politik 
Les femmes et les quotas en politique 

Nr. 2-3.1997 
Zivilstands(un)abhängigkeit 
Dépendre ou non de l'état civil 

Nr 1.1997 (vergriffen/épuisé)* 
Gewalt an Frauen 
La violence contre les femmes 

Tagung «Tolérance Zéro». Colloque «Tolérance Zéro» 

Nr 3.1996(vergriffen/épuisé)' 
Gesundheit 
La santé 

Nr. 2.1996 (vergriffen/épuisé)* 
Jubiläum 20 Jahre EKF. Hearing Männerforschung 
Célébration des 20 ans de la CFQF. Hearing: Recherche sur 
les hommes 

Nr. 1, 1996 

Politik 
La politique 

Nr. 2-3. 1995 
Mutterschaftsversicherung 
L'assurance maternité 

Nr. 1.1995 
Frauenrechte - Menschenrechte 
Droits de l'homme - Droits de la femme 

Nr.3. 1994 
Bäuerinnen 
Paysannes 

' Vergriffene Nummern können ausgeliehen werden. Tel. 031 322 92 75 

' Les numéros épuisés peuvent être empruntés. Tél. 031 322 92 75 

Bestellung 

• Ich abonniere «Frauenfragen» (2 Nummern/Jahr, gratis) 

Ich bestelle die Übersicht der Themen von 
«Frauenfragen» 1978-2001 (gratis) 

Ich bestelle folgende Einzelnummern von «Frauenfragen» 
(gratis) 

Commande 
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en Je commande le Sommaire détaillé de «Questions au 
au féminin» 1978-2001 (gratuit, seulement en allemand) 

• Je commande les numéros suivants de «Questions au 
féminin» (gratuit) 
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